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ich mich in der demselben v orangeschickten , schon 
vor zwei Monaten geschriebenen, Einleitung näher 
ausgesprochen. IcJl hatte anfangs im Sinn, den Inhalt 
dieses Bandes in lateinischer Sprache zu bearbeiten, 
und gab im Februar d. J., da ich gerade zu dispu- 
tiren hatte, einen Theil der Arbeit unter dem Titel: 
De lege Saxonica, die VI IL m. Februarii a. 1834. 
lata, Comrnentarü Pars I. Ups. 1835. (IV. und 
65. SS* 8.) heraus. Allein meine Herrn Verleger 
wünschten eine deutsche Bearbeitung des Gegen- 
standes, und ich glaubte, diesem Wunsche ent- 
sprechen zu sollen. Freilich konnte ich es nicht über 
mich gewinnen, die gedruckte Pars I. in einer blossen 
Uebersetzung einzuschieben, um so weniger, als ich 
in derselben Manches, namentlich das gemeine 
Recht, zu kurz behandelt, von der andern Seite 
Einiges ausgeführt hatte, was hier wieder zu berühren 
nicht nöthig war. Ueberhaupt wird man bei einer 



Digitized by Google 



IV 

I 

Revision einer früheren Arbeit, wenn sie auch 
so bald auf die erste Arbeit folgt, immer zuzusetzen 
und zu ändern finden, und so ist daher hier jene 
Pars I. , auch abgesehen von der Sprache, zum gross- 
ten Theile in einer völlig andern Gestalt unter dem 
Uebrigen enthaltend ... > \ 



Leipzig d. 13. Mai 1835. 

. _ ■ _ m 

—ti^ 7.räi-. , , ,, 

I 

: f T in:;!» 'ff 



Wächter. 



I • I 



Digitized by Google 



>. i. . M ••' ai>« « .!*►»••• .1 — ' *• * K»*r . • «..;;#/.*»» i > »{» 

» fit« r »•»•,#> »l> * ' • < • 1 i" *. 1 «■ • • ' • » ' I • • 
\a. ■< , •*.: • »'' - ■.»'•• .« .;. *•:•: 
»r:«*Hi!- • .'»l . .• » •* • •. n 

* . . Inhaltsübersicht 

* ' .'.;»« » 

Einleituog. 8.1-19. , s „ 

Erster Abschnitt. Römisches, gemeines Deutsches und älteres Sach- 
•. »isekes Recht über Entführung, Mothzucht und die Unzuch tsver- 
brechen im engeren Sinn. S. 20 — 213. 

fir stes €*f. Entführung, Nothzucht und f. g. unfreiwillige 

Schwächung. 8. 20—101. 

I. Nothzncht. Einleitung, S. 2t — 23. A) Rom. Recht. 

,;*; 'S. 23**- 25. B) Gemeines Deutsches Recht S. 25 — 32. 
, i, ... ». C) Aeiteres Sachs. Recht, S. 32 — 30, 

Mi II» Unfrei willige Schwächung imeng.Sinn. S.36 — 41. 

III. Entführung. Einleitung. S» 41. 42. A) Rom. Recht. 
S. 42^-67. B) Canonisches Recht. 8.. 67—71. C>. Ge- 
meine! Deutsches Und älteres Sachs. Recht 8. 71 ~ 101. 

Zweites Cap. Ehebruch und Bigamie. 8. 102—161. 

I. Ehebruch. A) Rom. Recht. S. 102 — 122. B) Gemeines 
Deutsohes Recht. S. 122 — 132. C) Aeiteres Sachs. Recht, 
8. 132— r44. 

II. Rigamie. A) Römisches und gemeines Deutsches Recht. 
S. 144 — 155. B) Aeiteres Sachs. Recht S. 155 — 161. 

Drittes Gap. Unzuchts verbrechen im engsten Sinn . 

8. 162 — 204. U.' 

A) Rom. Recht. 8. 162 — 176. B) Gemeines Deutsches 
■ , , Recüt S,*76-189, C) Aeiteres Sachs. Recht fl. 169- 204. 

Viertes Cap. Kuppelei. S. 204 — 213. . » 

.:; Kialeftttng* S. 304.205. A) Rom. Recht S. 205 — 207. 
B) Gemeines Deutsches Recht S. 207 — 210. C) Aeiteres 
v i .. Süchs. Recht S. 210 — 213. 

Zweiter Abschnitt. Neuestes Sächsisches Recht mit Rucksicht 
auf das Preussi s che Landrecht, auf das O österreichische 
nnd Baieris che Str. G, R., und die B aierischen. Hanno- 
verschen und Württembergischen Str. G. Buchsentwürfe. 
8. 214—386. 

Einleitung. 8.214—217. 

Erstes Cap. Geschichte und Abdruck des K. Sachs. Ge- 
setzes vom 8. Febr. 1B54. 8. 217 — 242: 

Zweites Cap. Ueber die Auslegung der in den Constitutio- 
nen en Staaten mit Zustimmung der Stände gegebenen 
Gesetze überhaupt, und des Süchs. Gesetzes vom 8. Febr. 
4834 ins Besondere. 8» 242 — 249. 



Digitized by Google 



Drittes Cap. Allgemeine Grundsatze über die Anwendung 
des Gesetzes, und über die Verbreeben» von welchen es 

handelt. S. 249— 272. 
/ I. Gegenstand des Gesetzes und Verhältniss desselben zum 

früheren Rechte. S. 249—252. II. Festsetzung des Stral- 
maasses im einzelnen Falle. S. 253 — 262. III. Consum- 
mation der Verbrechen, von welchen das Gesetz handelt. 
8. 262— fififo W< Verfahren von Aatowegen . S. 266—2(39. 
V. Verjährung der Verbrechen, von denen das Gesetz han- 
delt. S. 269— 272. 

Viertes Cap. Nothzucht. S. 272 — 300. , 

I. Princip und Begriff. S. 272 — 275. II. Thatbestand. 
. S. £75 — 286. III. Strafe. S. 286^-291. IV. Quaüticirte 
\ Nothzucht. S. 291 —298. V. Verfahren von Am» 

S. 298 — 300. 

F An f te s C a p. Unfrei wilüge Schwächung im engern 

S. 300—310. .->'■ 

Sechstes Cap. Entftlhnrog. S. 310— 333. 

I. Einteilung und Begriff. S. 310— 313. t n. Entführung 
lum Zwecke der Unzucht 8. 314—327. HI. Entführung 
■"• 'zum Zwecke der Ehe. S. 327 —332* IV« Einschreiten von 
Amtswegen* S. 332 — 333. : 

£ i e b* n te s C « p. Ehebruch. S. 333 — 355.' 

I. Uebersicht und Vergleichung mit andern JegislaÜTen 
' Arbeiten. S. 333 — 337. IL Erläuterung des Gesetzes (A. 
r \ ■ > • 'i Begriff. B. Ehebruch bei nichtiger Ehe. C. Bestimmung 
...>>,/ der Strafe. 1 D. Gemilderter Ehebruch. E. Denunciation 
und Einschreiten von Amtswegen. F. Verzeihung. G. Ver- 
leiten zum Ehebruche durch Betrug. <HV Üuasi-adulterium 
.'.v ' * und bina sponsalia eodem tempore}. 8. *37 - i -355. 

Achtes Cap. Bigamie. B. 355 -36* ' ? 

I. Gesichtspunkt, Begriff und Thatbestand. S. 355 — 364. 
<>"H. Strafe. S. 364— 367.' 1 < ; u* ^ 

N e i nf e s C a p. Unzuchteterbrechen im engsten Sinn. 

S 367 — 379 ' * 

«V>? 1. WideniAtuTliche IJnzucht S* 368--Ä70. II. Incest. 
i g 370 374. . HI, i Schwächung und Miasbrauch zur Un- 
zucht. S. 374— 378. IV.:Hurer«L S. 378— 379. V. Ueber 
F Concubinat, S. 379. . A*Wr*<? '* ^ 

Zehntes Cap. Theilnahme an der Unzucht Anderer, ins 
Besondere Koppelei; ».300 —386. 




Digitized by Google 



Anfange des Jahres 1833 wurde über die Bestrafung der 
Entführung, der Nothzucht und der übrigen Verbrechen, welche 
man unter der Benennung der Fleisches- oder Unzuchtsverbre- 
chen im weitesten Sinne zu begreifen pflegt, ein umfassendes 
Gesetz für das Königreich Sachsen gegeben. In den Vorle- 
sungen, welche ich in Leipzig über Strafrecht zu halten habe, 
liegt mir ob, neben dem gemeinen Aechte auch die Bestimmun- 
gen unsres particulären Rechts, somit auch die jenes Gesetzes 
zu entwickeln. Allein ich fand, dass die Zeit, welche den aca- 
demischen Vorträgen über Strafrecht zugemessen ist, nicht hin- 
reichte, um neben dem übrigen reichen Stoffe, welcher den 
Gegenstand dieser Vortrage bildet, das berührte Gesetz in allen 
seinen Beziehungen , besonders in Betreff der beiden zuerst ge- 
nannten Verbrechen, so zu erläutern, wie diess mir zum Zwecke 
des Studiums und des künftigen praktischen Bedürfnisses erfor- 
derlich schien. Dazu kam, dass dieses Gesetz, namentlich in 
Hinsicht auf Festsetzung und Ausmessung der Strafen, zumTheile 
auf Principien beruht, welche der bisherigen Sächsischen Legis- 
lation und Praxis beinahe ganz fremd waren, deren genaue Ent- 
wicklung aber in den Vorlesungen unverhältnissmässig viel 
Zeit in Anspruch nehmen würde, und über deren Anwendung 
und Durchführung bereits viele Zweifel und sehr verschiedene 
Ansichten entstanden sind. 

Diese Umstände durften es hinlänglich rechtfertigen, wenn 
ich mich aufgefordert fühlte, den Inhalt jenes Gesetzes in einem 
besonderen Werke, und nicht blos für meine Zuhörer, zu be- 
arbeiten. 

Ich fand jedoch hierbei bald, dass diese Entwicklung auf 
eine genügende Weise sich nicht geben liess, ohne sie an das 
anzuknüpfen , was früher über die genannten Verbrechen nach 
gemeinem and nach Sächsischem Rechte gegolten hatte, und mit 

1 



dem ed vergleichen, was die neueren Deutschen Strafgesetzge- 
bungen und Strafgesetzentwürfe über jene Verbrechen enthielten. 
Denn unser neuestes Gesetz ist, wie diess beinahe jede neue 
Gesetzgebung seyn wird, grösstenteils das Resultat der Rich- 
tung, welche die Praxis in neuerer Zeit genommen hat, und 
der in unsrer Zeit überhaupt herrschenden doktrinellen und legis- 
lativen Ansichten. Jene Richtung aber, und die Ansichten, 
welche jetzt herrschen, bekommen ihre volle und genügende 
Erklärung nur durch eine genaue Entwicklung des Ganges, 
den die früheren Gesetzgebungen und die früheren Ansichten 
genommen hatten, und so müssen wir, um das, was nun be- 
steht, gehörig und befriedigend darstellen zu können, notwen- 
dig auf das zurückgehen, was früher bestanden hat. 

Und wenn man auch hiervon absehen will, so dürfte diese 
Behandlungsart gerade bei denjenigen Verbrechen, welche den 
Gegenstand dieser Schrift bilden, noch in anderen Hinsichten 
ein besonderes Interesse haben. Die Geschichte dieser Verbre- 
chen bildet einen nicht unwichtigen Theil der Culturgeschichte ; 
die Frage über ihre strafrechtliche Behandlung hängt bei ihnen 
besonders enge zusammen mit den Sitten und der Aufklärung 
der verschiedenen Zeiten, mit der Lage und dem Charakter des 
Volkes, und mit den Ansichten, welche in den verschiedenen 
Zeiten über den Einfluss, der dem religiösen, sittlichen und po- 
litischen Elemente auf das Strafrecht gebühre, herrschten. Da- 
bei lässt sich bei der Geschichte eines grossen Xheiles dieser 
Verbrechen besonders auffallend der Entwickelungsgang der Pra- 
xis bemerken, wie sie, .freilich auf eine, wenigstens meiner An- 
sicht nach, nicht zu billigende Weise, das starre und ihr zu 
hart scheinende Gesetz mittelst allerhand Interpretationen und 
Fictionen, mittelst Deutungen, durch die es beschränkt, gemil- 
dert, removirt wird, mit ihren oder mit den Ansichten der Zeit 
in Einklang zu bringen sucht, wie allmälig dadurch das Ge- 
setz immer mehr an Ansehen verliert, und wie es am Ende 
der Macht und dem Willen der Praxis ganz unterliegt. 

Aus diesen Gründen hauptsächlich glaubte ich eine histo- 
risch-dogmatische Erörterung der genannten Ver- 
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brechen nach Römischem, gemeinem Deutschen nnd 
nach dem früheren Sächsischen Rechte dem Commen- 
tare über das mehr erwähnte Sächsische Gesetz voranschicken, 
und mit diesem Gommentare eine genaue Vergleichung 
anderer Deutscher Gesetze und Gesetzesentwürfe 
der neueren Zeit verbinden zu müssen. In beiden Beziehun- 
gen ist jedoch , was das Einzelne und die genauere Entwicke- 
lung desselben betrifft, mein Hauptzweck auf eine ausführliche 
Entwicklung der Grundsätze über Entführung und No th- 
zucht gerichtet. Denn unser Gesetz scheint besonders über 
diese Verbrechen einer genauen Erörterung zu bedürfen; auch 
habe ich , was das gemeine Recht anbelangt , über diese Ver- 
brechen, und namentlich über das der Entführung, bei welchem 
noch manche Lücke zu ergänzen seyn möchte, in meinem Lehr- 
buche nicht so ausführlich mich verbreitet, wie es hätte gesche- 
hen sollen. Die übrigen Unzuchtsverbrechen glaubte ich bei der 
Ausführlichkeit, mit welcher ich zum grösslen Theile in meinem 
Lehrbuche von ihnen handelte, hier etwas kürzer behandeln zu 
können, und dabei hauptsächlich nur auf die Punkte eingehen zu 
müssen, über welche in -meinem Lehrbuche genauere Erörterun- 
gen sich nicht finden; und so soll in den genannten Beziehun- 
gen die r erste Abtheilung dieser Schrift zugleich eine wesentliche 
Ergänzung meines Lehrbuches bilden. 

Durch diese Behandlung des vorliegenden Stoffes kann die 
Schrift auch für diejenigen Leser einiges Interesse bekommen, 
welchen das Sächsische Recht nicht von Wichtigkeit ist. Zu- 
gleich dürfte sie einen Versuch über die Art und Weise enthal- 
ten, wie nunmehr unsre particulärcn Gesetzgebungen — und 
wir stehen jetzt auf dem Punkte , bald Alles particularisirt zu 
sehen — zu bearbeiten , und mit dem Gemeinsamen zu verbin- 
den seyn möchten. 

Uebrigens ist die Darstellung des älteren Sächsischen Rech- 
tes auch schon an sich für gemeines Recht und für gemeine 
Praxis nicht ohne Wichtigkeit. Diejenigen Männer, von wel- 
chen mau wohl wird sagen können, dass sie hauptsächlich auf * 
die Bildung und Richtung der gemeinen Deutschen Strafrechls- 

1* 
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praxis einwirkten, waren Sächsische Juristen. Es wird ge- 
nügen, in dieser Hinsicht an B er lieh und Benedict Carp- 
zov aus dem XVII., an Augustin Leyser und Carl Fer- 
dinand Hommel aus dem XVIIJ. Jahrhundert zu erinnern. 
Alle diese Juristen bearbeiteten in ihren Schriften neben dem 
gemeinen Rechte zugleich auch das Sächsische Recht vom Stand- 
punkte der Sächsischen Gesetze und der Sächsischen Praxis 
aus. Ihr Ansehen gab der Sächsischen Praxis auch ausserhalb 
Sachsens bedeutendes Ansehen und verschaffte ihr besondere 
Rücksicht auch in andern Gerichten. Dabei trennten diejenigen, 
welche die Schriften jener Männer benutzten, das, was in die- 
sen Schriften über das Sächsische Recht gesagt ist, nicht immer 
gehörig von dem, was darin über das gemeine Recht ausgeführt 
ist, und so kam es, dass Sächsisches Recht und insbesondre 
Sächsische Praxis nicht selten in die gemeine Praxis über- 
gingen , und so eine ganz besondere Bedeutung für das gemeine 
Recht haben. 

m 

Selbst aber auch Dasjenige, was über das neue Gesetz zu 
sagen ist, kann grossentheils ein allgemeineres, nicht blos auf 
Sachsen beschränktes, Interesse in Anspruch nehmen. Unser 
Gesetz stimmt in Vielem, stimmt namentlich beinahe durchaus 
in seinen Principien mit den neueren Deutschen Legislationen 
überein. Was also über dasselbe auszuführen ist, gilt auch 
grossentheils von den andern neueren Deutschen Gesetzen, die 
von dem gleichen Gegenstande handeln. Ausserdem kommen da- 
bei manche Fragen zur Sprache, welche an sich eine allgemeine 
Wichtigkeit haben , aber bis jetzt , meines Wissens, noch nicht 
besonders behandelt worden sind. Hierher gehört namentlich 
die Frage, in wie fern und in wie weit in den constitutione!- 
len Deutschen Staaten , in welchen zur Gültigkeit eines Geset- 
zes die Zustimmung der Stände nothwendig ist, von den stän- 
dischen Verhandlungen zur Auslegung und Kritik der Ge- 
setze Gebrauch gemacht werden kann und muss. 

Um denjenigen Lesern, welche mit der Sächsischen Rechts- 
verfassung nicht vertraut sind, die folgenden Erörterungen , so- 
weit sie das Sächsische Recht betreuen, ohne weitere Hülfsmit- 
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tel ganz verständlich zu machen , glaube ich hier noch Einiges 
über die Quellen des Sächsischen Strafrechts, über das von 
den Gesetzen (bis zum Jahre 1833) und von den Gerichten 
angenommene Strafensystem, und über die Gerichts- 
verfasssung bemerken zu müssen. 

In Sachsen gilt im Strafrechte dermalen noch das s. g. 
gemeine Recht. Allein es ist dasselbe, wie in den meisten 
Deutschen Staaten des gemeinen Rechtes, vielfach modificirt 
durch einzelne particuläre Gesetze. Zu den wichtigsten dersel- 
ben für das Criminalrecht , theils wegen ihres umfassenden In- 
halts, theils wegen ihrer allgemeinen Beziehungen gehören: 

1. Die Constitutionen Churfurst Augusts vom Jahre 1572. 
Die Veranlassung zu denselben gab zunächst die, durch die Ver- 
hältnisse jener Zeit und durch den Kampf der Deutschen Ge- 
wohnheiten mit dem eingedrungenen Römischen und Canonischen 
Rechte entstandene, Rechtsunsicherheit und Rechtsverwirrung, 
welche ein grosses Schwanken und grosse Disharmonie in den 
Entscheidungen der verschiedenen Gerichte, und zuletzt die Bit- 
ten der Stände veranlasste, diesem Uebelstande im Wege der 
Gesetzgebung abzuhelfen. Zu diesem Zwecke gab Churfurst 
August den Juristenfacultäten und Schöppcnstühlen zu Leipzig 
und Wittenberg den Auftrag, über die Entscheidung wichti- 
ger zweifelhafter Rechtsfragen ihre Gutachten zu geben. Nach- 
dem diese eingekommen waren, und eine Vorberathung in Leip- 
zig im Jahre 1570 statt gefunden hatte, wurde in Meissen eine 
Zusammenkunft von Deputirten der Leipziger und Wittenberger 
Dicasterialmitglieder, churfürsüicher Räthe und der ständischen 
Ausschüsse im Jahre 1572 zur weiteren Berathung und Bc~ 
schlussnahme gehalten. Das Resultat dieser Gutachten und Be- 
rathungen, welche später gedruckt wurden 1 )* waren die am 



1) Die s. g. ConsiiHationes Saaxmicae. Es giebt zwei Ausgaben der- 
selben: die eine in III T. fof. (T. /. Frcf. ad M. 1599. T. II. Mo- 
gunt. 1600. — Ton diesem Bande erschienen später noch 2 Abdrücke: 
Ursell. 1601. Frcf. ad M. 1608. — T. III. Frcf. adM. 1608.) Die zweite 
von Peter Friderut Mindamis Frcf. adM. 1616. f. — Dieses, Werk, wel- 
ches gleich nach seinem Erscheinen in Sachsen verboten wnrde, ist nicht 
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21. April 1572 gegebenen, und noch in demselben Jahre durch 
den Druck publicirten, so titulirten Verordnungen oder Consti- 
tutionen. JSie bestehen aus 4, übrigens ziemlich kleinen, Thei* 
len,, von welchen der letzte in 48 Constitutionen von peinliehen 
Fällen handelt. 

Dabei wurden noch 9 Constitutionen verfasst, deren Be- 
kanntmachung aber der Gesetzgeber nicht für gerathen hielt. 
Sie wurden daher nur im MSt, (unter der Bezeichnung: «on- 
der liehe Constitutionen) den Dicasterien, jedoch mit dem Auf- 
trage, nach ihnen zu sprechen, zugesendet. Fünf davon be- 
treffen strafrechtliche Gegenstände. Ausserdem hatten die beru- 
fenen Rechtsgelehrten noch über 34 Fragen und Falle ihre An- 
sichten und Gutachten vorgelegt. Allein die Stände waren nicht 
dafür, dass diese Fälle und Entscheidungeil den Constitutionen 
einverleibt würden, sondern meinten, das$ die Schöppenstühle 
und JuristenfacuÜäten diese Fälle für sich behalten sollten, und 
so wurden sie von den Constitutionen ausgeschlossen. Man be- 
greift diese 34 Entscheidungen mit] den angeführten 9 sonderliehen 
Constitutionen unter dem Namen der unedirten Constitutionen. 
Die letzteren 9 haben unbezweifelt Gesetzeskraft, lieber das 
Ansehen der ersteren 34 waren die Meinungen immer verschie- 
den. Ohne Zweifel aber enthalten sie blos theils Privatansich- 
ten der Dicasterien jener Zeit, theils die Ansichten der ange- 
führten Versammlung in Meissen , welche jedoch weder als Ge- 
hlos für die Erläuterung der Constitutionen Ton der grÖssten Wichtig- 
keit, sondern auch für die Geschichte des gemeinen Strafrechts. 
Denn es entwickelt, wenige Decennien nach Erlassung der Carolina, die 
bei den Theoretikern und Praktikern des XVI. Jahrhunderts herrschen- 
den Ansichten über den grössten Theil des gemeinen Strafrechts, und 
es verdiente in der That mehr von unsern Criminaüsten beachtet und 
benutzt zu werden, als diess der Fall zu seyn scheint. — Im Folgenden 
citire ich nach der Frid ersehen Ausgabe, Die Citate nach derselben 
können aber leicht in der andern angeführten Ausgabe gefunden werden 
mit Hülfe der Tabellen, welche gegeben sind in: (P. G. F. Haensel) 
Bemerkungen und J&rcursc über das in dem Königreich Sachsen gültige 6 T t- 
vürecht nach Anleitung von Curtius Handbuch etc. B. I, Leipz, 16'i8. 
S. 5, £ und in H^ubold, hehrbuch des K, Sachs. Privatrechts} zweite 
Amgabe t besorgt von Car, Frid, Guenther, Leipz. 1829. S. 659 £ 
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setze puhlicirt, noch überhaupt zu Gesetzen erhoben wurden, 
und sie haben daher nur in so ferne Kraft, als sie damalige 
Praxis beweisen, und in so weit die spätere Praxis sie beibe- 
halten hat. 2 ) 

2) Die geheimen Instructionen von 1770 und 1783; 
nämlich die Instruction vom 2. Dec. 1770 (besonders über Ab- 
schaffung der Folter und der Landesverweisung, und Anwendung 
ausserordentlicher Sicherheitsmittel bei Verdacht), die ferner, 
weite Instruction vom 27. Mai 1783 , (theils über denselben 
Gegenstand, theils und besonders über Bestrafung von Raub, 
Diebstahl , Unterschlagung , Betrug und Ehebruch , und einiger 
anderer Fleischesverbrechen), und die Bescheidung vom 27. Mai 
1783, (Interpretation der angeführten Instruction von 1770 und 
des über das Verfahren in Untersuchungssachen gegebenen Ge" 
nerale vom 27. Oct. 1770). 

k 

Diese Instructionen wurden vom Gesetzgeber nicht öffent- 
lich bekannt gemacht, sondern nur an die Dicastcrien zur Naeh- 
achttfng schriftlich mit dem Auftrage gesendet, den grösseren 
Theil ihres Inhaltes geheim zu halten. *) 



2) Es beweist sich dieses besonders durch die, diesen Constitutio- 
nen beigefügten, Schiassbemerkungen, und durch den, ihnen vorgesetz- 
ten, Eingang. Ueber diese Fragen s. bes. Car. Glob Guenther Comm. 
de orig. et auetor. constitntiannm Saxonicar. d. a. 1572. quae ineditae 
vuhjo vocantur. 1776. 8. — Hommel giebt in s. rhapsod. quaestionum 
in furo quotidie obuement. cet. ohs. 455. diejenigen von diesen Consti- 
tutionen an, welche der Gerichtsgebrauch anerkannte. Nur ist der Ab- 
druck derselben nicht durchaus genau, (ein Beispiel wird Unten bei der 
Lehre vom Ehebruche vorkommen), auch der Irrthum Hommels a. a. O. 
(der auch in einem, bei H o m m e 1 a. a. O. obs. 474. abgedruckten, Ur- 
theile der Leipziger Juristenfacultät vom J. 1768 vorkommt), als ob 
auch jene 34 Constitutionen den Dicasterien zur Nachachtung zugeschickt 
worden wären, nach dem zu berichtigen, was Günther a. a. O. S. 11. 
12. 49 sq. anfuhrt. 

Die beste Ausgabe der Constitutionen, mit den s. g. unedirten, ist 
die in Chr. Glieb Haubold's Handb. einiger der wichtigsten Chur- 
sächs. Gesetze. Leipz. 1810. 8. 

3) Zuerst wohl ist die Instruction von 1770 in S c h l ö z e r s Staats- 
anzeigen, und die von 1783 in einer in Gera erschienenen staaiswissen- 
sthaftlichen Zcitmg gedruckt worden. Später wurden die sämmtlichen 
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Oas Strafensystem, welches von den Sächsischen Ge- 
setzen bis zum Jahre 1833 und von der Praxis befolgt wird, 
schliesst sich an das gemeine Recht an, weicht aber doch auch 
in Manchem von demselben und von ab , was die 

Praxis anderer Gerichte übt, und was andere Deutsche Particu- 
largesets&e bestimmten. Ich übergehe hier diejenigen Straf- 
arten, welche bei den in -diesem Buche zu behandelnden Ver- 
brechen theils gar nicht , theils nur sehr untergeordnet in Be- 
tracht kommen. Nur ist, was das Letztere betrifft, eine Be- 
stimmung des frühern Sachsischen Rechtes zu bemerken, durch 
welche dasselbe sich von andern Particularrechlen wesentlich 
und wohl zu seinem Vortheile unterschied. Die Fleischesver- 
brechen wurden in manchen Deutschen Staaten und werden auch 
jetzt noch vielfach mit Geld bestraft, und bilden dadurch an 
manchen Orten eine nicht ganz unbedeutende Einnahme für den 
Fiscus. In Sachsen wurde diess schon frühe verworfen. Zwar 
trat in der Oberlausitz bis in die neuesten Zeiten bei vielen 
Fleischesverbrechen, selbst beim Ehebruche, zum Theile Geld- 
strafe ein. ' Allein die erbländischen Gesetze setzten andere Stra- 
fen fest, und schon das von der Bestrafung des Ehebruchs und 



im Texte angeführten Instructionen mit Genehmigung der Regiereng 
in der zweiten Fortsetzung des Codex Augusteus abgedruckt — Der 
Codex Augusteus oder neu vermehrtes Corpus Juris Saxonici (dem König 
Friedrich August, K. von Polen, Churfdrst v. Sachsen dedicirt) ist blos 
eine von Privaten veranstaltete Sammlung der Sachs. Gesetze bis zum 
März 1818 (mit Ausschluss der in den Jahren 1813 — 15 erschienenen 
Generalgouvernementsverordnungen, welche aber für das Strafrecht nicht 
von Wichtigkeit sind), in XI Theilen. Er besteht nämlich a. im eigent- 
lichen Cod. Aug. III Thle. Leipz. 1724. fol. (bei Citaten bezeichnet durch 
C. A.)\ b. fortgesetzter Cod. Aug. III Thle. Leipz. 1772. f. (bei Citaten 
C. A. C. oder /. C. C. A.) c. Zweite Fortsetzung des Cod. Aug. III Thle. 
Leipz. 1805. 1806. f. (C. A. C. nov. oder //. C. C. J.) d. Dritte Fort- 
setzung des Cod. Aug. Dresd. 1824. 4. (///. C. C. A. auch C. C. A. «o- 
viss.) — Die späteren Gesetze vom J. 1818. an werden in einer ofli- 
cieilen Gesetzsammlung publicirt, welche ihren Titel bis jetzt 
mehrfach wechselte. — Als blos auf das Strafrecht beschränkte Privat- 
sammlung ist zu empfehlen: Handb. der Strafgesetze des Kbnigr. Sachsen 
von 1572 bis auf die neueste Zeit von JuL Weishe. Leipz. 1833. gr. 8. 
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der Hurerei handelnde Mandat vom 30. Sept. 1609 *) bestimmte 
ganz allgemein, dass in solchen Fällen eine Geldstrafe durchaus 
nicht eintreten solle. Nur' bei versuchten Fleischesverbre- 
chen erkannte die Praxis häufig auf Geld. *) Allein anch diess 
wurde später gemissbilligt und in der geheimen Bescheidung von 
1783 ad §. 6. aufgehoben. 

Die Strafen, welche bei Fleischesverbrechen hauptsächlich 
zur Anwendung kämen, waren Todesstrafe und Freiheitsstrafen. 

In Beziehung auf die Todesstrafen gilt jetzt noch In 
Sachsen durchaus das gemeine Recht. Es sind also auch jetzt 
noch qualificirte Todesstrafen zulässig und sie werden auch 
häufig noch erkannt (z. B. Feuertod bei der Brandstiftung); 
nur dass die Anwendung derselben im Wege der Gnade meist 
ausgeschlossen wird. 

Die häufigste Freiheitsstrafe der frühem Zeit war, 
wie m den meisten Deutschen Staaten, die Landesverweisung. 
Neben ihr kennen die altern Gesetze Gefängnissstrafe, die Ga- 
leeren (durch Staatsverträge möglich gemacht, aber nur in sel- 
tenen Fällen angewendet), und aümälig auch den Festungsbau 
und das Zuchthaus. 6 ) . 



4) C. A. /. p. 1447. Diess wurde auch wiederholt in der Eheord- 
nung Ton 1624 ( C. A. /. p. 1023.) , in der Polizeiordnung von 1661 
Tt 6. und in der Resolutio yrnvnmmum vom 19. Jan. 17 J 3. 

5) Berger elcct. jur, er im. ptiff. 31. und Hommel Rhaps. guas- 
iiion. etc. ohserv. 119. Die Strafe wurde, wie es in Sachsen bei Geld- 
strafen sehr häufig ist, meist alternativ erkannt mit Gefängniss und 
nach Umständen mit Handarbeit, (welche letztere Strafe derjenigen gleich 
ist, die ich in meiner Schrift über die Strafarten und Strafanstalten 
Württembergs, Tübg. 1832. S. 42. 54. 130 ff. beschrieben habe). In 
solchen Fallen der alternativ erkannten Strafen stand unter den erkann- 
ten Strafen früher dem Delinquenten die Wahl zu. Diess wurde aber 
durch einen Befehl vom 7. Sept 1698 aufgehoben, und bestimmt, dass 
der untersuchende Richter die Wahl haben solle. 

6) Das erste und jetzt alleinige Landeszuchthaus wurde im J. 1715 
zu Wald heim errichtet; denn das in Leipzig 1668 errichtete war blo* 
ein Stadt - Zuchthaus. Später kam noch hierzu ein Zuchthaus zu Tor- 
gau im J. 1772. und zu Zwickau im J. 1775. Die Arbeitshausstrafe 
(jetzt zu Zwickau) wird blos von den Administrativ-Behörden verhängt 
und kann von den Gerichten nicht erkannt werden. 
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Von diesen Freiheilsstrafen verschwanden die G a 1 e e r e n 
bald ganz. Der Pestnngsbau dagegen wurde besonders durch 
Gesetze im XVIII. Jahrhundert häufig verhängt 7 ), im J. 1817 
aber durch ein Rescript vom 12. Aug. Mos auf Miütairsträflinge 
beschränkt, und für andere Verbrechen mit der Bestimmung 
aufgehoben , dass an seine Stelle im gleichen Maasse Zuchthaus 
erkannt werden solle. 

Die Landesverweisung versuchte man schon im XVIL 
Jahrhundert etwas zu beschränken, weniger aus der lieber- 
zeugung ihrer Un Zweckmässigkeit, sondern mehr aus Besorg- 
niss vor der Rache der Verwiesenen. Aus diesem Grunde 
besonders wurden durch einen Befehl vom 17. May 1660 8 ) 
die Dicasterien angewiesen , bei Staupenschlag oder Landesver- 
weisung noch alternativ auf eine gewisse Zeit Festungsbau, oder, 
wenn diese Strafe nicht rathsam erachtet würde , bei Vermög- 
lichen auf eine tapfere Geldstrafe so zu erkennen, dass die 
Entscheidung über die Anwendung der einen oder der andern 
Strafe dem Regenten anheim gestellt würde. Indessen wurde 
dieser Befehl schon eilf Jahre nachher wieder zurückgenommen 
(C, A. Th. I. S. 1151.), und nur bei ganz besondern Umslän- 

7) Und. Hommel behauptet in einer interessanten Abhandlung 
über Chursachsens Crimxnalgesetzgcbung (in s. criminalist. Blättern. Leipz. 
11800. S. 16.), es sey durch ein Rescr. v. 17. Febr. 1707 verordnet wor- 
den, dass die Dicasterien niemals geradezu auf Festungsbau sprechen, 
sondern bios den Unterrichter veranlassen sollen, bei dem Landesherrn 
anzufragen, ob ihm dieselbe im gegenwärtigen Falle zu beschliessen ge- 
fällig sey. Allein Hommel scheint das Rescript in einem zu allge- 
meinen Sinne genommen zu haben. Denn es bezieht sich blos auf den 
bei Note 8 anzuführenden FaU, von welchem der Befehl von 1660 han- 
delte. Veranlassung zu dem Rescripte gab zunächst ein Urtheil des 
Wittenberger Schöppenstuhls , nach welchem durch ein Versehen des Con- 
eipienten ein Inculpat mit Staupenschlägen bestraft, nach ausgestandenen 
Staupenschlägen des Landes ewig verwiesen und auf den Fe- 
stungsbau gebracht werden sollte, — Ueber die Classen der Fe- 
stungsbaugefangenen enthielten zwei Befehle von 1723 und 1739 (C A. I. * 
p. 2511. und C. A. C. I. p f 314.) einiges Nähere. Die zur ersten Ciasse 
gehörigen auf Lebenszeit Verurtheilten wurden an der Hand gebrand- 
markt ; s. den zuletzt angeführten Befehl v. 1739. 

8) C A. I. p. 1169. 
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den eine solche alternative Straffestsetzung zugelassen. Dabei 
forderte aber die Regierung noch in demselben Jahrhunderte die 
Dicasterien auf» darüber zu berichten, ob und in welcher Pro- 
portion der Landesverweisung Festungsbauarbeit zu Substituten 
sei 9 ). Indessen scheinen diese Verhandlungen zu keinem Re- 
sultate geführt zu haben, und von da an wieder die Landes- 
verweisungen so häufig erkannt worden zu sein , wie zu Carp- 
zov8 Zeiten. Erst hundert Jahre später wurde diese Strafe 
aufgehoben. Dabei schlugen die Sächsischen Gesetzgeber hier 
einen bessern Weg ein, als die der meisten andern Deutschen Staa- 
ten. Als nämlich in Deutschland allmälig die Landesverweisung 
verdrängt und meist durch Arbeitsstrafen ersetzt wurde, unter- 
liess man es in der Regel , den Gerichten nähere Bestimmungen 
über das Verhältniss der neuen Strafen zu den alten antiquirten 
zu geben. Hiedurch entstand ein grosses Schwanken in der 
Praxis und wurde zugleich die übergrosse Macht und Willkühr 
der Praxis sehr begünstigt 10 ). In Sachsen dagegen kam der 
Gesetzgeber mit der Aufhebung der Landesverweisung jedem 
Zweifei in dieser Beziehung zuvor, indem die oben angeführte 
Instruction von 1770 §. 9. festsetzte, dass nunmehr erkannt 
werden solle : statt ewiger Landesverweisung mit Staupenschlägen 
auf 4 Jahre Zuchthaus, ferner statt ewiger Landesverwei- 
sung allein auf 3 Jahre Zuchthaus , 
statt zehnjähriger Landesverweis, allein auf 2 J.Zuchthaus 
„ fünfjähriger „ „ „ „ 1 „ „ 
„ vierjähriger „ „ „ £ „ „ 

,, drei 99 99 99 >> -J „ 

zwei », „ 99 99 8 Woch. Gefaugn. 



39 



ein „ 99 99 99 99 6 99 99 



9) Den Bericht von der Wittenberger Juristenfacultat und dem 
Leipziger Schöppenstnbl über diese Frage 8. bei Berger Supph ad 
electa juri&prud, crim. P. 1. observ. VI. Ebenderselbe führt auch a. a. 
O. observ. V. einige frühere Berichte der Dicasterien über dieselbe 
Frage, namentlich anch die Berichte an, durch welche die Aufhebung 
des Befehls vom J. 1660 bewirkt wurde« 

10) S. meine Schrift über die Strafarten und Strafanstalten Wwr{r- 
tembergs S. 281 ff. 
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An sich war dieser Maassstab gewiss nicht zu hoch , na* 
mentlich wenn man bedachte, dass ewige Landesverweisung 
mit Staupenschlägen die poena morti proxima war, und so- 
mit an die Stelle einer der Todesstrafe am nächsten stehenden 
Strafe blos 4 Jahre Zuchtbaus gesetzt wurden. Allein in seiner 
Anwendung auf Fleischesverbrechen fand man ihn doch 
noch zu hoch. Diese wurden bis zur genannten Zeit theils mit 
dem Tode, theils mit Landesverweisungen in verschiedenen Ab- 
stufungen, theils mit Gefängniss bestraft. Gerade aber um diese Zeit 
hatte sich die Ansicht über die Strafbarkeit dieser Verbrechen sehr 
geändert, und dessbalb fand man die Strafen, welche an die 
Stelle der Landesverweisungen getreten, und im Verhältnisse zur 
Landesverweisung an sich eher zu gelinde , als zu hart waren, 
bei j en e n Verbrechen zu hart. Statt nun bei ihnen die Strafbe- 
stimmungen geradezu herabzusetzen, z. B. festzusetzen, dass 
nunmehr in dem und dem Falle nicht mehr 4, sondern blos 2 Jahre 
Zuchthaus erkannt werden sollen , that man diess mehr indirect, 
indem man bei ihnen 13 Jahre nach bereits aufgehobener Lan- 
desverweisung einen andern Maassstab des Verhältnisses der 
Zuchthaus- und Gefängnissstrafen zur Landesverweisung ein- 
führte Es bestimmte nämlich die Instruction von 1783 
§. 7. dass beim Ehebruche und bei den geringeren fleisch- 
lichen Verbrechen erkannt werden solle : statt ewiger Landes- 
verweisung mit Staupenschlägen auf 2 Jahre Zuchthaus, statt 
ewiger Landesverweisung ohne Staupenschläge auf 1 Jahr Zucht- 
haus, statt zehnjähriger Landesverweisung auf \ Jahr Zucht- 
haus , und in allen übrigen Fällen , in weichen nicht einmal 
zehnjährige Landesverweisung zu erkennen gewesen, auf ver- 
hältnissmässige Gefängniss strafe. 

So blieben daher als Freiheitsstrafen nur noch Zucht- 

11) Man war hiezu zum Theile durch die Form der Urt heile 
genothigt, indem man in denselben der abgeschafften Landesverweisung 
immer noch erwähnte, also z. B. so erkannte: dass N. N. statt sonst 
zu gewnrten gehabter zweijähriger Landesverweisung acht 
Wochen lang mit Gefängniss zu bestrafen* So wird selbst jetzt 
noch in den Fallen erkannt, in welchen an der SteUe der frühem Lan- 
desverweisung eine Gefangnissstrafe verhängt wird. 



Digitized by Google 



13 



ha ns und Gefängniss (letzteres in den Orte* oder Gerichts- 
gefangnissen) übrig. \ 1 

Hier ging aber in Beziehong auf das Maass der Freiheits- 
strafen die frühere Sächsische Gesetzgebung und Praxis zum 
Theile einen eigenen Weg,-*— Die neueren Deutschen Straf- 
gesetzgebungen setzen auf die einzelnen Verbrechen höchst sel- 
ten absolut bestimmte Freiheitsstrafen, sondern bestimmen Mos 
ein Maximum und Minimum der Dauer der Freiheitsstrafe 
so, dass entweder dieses oder jenes, oder irgend ein zwi* 
schen^diesen Grenzen liegender Strafgrad je nach 
der besondern Strafbarkeit des vorliegenden Falles erkannt, jene 
Grenze aber nicht überschritten werden kann. Dieses System 
des Maximum und Minimum ist den älteren Sächsischen Ge- 
setzen bis zum Jahre 1833 (wenn man die Gesetze über Mili- 
tairverbrechen und über die besonderen Vergehen der Studiren» 
den ausnimmt), beinahe ganz unbekannt. Sie bestimmen ge- 
wöhnlich die Freiheitsstrafe so, dass sie entweder 1. blos die 
Art der Strafe festsetzen, und den Grad völlig dem richter- 
lichen Ermessen überlassen l2 ) 9 oder 2. so, dass sie den Grad 
theilweise andeuten 13 ), oder was bei ihnen am häufigsten ist, 
3. so, dass sie den Grad der Strafe absolut bestimmen, z. B. 



12) Z. B. GefHngniss; Const. elect. P. IV. c. 8. 9. 42. 44. 45. DecU. 
elect. d. a. 1661. D. 78. Mandat wider Selbstrache, Injur. tu Duelle t. 
2. Jul. 1712. §. 56. Mand. v. 21. Apr. 1724. $. 2. 3. Mand. v. 9. Sept. 
J738. Mand. v. 14. Oct. 1744. — Festungsbau; das angef. Duell-Mandat 
Ton 1712. §. 56. Mandd. v. 9. Sept. 1738; v. 21. Aug. 1745; v. 29. Febr. 
1752. — Harte Leibesstrafe (wohin auch Zuchthaus gerechnet wird); 
Mand. v. 21. Aug. 1761. — Gefängniss, Festungsbau oder Zuchthaus: 
Mand. wider Tumult und Aufruhr v. 18. Jan. 1791. §. 1. 7. — Festungs- 
oder Zuchthausstrafe; Mandd. v. 19. Nov. 1741. v. 20. Dec. 1766. Ge- 
sindeordnung y. 16. Nov. 1769. T. VI. $. 2. — Gefängniss - auch nach 
Befinden Leibesstrafe. Mand. v. 20. Dec. 1766. — VerhiUtnissmässige 
Gefängniss - oder Zuchthausstrafe; Mand. v. 17. Apr. 1810. $. 8. — 
Zuchthaus; Mand. v. 27. Nov. 1822. §. 5. 

13) Z. B. Festimysbau oder Zuchthaus auf mehrere Jahre; Mand. v. 
18. Jan. 1791. §. 2. — Zuchthaus auf eine Zeitlang; Mand. v. 20. Dec 
1766. nr. 12. — Zuchthaus auf mehrere Jahre nach Befinden auf Lebens- 
zeit; Ebendas. 
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lebenslängliche Freiheitsstrafe festsetzen I4 ), oder eine bestimmte 
Zahl von Jahren, Monaten n. s. w. mit genauer Bestimmung 
der Strafart l5 ), oder eine solche bestimmte Zahl ohne absolute 
Bestimmung der Strafart 16 ) verhängen, oder endlich 4. dem 
Richter die Wahl unter mehreren absolut bestimmten Frei- 
heitsstrafen einräumen 17 ). Höchst selten aber findet sich in den 
vor dem Jahre 1833 gegebenen Gesetzen die Freiheitsstrafe auf 
die Weise bestimmt, dass ein Maximum und ein Minimum, 
innerhalb dessen der Richter nach seinem Er- 
messen die Strafe wählen kann, festgesetzt wäre l8 ). 



14) Z. B. Strafe des ewigen Gefängnisses oder mit ewiger Verdam- 
mung auf die Galeen (sie), in Metalle und dergleichen stete wahrende 
Arbeit; Sonderl. Const. VII. FW. — helenslängliche Zuchthausstrafe; 
Edict v. 1 Jul. 1803. §< 23. 

15) S. z. B. Dnell - Mandat v. 2. Jul. 1712. §. 4. 6 — 8. 11 — 15. 
25. 26. 33. 37. 44. 46. 49. 60. 51. 56. Mand. v. 21. Ang. 1745. t. 
21. Aug. 1764. nr. 6. Instruction v. 27. Mai 1783. §.3 — 7. Mand. v. 
1. Oct 1818. §. 20. Mand. v. 23. März 1822. Mand. v. 27 Nov. 1822. §. 1. 

16) Z. B. Zehen Jahre Festungshaft, Zuchthaus oder andere Gefängniss- 
strafe ; Mand. v. 21. Aug. 1764. 

17) Z B. auf 8 oder 14 Tage oder auf einen Monat lang; Kirchen- 
ordnung v. 1. J#n. 1580. — Mit halb - oder einjähriger Festungsbauarbeit ; 
Duell -Mand. v. 21. JuL 1712. §. 48. — Ijebenswierige oder wenigstens 
zehnjährige Festuugsstrafe ; Tumult -Mand. v. 18. Jan. 1701. §. 13. 17. — 
Drei -vier -oder sechsjährige Zuchthausstrafe; Mand. v. 17. Apr. 1810. §.7. 

18) Z.'ß. 6 monatliche bis 3 jährige Zuchthausstrafe; 4 bis 6 jährige 
Zuchthausstrafe; 2 bis 6 monatliche, 4 bis 8 monatliche Zuchthausstrafe; 
Tumult -Mand. v. 18. Jan. 1791 §. 16. 26. — 1 bis 4 jährige Zucht- 
hausstrafe; Mand. t. 1. Sept. 1810. §. 4. — Gefängniss von 3 Tagen 
bis zu 8 Wochen ; Ebendas. §. 25. Ausser diesen Fällen wird man kaum 
noch einige Strafbestimmungen solcher Art in unsern Gesetzen linden. 
Es giebt zwar noch einige Gesetze, welche auch auf die genannte 
Weise ein Maximum und Minimum zu bestimmen scheinen. Allein bei 
diesen ist aller Wahrscheinlichkeit nach das Wörtchen bis im Sinne von 
oder genommen , so dass sie blos zwischen mehren absolut bestimm- 
ten Strafen, keineswegs aber zwischen allen Gradationen, welche inner- 
halb eines bestimmten Raumes liegen, die Wahl lassen. Hieher gehören 
z. B. die Bestimmungen im Duellmandate v. 2. Jul. 1712. §. 2. 3. 16. 
19.: mit 2, 3 bis 4 monatlichem Gefängniss; mit 4 bis 6 wöchentlichem Ge- 
fängniss; 2 bis 3 Monat Gefängniss; mit 3, 4 bis 6 monatlichem Ge- 
fängniss; auf 3, 6, bis 10 Jahre zum Festungsbau. 
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Dieser Umstand scheint auch nicht ohne Einfluss auf die 
Gerichtspraxis gewesen zu sein, welche hier in einigen Puncten 
in hohem Grade von dem abweicht, was bei andern Deutschen 
Gerichten angenommen ist. Ist nähmlich in Sachsen eine 
dem Ermessen des Richters irgend überlassene Strafe zu erken- 
nen: so giebt es gewisse Abstufungen, gewisse Zahlen von 
Wochen, Monaten und Jahren, auf welche die Praxis durchaus 
nicht erkennt; es sind vielmehr gewisse andere Abstufungen, 
auf welche sie allein erkennt. So wird nicht leicht Jemand von 
einem Sächsischen Dicasterium ein Urtheil anfuhren können, in wel- 
chem auf 5, 7, 9, 10 Wochen Gefängniss oder auf 5, 7, 8, 9, 
10 Monate Gefängniss, oder 5, 7,8, 9, 10, 11 Monate Zuchthaus oder 
auf ^, 2-J, 3£, 5, fy 9 6, 6£, 7, 7\ 9 8, 8^, 9, 9£ Jahre Zucht- 
haus erkannt worden wäre. Es ist vielmehr feste Thesis, bei Ge~ 
fängnissstrafe nur auf einige Tage oder auf 6 Tage, 12 Tage, 
(nicht 8 oder 14 Tage, ausser bei Fleischesverbrechen) oder auf 3, 
4, 6 oder 8 Wochen, bei Zuchthaus auf •£ Jahr oder auf 
1, 2, 3, 4, 10 Jahre zu erkennen Andere Abstufungen 
wurden durchaus vermieden 20 ). Dabei setzte die Praxis das 
Verhältniss der Gefängnissstrafe zum Zuchthaus allmalig so 
fest, dass sie höchst selten auf mehr als 8 Wochen Gefängniss 
erkannte, und daher, wenn ihr eine höhere Strafe verdient 

19) Die Gesetze begünstigten diese Scalen wenigstens theilweise 
in so ferne , ats sie bei Festsetzung von Freiheitsstrafen , wenn gleich 
nicht durchaus, doch grossentheils die von der Praxis angenommenen 
Stufen einhielten. So setzt z. B. die Instruction v. 27. Mai 1783 fol- 
gende Abstufungen fest: 1. für den Diebstahl und einige mit demselben 
verwandte Verbrechen: Zuchthans von 10, 8, 6, 4 Jahren. Ausserdem 
spricht sie von Fallen, in denen der Dieb mit 4, 2 , 1 , \ Iahren Zucht- 
hans zu bestrafen sey, und schliesst dann an die letztere Strafe (£ Jahr 
Zuchthaus) sogleich die Gefängnisstrafe an. 2. für den Ehebruch: 4, 2, 
1, j. Jahre Zuchthaus, dann Gefängniss. Das Mand. v. 23. März 1822 
hat folgende Scale: a. Zuchthaus von 10, 8, 4, 3, 2, 1, Jahren;, 
b. Gefängniss. Das Mand. über Holzdiebstahl vom 27. Nov. 1822 fol- 
gende: a« Zuchthaus; b. Gefängniss von 8, 4, 3, Wochen,, von 14 
Tagen, von 12 — 3 Tagen, jedoch so, dass in manchen Fällen diese 
Gefängnissstrafen zu verdoppeln sind. Vgl. auch Not. 15 — 17 und S. 11. 

20) ürtheile auf 3, 4 und 6 Monate Gefängniss kommen bis- 
weilen, als höchst selten vor. 



schien, den Verbrecher zum Zuchthaus verurthcilte, und 
zwar nichl unter $ Jahre , so dass sich auf diese Weise 
an 8 Wochen Gefängniss als die nächste höhere Strafe 4 
jähriges Zuchthaus anreihte ai). Dabei nahm die Praxis, 
wenn es sich von Erkennung einer arbiträren Strafe han- 
delte, für die der Todesstrafe am nächsten stehende Strafe 
nicht lebenslängliches Zuchthaus, sondern eine weit geringere 
Strafe an. Doch war hier die Praxis unserer beiden Dicaste- 
rien verschieden. Der Schöppenstuhl nahm für poena morti 
prosma durchaus vier Jahre Zuchthaus an 22 ), so dass z.B. 
wenn Jemand ein Gapitalverbrechen begangen hatte, aber we- 
gen der vorliegenden Milderungsgriinde nicht mit dem Tode, 
sondern mit einer gelindern, jedoch mit der der Todesstrafe 
am nächsten stehenden Strafe zu bestrafen war, blos vier 
Jahre Zuchthaus erkannt wurden 23 ). Hiervon wich aber 



21) Es dürfte keinem Zweifel unterworfen seyn , dass eine so be- 
schrankte Grenze für die Gefängnisstrafe mit den Principien der Ge- 
rechtigkeit sich nicht in Einklang bringen lässt. Sie muss sehr häufig 
auf zn strenge oder zu gelinde ürtheile fuhren. Denn nicht selten kann 
Jemand ein solches Verbrechen begangen haben, wegen dessen er zwar 
eine nicht geringe Freiheitsstrafe , keineswegs aber die harte und in- 
famirende Zuchthausstrafe verdient. Ein Solcher muss nun, wenn man 
die Gefängnisstrafe zu sehr beschränkt, entweder mit Zuchthaus be- 
straft werden , was er nicht verdiente, oder, damit er nicht eine zu harte 
und mit seinem Verbrechen nicht im Verhältniss stehende Strafe za 
dulden habe, blos mit wenigen Wochen Gefängniss, also mit einer viel 
zu gelinden Strafe belegt werden. Vergl. meine Schrift: die Strafarten 
und Strafanstalten Württembergs u. s. w. S. 144. Es giebt zwar einige 
altere Sächsische Gesetze, welche jenes von der Praxis angenommene 
Maass überschreiten und Gefängniss auf mehrere Jalire (selbst bis auf 
10 Jahre, s. Buell Mandat vom 2. Jan. 1812, §. 12 — 15. §. 37.) fest- 
setzen; allein sie sind höchst selten. 

22) Die poena morti proxhna des altern Rechts war nemlich ewige 
Landesverweisung mit Staupenschlägen , und an deren Stelle trat nach 
dem oben S. 11. Angeführten vierjähriges Zuchthaus. 

23) Bei sehr gefährlichen Verbrechern konnte man hier zwar durch 
die sogenannte Recommendation (oder Zuchthausstrafe mit Be- 
richt) helfen, indem einige Gesetze die Dicasterien anweisen, bei Ver- 
brechern, welche der öffentlichen Sicherheit gefährlich sind, nach Um- 
ständen im Erkenntnisse zu bestimmen, dass vor ihrer Entlassung ans 
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die Juristenfacultät bedeutend ab, indem sie bei Capitalverbre- 
ehen, wenn eine arbiträre Strafe zu erkennen war, zehn 
Jahre Zuchthaus als poena morti proxima behandelte, und' nur 
bei nicht Capitalverbrechen vier Jahre Zuchthaus als der To- 
desstrafe am nächsten stehend betrachtete 24 ). Was die Säch-* 
sischen Gesetze vor dem Jahre 1834 betrifft, so gehen sie 
zwar bei Festsetzung einer zeitlichen Freiheitsstrafe über 
vier Jahre hinaus. Allein kein einziges derselben, so viel 
ich wenigstens finden kann , setzt mehr als zehn Jahre Zucht- 
haus oder Gefängniss fest 25 ). Und so war daher die Scale der 
Gesetze die: a) Todesstrafe; 6) lebenslängliches Zucht- 
haus oder Gefängniss; c) zehn Jahre Zuchthaus u. s. w. 
Vor ganz Kurzem ist jedoch diese Scale und die angeführte Pra- 
xis unsrer Dicasterien durch ein neues Gesetz abgeändert und 
bestimmt worden, dass die dem Tode am nächsten stehende 
Strafe bei Erkennung arbiträrer Freiheitsstrafen zwanzig- 
jähriges Zuchthaus seyn solle, jedoch nur in solchen Sachen, 
welche in thesi capitale sind 26 ). 

dem Zuchthause an die höchste Behörde berichtet würde, damit diese 
entscheide, ob der Verbrecher noch länger oder gar lebenslänglich 
im Zuchthause zu detiniren sey. Allein diese polizeiliche Maassregel, 
welche eigentlich keine Strafe seyn sollte, aber in der That nichts an 
deres ist als die empfindlichste Strafe , nur dass sie in ihrer Dauer der 
Willkühr der Administrativbehörde anheimgestellt ist, dürfte sich legis- 
lativ nicht rechtfertigen lassen; vergl. Jarke Handbuch des Strafrechts 
Bd. I. S. 287. f. und meine Schrift über die Strafarten und Strafan- 
stalten Württembergs u. s. w. S. 50 f. 65 f. 

24) Auch die ältere gemeine Praxis nahm gewöhnlich zehn Jahre 
Zuchthaus für die poena morti proxima an, wohl aus Missverständniss 
von D.XLVIII.19. (depoen.) L 8 §.7. 1. 23. So namentlich die Würt- 
tembergische Praxis. In Württemberg wurde diess sogar durch eine 
Verordnung im Jahre 1807 vorgeschrieben; allein man sah bald das 
Ungeeignete einer solchen Bestimmung ein, und nahm noch in dem- 
selben Jahre die Verordnung wieder zurück. 

25) Eine Ausnahme könnte man höchstens finden wollen, in dem 
sehr undeutlichen §. 40. des Duellmandats von 1712. Vergl. §. 37. 
desselben Mandats und Mandat vom i. Jul. 1737*. nr. 6. 

26) Es kann daher auch jetzt noch bei arbiträren Strafen niemals 
auf lebenslängliche Freiheitsstrafe erkannt werden. Das berührt e Gesetz 

2 
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Endlich ist noch zum Verständisse van Manchem, was in 
den folgenden Ausführungen berührt wird, in Beziehung auf 
die Gerichtsbarkeitsverhältnisse in Sachsen zu bemerken, dass 
die untersuchenden Gerichte (k. Justizämter und Patrimonial- 
gerichte) in der Regel nicht selbst erkennen dürfen, sondern 
die Acten an eines der Dieasterien d. h. an den Schöppen- 
stuhl oder an die Juristenfacultät zu Leipzig (früher auch zu 
Wittenberg) zum Spruche versenden müssen, und dass, wenn 
das eine Dicasterium gesprochen hat, der Verurtheilte durch 
das Rechtsmittel der zweiten Defension die Sache an das an- 
dere Dicasterium zum Spruche bringen kann. In ihrer Praxis 
weichen jedoch diese Dieasterien in vielen wichtigen Punkten 
sehr von einander ab 21 ). Indessen kommt beinahe durchaus 
blos die Praxis des Dicasteriums zur Anwendung, welches die 
«relinderen Grundsätze befolgt. Diess ist eine natürliche 
Folge des angeführten Rechts der zweiten Defension in Verbiß 
dung mit dem Grundsatze, dass durch den zweiten Spruch der 



sagt nämlich: In Untersuchungen wegen eines Capitalvcrbrechens , wo 
nicht auf Detention eines Verbrechers im Zuchthause zur Ausführung der 
Unschuld (das Nähere über diese aus allgemeinen Principien nicht wohl 
zu rechtfertigende Detention wegen Verdachts gehört nicht hieher), 
sondern auf eine ausserordentliche Strafe erkannt wird, Jcann diese Strafe 
bis zu zwanzig Jahren Zuchthausarbeit gesteigert werden. Gesetz, die 
Entscheidung einiger zweifelhafter Rechtsfragen Detreffend ; d. d. 27. Octb. 
1834. Nr. 10. Gesetzsammlung S. 24b. Da dieses Gesetz seine Anord- 
nung auf C apitalsachen beschränkt: so scheint vermöge des Argu- 
mentum a contrario anzunehmen zu seyn, dass es bei anderen Sachen 
die bisherige Praxis bestätigen wollte, somit in Nichtcapitalsachen die 
arbiträre Strafe niemals 4 Jahre Zuchthaus ubersteigen darf. 

27) Zwei Abweichungen in Criminalsachen sind besonders wichtig 
und durchgreifend. Die eine ist die über die poena morti proxima, wel- 
che aber nunmehr durch das in der Note 26 angeführte Gesetz be- 
seitigt ist; die andere betrifft die geheimen Instructionen, indem die 
Facultät diese Instructionen in den Punkten, in welchen durch diesel- 
ben die Strafbestimmungen des früheren Rechts verschärft wurden, 
nicht befolgt, während sie der Schöppenstuhl auch in diesen Punk- 
ten anwendet. Vergl. (Carl Fried. Guenther) progr. de dissen- 
sionibus inter Colleg. Ictorum IApsiense et Scabinatum in causis criminaU* 
lus. Ups. 1834. 4. S. 6. f> 
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frühere mir bestätigt oder gemildert , in keiner Weise aber ge- 
schärft werden kann; ein Grundsatz übrigens, durch den das 
Interesse des Staats nicht gehörig vertreten zu seyn scheint. 
Die angeführte, seit dem XV. Jahrhundert bestandene, Dicaste- 
rial - Einrichtung wird jedoch in den nächsten Tagen durch 
eine neue Organisation geändert werden. Nach dieser wird 
der Schöppenstnhl aufgehoben, die Gompetenz der Facultät nur 
auf geringe Gefängnisstrafen beschränkt, und das Erkenntniss 
über die wichtigeren Sachen an ein Appellationsgericht, deren 
je eines in jedem der vier Kreise des Königreiches errichtet 
wird, und die Entscheidung auf die zweite Defension an ein 
Oberappellationsgericht (zu Dresden) gewiesen. Allein hier 
steht nun die Praxis an einem wichtigen Wendepunkt. Denn 
es kommt nun darauf an, ob die neuen Gerichte die, meist 
mildere, Praxis der Facultät oder ob sie die, meist strengere, 
des Schöppenstuhls annehmen werden. Geschieht das Letztere : 
so würde die neue Organisation bei sehr vielen Verbrechen im 
Verhältnisse zu dem, was bisher zur Anwendung kam, 
mittelbar eine bedeutende Verschärfung der Strafen herbeifuhren. 



Erster Abschnitt. 



Römisches, gemeines Deutsches 

und 

älteres Sächsisches Recht 

über Entführung, Nothzucht und die Unzuchtsverbrechen im engeren 

Sinne. J ) 

Erstes Capitel. 

Entführung, Nothzucht und s. g. unfreiwillige 

Schwächung. 

Ueber den wesentlichen Gesichtspunkt , durch welchen die Na- 
tur der Verbrechen der Entführung und Nothzucht bestimmt 
wird, stritt man schon in früherer Zeit sehr viel, und auch 
in unsrer Zeit herrscht über diese Frage noch keine Einigkeit. 



1) Man kann eigentlich drei Bedeutungen des Wortes Fleisches- 
oder richtiger Unzuchts - Verbrechen unterscheiden. In der weitesten, 
welcher ineist die älteren Criminalisten folgten, umfasst es jede ge- 
setzwidrige Befriedigung des Geschlechtstriebes; in der engeren begreift 
man blos die nicht durch Gewalt verübten oder Torbereiteten gesetzwidri- 
gen Befriedigungen des Geschlechtstriebes .unter dem Worte, scheidet also 
Nothzucht und Entführung aus, und im engsten Sinne umfasst man da« 
durch blos diejenigen Unzuchtsverbrechen, welche nicht schon an sich 
eine Verletzung von Rechten einer Person enthalten, also blos die s. g. 
polizeilichen Unzuchtsverbrechen , schliest somit auch Ehebruch und Bi- 
gamie aus. In diesem engsten Sinne wird jedoch das Wort blos in der 
neueren Zeit von Manchen gebraucht, in der älteren Zeit wohl von 
keinem Criminalisten. Vgl. mein Lehrb. des Strafrechts B. n. S. 550. 
551. 414, 415. u. S. 13. 14. Ueber die Literatur der Fleischesverbre- 
chen überhaupt s. Ebendas. Seite 549. 550. 
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Viele fassen die genannten Verbrechen zunächst Mos als soge- 
nannte Fleischesverbrechen auf,, and stellen sie desshalh auch 
in ihren Systemen zu denselben. Andere zählen sie zum 
Verbrechen der Gewaltthätigkeit. Wieder Andere thun weder 
Dieses noch Jenes, sondern bilden für sie eine gauz besondere 
RubiSk von Verbrechen wider die Freiheit, oder wider das 
Becke auf freie Wepoeition am Korper. 

Ich glaube , hier diese Fragen zum grössten Theile über- 
gehen zu dürfen. In meinem Lehrbuche, und noch ausführlicher 
an einem andern Orte 2 ), suchte ich nachzuweisen» dass die 
genannten Verbrechen zum crimen vis gehören, gesetzlich 
ausgezeichnete Unterarten desselben bilden, und bis- 
jetzt wenigstens fand ich diese Ansicht noch nicht widerlegt. 
Allein nicht jede zum Zwecke der Unzucht (oder der Erpres- 
sung der Ehe) verübte Gewalt und Eigenmacht bildet nach ge- 
meinem Rechte eine solche ausgezeichnete Unterart des crimen 
vis und wird unter den genannten Verbrechen hegrifleu, son- 
dern, mit Einer Ausnahme 3 ), nur die, durch weiche die 
weibliche Ehre verletzt wird. Diess der zweite wesentli- 
che Gesichtspunkt bei diesen Verbrechen, der aber auch viel- 
fach bestritten und von manchen älteren Particularrechten , so 
wie von den meisten neueren Deutschen Legislationen nicht 
anerkannt ist. Von ihm wird im Folgenden noch genauer die 
Rede seyn. 



I. N o t h x u c h t *). 

Dass diejenige Gewalt, durch welche die frauliche und 
jungfrauliche Ehre verletzt, und dem Weibe sein, nicht 
mit Unrecht so genanntes , höchstes Gut geraubt' wird , nicht 
nach den gewöhnlichen, beim Verbrechen der Gewaltthätigkeit 
geltenden, Grundsätzen behandelt, sondern besonders hervorge- 

2) Neues Archiv des Criminalrechts. B. XIII. S. 387— 39G. 

3) Davon unten bei der Lehre von der Entführung. 

*) üeber die Literatur 8. mein Lehrbuch des Stxafrechts B. II. S. 31. 
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hoben und unter besondre, härtere Strafbestimmungen gestellt 
werden soll, diess unterliegt wohl keinem Streite, und ist 
auch in allen denjenigen Gesetzgebungen, von welchen hier die 
Rede seyn wird , ausgesprochen. . Passt aber dieses besondre 
Hervorheben und die Auszeichnung durch besondre härtere Strafe 
auf jede zum Zwecke der Unzucht zugefugte Gewalt? Viele 
wollen diess bejahen , und namentlich wird es von den neueren 
Gesetzgebungen meist bejahet. Allein ob mit Recht? dürfte 
wohl sehr die Frage seyn. 

Fasst man hier mit Salchow, Henke, Feuerbach und 
vielen Andern blos das Recht auf freie Disposition an dem 
Körper, oder die verletzte Freiheit , oder die verletzte öffent- 
liche Sicherheit ins Auge: so leidet es freilich keinen Zweifel, 
dass in diesen Beziehungen die an einer feilen Dirne begangene 
Gewalt in ganz gleicher Categorie steht mit der einer unver- 
leumdeten Jungfrau oder Ehefrau zugefügten. Fasst man aber 
blos diese Beziehungen ins Auge : so möchte sich nicht leicht ein- 
sehen lassen , warum denn eine solche Gewalt besonders her- 
vorgehoben und vom Verbrechen der Gewalttätigkeit getrennt 
werden soll, und es dürfte billig gefragt werden, warum denn Der- 
jenige, welcher einer sonst feilen Dirne, die aber nun aus 
irgend einem Grunde sich ihm nicht hingeben will, oder einer 
Maitresse Gewalt zum Zwecke der Unzucht zufügt, wegen die- 
ser Gewalt härter bestraft werden soll, als wenn er eine solche 
Person auf andre Weise vergewaltigt hätte. Welches wichtige 
Gut ist denn in jenem Falle bei einer solchen Person verletzt 
worden? 

Fasst man aber — was doch hauptsächlich bei der Gra- 
dation der Verbrechen von Einfluss ist — die Grösse des ver- 
letzten Gutes , die Wichtigkeit des verletzten Rechtes ins Auge : 
so ist gewiss die Gewalt gegen ein Weib , das im Besitze des- 
jenigen Gutes ist, welches man ausschliesslich die weibliche 
Ehre nennt , eine Gewalt , durch welche die ganze Stellung der 
Vergewaltigten im Leben, ihr ganzes Lebensglück zerstört wer- 
den und das Leben für dieselbe allen Werth verlieren kann, 
im höchsten Grade verschieden von der Gewalt gegen ein Weib, 
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das im Besitze dieses Gates bereits nicht mehr ist, an welchem 
also diese Ehre nicht mehr verletzt werden kann, und derselbe 
Grund, der z. B. allein die Tödtung von der blossen Gesund- 
heitsverletzung unterscheidet, unterscheidet auch hier wesent- 
lich jene zwei Fälle der Gewaltthätigkeit von einander. So 
sollte daher auch das Gesetz jene Falle durchaus von einander 
unterscheiden, auch, wegen ihrer wesentlichen Verschiedenheit, 
beide unter demselben Namen nicht begreifen, und da, wo eine 
weibliche Ehre nicht mehr verletzt werden kann, nicht die Be- 
nennung gebrauchen, durch welche die gewaltsame Verletzung 
der weiblichen Ehre bezeichnet wird* und eben so wenig diese 
Benennung auf eine gegen einen Ma^nn begangene unzüchtige 
Gewalt ausdehnen. 

Diess sind unverkennbar die Ansichten, von welchen 
Schwarzenberg bei der Bambergensis , von welchen nach 
ihm die Carolina ausging, welche aber weder dem Römi- 
schen, noch dem älteren und neueren Sächsischen Rechte 
zu Grunde liegen. 

A. Römisches Recht 

Von den Bestimmungen des Römischen Rechts über die 
Bestrafung der gewaltsamen Unzucht (mit Ausnahme des Falles 
der Entführung, den man aber nicht eigentlich zur gewaltsamen 
Unzucht zählen kann) kamen nur sehr wenige Notizen auf uns. 

Nach der Natur und deniN Umfange des crimeu vis , welche 
diesem Verbrechen zu Ulpians Zeiten durch Doctrin und 
Praxis gegeben ward 1 ), fiel auch jede gewaltsame Unzucht 2 ) 
unter jenes Verbrechen, und so wurde daher alle gewaltsame 
Unzucht, sey die Gewalt gegen ehrbare oder unehrbare Frauens- 
personen oder gegen Personen männlichen Geschlechts begangen 
worden, eben als ein Fall des crimen vis behandelt. 

Ob übrigens diese Gewalt vor Justinian als vis publica oder 



1) Hierüber s. meine Revision der Lehre vom Verb, der Gewalt- 
thätigkeit; im neuen Archiv des Cr. R. B. XIII. S. 209. 225. sq. 

2) „Qui puerum vel feminam vel quemquam per vim stupraverit." 



blos als privata bestraft wurde , diess ist wenigstens nicht ausser 
Zweifel. Nach den beiden einzigen (Pandecten-) Stellen, die 
über diese Frage auf nns gekommen sind, soll hier die Strafe 
der vis publica statt haben, und so lässt sich nach Justinia- 
nischem Rechte hierüber nicht zweifeln 3 ). Allein ich glaube 
an einem andern Orte (s. Not. 1.) gezeigt zu haben , dass 
erst eine Justinianische Versetzung und Interpolation die- 
sen Fall, so wie noch manchen anderen, welcher früher [zur 
vis privata gerechnet wurde , unter die publica vis stellte. 
Jedenfalls war zu den Zeiten der Classiker die ordentliche 
Strafe der gewaltsamen Unzucht nicht Todesstrafe. Denn die 
Strafe der vis publica war, nach der von Augustus veran- 
lassten lex de vi, aquae et ignis interdictio, später im dritten 
Jahrhunderte (nach Christus) Deportation, und blos bei Hu- 
miliores die Todesstrafe; die Strafe der vis privata dagegen 
nach der lex Augusti Confiscation des 3ten Theiles des Ver- 
mögens und Unfähigkeit zur Senatorwürde, zum Richteramte 
und zu honores überhaupt, später und namentlich zu Paulus 
Zeiten ausser jener Confiscation Infamie und Relegation. Erst 
Constantin setzte Todesstrafe als regelmässige Strafe für 
die vis, sey es publica oder privata fest, und so war hier- 
nach auch die gewaltsame Unzucht mit dem Tode zu bestrafen. 
Allein Justini an kehrte zu den Unterscheidungen des altern 
Rechtes zurück, und strafte die publica vis regelmässig wieder 
Mos mit Deportation, und nur bei Thätern niedersten Standes 
oder Infamen oder Solchen , welche mehrmals das Verbrechen 
begangen halten , mit dem Tode; die privata vis dagegen regel- 
mässig blos mit Confiscation des 3ten Theils des Vermögens 
und Infamie 4 ). 

Gewaltsame Unzucht gegen eine ehrbare Frauensperson 
finden wir nirgends im Römischen Rechte besonders herausge- 

3) D. XLVin. 6. (ad 1. Jnl. de vi publ.) 1. 3 , §. 4. XLVIII. 5. 
(ad 1. Jnl. de adnlt.) 1. 29. §. 9. Die Frage ist auch jetzt noch nach 
gemeinem Rechte nicht ganz unwichtig; s. z. B. unt. in Not. 18. 

4) Die Beweise für das im Texte Gesagte s. in der, Not. 1. ange- 
führten Abhandlung. 
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hoben. Dagegen wurde schon zu Paulus Zeiten — ob durch 
die Praxis oder in Folge kaiserlicher Verfügungen, t ist nicht 
gesagt — ein andrer Fall, vielleicht weil er bei den Römern 
häufiger vorkam als die eigentliche Nothzucht, besonders ausge- 
zeichnet, die gewaltsame Päderastie. Hier wurde extra ordinem 
auf Todesstrafe erkannt 5 ). Da aber schon in dem Falle, wenn 
Jemand eine ehrbare Frauensperson durch planmässige Veran- 
staltungen verführte, extra ordinem auf Todesstrafe erkannt 
werden konnte 5a ): so vermuthet Gropp 6 ) wohl nicht mit Un- 
recht, dass auch bei einer an einer ehrbaren Frauensperson be- 
gangenen Nothzucht extra ordinem auf Tod erkannt werden 
konnte. ' 

B. Gemeines Deutsches Recht. 

Einen andern Weg als das Römische Recht, schlug hierin 
die Bambergensis , und die in diesem Punkte, wie überhaupt in 
den meisten, ihr wörtlich folgende Carolina ein. Vom cri- 
men vis im Allgemeinen spricht die Carolina gar nicht und 
belässt es in dieser Hinsicht beim Römischen Rechte. Dage- 
gen hebt sie, Germanischen Gewohnheiten folgend, die an 
Frauenspersonen verübte gewaltsame Unzucht unter dem Namen 
der Nothzucht besonders heraus, beschränkt aber mit Recht 
diesen Begriff, noch weiter gehend als manche Statuten und 

5) P aal us sentent recept II. 26. $. 12. Qui masculum liberum 
invitum stupraverit, capite punitur S. auch Mos. et Rom. 
legg. Collat TU. V. cap. 2. §. 1. 

5a) D. XLVII. 11. (de extraord. crim.) 1. 1.$. 2. (auch unt Cap. m.). 
Die älteren Criminalisten bezogen die SteUe meist auf Nothzucht, und 
nahmen daher an, die Strafe der Nothzucht sey schon nach Rom. Rechte 
durchaus das Schwert; so z. B. Damhouder praxis rer. criin. cap. 9t. 
Zieritz und Stephani in ihren Commentarien zur Carolina ad art. 
119. I. Harpprecht tract. crim. ad Inst Lib. IV. tit. 18. §. 4. nr. 
39. Carpzov pract rer. crim. qu. 75 nr. 2 — 4. Dieselbe Ansicht 
herrschte auch schon vor der Carolina bei den Italienischen Iuristen 
( und den Deutschen Praktikern. S. mein Lehrbuch des Strafrechts. 
B. II. S. 24. 

6) Comm. de praeceptis jur. Rom. circa puniend. conat deiinq. 
Heid. 1813. Sect. IL p. 115- 
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Gewohnheiten, auf Gewalt, welche an einer unverleumde- 
ten Ehefrau, Wittwe oder Jungfrau verübt worden, und setzt 
für diese Nothzucht, wieder früheren Gewohnheiten und der 
zu ihrer Zeit herrschenden Ansicht über das reeipirte Römische 
Recht (s. Not. 6a ) sich anschliessend, die Schwertstrafe 
fest 7 ). Es ist daher nach der Carolina das Verbrechen nicht 
Nothzucht, wenn die gewaltsame Unzucht begangen wurde 
gegen eine Person männlichen Geschlechts oder gegen eine ver- 
leumdete Frauensperson Tft ). Vielmehr gehören diese Fälle blos 
zum allgemeinen crimen vis, und sind nach den Grundsätzen 
des Römischen Rechts zu beurtheilen 8 ). Ebenso ist es keine 
Nothzucht, wenn der Ehemann unter Umständen, unter welchen 
er kein Recht zum Beischlafe hat, z. B. wenn er vou Tisch 
und Bette geschieden ist, seine Frau zur Duldung desselben 
zwingt 9 ). Denn die Carolina fasst die Nothzucht Mos auf 
als Verletzung und als ein Nehmen der jungfräulichen oder 
fraulichen Ehre; diese Ehre kann aber der Mann seiner Ehe- 
frau nicht nehmen. Endlich lässt die Carolina, was ebenfalls 
sieh sehr rechtfertigen möchte , eine Untersuchung und Be- 



7) Art 119. Item, so jenwnt einer mverleymten Ehefraum, witt wen oder 
junglcfrawen mit gewalt und wider jren willen jr Jungk f rewlich oder 
frewlich ere neme, derselbig vbettetter hat das leben verwurü, vnd 
soll auf behllagmg der benöttigten in aussfürung der missetat einem Räu- 
ber gleych mit dem Schwert vom leben zum todt gerieht werden 

Ebenso schon die Bambergensis. Art 144. 

7a) Die Ansichten sind übrigens hierüber sehr verschieden. S. mein 
Lehrbuch B. U.S. 16. 17. Für die, wie mir scheint, richtige Ansicht sind 
noch beizufügen: Martin Lehrb. des Crim. R. 2te Ausg. 1829. §. 297. 
Heffter Lehrb. des Crim. R. Halle 1833. §. 292. Jarke Handb. des 
Strafrechts. B. III. Berl. 1830. S. 101. f. llepp im neuen Archiv des 
Crim. Rechts B. XIV. S. 349. 350. 

8) Jedoch fanden die Rom. Strafen des crimen vis in unsern Ge- 
richten keinen Eingang. Hierüber, so wie über die Frage, welche Strafen 
die Deutsche Praxis beim crimen vis anwende, s. meine Ausführung im 
neuen Archiv des Cr. Rechts B. XIII. S. 397 — 415. 

9) Ueber den falschen Grund, den für diesen beinahe allgemein 
anerkannten Satz Manche, z. B. Böhmer und Feuer bach, anführen, 
s. mein Lehrbuch B. II. S. 18. 
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strafung wegen Nothzucht nur dann zu, wenn die Benottigte 
klagt 10 ). 

Nach der Carolina ist daher Nothzucht die Verletzung 
der jungfräulichen oder fraulichen Ehre, durch einen mittelst 
Gewalt erzwungenen Beischlaf mit einer unverleumdcten Ehe- 
frau, Wittwe oder Jungfrau. 

Drei Fragen können aber hier in Betreff des Tatbestandes 
zweifelhaft seyn, nämlich 

a. was ist eine unverleumdete Frauensperson. Zwar 
war die castitas temporum im XVI. Jahrhundert nicht so gross, 
als man häufig rühmt. Allein die Beurtheilung bei Frauensper- 
sonen, welche sich einem Manne hingegeben hatten, war sehr 
streng, und unverleumdet nannte man im XVI. Jahrhun- 
dert gewiss nie eine Frauensperson , von welcher im Publicum 
bekannt war, dass sie sich ausserehelich einem Manne hinge- 
geben habe. 

Es dürften daher, soferne es sich vom Sinne der Carolina 
handelt, alle diejenigen Auslegungen zu verwerfen seyn, wel- 
che das Unverleumdetseyn in einem laxeren Sinne nehmen 1 1 ). 
Selbst die von den Meisten angenommene Auslegung möchte 
sich nicht rechtfertigen lassen , nach welcher ein Mädchen , das 

10) Es wird diess zwar von den meisten Criminalisten in Zweifel 
gezogen. Allein die Worte auf Beklagvmg der Benöttigten kann man 
so wenig hier für blos enonciativ nehmen, als ähnliche Worte beim 
Ehebrache (Art. 12ö0l> und sie sagen wohl nichts andres, als : der Thä- 
ter soll mit dem Schwert bestraft werden, wenn die Verletzte klagt. 
Was sollten auch diese Worte sonst bedeuten, wenn man sie nicht als 
Beschränkung des Einschreitens von Amtswegen deuten will? Etwa die 
Verletzte könne klagen? Allein diess versteht sich doch zu sehr von 
selbst Auch spricht für das eben Behauptete noch die Sorgfalt, mit 
welcher jene Worte in die zweite Hälfte des Artikels, in welcher sie 
von der Bambergensis nicht wiederholt werden, schon im Entwürfe der 
Carolina selbst noch einmal hineingesetzt worden sind. Die Wenigen, 
welche dieser Ansicht sind, s. in meinem Lehrbuche B. II. S. 26, denen 
nun noch beizufügen ist Heffter Lehrb, des gem. D. Crim. R. §. 294. 

11) Die Wenigsten sind dieser strengeren Ansicht ; vergl. mein Lehr- 
buch B. II. S. 17. Für dieselbe hat sich seitdem auch ausgesprochen 
Hepp, Versuche üb. einz. Lehren d. Straf- R. Heid. 1827, S, 68, 
Not 24. und im neuen Archiv d. Cr. R. B. XIV. S. 350, 
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sich Männern hingegeben, aber später durch gute Aufführung ih- 
ren Ruf gebessert hatte, Gegenstand der Nothzucht seyn solle. 
Denn ein Mädchen, von dem das Publicum weiss, dass 
es seine jungfräuliche Ehre verloren habe , bleibt immer ein 
verleumdetes. 

b. was gehört zur Consummation der Nothzucht? Die Ca- 
rolina beschreibt die Vollendete Nothzucht durch Nehmen der 
jungfräulichen oder fraulichen Ehre, und rechnet es zum Ver- 
suche , wenn die Frau oder Jungfrau sich des Thäters erweerte. 
Erwehrt hat sie sich aber des Thäters nicht, wenn es bis zur 
Vereinigung der Geschlechtstheile gekommen ist, und die weib- 
liche Ehre ist offenbar schon durch diese Vereinigung, aber 
auch erst durch dieselbe, nicht auch durch Handlungen, wel- 
che auf widernatürliche Befriedigung des Geschlechtstriebs Be- 
zug haben l2 ), genommen. Manche Neuere, z. B. Tittmann 
und Salchow, verlangen hier seminis emissio; allein diese 
dürfte hier in jeder Hinsicht indifferent seyn, ausser es würde 
durch sie allein ohne alle Vereinigung der Geschlechtstheile eine 
Schwängerung erzeugt worden seyn. Dass dieses möglich sey, 
behaupten viele Aerzte, namentlich Mende 13 ), und Derselbe 
verlangt daher (freilich überschreitet er dabei ganz seine Com- 
petenz als Arzt) zur Consummation der Nothzucht, dass semen 
emittirt worden sey, weil bei der Begattung das Kinder- 
zeugen die Hauptsache sey. Allein , wollte man diess auch 
bei der Begattung zugeben: so ist es doch nicht bei der 
Nothzucht die Hauptsache. Indessen dürfte wohl nicht in 
Abrede zu stellen seyn, dass wenn ein Fall der Art, wie ihn 
Mende erzählt, vorkommen würde, wenn durch gewaltsame 
Berührung der Geschlechtstheile und emissio seminis ein Mäd- 
chen geschwängert würde, auch hier eine consummirte Noth- 
zucht als vorhanden angenommen werden müsste. Denn bei 
einer erfolgten Schwängerung der Verletzten ist jedenfalls 
vollkommen geschehen, was die Carolina zur Consummation 



12) Martin Lehrbuch des Crim. R. 2te Ausg. §. 296. Not. 5. 

13) Handbuch der gerichtl. Medizin. B. IV. S. 48?. 498. 



% 

Digitized by Google 



1 



89 

der Nothzucht verlangt; die weibliche Ehre ist geraubt. Ue- 
brigens wird ein solcher Fall beinahe nie , oder nie , ohne e i- 
nige Vereinigung der Geschlechtstheile Torkommen. — Die 
meisten Aclteren und einige Wenige der Neueren z. B. Kono- 
pack und Feuerbach, verlangen seminis immissio. Allein 
diess ist mehr, als zum Nehmen der Ehre erforderlich ist, und 
gehört blos zum durchaus vollendeten naturgemässen Beiscblafe, 
eine Vollendung aber, welche das Gesetz nirgends zur Noth- 
zucht erfordert 14 ). Das Gesetz verlangt nicht, dass der Ver- 
brecher seinen Zweck vollkommen erreicht, sondern dass er 
blos das vollführt habe, was zum wesentlichen Gesichtspunkte 
und zur Natur des Verbröchens , wie es^ gesetzlich näher be- 
stimmt ist, gehört. 

c. Wie ist die Gewalt näher zu bestimmen, welche zur 
Nothzucht wesentlich ist? Diess ist eine, in manchen Bezie- 
hungen sehr bestrittene Frage. Doch wird es passender seyn, 
um Wiederholungen zu vermeiden, von ihr, auch nach gemei- 
nem Rechte , erst unten bei der Darstellung des neuesten Säch- 
* sischen Rechtes (Abschn. II. Gap. III.) zu handeln. 

Besondre Milderungs - und Schärfungsgründe stellt das 
gemeine Recht bei dem Verbrechen der Nothzucht nicht auf 15 ). 
Auch ist nach dem Art. 119. der P. G. Oi die Strafe nicht 
zu erhöhen , wenn Ehebruch oder Incest mit der Nothzucht con- 
currirt, falls der Fall ein solcher ist, in welchem die ordent- 
lich e Strafe der Nothzucht, die Schwertstrafe, zur Anwen- 
dung kommt; denn die Carolina hält bei solchen Verbrechen, 
wenn sie auch in einer Handlung concurriren sollten, die ein- 
fache Todestrafe für genügend. . Ist aber eine geringere, als 
die Todesstrafe zu erkennen, z. B. wegen Versuches, oder 
wird überall nicht mehr auf Todesstrafe erkannt, wie jetzt meist 
nach der Praxis der unter dem gemeinen Rechte stehenden Ge- 
richte: so muss jene Concurrenz als straferhöhend so weit 

14) Die verschiedenen Ansichten s. in meinem Lehrbuche B. II. 
S. 18. 19. Recht gut ist, was in dieser Hinsicht der dort angeführte 
Boehmer aasführt. S. auch Heffter Lehrb. S. 316. 

15) Mein Lehrbach B. II. S. 15* 16. 
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möglich beachtet werden. Diess ist durch die Endworte des 
Art 119. sehr bestimmt angedeutet. 

Die Deutschen Particularrechte bis in das XVIII. Jahrhun- 
dert 16 ) hielten bei der Bestrafung der Nothzucht durchaus an 
der Strenge der Carolina fest, und auch die Praxis — viel- 
leicht aus der Ueberzeugung , dass hier die gesetzliche Strafe 
doch in manchen Fällen . nicht zu hart sey — sah bis in den 
Anfang unsres Jahrhunderts die Schwertstrafe für $e ordentli- 
che Strafe des Verbrechens an , und erkannte auf diese Strafe, 
wenn alle Requisite einer consummirten Nothzucht vorhanden 
waren. Doch hatte und benutzte sie auch hier einen Weg, die 
Anwendung der Todesstrafe seltner zu machen. Sie forderte 
seminis immissio zur Consummation des Verbrechens. War diese 
nicht vollständig erwiesen : so erkannte sie auf eine gelindere 
ausserordentliche Strafe 11 ). Von der andern Seite aber war 



16) Z. B. ausser dem unten anzuführenden Sächsischen Rechte, aus 
dem Jahrhundert der Carolina: die Henneber gi sehe LandesO. von 
1539 B. VIII. Tit V. Kap. 2. dasDithmarser Landr. v. 1567 Art. 
127. das Chnrpfälz. Landrecht V. 1582 (in den spateren Landrechten 
von 1596 und 1611 wörtlich wiederhohlt) Th. V. Tit 35. Das Württ 
Gesetz von 1586 §. 3. Aus dem XVIL Jahrhundert: das Landr. für das 
Herzogthum Preussen v. 1620 B. VL Tit. VI. Art 2. §.3. Aus dem 
XVIII. Jahrhundert: Die Josephina von 1708 Art. 19. $. 22; daa 
Badische Landrecht Ton 1710 Th. VIL Tit. 42. Die Theresiana von 
1769. Art. 71. §. 6. Alle diese Particularrechte beschranken auch die 
Nothzucht auf Gewalt gegen Frauenspersonen, und zwar einige, z.B. 
die Henneb. L. O. und das L. R. für das Herzogth. Preussen, wie die 
Carolina, gegen unverleumdete , Andre, wie das Dithmarser, daa 
Pfalz, und das Badische L. R. und die Josephina gegen ehrliche Frauen 
oder Jungfrauen. Einige lassen den auf Unverleomdetseyn sich bezie- 
henden Beisatz weg, wie das angeführte Württ. Gesetz. Andre be- 
schreiben die Person noch etwas naher, z. B. die LandesO. von Ty- 
rol v. 1573. B. VIII. «Tit. 40. Frawen oder Jmclcfrawen, die jin tut %oiU 
lighlich an ungebührliche heimliche ort nachgeet, auch kam Miet, oder Gab 
darumh nhnbt; diese setzt die Strafe des Ertränkens fest. S. auch 
Jarke Handb. des gem. D. Straft. B. III. S. 108. 109. 

17) Auch jetzt noch hält die Praxis der meisten Gerichte an jenem 
Requisite fest. Doch gibt es einige wenige Gerichte , welche es auf- 
zugeben anfangen, z. B. das Landesgericht zu Wolfenbüttel (in e. 
Urth. v. J. 1830). Hitzig Annalen B. VIII. S. 271. 



Digitized by Google 



31 

sie hier nicht selten strenger als das Gesetz. Denn theils schritt 
sie bei der Nothzucht von Amtswegen ein, und behandelte es 
blos als einen Milderungsgrund, wenn die Genothzüch- 
tigte nicht klagte , und noch mehr , wenn sie den Thäter frei- 
willig heirathete, theils nahm sie das Requisit, dass die Per- 
son, an welcher eine Nothzucht soll begangen werden können, 
eine unverleumdete seyn müsse, in einem so laxen Sinne, 
dass sie in der Regel nur feile Dirnen zu den verleumdeten 
Personen zählte, jedoch dann hiebei sich nicht immer conse- 
quent blieb , und nicht selten bei Nothzucht an Solchen , wel- 
che schon gefallen waren, Strafmilderung eintreten lassen, und 
blos poenain morti proximam erkennen wollte 1 8 ). 

In unsrem Jahrhundert aber scheint die gemeinrechtliche 
Praxis auch bei diesem Verbrechen die Todesstrafe , als ordent- 
liche Strafe, abgeschafft zu haben. Ich zog diess in meinem 
Lehrbuche B. II. S. 24. 25 in Zweifel, indem die Einzigen, 
welche diess behaupteten, Tittmann und Salchow, be- 
stimmte Belege dafür nicht anzuführen wussten, und bemerkte 
blos, dass die Württembergische Praxis , obwohl das 
Württb. Particularrecht (in einem Gesetze von 1586) die Be- 
stimmungen der Carolina ausdrücklich bestätige, doch die To- 
desstrafe nicht mehr anwende (sie geht höchstens bis zu einer 
10jährigen Zuchthausstrafe), ausser wenn die Misshandlung 
den Tod der Genolhzüchtigten zur Folge hatte. Allein nach 
genauer eingezogenen Erkundigungen finde ich, dass auch in 
den meisten anderen, noch unter dem gemeinen Rechte stehen- 



18) Doch gab and giebt es einzelne Gerichte , welche hier mit Recht 
das Unverleumdetseyn strenger beurthellten. So auch in unsrer Zeit. 
Z. B. im J. 1827 verurtheilte die Jastizcanzlei zn Zelle einen Ver- 
heiratheten, welcher gegen eine zum zweitenmale anehelich Schwan« 
gere Unzacht erzwangen hatte, nicht wegen Nothzucht, sondern mit 
Recht wegen vis publica (zu 6jähriger Karrenstrafe), s. Hitzigs An- 
nalen B. VI. S. 289. Nur war es nicht richtig, wenn die Relation 
die That desshalb, weil sie auf offener Hee,rstrasse geschah, 
zur vis publica zählte. Auch auf offener Heerstrasse kann vis pri~ 
vata begangen werden ; jedes gewaltsame stuprum aber, welches nicht 
Nothzucht ist, ist vis publica S. ob. Not 3. 
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den Staaten die Gerichte zu einer gleichen Milde gegen das 
Gesetz sich hinneigen I9 ). 

C. Aelteres Sächsisches Recht. 

Bei der Nothzucht ist das ältere Sächsische Recht 
strenger, als das gemeine, indem es den Begriff der Noth- 
zucht sowohl, als die Schwertstrafe auf Gewalt" gegen ver- 
leumdete Frauenspersonen ausdehnt. Es wurde diess durch 
Churfiirst August in den Constitutionen von 1572 festge- 
setzt, und die Veranlassung dazu gab zunächst der Sachsen- 
spiegel. Ä . 

Schon nach dem Sachsenspiegel ist die Strafe der Noth- 
zucht das Schwert. Ebenso beschränkt derselbe die Nothzucht 
durchaus auf Gewalt eines Mannes gegen ein Weib 20 ). 
Dabei scheint aber ein Artikel zu dieser mit dem Schwerte zu 
bestrafenden Gewalt auch die an verleumdeten Weibern be- 
gangene zu zählen. Es heisst in B. III. Art. 46. 

An varendeme wiu 6 vnde an siner amyen [Beischläferin] 
mach die man not dvn vnde dat sin (al. sin recht; al. sin 
Uf) vermerken, of he sie ane iren dank beleget [al. beslefit.] 

Zwar könnte man hier noch fragen, ob diese Stelle Be- 
griff und Strafe der Nothzucht auf die Schändung einer feilen 
Dirne und einer Beischläferin wirklich ausdehne. Denn wenn 
man darauf, dass der Ausdruck nodegen, notzüchtigen, hier 
nicht gebraucht (vergl. Not. 20) , und blos die Handlung durch 
not dvn, vim inferre, beschrieben ist, kein Gewicht legen 
will: so ist es doch sehr die Frage, ob diese Stelle von To- 



19) So nimmt auch die Jnstizcanzlei zu Zelle an, die Todesstrafe 
finde nach der Praxis nnr dann statt, wenn besonders schwere Gewalt- 
tätigkeiten verübt seyen (in Urtlieilen v. d. Jahren 1823 und 1826). S. 
Hit zig* s Annalen u. s. w. B. VI. S. 277. 282. Strenger scheint man noch 
in Holstein zu seyn nach d. Handb. des Schleswig -Holsteinischen 
Crim. Rs. yon Ca. v. Schirach B. I. S. 370. 

20) B. n. Art 13. Die .... tvif oder maget nodeget ....den sal 
mm dat hovet afslan. B. m. Art 45 a,-E. Ane weregeU sin unechte lüde. 
Doch sve so ir enen dodet .... oder unechte wif nodeget man sal over 
ffi richten na vredes rechte. Vgl auch B. III. Art 64. B. III. Art 1. 
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desstrafe spricht, da über das, was der Thäter verwirken 
soll, die Lesearten sehr verschieden sind. Allein schon die 
Glosse nimmt an, die Stelle spreche von der mit dem Tode 
zu bestrafenden eigentlichep Nothzucht, jedoch »mit der Be- 
schränkung, dass sie nur von solchen freien Weibern zu ver- 
stehen sey , welche sich entschlossen haben , ihren Lebenswan- 
del zu bessern, und deshalb der Gewalt zu widerstehen 
suchten. Ebenso nehmen auch die Consultationes Saxonicae ao, 
die Stelle dehne Begriff und Strafe der Nothzucht auf meretrices 
aus , setzen jedoch bei : welches hart ist; nam jure communi 
raptus in meretrkem non nuptam nicht cotnmütirt wird. Al- 
lein der Gesetzgeber fand es nicht zu hart, und bestimmte 
ganz allgemein , und ohne die von der Glosse gemachte Be- 
schränkung zu bestätigen, in den Gonst. elect. v. 1572. const. 
30. Folgendes: die gewaltsame Nothzucht , so einer an eheli- 
chen oder auch ledigen Weibspersonen begehet, wird ver- 
möge gemeiner und landüblicher Sächsischer Rechte mit dem 
Schwert gestraft; wie denn auch die Sachsenrechte, 
da an einem gemeinen oder freien Weibe Nothzucht began- 
gen, die selbige Gewalt mit solcher Schärfe strafen. Dabei 
Wir es auch bleiben lassen, und wollen, dass Unsere Schop- 
penstühle und Gerichte sich dessen, wie bis anhero, im Spre- 
chen und Erkennen halten. Diese Bestimmung wurde auch 
in der Kirchenordnung von 1580, und 50 Jahre später in der 
Eheordnung ausdrücklich wiederholt 21 ), und in der geheimen 
Instruction von 1770 §. 3. wird die Nothzucht unter den Ver- 
brechen l 8ter Classe , welche Todesstrafe nach sich ziehen , mit 
aufgeführt. Ausserdem enthalten noch die Gonstitutiones ele- 
ctorales (est. 31.) die Bestimmung, dass wenn ein Mädchen 

21) Kirchenordnung v. 1. Jan. 1580. Tit. von Ehesachen. Rubr. von 
der Strafe der Unzucht. (C. A.I. p. 542.): Da auch Jemand so nicht ehelich 
igt, eine Weibsperson, die sei ledig oder ehelich , eine Jungfrau oder WUt- 
tve, oder auch, ein gemein Weib, wider Viren Willen mit Gewalt, 
seines Wittens zu pflegen, zwingen, und also eine gewaltsame Nothzucht 
begehen würde : so soll er mit dem Schwert vom Leben zum Tode gestraft 
werden. Wörtlich wiederholt ist Dasselbe in der Einordnung vom 
10. Aug. 1627. IV. Funkt C. A. I. p. 1023. 

3 



unter 12 Jahren mit Gewalt genothzfahliget , und das Werk 
mit ihr vollbracht würde , ebenfalls die Schwertstrafe, wenn 
aber Einer ohne Nothzucht oder zugethane Gewalt ein solches 
Kind fleischlich erkannt, (ewige) Landesverweisung mit Stau- 
penschlägen zu erkennen sey. 

Hieraus geht hervor, dass bei der Nothzucht das ältere 
Sachsische Recht nur in so ferne vom gemeinen abweicht , als 
es die mit dem Schwerte zu bestrafende Nothzucht auch an 
solchen Weibern als möglich annimmt, bei welchen von frauli- 
cher oder jungfräulicher Ehre nicht mehr die Rede seyn kann. 
Die Praxis hielt auch — wie sie auch musste — an diesem 
Grundsatze fest 22 ) , und ebenso befolgte sie das Gesetz in Be- 
treff der Strafe , und rechnete bis in die neueste Zeit die Noth- 
zucht zu den Capitalverbrechen , wobei sie auch vom XVI. Jahr* 
hundert an, wie die gemeine Praxis, annahm, dass bei die- 
sem Verbrechen von Amtswegen einzuschreiten sey. Indessen 
wurde auch hier durch eine Reihe von Milderungsgründen die 
Anwendung der ordentlichen Strafe sehr oft ausgeschlossen. 
Zu diesen gehörten besonders: 

a. der mangelnde Beweis der seminis immissio. War diese 
immissio nicht erwiesen : so wurde blos auf eine •ausserordent- 
liche Strafe erkannt. Schon Carpzov 23 ), und auch spätere 
Schriftsteller, z. B. Hayme in seinen Digesta juris Sax. v. 
Nothzucht, leiten jenes Requisit aus den Worten der oben ab- 
gedruckten const. 31. P. IV. her. Fehlte der Beweis der se- 
minis immissio 24 ), oder war der Gonat auch nur bis zur ge- 



22) Dass die Frage , ob die gegen eine Höre begangene Gewalt 
als Nothzucht zu bestrafen sey, zu den practischen gehöre (Manche 
wollten dies bezweifeln), zeigt schon Carpzov an Fällen, die ihm in 
seiner Praxis vorkamen. S. z. B. Dessen jurisprud. forens. Roinano- 
Sax. P. IV. const. 30. Def. III. 

53) Jurisprud. forens. Romano -Sax. ad P. IV. const. 30. De£ IV. 

24) Das von der Verletzten nicht in Abrede gezogene Gestandniss 
des Thäters scheint zu Carpzovs Zeit für hinreichend angenommen 
worden zu seyn. Fehlte das Gestandniss: so nahm die Praxis zu Carp- 
zovs Zeit dasZeugniss einer, auch nur de credulitate aussagenden, Heb- 
amme für genügend an. Carpzov a.a. O.ad const. 31. Def. I. ad const. 

■ » t 
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waltsamen Entblössung gekommen: so erkannte man, wenig- 
stens zu Carpzovs Zeiten auf die poena morti proxima , Fu- 
stigation und ewige Landesverweisung 2 5 ). Als später die Lan- 
desverweisung aufgehoben wurde und somit an die Stelle der 
früheren poena morti proxima .Mos 4 Jahre Zuchthaus traten 
(oben S. 11.): so wurde, wenn die seminis emissio nicht voll- 
ständig erwiesen war, blos auf die eben angeführte Strafe 
(Not. 24. a. E.) , war sie gar nicht erwiesen , in der Regel nur 
zweijähriges , und wenn es blos bis zum Niederwerfen, gewalt- 
samen Entblössenund zu libidinosae contrectationes (jedoch in der 
Absicht die Nothzucht zu vollbringen) gekommen war, auf ein- 
jähriges Zuchthaus erkannt. 

b. Das Erbieten der Genothzüchtigten den Thäter heirathen 
zu wollen. Carpzov 26 ) fuhrt eine Reihe von Gründen, von 
denen aber keiner Etwas beweist, für diesen Milderungsgrund an, 
namentlich ganz wunderlicher Weise die 1. 5. §. 2. D. XLV1I1. 6. 
(ad 1. Jul. de vi publ.) , sodann , dass ja das Canonische Recht 
sogar die Entführung nicht mit dem Schwerte bestrafe, wenn 
die Entführte den Entführer heirathe, und endlich, dass der 
Verletzten das Mittel, ihre Schande zu decken, nicht entzo- 
gen werden sollte, nec afllictae ulterior addatur afflictio. Spä- 
tere, wie z. B. Pütt mann berufen sich auf den zweiten 
Carpzovschen Grund, und auf die Carolina, welche eine Klage 
der Genothzüchtigten fordre. 



30. Def. IV. Die spatere Praxis forderte übereinstimmende Aussage des 
Thäters und der Verletzten, und wenn die der Verletzten nicht vorlag, 
oder z. B. wegen Unmündigkeit nicht beweisend war, wenigstens Spuren 
einer an den Geschlechtstheüen verübten Gewalt. Vgl. H o m m e 1 rhaps. 
quaestion. obs. 490. So erkannte auch z. B. der Schöppenstulü im J. 1828 
blos auf 4 Jahre Zuchthaus (vergl. oben S. 16.) bei einer in ihrem That- 
bestande im Uebrigen ganz erwiesenen Nothzucht, bei welcher der Thä- 
ter auch die seminis immissio gestanden und die Verletzte (welche ihre 
Aassage beschworen) dies auch nicht in Abrede zog, es aber nicht po- 
sitiv bekräftigte, sondern sagte: sie hithe es in der Angst nicht genau 
wahrnehmen können. 

25) Carpzov a. a. O. ad const. 30. Def. V. ad const 31. Def. II. 

26) Am a. O. ad const. 30. Def. VII. 
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Zu Carpzovs Zeit wurde in einem solchen Falle die Strafe 
auf ewige Landesverweisung herabgesetzt , und die Genolhziich- 
tigte musstc dem Verurtheilten in das «Exil folgen. Nach Auf- 
hebung der Landesverweisung (oben S. 11.) erkannte man auf 
4 Jahre Zuchthaus. 

c. Noch weiter ging spater die Juris tenfaeul tat , indem sie 
annahm, dass auch schon dann, wenn nur die Genothzüchligte 
nicht klage, die Todesstrafe auszuschlicssen sey 27 ). Ausser- 
dem milderte Dieselbe 

d. auch bei der Minderjährigkeit des Thätcrs die Strafe, 
ein Milderungsgrund aber, den die Praxis zu Carpzovs Zei- 
ten und auch später immer die Praxis des Schöppenstuhls ver- 
warf 28 ). 



IT. Unfreiwillige Schwächung im engeren Sinne. 

Vollzieht ein Mann den Beischlaf mit einer Frauensperson 
zwar nicht mittelst Gewalt, aber doch ohne die freie Einwil- 
ligung derselben, wie mit einer Schlafenden, Ohnmächtigen, 
völlig Betrunkenen , Geisteskranken oder Unmündigen: so ge- 
hört der Fall nicht zur Nothzucht, eben weil ein wesentliches 
Requisit der »Nothzucht , die Gewalt, fehlt. Hierüber ist man in 
unsrer Zeit einig 29 ). Allein die Aelteren schwankten hier, ob 
sie solche Fälle zur Nothzucht oder zum blossen Stuprum rech- 



27) s. Biener (nach einem Urtheile vom J. 1799) in P littmann 
elem. j. crim. ed. 2. §. 596. Not. 66. 

i 

28) Vgl. das oben S. 18. angeführte Programm. Anch H o m m e 1 
rhaps. quaestion. obs. 873. a. E. (ürtheil v. J. 1780). Ueber die Pra- 
xis zu Carpzovs Zeiten s. Carpzov a. a. O. ad const 31. Def. V. 

29) Eine ganz andre Frage ist die, ob es Nothzucht sey, wenn 
der Thäter_ dorch arglistige Beibringung betäubender Mittel oder da- 
durch, dass er die Schlafende, Ohnmächtige u. s. w. bindet, Widerstand im 
Voraus ganz unmöglich machte. Ueber diese Frage war vor hundert Jahren 
und ist jetzt noch Streit. Näheres über sie, auch nach gemeinem 
Rechte, wird unten bei Gelegenheit der Auslegung des §. 4. unsres 
Gesetzes vorkommen. 
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nen sollten 30 ). Nach allgemeinen Grundsätzen sind sie här- 
ter zu bestrafen, als das freiwillige Stuprum, schon weil hei 
ihnen eine mit dem freiwilligen Stuprum nicht verbundene 
Rechtsverletzung vorhanden ist, und da nach gemeinem 
Rechte die Strafe des Stuprums arbiträr ist : so lassen sich hier 
auch durch eine angemessene Erhöhung der Strafe die allge- 
meinen Grundsätze befolgen. Seit der zweiten Hälfte des ver- 
flossenen Jahrhunderts aber bildet man gewöhnlich aus diesen 
Fällen ein besonderes Verbrechen , das der s. g. unfreiwilligen 
Schwächung, oder das stuprum neque voluntarium neque vio- 
lentum (die letztere Benennung ist wohl zuerst von dem älte- 
ren Meister in seinen prineipp. jur. er. gebraucht worden), 
und hiegegen lässt sich auch mit Grund Etwas nicht einwenden, in 
sofern dadurch blos hervorgehoben werden soll, dass diese 
Fälle zur Nottizucht nicht gehören und auch vom freiwilli- 
gen Stuprum verschieden und in der Regel härter, als das 
Letztere (was ja dem gemeinen Rechte, nach dem oben Ange- 
führten, nicht zuwider ist) zu bestrafen seyen. Nur einen Kall 
müsste man, was diese härtere Strafe betrifft, ausnehmen. 
Wenn nämlich Jemand von einer Schlafenden, Ohnmächtigen 
oder höchst Betrunkenen annimmt, dass der Beischlaf ihrem 
Willen nicht entgegen scy, er ihn in dieser Meinung vollzieht 
und sie durch ihr nachheriges Benehmen im unbetäubten Zu- , 
Staude wirklich auch zeigt, dass sie durchaus den vollzogenen 
Beischlaf ratihabire: so wäre hier eine härtere Strafe, als die 
des freiwilligen Stuprum , gewiss schwer zu rechtfertigen. Denn 
durch die Voraussetzung des Thäters, in Verbindung mit - 
der nachher wirklich erfolgten Ratiha biti on, durch 
welche sich seine Voraussetzung bestätigte, sinkt die Handlung 
ganz in die Sphäre des freiwilligen Stuprum herab. Selbst in 
Fällen, in welchen derThäter nicht unter dieser Voraussetzung 
handelte , oder wenigstens die Ralihabilion nicht erfolgte , so- 
mit das Moment der Rechtsverletzung immerhin vorhanden 
bleibt, wird nicht selten die Schärfung der Strafe nur eine 

30) Vgl. raein Lehrb. B. II. S. 21. 
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höchst unbedeutende seyn können. Die Grosse der Rechtsver- 
letzung und des Schadens, den die Verletzte durch eine solche 
Handlung erleidet, hängt hier sehr davon ab, ob die Verletzte 
unverleumdet oder verleumdet, ob sie im Besitze ihrer Ge- 
schlcchtsehrc ist oder nicht , und wenn bei anderen Verbrechen 
die Gesetze, und, falls von arbiträren Strafen die Rede ist, 
die Richter bei Bestimmung des Strafmaasses auf die Grösse 
der Rechtsverletzung und des erzeugten Schadens hauptsächlich 
Rücksicht nehmen und nehmen müssen, warum nicht dasselbe auch 
hier? Missbraucht daher Jemand ein schlafendes oder ohnmäch- 
tiges ehrbares Mädchen : so ist er gewiss weit härter zu bestra- 
fen , als Derjenige , welcher eine durch Trunk betäubte liederli- 
che Dirne (wenn auch diese, wozu sie ja ihre Gründe haben 
kann, im unbetäubten Zustand nicht ratihabirt, sondern denun- 
cirt) , oder welcher ein schlafendes Mädchen , das früher sich 
ihm freiwillig hingegeben hatte, welches aber gerade zur Zeit 
ihm den Beischlaf verweigerte, weil sie sich mit ihm entzweit 
hat, missbrauchtc. 

Was die geschriebenen Rechtsquellen betrifft: so berührt 
das gemeine Recht blos Einen Fall der unfreiwilligen Schwä- 
chung, den der Schwächung eines Mädchens, das noch nicht 
mannbar ist (d. h. welches das 12. Jahr noch nicht zurückge- 
legt hat) 31 ). Hier soll nach Römischem Rechte der Humilior 
mit lebenslänglicher Bergwerksarbeit, der Honestior mit Relega- 
tion oder Deportation 32 ) bestraft werden, und die ältere Deut- 
sche Praxis erkannte in diesem Falle auf Landesverweisung, die 
spätere in der Regel, und mit Recht,' auf Zuchthaus. 

31) Qui nondum viripotentes virgines corrumpunt. Eigen ist es, 
wenn Feuerbach Lehrb. §. 264. dies übersetzt durch: eine an ei- 
nem noch unschuldigen Mädchen begangene Schwächung. Sind diess 
nicht auch die viripotentes ? 

32) Die SteUe (D. XL VIII. 19. de poeh. 1. 38 §.3.) sagt: honesiiores 
in insulam relegantur, aut in exilium mittuntnr. Zwar bedeu- 
tet exilium gewöhnlich nur die Relegation; aHein es wird dieser Aus- 
druck im Köm. Rechte doch öfters auch für die Deportation gebraucht, 
und hier, wo er neben der relegatio in insulam steht, wird man nicht 
anders annehmen können, als dass er wenigstens auch die Deportation 
mit bezeichnen soll. Vgl. D. XL VIII. 1. (de pubi. jud.) 1. 2. 
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Das ältere Sächsische Recht dagegen handelt ausserdem 
noch von einem zweiten der hierher gehörigen Fälle. Es be- 
stimmt nicht nur , dass wer ein Mädchen unter 12 Jahren 
fleischlich erkenne, mit ewiger Landesverweisung und Fustiga- 
tion bestraft werden (const. 31. P. IV.) 38 ), sondern dass die 
gleiche Strafe auch den treffen solle, welcher eine wahn- 
witzige, sinnlose ledige Person beschlafe (const. 26. P. IV.), 
und diese Bestimmungen wurden auch später in der Kirchenord- 
nung von 1580 und in der Eheordnung von 1624 wiederholt 34 ), 
und die Praxis befolgte sie auch durchaus; nur dass sie auch 
hier im ersteren Falle das Erbieten zur Heirath, wenn die Ver- 
letzte zu ihren Jahren gelange, als bedeutenden Milderungs- 
grund behandelte 35 ). — Nach der Aufhebung der Strafe der 
Landesverweisung musste in den genannten Fällen Zuchthaus 
erkannt werden, und zwar nach der geheimen Instruction von 
1770 8» 9. auf 4 Jahre. Diese Strafe wurde aber später durch 
die fernerweite Instruction von 1783 §. 7. auf eine 2jährige 
herabgesetzt. Denn die Bestimmung derselben, dass beim Ehe- 
bruche und den geringem fleischlichen Verbrechen in den Fäl- 
len, da ehedem auf ewige Landesverweisung mit Staupenschlä- 
gen zu erkennen gewesen, auf zweijährige Zuchthausstrafe nun- 
mehr zu erkennen sey, war ohne Zweifel auch auf die oben 
genannten Fälle zu beziehen, da sie, im Verhältniss zu dem, zur 

< 



33) Die Consultationcs leiten dies nicht mit Unrecht aus dem ge- 
meinen Rechte her. 

34) An den in der Note 21. angeführten Stellen. Dass die sinnlose 
Person auch blos auf Geisteskranke, nicht auf Ohnmächtige, Be- 
trunkene n. dgl. zn beziehen ist, ergibt sich aus der Constitution selbst und 
noch mehr aus den ihr vorangegangenen Consultationes. Zwar spricht 
die Kirchenordnung von wahnwitziger oder sinnloser Person. Allein 
diess wurde eine Aenderang und Ausdehnung der Bestimmung der Con- 
stitution noch nicht gerade beweisen, und die Eheordnung hat ohnehin 
wieder blos: ein wahnwitziges und sinnloses Weihshüd (In Weiske's 
Sammlung S. 21 steht wohl durch einen Druckfehler oder). Die Praxis 
nahm es auch nie ander«. 

35) Ho mmol rkaps. quaestion. obs. 873. 
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Zeit der Erlassungder Instruction mit dem Tode verpönt gewesenen, 
Ehebruche zu den geringem fleischlichen Verbrechen gehörten 36 ). 

Wenn übrigens die Wahnsinnige oder die Unmündige sich 
widersetzen, und der Thäter sie zur Duldung der Unzucht zwingt : 
so geht die Handlung in Nothzucht über. Zwar wollten diess 
Einige (nach gemeinem Rechte) leugnen, weil eine Wahnsin- 
nige und eine Unmündige keinen Willen haben , und die 1. 3. 
und 40. D. L. 17. de R. J. auf sie anzuwenden seyen. Allein 
mit Recht erklärte bei weitem die Mehrzahl der Criminahsten 
sich gegen sie 37 ), und in Sachsen lässt sich hier ohnehin 
nicht zweifeln, da die const. 31. P. IV. ganz bestimmt sagt, 
dass eine an einem Mädchen unter zwölf Jahren durch Gewalt 
verübte Unzucht zur Nothzucht gehöre. Gar zu weit ging aber 
hier von einer anderen Seite die Sächsische Praxis zu Carp- 
zovs Zeiten, und wie es scheint, auch noch später bis in 
das XVIII. Jahrhundert, indem sie auf eine ganz, wunderliche 
Weise härter war , als das Gesetz , und in einem Falle Noth- 
zucht annahm, in welchem sie doch in keiner Weise anzuneh- 
men war. Garpzov schloss nämlich (als Auetoritat führt er 
einige Italiener an) so : ein Kind von 1, 2 r 3 u. s. w. Jahren, 
hat keinen Willen, kann somit nicht consentiren; also ist 
jedes mit ihm begangene Stuprum — — eine Nothzucht! 
Dieser wahrhaft merkwürdige Schluss fand sogar in den Ge» 
richten /und selbst bei späteren tüchtigen Juristen Eingang, z. B. 



. ■ ■ 

36) Diess scheint jedoch vom Schöppenstuhle nicht ganz angenom- 
men worden zn seyn. So wurde z. B. im J. 1828 wegen wiederholt 
▼ ersuchten Beischlafes mit einem 9£jährigen Madchen (lrymene dis- 
rupto) auf zweijähriges Zuchthaus erkannt; ein Soldat, der mit einem 
fast zwölfjährigen Mädchen Unzucht verübt hatte, zn vier Jahren Zucht- 
haus verurtheilt; ferner im J. 1820 Jemand, der mit einem siebenjähri- 
gen Mädchen Unzucht versucht und sie mit der Syphilis angesteckt hatte, 
mit vier Jahren Zuchthaus bestraft. — "Blosse libidinosae contrectatio- 
nes bei unmündigen Mädchen wurden meist ancU mit Zuchthaus geahn- 
det; 'z. B. im J. 1820 bei einem vierjährigen Mädchen (hymen digito 
disruptus) mit £ Jahr, eben so im J. 1824 bei einem sechsjährigen 
Mädchen. 

37) S. mein Lehrb. B. II. S. 22, 23* Fgl. a^cfcJJommel a. *. O. 

- 

* 

♦ 
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bei Beyer, Ludovici und Berger. Ca rpzov führt selbst 
ein Urtheil vom Jahre 1582 an, durch welches Jemand, der an 
einem Kinde „so nur ein Jahr und eine Woche alt gewesen 
und in der Wiegen gelegen, seinen unzüchtigen Willen geübt, 
und das Werk der fleischlichen Unzucht vollbracht«, wegen 
Nothzucht mit dem Schwerte bestraft wurde 3 *), und 
Berger erzählt, dass noch im Anfange des achtzehnten 
Jahrhunderts die Wittenberger Juristenfacultat einen Schul-' 
meister, welcher mit Mädchen, die noch Kinder waren, ein 
Stuprum begangen zu haben, gestanden, hiernach ebenfalls mit 
dem Tode bestraft habe, und billigt dieses Urtheil 89 ). Allein 
Carl Ferdinand H o m me 1 schwingt über Carpzov und seine 
Nachtreter bei Berührung dieser Logik unbarmherzig die Geissei, 
und von seiner Zeit an wird man gewiss kein Urtheil eines 
Sächsischen Dicasteriums mehr nachweisen können, welches in 
solchen Fällen ein Verbrechen der Nothzueht .gefunden hätte. 
Ohnehin waren jene Urtheile, von allem Anderen abgesehen, 
ganz gegen die angeführte 31. Constitution. 



III. Entführung. 

Das Verbrechen der Entführung *) muss bei den Römern 
unter den spätem Imperatoren sehr häufig gewesen seyn, wie 
wenigstens nach den ziemlich vielen Verordnungen, in welchen 
gegen dieses Verbrechen geeifert wird, angenommen werden 
muss. Denn wenn man gleich aus dem Mangel oder derDürf- 



38) Jurisprud. forens. Rom. Sax. ad P. IV. const. 31. Def. III. 

39) Elect jurisprud. crim. Cap. II. membr. III. §. 3. pag. 141. 

1) Ueber die Literatur, s. mein Lehrb. des Strafreclits B. II. S. 27, 28. 
Inzwischen kam noch hinzu .* A 1 e x. C h o t i n D. de crimine raptus sec. 
jus Rom. h&diern. et can. Tornaci 1825. 22 S. 4. ( höchst unbedeutend 
und ganz misslungen). Hepp über den Einfiuss des Gesichtspunkts auf 
die Bcmtheilung verhrccherisclier Handlungen, mit besonderer Rücksicht auf 
das Verbrechen der Entführwig] im neuen Archiv des Criminalrechts 
Bd. XIV. S. 467 — m. 
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tigkeit der Gesetze über ein Verbrechen nicht den Schluss auf 
die Seltenheit des Verbrechens machen kann, da ja eine Gesetz- 
gebung, auch bei der grössten Frequenz der Verbrechen, stille 
stehen kann : so lässt sich doch gewiss umgekehrt aus vielen, 
schnell auf einander folgenden, Gesetzen über ein Verbrechen 
auf ciue Häufigkeit desselben mit ziemlicher Sicherheit schliessen. 

Anders ist es bei uns. In unsern Romanen und Schau- 
spielen spielt zwar dieses Verbrechen eine grosse Rolle, und auf 
diesem Felde drängen sich noch jetzt consummirte und versuchte 
Entführungen aller Art. Nicht so im Leben. Es kommt das 
Verbrechen in unsern Zeiten höchst selten vor, und gehört in 
sofern zu den ziemlich unpraktischen, so dass es manche Ap- 
pellationsgerichte in Deutschland giebt, in deren nicht unbedeu- 
tendem Sprengel in unserm Jahrhundert kaum ein Entfuhrungs- 
fall sich, ereignete. Allein Gesetzgeber und Theoretiker müs- 
sen auch solche Verbrechen mit nicht minderer Sorgfalt und 
Genauigkeit behandeln. Der Fall kann wenigstens vorkom- 
meen, und kommt da und dort vor; auch kann leicht wieder 
eine Zeit kommen, in welcher die Verhältnisse, welche jetzt 
dieses Verbrechen selten machen, sich so ändern, dass es nicht 
minder häufig wird, als es in frühern Zeiten war. — Nur lässt 
sich natürlich wenig über den Gang sagen, den die neuere 
Praxis bei Bestrafung dieses Verbrechens und Feststellung der 
Grundsätze über dasselbe nahm. Nicht leicht aber giebt es ein 
Verbrechen, bei welchem jeder einzelne Punkt in der Theorie 
so sehr bestritten wäre, und unter den Theoretikern so wenig 
Einigkeit herrschte, als dies bei dem vorliegenden der Fall ist. 

A. Römisches Recht 

Aus dem frühern Römischen Recht und aus dem spätem 
bis zu Diocletians Zeiten sind die über die Bestrafung dieses 

uns gekommenen Nachrichten heinahe so dürf- 
tig, als diejenigen, welche wir über die Nothzucht haben. Die 
lex Julia de adulteriis handelte so wenig von der Entführung, 
als von der Nothzucht. Auch ist sehr zu bezweifeln, ob die 
lex Julia de vi Bestimmungen über sie enthielt. Zwar wollen 
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Maoehe 2 ) aus C. IX, 12. (ad. L Jul. de vi pnbl. vel priv.) 
est. 3 und IX, 13. »(de raptu virg.) est. ud. §.3. das Gegentheil 
sehlicssen. Allein die erstere Stelle beweist nichts; denn in 
ihr rescribirt Diocletian blos, dass gegen den Entführer einer 
fremden Braut die aceusatio legis Juliae de vi erhoben werden 
könne. Es ist aber ja bekannt, und bedarf hier keines weite- 
ren Beweises » dass durch spätere Ausdehnungen diese aceusatio 
in sehr vielen Fällen zulässig war , von welchen die lex Julia 
selbst nicht handelte. Eben so wenig, beweist die zweite Stelle, 
in welcher Justinian sagt, dass omnia legis Juliae capitula, 
quae de raptu virginum cet., vel viduarum posita sunt, abolirt 
seyn sollen. Denn es ist bekanntlich Justinians Gewohnheit, 
Aenderungen und Zusätze, welche später in Beziehung auf den 
Inhalt einer alten lex gemacht wurden, diesen leges selbst zu- 
zuschreiben und so davon zu sprechen, als ob sie schon in die- 
sen leges gestanden hätten. Dass er diess auch hier that, be- 
weist die Stelle selbst aufs Augenscheinlichste. Denn er be- 
zeichnet die capitula legis Juliae, die er aufheben will, durch : 
quae de raptu virginum vel viduarum sive sanetimonia- 
lium, sive in antiquis legum libris, sive in sacria 
eonstitutionibus posita sunt, 

lieber die Bestrafung der Entführung bis zu Diocletians 
Zeiten haben wir blos drei bestimmte Nachrichten. Die eine 
ist ein in den Pandekten (XLVI1I, 6. ad leg. Jul. de vi publ. 
1.6.) enthaltenes Rescript von Antoninus Pius, nach wel- 
chem der Raub eines freigebornen Knaben strenge bestraft wer- 
den soll. Mit welcher Strafe, ist nicht näher gesagt; auch ist 
nicht ausdrücklich gesagt, dass die That in der Absicht gesche- 
hen seyn müsse, den Knaben zur Unzucht zu missbrauchen. 
Allein dem in der Stelle erzählten Falle, der zu dem Rescripte 
Veranlassung gab , scheint allerdings eine solche Absicht zu 
Grunde gelegen zu haben. Die andere Stelle ist ein Fragment 
aus den Institutionen von Marcia nus (D. L c. 1. 5, §. 2.), nach 



2) z. B. Car. Otto de Matai, Comm. jnr. Rom.dc vi publica et pri- 
vata. Hai. 1832 p. 68. 
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welchem qui vacantem mulierem rapuit vel nuptam mit dem 
Tode bestraft werden soll. Die dritte endlich ist die vorhin 
angeführte est. 3. von Diocletian. 

Aus diesen Stellen geht so viel hervor, dass man die Ent- 
führung nach der lex Julia de vi bestrafte. Ob mit der Strafe 
der vis publica oder der vis privata, darüber gilt hier Dasselbe, 
was ich oben bei der Nothzucht bemerkte. Dass die Entfüh- 
rung einer verheiratheten oder unverheiratheten Frauensperson 
schon zu Marcianus Zeiten unbedingt mit dem Tode be- 
straft wurde, wie ziemlich allgemein angenommen wird, diess 
lässt siebwenigstens aus der 1. 5. cit. mit Sicherheit nicht entneh- 
men. Denn leicht konnte hier durch Tribonian die Todesstrafe des 
neuern Rechts, welche seit Constantin galt und nur von Ju- 
stinian aus einer qualificirten in eine einfache gemildert wurde, 
eingeschoben worden seyn, wie ja auch Justini an bei der Anr 
führung dieser Todesstrafe in seinen Institutionen (IV. 18. depubl. 
jud. §.8.) sich blos auf dieses neuere Recht beruft. Uebrigens 
leidet es keinen Zweifel, dass schon im dritten Jahrhundert die 
Entführung nach Umständen extra ordinem mit dem Tode be- 
straft werden konnte *) , und das Wahrscheinlichste ist wohl, 
dass, womit auch die angeführten Stellen am meisten überein- 
stimmen dürften, wegen ihr theils ex lege Julia de vi, und zwar 
auf die Strafe der vis privata 4 ), theils extra ordinem auf eine 
poena extraordinaria Anklage erhoben werden konnte. 

lieber den Thatbestand der Entfuhrung geben die angeführ- 
ten Stellen beinahe gar keinen Aufscjüuss, namentlich nicht dar- 
über, ob es auch zur Entführung gerechnet worden sey, wenn 
eine freiwillig folgende Person mit Verletzung der Familienge- 
walt des Hausvaters weggeführt wurde. Auch aus anderen Quel- 
len haben wir hierüber keine Nachrichten ; nur dass Constan- 
tin 5 ) freilich auf eine sehr unklare Weise andeutet, dass in 

3) Arg. D. XLVII. Ii. (de extraord. crim.) I. 1. §. 2. 

4) S. meine Abhandlung im neuen Archiv des Criminalr. Bd. XIII. 
S. 44 ff. und 212 ff. 

6) Theod. Cod. IX. 24. (de raptu virg. vel viduar.) est 1. im Anf. 
und Jac. Gothofredus in seinem Commentar zu dieser Stelle. 
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diesem Punkte das 'ältere Recht von dem neuern, durch ihn 
eingeführten, abgewichen sey. Zwar berührt die lex 5, §. 2. cit. 
auch die Verletzung der Familiengewalt (sipater mjuriam suam 
preeibus esoratus remiserit: tarnen extraneue sine quinquen- 
nü praescriptwne reum postulare poterü , cum raptus crimen 
legis Juliae de adulteris potestatem excedat). Allein in die- 
sen Worten und in dieser Berührung liegt noch keineswegs, 
dass die Stelle einen Fall vor Augen hatte, in welchem gegen 
die Person selbst keine Gewalt gebraucht wurde. Jedenfalls 
aber konnte in solchen Fällen, wenn dazu die Umstände geeig- 
netwaren, schon aus dem Gesichtspunkte der Verführung' häufig 
eine eben so harte Strafe, wie bei der Entführung einer wider- 
strebenden Person, eintreten. 

Reicher sind unsre Quellen über Entführung von Constan- 
tins Zeiten an. Constantin eiferte in seinen Constitutionen 
besonders gegen Unzuchtsverbrechen und Gewalttätigkeiten, und 
schärfte bei beiden Gattungen von Verbrechen in Manchem die 
frühere Gesetzgebung. Namentlich hob er beim crimen vis für 
die Regel den Unterschied zwischen vis publica und privata auf, 
und erhöhte die ordentliche Strafe der vis bis zur Todesstrafe 6 ). 
Noch strenger war er in demselben Jahre, in welchem er diese 
Bestimmung gegeben hatte (317 n. Chr.), bei dem Verbrechen 
der Entführung. Die Verordnung, welche er über dieses Ver- 
brechen gab 7 ), und die sich durch Ungerechtigkeit und Grau- 
samkeit auszeichnet, bildet die Grundlage des Rechts, das über 
Entführung von seiner Zeit an galt, und das auch unter einigen 
Modificationen in Justinians neuste Gesetze über dieses Verbre- 
chen und in seine Rechtssammlungen überging. Es dürfte da- 
her nicht ganz unwichtig seyn, mehr als es gewöhnlich geschieht, . 
bei dem Inhalte dieser Verordnung zu verweilen. Er geht im 
Wesentlichen dahin: der Entführer solle aufs Härteste bestraft 
werden, wie es scheint, mit dem Feuertode 8 ); die Entführte 

6) Th. C. K, 10. (ad leg. Jul. de vi publ. et priv.) est. i. und meine 
Ausführung im neuen Archiv des Criminalrechts Bd. XIII, S. 232. 

7) Th. C. IX, 24. (de raptu virg. vel viduar.) est. 1. 

8) Die Art der Strafe ist in der Verordnung selbst (wenigstens in 
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solle, wenn sie freiwillig folge (die erste uns bekannte Stelle 
des Römischen Rechts, welche bei einer freiwillig Folgenden 
bestimmt von Entführung spricht), mit derselben Strafe be- 
straft werden. Sogar, wenn sie gezwungen folge, solle sie 
nicht straffrei seyn; denn sie hätte durch zu Hause bleiben, 
oder, wenn der Entführer in seiner Frechheit die Wohnung er- 
breche, durch Hülferuf und auf andere Weise die Entführuug 
abwenden oder verhindern können. Sie sey daher, wenn sie 
sich auf Gewalt berufe, damit gar nicht zu hören 0 ); jedoch 
solle ihre Strafe bei einem solchen gewaltsamen Wegführen blos 
im Verluste der Erbfolge in das elterliche Vermögen bestehen. 
Den Ammen , welche bei der Entführung irgend Unterstützung 
geleistet, soll zur Strafe geschmolzenes Blei in den Mund ge- 
gossen werden (eis meatus oris et faucium , qui nefaria kor- 
tamenta protulerit, Uquentis plumbi mgestione daudatur ; 
wohl das erste römische Gesetz, in welchem diese Strafe 
vorkommt). Sonstige Gehülfen solle man ohne Unterschied des 
Geschlechts deportiren; sind es Sklaven oder Sklavinnen, so 
sollen sie verbrannt werden. Die parentes, welche das began- 
gene Verbrechen conniviren, sollen ebenfalls mit Deportation 
bestraft werden. 

den Abschriften welche auf ans kamen) nicht naher angegeben. Allein 
aus der est 2. eod., von welcher im Texte später die Rede seyn wird, 
geht hervor, dass Constantin eine qualilicirte Todesstrafe festgesetzt ha- 
ben müsse und Jac. Gothofredus ad est. 2. cit zeigt, dass es wahr- 
scheinlich die Feuertodstrafe war. 

9) Gothofredus glaubt, es sey diess zu beschranken und anzu- 
nehmen, die Strafe falle dann weg, wenn die Entführte beweisen könne, 
dass sie Alles, was in ihren Kräften gestanden sey, zur Verhinderung 
der Entführung versucht habe , ohne dass es ihr gelungen wäre , das 
Verbrechen abzuwenden. Aus den allgemeinen Grundsätzen, auf die 
sich Gothofredus beruft, folgt diess freilich. Ob aber wolü Constantin 
den allgemeinen Grundsätzen hier folgen wollte? Diess scheint bei sei- 
ner ganzen Verordnung wenig der Fall gewesen zu seyn, und es kann 
bei ihrem übrigen Inhalte nicht besonders auffallen, wenn er bei einem 
wirklich mit Gewalt entführten Mädchen vermöge einer praesumtio juris 
et de jure, die keinen Gegenbeweis zulasst, annimmt, das Mädchen hatte 
die ganze Sache wohl verhindern können , wenn es ihr recht Ernst ge- 
wesen wäre. 
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Was den Thatbestand der Entführung nach diesem Con- 
stantinischcn Gesetze betrifft , so bilden: 

1. den Gegenstand des crimen raptas blos Frauensperso- 
nen , und zwar spricht die Stelle zunächst blos von Unverhei- 
ratheten. 

2. In Beziehung auf die Handlung wird erfordert, dass 
der Verbrecher sich dieser Frauenspersonen bemächtigt, ent- 
weder wider ihren Willen (« invitam rapuerit) , oder mit ih- 
rer Zustimmung gegen den Willen ihrer parentes. Es wird 
also hier die Verletzung der Familiengewalt der parentes der 
eigentlichen Gewalt gegen die Entführte gleichgestellt. Wer 
unter diesen parentes zu verstehen sey , diess giebt Constaniin 
nicht ausdrücklich näher an; auch lassen sich die Interpreten 
z. B. Gothofredus auf diese Frage nicht genauer ein. Es 
geht aber schon aus dem Eingange der Stelle hervor, dass nur 
die parentes gemeint sind , deren Consens zur Ehe der Toch- 
ter nöthig ist, oder die wenigstens bei derVerhcirathung der Toch- 
ter vorher befragt werden mussten, also der Hausvater des 
Mädchens und wohl auch schon die Mutter bei einer vaterlosen 
minderjährigen Tochter 10 ). Ob der Zweck des Entführers auf 
Unzucht oder auf Erpressung der Ehe ging, diess ist gleich- 
gültig. Namentlich geht aus der ganzen Verordnung hervor, 
dass das Verbrechen auch bei dem letzteren Zwecke Entführung 
ist. Einstimmig wird noch von den Interpreten behauptet, Con- 
stantin habe in dem angeführten Edicte den Fall von seinen 
Strafbestimmungen ausgenommen, wenn Jemand seine eigne 
Braut entführe. Diess behauptet auch Jac. Gothofredus und 
sogar schon der Verfasser der alten Summarien des Theod. Cod., 
welche neuerlich Hänel zuerst herausgab Allein es scheint 
doch bezweifelt werden zu können , ob diess in Constantins 
Worten liegt. Er sagt blos: st quis nihil cum parentibus 

10) Wenigstens musste hier schon zn Constantins Zeiten, wenn die 
Tochter nicht vidua war, bei der Berathung über die Wahl des Ehe- 
manns die Matter zugezogen werden C. IV, 5. (de nnptiis) est I. 

11) Gust Haenel antiqua summaria codicis Theodosiani ex co- 
di«; Vaticano nunc primum edita. Ups. 1834, 8. p. 6. 

> 
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puellae ante depectus, tnvitam eam rapuerü vel volentetn 

abduserü: nihil ei secundum jus vetus prosit puellae re- 

sponsio. Diess heisst aber zunächst blos : Will Jemand ein 
Mädchen heirathen , so verlobe er sich vorher gehörig mit dem- 
selben und verhandle das Nöthigc mit den Eltern; wer aber 
statt diess zu thun das Mädchen entführt, dem solle der Con- 
sens des Mädchens nichts nützen (ganz Dasselbe, was Justi- 
nian in der const. un. G. de rapt. virg. §. 1. a. E. sagt). 
Dadurch ist aber noch nicht gerade gesagt, dass, wer die Ver- 
lobte mit Gewalt und wider ihren Willen wegführe, 
keine Entführung begehe, und es möchte hier die Anwendung 
eines argumentum a contrario um so bedenklicher seyn, als 
selbst dieses, genau genommen, nicht darauf, dass das Weg- 
führen der eignen Braut kein crimen raptus sey, sondern nur dar- 
auf führen würde , dass bei dem Wegführen der eignen Braut 
dem Entführer prosit puellae responsio. 

Der angeführten überstrengen Gonstantinischen Verordnung 
erging es , wie es einem alles Rechtsgefühl verletzendem Ge- 
setze häufig ergehen wird. Die Praxis suchte es zu umgehen, 
und sah sogar dem Verbrechen lieber ganz durch die Finger 
und strafte es gar nicht, um nicht in die Notwendigkeit zu 
kommen, Strafen anzuwenden, die sie für durchaus ungerecht 
hielt. Diess deutet in einem spätem Gesetze Gonstantins Sohn 
Gonstantius sehr bestimmt an; und er hob daher, «e, wie er 
sagt , sub specie atrocioris judicii aUqua in ulciscendo crimine 
dilatio sequatur, zwei und zwanzig Jahre später wenigstens 
die poena atrocissima, mit welcher nach seines Vaters Edicte 
der Entführer bestraft werden sollte > auf, und setzte blos 
Schwertstrafe an ihre Stelle 12 ). Diese Strafe blieb auch bis 
zu Justinians Zeit die gesetzliche, nur dass sie nicht immer 
strenge angewendet worden seyn mag 12 *), und Justinian nahm 
sie in sein nachher zu erwähnendes Gesetz über Entführung auf. 



12) Theod. C. IX , 24. (h. t.) est 2. " 

12a) So erzählt Aminiaims Marcellinua (XVI. 5.) von Ja- 
Ii anas: Aditm a parenübus virginis raptae eum, Hjui vwlarat , convt- 
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Nach Constantins Verordnung wurde die Bestrafung der 
Entführung durch die nachfolgende Ehe mit der Entführten nicht 
ausgeschlossen. In diesem Punkte führten aber Gratianus, 
Valens und Valentinianus eine bedeutende Milderung ein, 
indem sie bestimmten, dass, wenn der Entführer die Entführte 
heirathe, nur fünf Jahre lang von der Zeit des begangenen 
Verbrechens an Anklage gegen ihn erhohen werden könne, nach 
Ablauf dieser Zeit aber das Verbrechen verjährt sei 13 ). Ueber 
den Thatbestand der Entführung dagegen wurde in dieser Periode 
von Constantins Zeiten an , so viel wir wissen , nichts Neues 
bestimmt. Denn dass Constantius 1 *) die Bestimmungen über 
Entführungen auch auf Denjenigen anwendete, welcher eine 
Nonne wider ihren Willen 15 ) wegführte, sollte sie auch später 
die That ratihabiren , diess war nur eine Anwendung der schon 
bestehenden Grundsätze, die sich eigentlich von selbst verstand. 
Nur ging hierin bald darauf Jovianus weiter. Er dehnte 
die Strafen der Entführung auf einen Fall aus, der gar nicht 
zur Entführung gehört, auf den Versuch, eine Nonne zur Ehe 
zu verleiten oder zur Unzucht zu verführen 16 ). Doch milder- 
ten dies später Honorius und Theodosius im Jahre 420, 
indem sie in diesen letztern Fällen die Strafe auf Deportation 
und Vcrmögensconfiscation herabsetzten 1T ). 

Justinian nahm von den angeführten, von Constantin 
und dessen Nachfolgern erlassenen, Constitutionen über Entfüh- 

_ t 

dum relegari decrevit. Hisque utdigna pati querenühts, quod non sit 
nwrte mtdtatus, responderat hactenus: Incusent jura clementiam: sed im- 
peratorem mitissimi animi legibus praestare eifern decet. 

13) Theod. C. 1. c. est. 3. 

14) Theod. C. IX. 25. (de rapt. vel matrim. sanctimonialinm) est. i . 

15) J. Gothofredus in seinem Comraent. über den Theod. Cod. 
zu der eben angeführten Stelle. 

16) Theod. C. tit. cit. est 2. Diese Stelle ist auch in den Jostinia- 
nischen Codex (I. 3. de episc. est. 5.) anfgenommen; nur dass hier die 
Worte : vd invitas oder richtiger vcl invitnre (seil, ad libidinew) wegge- 
lassen sind. Ueber diese letzteren Worte siehe Jac. Gothofredus 

. zur angeführten Stelle des Theod. Codi ' 

17) Theod. C. 1. c. ctt. 3 und Jac. Gothofredus ad b. 1. 

4 
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rung, mit Ausnahme der von Jovianus, keine in seinen Codex 
auf, sondern hielt es für besser, eine neue umfassende Verord- 
nung über dieses Verbrechen zu geben, die const. un. C. IX. 
13. de raptu virginum seu viduarvm nec non sancthnonialium 
(v. Jahre 528.), und alle frühern Gesetze über Entführung am 
Schlüsse derselben aufzuheben. Einige Jahre darauf wiederholte 
er diese Verordnung beinahe wörtlich, nur in specieller An- 
wendung auf die Nonnen , und mit einigen besondern Bestim- 
mungen über das Schicksal des Vermögens des Entführers ei- 
ner Nonne, ein Punkt, über 4en er auch später noch in der 
Nov. 123. cap. 43. einige Bestimmungen traf. Ausserdem nahm 
er später wegen einer, wie er glaubte, unrichtigen Anwendung, 
welche die Gerichte von seiner const. un. machten, Veranlassung, 
in der (in lateinischer Sprache publicirten) Nov. 143. eine au- 
thentische Interpretation jener Verordnung zu geben. Auch wird 
noch das Verbrechen in der (nicht glossirlen) Nov. 150. berührt. 
Allein diese angebliche Nov. ist blos ein, nicht von Justin um her- 
rührender, Auszug (eine griechische Summe) aus der Nov. 143. 

In diesen Gesetzen schliesst sich Justiniau an das Recht, 
wie er es vorfand, grösstenteils an. Wer Frauensperso- 
nen, ohne Unterschied des Standes und der bürgerlichen Ver- 
hältnisse, entführt, soll nach denselben mit dem Tode bestraft 
werden. Die Art der Todesstrafe gibt Justinian nicht näher an, 
sondern spricht blos im Allgemeinen von capitis, oder mortis 
supplicium und von durissimis poenis afficere. Allein es 
dürfte wohl keinen Zweifel leiden, dass damit die schon von 
Constantius festgesetzte Schwertstrafe gemeint sey. Mit dieser 
Todesstrafe war, wie überhaupt mit jeder Römischen Capital- 
strafe, von selbst Vermögcnsconfiscalion verbunden. Justinian 
vindicirt jedoch in der Regel das Vermögen nicht dem Fiscus, 
ja scheint sogar dasselbe, was sehr auffallend ist, in manchen 
Fällen den Erben des Entführers zu lassen. Er bestimmt näm- 
lich : Bei Entführung einer Sklavin oder Freigelassenen solle der 
Entführer blos Todesstrafe, sein Vermögen aber keine Min- 
derung leiden (const. un. §. 1. ciL). Werde eine freie Pier- 
son, die nicht Nonne ist, wider ihren Willen entfuhrt : so solle 
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das Vermögen des Entführers ihr zufallen ; dabei dürfe sie aber 
auch nicht nachher die Entführung ratibabiren und nicht den 
Entführer heirathen wollen; handle sie hiegcgen, oder folge 
sie dem Entführer freiwillig: so solle das Vermögen des Ent- 
führers im Augenblicke der Entfuhrung ipso jure an ihre Eltern 
fallen, oder wenn diese todt sind, dem Fiscus zukommen. Wenn 
die Eltern die Entführung connivirten, oder in die Ehe mit dem Ent- 
fuhrer einwilligten: so solle die Eltern Deportation treffen und mit 
ihrem eignen Vermögen das des Entführers an den fiscus fallen 1 *). 
War die Entführte eine aanctimoniaHs virgo vel vidua: so 
soll das Vermögen des Entführers an das Kloster, zu welchem 
die Nonne gehört, oder an die Kirche, deren Diaconissa die 
Entführte ist , im letztern Falle jedoch so fallen , dass die Ent- 
führte, wenn sie nicht freiwillig folgte, den Niessbrauch des 
Vermögens bekommt. Macht aber Kloster oder Kirche nicht 
innerhalb eines Jahres auf das Vermögen Anspruch: so nimmt 
es der Fiscus an sich 1 9 ). 

Die gleiche Strafe, wie die Entführer selbst, sollen alle 



tS) S. C. IX. 13. (h. t.) est un. §. 1. 2. verglichen mit der au- 
thentischen Interpretation (die aber nicht durchaus in den Schranken 
der blossen Interpretation sich hält) in Nov. 143. 

19) C. I. 3. (de episc) est 54. vergL mit Nov. 123. cap. 43. Un- 
richtig ist es, wenn Heffter Lehrb. des Criminalr. §. 461. Not 4. 
anfuhrt, das cap. 43. cit. weise, wenn das Vermögen dem Kloster zu- 
falle, den Kindern des Entführers den Pflichttheil an ; das Gleiche 
sagt auch Feuerbach Lehrb. §. 261 Not. e. Allein von diesem Punkte 
spricht, so viel ich finden kann, die Stelle gar nicht, sondern sagt 
blos, wenn eine Diaconissa dem Entfuhrer freiwillig folge, oder 
sich von einem Manne sonst verfuhren' lasse : so solle auch ihr Vermö- 
gen an ihre Kirche fallen ; jedoch wenn sie legitime Kinder habe , nach 
Abzug des Pflichtteils derselben. Uebrigens dürften, wie Matthäus 
de eriminibus ad Hb. XL VIII. Dig. tit. IV. cap. 2. nr. 15. annimmt, 
auf einen solchen Fall bei den Kindern des Entführers die allgemeinen 
Grundsätze über die bona damnatorum anzuwenden seyn, welche in 
D.XLVIII. 20. (de bon. damnator.) namentlich 1. 7. enthalten sind. Die 
angeführten Bestimmungen über Entführung einer Nonne wendet Justi- 
nian in der Nov. 123. cap. 43. auch auf den Fall an, wenn Jemand 
eine solche Person blos sollicitaverit mit comtperit; vergl. auch C. I. 3 
(de episc.) est 6. 

4* 
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übrigen Theünehmcr ohne Unterschied des Geschlechts, wenn 
sie bei der Ausführung der Thal selbst Hülfe leisteten (gut ra- 
ptares comüati in ipsa invasione et rapina fuerint) leiden ; 
andere Theilnchmer und Gehülfen dagegen und solche, welche 
die Entführung durch Receptation begünstigten, sollen blos 
poena capitali bestraft werden 20 ). Bei Sklaven aber und Skla- 
vinnen, welche bei der Entführung Hülfe leisten, behält Ju- 
stinian die Constantinische Strenge bei. Sie sollen verbrannt 
werden 2 1 ). Endlich wiederholte er Constantins Bestimmung, 
dass bei der Entführung das Recht der Appellation und die 
fori praescriptio ausgeschlossen sey , und fügte noeh bei, 
dass, wenn die nächsten Angehörigen der Entführten das Ver- 
brechen nicht rügten, der Richter von Amiswegen einschreiten 
solle 22 ). 

Diese Verfügungen Justinians , welche von Manchen , selbst 
noch in unsern Zeiten z. B. von C hotin (s. oben Not. 1.), 
sehr gerühmt, von Andern aber mit mehr Recht manchem Ta- 
del unterworfen werden, bilden das neueste Römische Recht 
über Entführung , und bis auf einen gewissen Grad auch jetzt 
noch die Grundlage unseres gemeinen Rechts. Bei ihnen ent- 
stehen aber in Beziehung auf den Thatbestand manche zum 
Theile sehr bestrittene Fragen. 

Was ist zunächst in Beziehung auf Thatbestand und Natur des 
Verbrechens der Entfuhrung der wesentliche Gesichtspunkt, von 
welchem Justinian ausging? 



20) est. un. §. 2. cit. und C. I. 3. (de episc.) est 54. a. E. Diese 
Bestimmung ist etwas zweideutig. Es kann im Gegensatze zu dem un- 
mittelbar Vorangehenden (poenas mortis et bonorum amissionis), welche 
den zuerst genannten Theilnehmern gedroht werden, entweder heissen: 
blos Todesstrafe ohne Vermögensverlust (was freilich , wie schon 
oben bemerkt wurde, nach Römischem Rechte eine grosse Anomalie 
seyn würde), oder es kann heissen: bloss eine Capitalstrafe überhaupt, 
nicht gerade Todesstrafe, also z. B. auch poena metalli oder Deporta- 
tion und dergl. Die erstere Auslegung aber ist nach dem Zusammen- 
hange und nach Nov. 143. im Anf. die wahrscheinlichere. 

21) Cst un. §. 3. cit 

» 

22) Cst un. pr. cf. auch Nov. 123. cap. 43. 
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Justmian combinirt hier, wie schon theilweise Cons tantin, 
mehrere Gesichtspunkte, welche I>ei diesem Verbrechen zu 
Grunde gelegt werden können. Die bei einer solchen That be- 
sonders empfindliche Verletzung der Familiengewalt 23 ); die 
frevelhafte Entziehung einer des Schutzes besonders bedürftigen 
Person aus dem Schutze des Staates oder aus dem Schutze und 
der Gewalt Derjenigen, die durch das Gesetz und zum Theile 
durch die Natur zu diesem Schutze besonders berufen sind; 
die Bemächtigung einer Person , deren Ehre , Ruf und Sittsam- 
keit so zarter Natur ist, dass die Reinheit dieser wichtigsten 
Güter verschwindet, sobald diese Person auch nur kurze Zeit 
in der Gewalt eines fremden Mannes war; 'endlich eine ver- 
suchte oder vollendete höchst strafbare Erpressung einer Un- 

• 

zucht oder einer Ehe — diess sind die Momente, welche dieses 
Verbrechen charakterisiren, und die Gesichtspunkte, von wel- 
eben zum Theile schon Constantin ausging , von welchen noch 
bestimmter Jusünian ausgeht, und von denen jede gute Gesetz- 
gebung wird ausgehen müssen; jedoch nicht gerade so, dass 
bei der einzelnen That alle diese Momente vereint vorhanden 
seyn müssten , wenn sie Entführung seyn soll. Wie weit nach 
Justinianischem Recht hier eine Trennung zulässig ist, ergiebt 
sich aus dem Folgenden. Die einzelnen Bestimmungen Justinians 
nämlich über den Thatbestand des Verbrechens dürften dahin 
gehen : 

1. Das Verbrechen kann nur begangen werden an Frauen s- 
personen, und zwar an ehrbaren 24 ); nur wenn Ehe- 
frauen entführt werden , fordert Justinian das Requisit der Ehr- 
barkeit nicht, weil hier, was von der einen Seite an der Straf- 
barkeit fehlt , durch die Verletzung der Ehe auf der andern Seite 
ausgeglichen wird. 

2. Die That besteht in einer Bemächtigung einer Frauens- 
person, durch welche dieselbe in die Gewalt eines Mannes 

——————— * 

♦ 

23) Hieruber s. besonders Hepp im neuen Arch. des Criminalr. 
Bd. XIV. S. 470. if. 

24) C. IX. 13. (de raptu virg.) est. un. pr. Vergl. auch mein Lehr- 
buch Bd. II. S. 30. unten. 
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gebracht wird. In diesem Sinne ist es zu nehmen, wenn ge- 
wöhnlich behauptet wird , dass nur ein Mann Entfuhrung be- 
gehen könne. Denn auch eine Frau kann sich wohl einer Ent- 
führung schuldig machen , selbst als Mi turh eberin , und Ju- 
stinian deutet diess ziemlich bestimmt" mehrfach in seiner ange- 
führten Verordnung an; ja es kann seyn, dass die Frauens- 
person in einem solchen Falle das Wegführen allein begeht. 
Wenn z. B. die Tiiia dem Cajus ein widerstrebendes Mädchen 
in seine Gewalt zu liefern verspricht, das Mädchen unter ei- 
nem falschen Vorwande in einen Wagen lockt, und nun den 
Wagen versehliesst , die Widerstrebende davon fuhren lässt, 
auf das Landhaus des Cajus bringt und ihm in seine Gewalt über- 
liefert: so ist hier die Titia ohne Zweifel als Miturheberin der 
Entführung zu bestrafen. Aber keine Entfuhrung wäre es, 
wenn sie das Mädchen in die Gewalt — einer Frau hatte 
bringen wollen und gebracht hätte. Es folgt diess auch aus 
den vorhin angedeuteten Gesichtspunkten, und sehr bestimmt 
aus der est. un. de raptu virg. und aus der Nov. 143. 25 ). 



35) Justinian spricht bei dem raptns virginum seu viduaram von der 
virginitas oder wenigstens der ca stit a» corrupta , und Ton hostili more 
matrimonia sibi conjungere, von den Verführungskünsten, die der raptor 
anwende, nnd von der Frage ob die Ehe mit dem raptor zu gestatten 
sey; ferner bei dem raptus nu^tae mulieris nnd sponsae von der Con- 
currenz eines mhUtcrium, Alles diess deutet hinlänglich an, dass das im 
Texte Ausgeführte mit Justinians Ansichten ubereinstimmt Ebenso we- 
nig, wie eine Frauensperson durch Bemächtigung einer Frauensperson, 
um sie in ihre oder in die Gewalt einer andern Frauensperson 
zu bringen, das crimen raptus begeht, kann eine Frauensperson (oder 
ein Mann) an einem Manne dieses Verbrechen verüben. Die Ansich- 
ten sind übrigens hierüber sehr verschieden. Schon die Glosse ad est 
un. cit. ist der entgegengesetzten Ansicht, eben so die meisten italieni- 
schen Juristen bis ins XVI. Jahrhundert, und Angelus Aretinus 
erzählt, er habe in Florenz eine liederliche Dirne verbrennen sehen, 
quae adolcscentulum rapuerat. Indessen gab es doch auch einige Italie- 
ner, welche die richtige Ansicht hatten (unter den Spätem namentlich 
Clarus), und wunderlicher Weise berufen sich beide Parteien für ihre 
Ansicht auf die communis opinio doctorum. Unter den Deutschen Crimi- 
nalisten sind wohl die Aelteren der Mehrzahl nach für die unrichtige, 
die Neuern aber beinahe durchaus für die richtige Ansicht. 
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. 3. Das unter nr. 2 Angeführte kann geschehen entweder 
mit oder wider Willen der entführten Person. 

Wider Willen der Person, mittelst Gewalt, die ihr 
zugefügt wird, sey es durch Anwendung körperlicher Kräfte 
oder mittelst Drohungen. Hiedurch kann auch an einer unab- 
hängigen Frauensperson Entführung begangen werden 26 ). 

Mit Willen der Frauensperson. Hier ist, wenn man den 
Fall der entführten Nonne ausnimmt (Not. 19.), nur dann das 
Verbrechen der Entführung vorbanden , wenn die Bemächtigung 
ohne die Einwilligung gewisser Personen geschah 21 ). Wel- 
cher? Darüber äussert sich Justinian nicht ganz genau. 
Allein er bringt in seinen Gesetzen, namentlich in der const. 
un. pr. §. 2. h. t. und in der Nov. 143. die parentes, con- 
sanguineos , tutores vel curatores, patronos , dominos, ma- 
rkos in solche Verbindung mit dem Verbrechen, dass es einem 
gegründeten Zweifel nicht wohl unterworfen seyn kann, es sey 
nach seinem Sinne crimen raptus, wenn man sich einer Ein- 
willigenden ohne Gestattung jener Personen bemächtige 28 ). 
Diess schliesst sich auch ganz an den Gedanken an , den Con- 
sta ntin hatte. Zwar spricht Cons tantin Mos von paten- 
tes. Aliein diess und Justinians Erweiterung auf Verwandte 
und Vormünder (die patronos, dominos und marüos setzte er 



26) Diess ist wohl nach Römischem Rechte nicht bestritten, und 
lässt sich auch nicht bestreiten. VgL in Beziehung auf die Neuesten, 
welche diese Frage berühren, Martin Lehrbuch des Criminalrechts 
2te Ausg. §. 301. Not 1. Hepp a. a. O. S. 483. und Heffter Lehr- 
buch des Criminalrechts §. 459. Not 6. — Eine andre Frage ist es 
aber, ob an einer unabhängigen Person auch durch blossen Betrug, 
ohne alle eigentliche Gewalt, das crimen raptus begangen werden kann. 
TJeber diese Frage s. unten bei der Entwicklung des gem. Deutschen 
Rechts. 

27) Andrer Meinung sind Einige, z.B.Matthaeusde crim. ad D ig. 1. 
XL VIII. tit 4. cap. 2. nr. 18. 19., welche auch an einer volens, wenn 
sie ganz unabhängig ist, Entführung für möglich halten. S. dagegen 
Feuerbach Lehrb. §. 258. Not b. 

28) Hiefür sind unter Andern Matth aeus de criminibns ad Dig. 
1. XLVIII. tit 4. cap. 2. nr. 18. ff. Hepp a. a. O. S. 471. Heffter 
Lehrb. §. 459. Not 7. 
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bei, weil er auch von Entführung einer Uberta, 8erva , und 
nupta mulier spricht, Fälle, welche Constantin übergangen 
balle) dürfte sich vielleicht dadurch erklären, dass in den Zei- 
ten zwischen Constantin und Justinian durch wiederholte Ver- 
ordnungen auch der Einfluss andrer Familiengenossen bei den 
Ehen der Frauenspersonen anerkannt und ausgesprochen wurde. 
Es sind nämlich nach einer Verordnung von Valentin i an u s, 
Valens und Gratianus und noch bestimmter nach einer 
Verordnung von Honorius und Theodosius bei der Ver- 
heirathung einer minderjährigen Frauensperson, wenn ihr 
Hausvater oder ihr gewesener Hausvater nicht mehr lebt, ihre 
Mutter, ihre nächsten Verwandten und ihr Gurator wenigstens 
zu befragen 29 ), und wohl nur an diese Fälle kann Justinian 
gedacht haben , wenn er von den parentes, conaanguinei, tu- 
tore8 vel curatores spricht, gegen deren Willen die Ent- 
führte weggeführt werde 30 ). 

Sind diese Voraussetzungen richtig: so ist hiernach bei 
einer freiwillig folgenden Frauensperson das crimen raptus 
vorhanden , wenn 

a. eine Ehefrau wider ihres Mannes Willen, eine Haus- 
tochter — ohne Rücksicht auf ihr Alter und ohne Rücksicht 
darauf, ob sie Mädchen oder Wittwe ist — wider den Wil- 
len des Hausvaters, 

b. eine Minderjährige (sey sie Wittwe oder nicht) ge- 
gen den Willen des gewesenen Hausvaters oder wenn dieser 

———————— , 

29) C. V. 4. (de nnptiis) est. 18. 20. vgl. auch Zimmern Rom. 
Rechtsgeschichte §. 147. Mühlenbrach Doctr. Pand. ed. 3. §. 511. 
Auch schon das frühere Recht scheint Aehnliches gekannt zu haben; 
s. C. eod. est 1. ( von Sever u. Antonin. ). Wie ist aber mit dieser 
Stelle die est. 8. eod. in Einklang zu bringen? Sie bezieht sie wohl 
blos auf eine minderjährige Mannsperson. 

30) Abgesehen Ton noch andern Gründen dürfte sich diess sehr be- 
stimmt ergeben aus der unmittelbaren Beziehung, in welche Justinian 
in der est. un. §. 1. h. t. mit den genannten Personen die Worte 
setzt : Oportet ctenim , \U quicunque uxorem ducere voluerit , sive ingenuam, 
sive libertinam , seaindum nostras leges et antiquam consuetudinem paren- 
tes, vel alios quos decet, petat, ut cumeonim wluntatc futt legi- 
timum conjugium. 
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nicht mehr lebt, gegen den Willen ihrer Mutter und ihrer pro- 
pinqui, wenn die Mutter nicht mehr lebt, des Curators und ih- 
rer propinqui weggerührt wird 31 ). ' 

Zwar wird, was die eben angeführten Fälle der Wittwe 
betrifft, von Manchen geleugnet, dass diese hierher gehören, 
und dass die Wegführung einer einwilligenden Wittwe zürn 
Zwecke der Ehe nach Römischem Rechte strafbar gewesen sey. 
Namentlich beruft sich Hepp 32 ) für diese Ansicht auf const. 1. 
Theod. Cod. IX.. 24, die Mos von Mädchen, und auf const. 1. 
Theod. Cod. IX. 25, die zwar von Wittwen, aber blos von 
solchen, welche wider ihren Willen weggeführt werden, spre- 
che. Hieraus soll sich vermöge eines argumentum a contra- 
rio ergeben, dass die Entführung einer einwilligenden Wittwe 
zum Zwecke der Ehe nicht strafbar gewesen, und in so ferne, 
setzt Hepp bei, mit Recht, als der auf flliae famiüas nach 
Komischem Rechte passende Grund auf Wittwen ganz unan- 



31) Vgl. est 18. und 20. dt. Dass unter den parent es auch die Mutter 
verstanden sey, durfte ausserdem noch aus den Worten der Nov. 143. pa- 
tentes, si ambo vel unus super sit, hervorgehen. Welche Personen unter 
den consanguinei zu verstehen seyen , darüber sind die Ansichten ver- 
schieden. Manche, wie Matthaeus, wollen den Ausdruck blos auf 
die fratres consanguinei beziehen ; Andere dagegen, wie z.B. Hepp 
im neuen Archiv des Criminalr. Bd. XIV. S. 471. verstehen darunter 
die ganze Familie; Andere wieder, wie z. B. schon Accursius und 
nun auch Heffter Lehrb. §. 459. Not. 7. alle propinquos und cogna* 
tos, die das Erziehungsrecht haben. Allein, was die letztere Ansicht be- 
trifft: so kommt doch wohl den VeHfrandten als solchen ein Erziehungs- 
recht nach Römischem Rechte nicht zu (ausser bis auf einen gewissen 
Grad bei im puber es). Was ferner die Ansicht von Hepp, die auch 
Boehmer (meditatt. in Const. Crim. Carolin, art 118. §. 7.) aufstellt, 
anlangt : so würde diese doch zu einer zu grossen Unbestimmtheit fuh- 
ren und manchen Familiengliedern Rechte einräumen, die sie unmög- 
lich haben konnten; ausser man wollte hier Familie im engsten Römi- 
schen Sinne (für den^Complex der Agnaten) nehmen. Sollte es nicht 
das Wahrscheinlichste seyn, dass unter den consanguineis und propin- 
qui« hier und in der const. 18. und 20. cit. Diejenigen zu verstehen sind, 
welche zu den Familiengerichten (über diese Familiengerichte siehe vor- 
züglich: Klenze die Cognaten und Affinen nach Römischem Rechte; in 
der Zeitschrift für geschichtL Rechtsw. B. VI. S. 21. ff.) berufen waren? 
32) Im neuen Archiv d. Criminalr. B. XIV. S. 478 und 479. 

♦ 
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wendbar war, indem diese unter die väterliche Gewalt nicht 
wieder zurückfielen. Allein was den letztem Grund betrifft, 
so scheint hiebei übersehen zu seyn, dass nach Römischem Recht 
die väterliche Gewalt durch die Ehe nicht aufgehoben wurde, 
dass also die Wittwen noch Haustöchter seyn konnten, und den 
Letztern nicht entgegengesetzt werden dürfen j dass daher, 
wenn der Gesetzgeber bei der Entführung den Gesichtspunkt 
der verletzten Famiüengewalt ins Auge fasste, bei ihnen der 
Begriff der Entführung nicht ausgeschlossen werden konnte. 
Und was die const. 1. Tbeod. Cod. IX. 25 betrifft: so spricht 
diese blos von viduae eanctimoniales oder sanctae 9 gehört 
also gar nicht hierher. Justinian aber erwähnt in seiner 
const. un. de raptu virgin. und in der Nov. 143. ausdrücklich 
der viduae, und stellt sie ganz unter die gleichen Grundsätze, 
wie die virgines, was durchaus mit der const. 18. und 20. Cod. 
de nuptiis übereinstimmt. Hiernach kann an freiwillig folgen- 
den Wittwen, wenn sie noch unter väterlicher Gewalt ste- 
hen (was, wenn der Vater lebte, bei den Römern die Regel 
war), allerdings Entführung begangen werden, nicht aber, wenn 
sie nicht mehr unter väterlicher Gewalt stehen und volljäh- 
rig sind, und ganz das Gleiche gilt auch von freiwillig folgen- 
den Mädchen. 

In diesen Fällen der Entführung einer freiwillig Folgenden, 
setzt das Gesetz durch eine juristische Fiction dieThat des Ver- , 
brechers einer gewaltsamen That gegen diejenigen Personen 
gleich, deren Gewalt und Schutz ihre Angehörige eigenmächtig 
entzogen und eigenmächtig vorenthalten wird. 

4. Der Zweck der Bemächtigung der Frauensperson muss 
seyn, die Frauensperson der Gewalt des Mannes (siehe oben 
Nr. 2.) factisch gänzlich zu unterwerfen und dem Schutze An- 
derer oder auch der öffentlichen Gewalt zu entziehen 33 ), um 



33) Hiednrch gerade unterscheide« sich Verführung und Stu- 
prum wesentlich von der Entführung. Schon Clarus bemerkt 
(sententt. reeeptt. lib. V. §. raptu s nr. 1.), im Resultate gewiss rich- 
tig, nur dass die Sache in den ersten Worten nicht gehörig ausgedrückt 
ist: Uacc condueiio de loco ad locum delet esse ad e/fectum ahducendi, 
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dann diese Gewalt zu benutzen, entweder zur Verleitung zur 
Unzucht oder zur Ertrotzung der Ehe. Diess deutet Justinian 
in seinen Verordnungen so deutlich an, dass hierüber kein Zwei- 
fel seyn kann. 

Auflallend aber ist es, wie Matthaeus **) Nothzucht und 
Entführung ganz für Dasselbe halten kann. Abgesehen davon, 
dass zur Entführung Vollziehung der Unzucht gar nicht gehört, 
wohl aber zur Nothzucht: so unterscheiden sich überhaupt Beide 
von einander ungefähr in der Art, wie sich die Goncussion oder 
Erpressung vom Raube unterscheidet*. Der Nothzüchtiger will 
unmittelbar durch Gewalt den Beischlaf erzwingen; der 
Entführer aber, wenn nicht Erpressung einer Ehe, sondern Un- 
zucht sein Zweck war , will diese nicht direct erzwingen , son- 
dern nur dadurch, dass er die Person in seine Gewalt bekommt, 
Gelegenheit erhalten, sie zu verführen, sie zu bewegen, ihm 
■ den Beischlaf zu gestatten Führt er sie weg, um am 
sichern Orte den Beischlaf direct zu erzwingen, dann geht das 
Verbrechen in Nothzucht über; es ist dann die Wegführung 
blos ein Mittel, eine Nothzucht auszuführen, gerade, wie wenn 
Jemand auf der Heerstrasse ein Mädchen überfällt, und es in 
den an der Strasse liegenden Wald schleppt, um es dort durch 
Gewalt zu missbrauchen. 



non autem causa comnxodioris coitus. Et ideo, si quis pueltam 
ex utia camera ad alinm conduxerit, et super lectum projecerit, non est 
tanquam raptor puniendus, ut tn facti contingentia consuluit Bertrand, 
coit». 39. Ith. 6. Idemque dkendum est in eo, qui puellam inventam cum 
bestiis m campis eepit, et per aliquot passus abduxit, ut eam carnaliter 
cognosceret. Ebenso Tib. Decianus (der Ausführlichste unter den 
Italienern über die Entführung) tract. crim. L. VIII.. cap. 7. §. 3?. 

34) De criminibus ad 1. Dig. XLVIII. tit 4. cap. 2. nr. 7. Gegen 
diese Verwechselung ist besonders zu vergleichen E. Henke Handb. d. 
Crim. R. B. il. S. 179. 

35) Es ist daher anch nicht richtig, wenn Feuerbach Lehrb. 
f. 256. Not. 6. sagt: dass die Entführung, wenn sie wider Willen 
der Entführten verübt worden, unter den Gesichtspunkt der Nothzuchi 
als Vorbereitung oder Veranlassung derselben Komme. Diess ist keines- 
wegs nothwendig und wird auch in den wenigsten Fällen der gewaltsa- 
men Entführung vorkommen. 
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5) Kann Jemand an seiner eignenBraut nach Römischem 
Rechte eine Entführung begehen? 

Ueber diese Frage wird sehr gestritten. Die gewöhnliche 
Ansicht geht dahin: Die Frage sei nach dem frühern Römischen 
Rechte» nach Consta nt ins oben angeführter Verordnung, zn 
verneinen, Juslinian aber habe diess geändert, und in der 
const. un.' pr. h. t. die Frage bejaht 36 ). Beides, besonders aber 
das Letztere, scheint mir in Zweifel gezogen werden zu müs- 
sen. Von der Gonstantinischen Verordnung war in dieser Hin- 
sicht schon oben die Rede. Sollte der Zweifel, den ich dort 
aufwarf, richtig seyn : so hätte Gonstantin über diese Frage 
gar nichts bestimmt, sie weder bejaht noch verneint, so dass 
die Entscheidung über sie aus der Natur des vorliegenden Ver- 
hältnisses und aus den anderweiten Bestimmungen seines Ge- 
setzes, erst zu bilden wäre. Das Gleiche scheint mir auch bei 
Justinians Gesetz durchaus der Fall zu seyn. Schon Andere 
haben in der Stelle der const un. cit., welche man gewöhnlich 
auf die Entführung der eignen Braut bezieht, eine Bestimmung 
über diesen Fall nicht finden wollen , und desshalb unbedingt 
geleugnet, dass das Wegführen der eignen Braut crimen raptus 
sey. Das Letztere folgt aber nicht aus dem Ersteren. 

Für das Erstere kann ich im Wesentlichen nur die Gründe 
wiederholen, auf welche ich mich schon in meinem Lehrbuche 
berufen habe. Justinian sagt in der const. un. cit. Quibus 
connumeramu* etiam eum y qui aaltem sponsam suam (nach 
der gewöhnlichen Leseart) per vim rapere ausus fuerit* Das 
euam in dieser Stelle kann in unsre Manuscripte, von denen 
keines aus Justinians Zeiten selbst herrührt, durch die Abschrei- 
ber erst hineingekommen seyn, indem sie das sam im Worte 
sponsam unrichtig geminirten. Diese Möglichkeit — denn ähn- 
liche Geminationen finden sich in Menge — wird sich nicht wohl 
bestreiten lassen. Die Wirklichkeit aber und dass hier eine 



36) Die verschiedenen Ansichten s. in meinem Lehrbuche B. II. S. 31, 
32. Der im Texte angeführten Ansicht sind min auch wieder Ueffter 
$. 459. Not 8. und Hepp a. a. O. S. 490. 

4 
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solche Gemination vorliege, bestreiten die Meisten, besonders hn 
Hinblick auf die Basiliken (LX. 58.) und auf Harmenopulus 
(VI. 7.), welche hier wirklich sponsam suam lesen. Allein diese 
Auctorität müsste doch nachstehen, wenn aus Justinians 
Verordnungen selbst glaubhaft gemacht werden könnte, dass das 
su am unächt sey. Denn es konnte ja schon zu den Zeiten der 
Basiliken falsch geminirt, oder das suam m die Stelle hineinge- 
tragen worden seyn, und diess ist um so leichter anzunehmen, 
als bekanntlich die Verfasser der Basiliken nicht aus Justinia- 
nischen Originalmanuscripten schöpften, sondern aus griechischen 
Uebersetzungen der Justinianischen Rechtsbücher. Was ' 
nun aber Justinians Verordnung selbst betrifft : so sagt Der- 
selbe in der const. uu. pr. cit. : Die Strafe der Entführung müsse 
noch viel mehr statt haben bei Denjenigen, welche sich er- 
kühnten, Ehefrauen zu entfuhren; denn diese begehen ein 
doppeltes Verbrechen, adulterium nämlich und rapma. An 
dieses reiht er nun unmittelbar die Worte an : quibua connu- 
meramus etiam cum, qui sattem sponsam per vim r apere 
ausus fuerit. So gelesen, bekommt die Stelle volle Harmonie 
mit dem unmittelbar Vorangehenden, wenn man bedenkt, dass . 
nach Römischem Rechte Untreue der Braut als adulterium, und 
Derjenige, welcher eine fremde Braut verfuhrt,; als adulter be- 
straft wurde. Aber allen Zusammenhang verliert die Stelle, 
unu 1 sie wird ganz wunderlich, wenn man sponsam suam liest. 
Denn dann würde Justin ian sagen: denen, bei welchen haupt- 
sächlich die Strafe der Entfuhrung einzutreten hat, welche ein 
doppeltes Verbrechen, das crimen adulterii und das crimen rapi- 
nae, begehen, und bei welchen wegen dieser Concurrenz 
acerbius oportet adulterii crimen puniri y diesen zählen wir 
auch den bei, der gar kein adulterium begeht, bei dessen 
Handlung keine Concurrenz von Verbrechen vorhanden ist, 
den, welcher auch nur — seine eigne Braut entfuhrt! 

Hiezu kommt noch besonders die Nov. 143. , welche mir 
einen Hauptbeweis für meine Ansicht zu enthalten scheint. In 
dieser recapitulirt Justin ian seine ganze const. un. de raptu 
virginum, und interpretirt sie in einigen Punkten. Bei dieser 
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Recapitulation kommt er auch an jene Stelle : quibu* connume- 
ramw cet. und hier gibt er diese Stelle nun so : et praescri- 
ptis poenis locum dedisse, si jam nuptae vel desponsatae 
mulier es rapiantur, cum non solum raptus mulierü, verum 
ettam aduUerium per hujusmodi temeritalem committüur. Hier 
ist offenbar blos von der Entführung einer fremden Braut die 
Rede» und da eben so unleugbar diese Worte gerade das wie- 
dergeben wollen, was Justinian in der const. un. an der 
angeführten Stelle sagte: so haben wir doch wohl hier Jusli- 
nians eigner Erklärung mehr zu folgen, als dem, was die 
Basiliken und Harmenopulus sagen. 

Hiernach' wäre über die Wegführung der eignen Braut von 
Justinian gar nichts entschieden, und es entstünde nun die Frage, 
ob Gründe vorliegen, diesen Fall auch zur Entführung zu 
zählen, und unter Justinians allgemeinen Worten : raulieres sive 
desponsatae fuerint sive maritis conjunctae (hier sind unter de- 
sponsatae wieder offenbar fremde Bräute verstanden), sive non, 
vel etiamsi viduae sint 3T ), auch auf ihn zu beziehen. Soviel 
möchte hier ausser Zweifel seyn, dass, wenn die Braut frei- 
willig folgte, und nicht mehr unter väterlicher Gewalt stand, 
und die andern Personen, welche nach dem oben Angeführten 
wegen ihrer Ehe zu befragen waren, in die Ehe eingewilligt 
hatten oder der Richtet* ihre Einwilligung supplirt hatte, die 
That kein crimen raptus ist, dagegen von der andern Seite sie 
allerdings crimen raptus ist; wenn die Braut wider ihren Wil- 
len zum Zwecke der Unzucht weggeführt wird (denn bei die- 
sem Zwecke kann das vorangegangene Verlöbniss keinen Ein- 
fluss haben), oder wenn die Braut zwar zum Zwecke der Ehe, 
aber wider ihren Willen weggeführt wird undsie nicht mehr 
Braut seyn wollte. Denn im letzteren Falle ist der römi- 
sche Grundsatz zu beachten, dass ein Verlöbniss jederzeit will- 
kührlich von jedem Theile wieder aufgelöst werden kann 3 *). 



37) Nov. 143. i. A. vgl. const. un. pr. h. t 

38) Auf diesen Grand beruft sich schon Azo. Andre aber schei- 
nen diesen Umstand ganz zu übersehen. So z.B. Boehmer ad Carp- 
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Erklärt also die Braut, nicht mehr Braut seyn zu wollen: so 
ist sie es nicht mehr, und nun steht ihre Wegfuhruug ganz 
unter den Grundsätzen der an einer andern Frauensperson be- 
gangenen. — Ob aber nach Justinians Sinne die That crimen 
raptus seyn soll, wenn die, noch unter väterlicher Gewalt ste- 
hende, mit dem Willen des Vaters verlobte Braut freiwillig, 
jedoch gegen des Vaters Willen, folgte, diess wird sich schwer- 
lich mit Sicherheit entscheiden lassen. 

6. Eine Milderung der Strafe kann der Umstand nicht be- 
wirken, dass die Entführte nicht zur Unzucht verfuhrt worden 
ist. Es ist dies zwar besonders unter den Aelteren bestritten, 
indem Manche sich auf die Worte Justinians in der const. un. 
pr. h. t. tnaxitne cum virginitas vel castUas corrupta restitui 
non pos8Ü berufen, und wenigstens dann , wenn der Entfuhrer 
freiwillig von der Ausführung der Unzucht abstand , eine gelin- 
dere als die Todesstrafe anwenden wollten 39 ). Alfein jene 
Worte enthalten nichts Dispositives, und stellen nicht ein 
Requisit der ordentlichen Strafe auf. Selbst aber auch abge- 



zov. qu. 40. obs. 3., wenn er nach Rom. Rechte einen Raptus sponsae 
nicht zugehen will, da der Bräutigam ein jus perfectum in sponsam habe. 

39) So sagt z. B. Claras sentt. recept. lib. V. §. raptus. Uber diese 
Frage: Sed quid si ille, qui rapitit midierem, com camaiitcr non cogno- 
tnt , numquid punietur poena d. h unicae? Aliqui dicunt quod sie. Et dicit 
Boss ins in fit. de raptu mutier, nu. 14. quod Jason in quodam consi- 
lio dirit, quod haec erat communis ojnnio. Multi tarnen tenent contrarium. 

Et haue opin. dicit esse communem Boerius decis. 316. post t»i*. 4 

et secundum Warn dicit sc vidissc in facti contingentia judicari. Ego vero 
dico f quod aut eäm non cognovit, quid non potuit id commode facere, 
et pincet prima opinio, ut puniatur poena d. ?. unicae: Aut non cot/novit , 
quin non voluit, et placet secunda opinio, ita tarnen, ut puniatur citra 
mortem ea graviori poena, quae juxta qnaliUttem facti et personarum ju- 
dicis arbitrio imponenda tridehitur. Aehnlich Tib. Decianus tract. crim. 
L. VIII. cap. 7. §. 34. Doch hielt die Praxis ihrer Zeit zum Theile 
strenger am Gesetze. Decianus fuhrt einen Fall an, in welchem drei 
junge Männer die Tochter eines Professors der classischen Literatur in 
Padua entführten, dieselbe aber nicht verfuhrteu, auch nicht zu verfuh- 
ren suchten, weil Einer von ihnen sie heirathen wollte. Allein alle Drei 
wurden nebst dem Kutscher des Wagens, in weichem das Mädchen ent- 
führt worden, nach der const. un. h. t. geköpft. 



i 
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sehen hievon, so ist ja die castüas schon durch das blosse Weg- 
fuhren verletzt, sobald dadurch eine ehrbare Frauensperson auf 
die oben beschriebene Weise in die Gewalt eines Mannes ge- 
bracht wird. Indessen wird es nicht nöthig seyn , auf diesen 
Punkt hier noch genauer einzugehen , da schon Matthaeus 
die angeführte unrichtige Ansicht sehr tüchtig widerlegt hat 40 ). 

Eben so wenig kann es nach Römischem Recht ein Milde- 
rongsgrund seyn. wenn der Entführer sich zur Heirath mit der 
Entführten erbietet und diese das Erbieten annimmt, oder er 
sie mit ihrer Bewilligung schon geheirathet hat. Denn Justinian 
erklärt aufs Bestimmteste die Ehe zwischen dem Entführer und 
der Entführten für durchaus unzulässig und für nichtig, und 
straft sogar die Eltern der Entführten, wenn sie in eine solche 
Ehe einwilligen, mit Deportation (S. besond. Nov. 143.), und 
so muss die Ehe auch in Beziehung auf die Strafe ganz wir- 
kungslos seyn. Ueberhaupt sieht man aus dem ganzen Con- 
texte seiner Verordnungen, dass er bei seinen Strafbestimmun- 
gen gegen die Entführung, und namentlich bei der Festsetzung 
der Todesstrafe , hauptsächlich auch den Fall vor Augen hatte, 
wenn es dem Entführer gelang, die Entführte zur Heirath zu 
bewegen (const. un. §. 1. h. t. und Nov. 143.). Justinian 
schärfte hier noch in einem Punkte das ältere Recht, indem er 
die oben S. 49. angeführte Bestimmung über die fünfjährige 
Verjährung aufhob. Denn er nahm diese Verordnung in seine 
Rcchtssammlungen nicht auf, und erklärte in const. un. §. 3. 
h. t. alle frühern Constitutionen über das Verbrechen für auf- 
gehoben. 

7. Wenn die Entführte freiwillig, gegen den Willen ihrer 
Eltern u. s. w. dem Entführer folgte, begeht sie dadurch nach 
Justinianischem Rechte eine strafbare Handlung? Nach Con- 
stanlins oben angeführten Bestimmungen sollte sie gerade so 
hart wie ihr Entführer bestraft werden. Justinian aber be- 
rührt in seinen Verordnungen mit keinem Worte, dass die Ent- 



40) De criminibus ad Dig. L XLVIII. tit. 4. cap. % nr. 6. Vgl. auch 
Boehmer ad art. 118 §. 6. 
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führte strafbar sey. Indessen wollen doch Viele die Ent- 
führte in einem solchen Falle als Theilnehmerin am Verbrechen 
strafen * *). Allein es möchte wohl keiner besondern Ausfüh- 
rung bedürfen, dass man hier die Entführte eine Theilnehmerin 
an dem Verbrechen, das der Entführer durch die 
Entführung begeht, unmöglich nennen kann; und da die 
Gesetze nirgends das Weglaufen aus dem väterlichen Hause mit 
einem fremden Manne für eine strafbare Handlung erklären (der 
Vater mag hier strafen , so weit seine väterliche Gewalt es zu- 
lässt): so möchte es doch sehr misslich seyn, hier eine Strafe 
verhängen zu wollen. Auch ist es eine gewiss richtige Bemer- 
kung Heffters, wenn er behauptet, dass Justinian selbst 
in der const. un. §. 2. h. t. nicht undeutlich eine Bestrafung 
der Entführten ausschliesse 42 ). Ueberbaupt liegt eine solche 
Ausschliessung auch schon darin, dass Justinian, welcher Con- 
stantins Verordnung bestimmt vor Augen hatte, und Manches 
aus Derselben in die Seinige übertrug, doch Gonstantins Straf- 
bestiramuDgen gegen die Entführte in seine Verordnung nicht 
aufnahm, sondern sie durch die Schlussworte seiner const. 
un. ganz aufhob, ohne etwas an ihre Stelle zu setzen, ja, in 
einem ganz andern Sinne als Gonstantin, im §. 2. zu zeigen 
sucht, dass die freiwillig folgende Entführte als eine unglück- 
liche Verführte zu betrachten sey. Etwas anderes ist es frei- 



41) Aach Hepp a. a. O. S. 487. scheint noch dieser Ansicht zu 
seyn. Denn er sagt: die Entführte werde durch ihre Einwilligung des 
Verbrechens der Entführung theilhaftig, und meint, dass aus der const 
un. h. t. doch nicht deutlich erhelle, Justinian habe sie für straffrei er- 
klären wollen, und das blosse Schweigen des Gesetzes begründe noch 
keine Ausnahme von der Regel, Allein hier kommen doch zum Schwei- 
gen noch andre Gründe hinzu, wie im Texte berülirt ist; und von Wel- 
cher Regel soll hier das Schweigen eine Ausnahme zu begründen 
nicht im Stande seyn? Hepp berührt die Bestimmung des Theod. Cod. 
Allein diese wurde ja gerade von Justinian in der const. un, durch seine 
Erklärung in den Schlussworten aufgehoben, und aus allgemeinen Grund- 
sätzen hier eine Regel, nach welcher die Entführte als Theilnehmerin 
an der Entführung zu bestrafen wäre, aufzustellen r möchte doch sehr 
bedenklich seyn. 

4?) Heffter Lehrb. §. 462. Not. % 

I * 

-■ 
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lieh, wenn die Entführte adulterii oder stupri causa mit dem 
Entfuhrer davongeht. Hier macht sie sich allerdings des Ver- 
suchs , nach Umständen der Gonsummation , der genannten Ver- 
brechen schuldig. 

Es ist eine ganz gewöhnliche Behauptung der altern und 
der neuern Criminalisten , dass die oben S. 49. angeführten 
Personen das Recht haben, den Entfuhrer und seine Gehül- 
fen bei der That geradezu zu tödten, wenn sie sie auf der 
That ertappten. Nur Wenige weichen hiervon in so ferne et- 
was ab, als sie diese Befugniss zum Theile wenigstens auf 
die Erfordernisse derNothwehr einschränken wollen 4 3 ). Bloss 
einen einzigen Schriftsteller fand ich, welcher dieses Recht der Pri- 
vatrache ganz in Abrede zieht, indem er ein Wörtchen mehr 
beachtet, als.es gewöhnlich geschieht. Justini an sagt näm- 
lich in der const. un. pr. cit, tibi inventi fuermt in ipso ra- 
pina et adhuc flagranti crimine comprehensi et a parentibua 
virgmum vel .... femmarum out earvm consanguineis aut 
a ttäoribus vel curatoribus vel patronis vel dominis con- 
victi interßeiantur. Das convicti wird in der Regel bei der 
Beuutzung dieser Stelle ganz übersehen. Nur Matthaeus 
und Heffter beachten es, so viel ich finde. Allein Matthaeus 
leitet daraus keineswegs her, dass in der Stelle den genann- 
ten Personen ein Recht zur Privatrache nicht eiugeräumt sey, 
sondern meint nur, es werde dadurch zur Ausübung der Pri- 
vatrache Gegenwart von Zeugen vorgeschrieben. Weit mehr 
aber spricht für die Ansicht von Heffter, welcher die Worte 
auf die Noth wendigkeit einer obrigkeitlichen Goncurrenz 
bezieht, und annimmt, die Stelle deute ein Verfahren an, wie 
es bei den Römern bei delictis manifestis zulässig war. Diese 
Ansicht hat gewiss sehr viel für sich , wenn man bedenkt , dass 
das Römische Recht allerdings bei klarer Schuld, namentlich 
also, wenn Jemand auf dem Verbrechen ertappt wurde, ein 
höchst summarisches Verfahren gehabt zu haben scheint, und 
hier der Thäter ohne Weiteres vor die nächste Obrigkeit ge- 

43) S. namentlich Ab egg Untersuchungen aus dem Gebietender 
StralVechtswissenschaft. Breslau 1832. S. 178 — 180. 
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fuhrt, und an ihm die gesetzliche Strafe exequirt werden 
konnte (non Judicium sed poena statuebatur**). Man wird 
um so mehr für diese Ansicht sich entscheiden müssen , als sie 
die natürlichste Erklärung der Stelle, namentlich des Wörtchens 
convictiy an die Hand giebt, und eine andere befriedigende Er- 
klärung sich nicht wird nachweisen lassen. Keinen Zweifel 
aber hat es natürlich, wie auch Heffter bemerkt, dass, wenn 
die allgemeinen Requisite einer Nothwehr vorhanden sind, die 
Angehörigen der Entführten zum Schutze ihres Rechts und 
nicht blos diese, sondern jeder Dritte zum Schutze der wi- 
derstrebenden Entführten , selbst bis zur Tödtung des Entfüh- 
rers Nothwehr ausüben dürfen , und jene Requisite sind jeden- 
falls dann vorhanden, wenn der Entführer auf der Flucht mit 
der Entführten getroffen wird, und Anwendung von Gewalt 
nöthig ist, um die Entführte ihm zu entreissen. 

B. Canonisches Recht. 

Das Canonische Recht . muss bei dem Verbrechen der Ent- 
führung besonders berührt werden, weil es hier eine Reihe ei- 
genthümlieher Bestimmungen enthält , durch welche manche Fra- 
gen über die Entführung nach gemeinem Rechte Zweifel in ih- 
rer Entscheidung darbieten. Wollte man den Worten von Gra- 
tianus folgen: so müsste man nach Ganonischem Rechte dem 
Verbrechen der Entführung eine wunderliche Ausdehnung ge- 
ben. Gratian setzt in der causa XXXVI. folgenden Fall: 
filiam cujusdam ignorante patre quid am muneribus illexit, et 
ad conviviutn invüaoä; finüo convivio juvenis virginem oppres- 
rit. Quo comperto a parentibus juveni tradäur puella, ac 
tnore nubenUum a juvene doiatur et publice in usorem du- 
citur. Und nun fragt er in qu. 1. an raptum commisit , qui 
virginem oppressit? Diese Frage bejaht er und meint, es 
werde diess durch vielfache Auctoritäten bewiesen. Als Aucto- 

ritäten führt er nun drei Stellen an. Zwei davon beweisen 
^ ^ ^ • 

44) Tacitus Annal. XI. 6. Suetonins Claad. cap. 37. Nie- 
bahr Römische Geschichte Th. IL 2te Ausg. S. 419 ff. Th. III 
S. 480 ff. Auch Sanio Obss. ad L. Coro, de sicariis. P. 1. pag. &} ff. 

5 * 
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aber das Gegenthcil (can. 2. 3.), und nur die dritte, eine 
Stelle aus Isidorus sagt: raptus quoque illicüus coüus a 
eorrumpendo est dictus; unde qui raptu potitur, stupro frui- 
tur. Allein es bedarf keiner weitern Erörterung, dass aus 
dieser Stelle in keinem Falle hergeleitet werden kann, jeder 
illicitus coüus sey ein raptus, oder auch nur, zu jedem rap- 
tus gehöre ein illicitus coüus; und man sieht aus dem Zusätze 
zum can. 2. eod. , dass Gratian selbst, ganz gegen seine 
Bejahung der obigen Frage, einen andern Begriff von raptus an- 
nimmt, und denselben sogar noch enger, als das Rom. Recht, da- 
hin bestimmt: raptus admütüur , cum puella violenter a do- 
mo patris abducüur, ut corrupta in uxorem habeatur, sive 
pueüae solununodo , sive parentibus tantum , sive utrisque 
vis ülata constüeriL Wie aber auch über diese Frage Gra- 
tian gedacht haben mag, seine Ansicht hierüber und seine 
Entscheidung des oben angeführten Falles , überhaupt diese dicta 
Gratian^ von denen schon Joh. Andreae im XIV. Jahrhun- 
dert sagt: quae quotidie reprobamm , gehören in keinem Falle 
zum reeipirten, geltenden Canonischem Rechte , und da auch aus 
Isidorus Stelle durchaus nicht eine Erweiterung des durch 
andere Quellen festgestellten Begriffes von crimen raptus 
hergeleitet werden kann, noch die übrigen Stellen des Canoni- 
schen Rechts eine solche Erweiterung enthalten 45 ): so hat 
man sich auch nach Canonischem Recht bei dem Begriffe des 
Verbrechens im Wesentlichen an die Bestimmungen des Civil- 
rechts zu halten. 

Nur eine bedeutende Beschränkung dieses Begriffes ent- 
hält das Canonische Recht. Jedoch betrifft sie blos den Fall, 
wenn die Wegführung zum Zwecke der Ehe geschah. Das 
Letztere wird häufig übersehen; allein es geht sehr bestimmt 
aus den einzelnen Stellen des Canonischen Rechts hervor, ein 
Punkt, auf den schon Tittmann (s. Not. 45.) aufmerksam 
machte. 

Das Canonische Recht sieht, besonders im Gegensatze zu 

• 

45) S. auch C. Aug. Tittmann Beitrage zn der Lehre von dem 
Verbrechen gegen die Freiheit etc. Meissen 1806. S. 58 ff. 
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Justinians Eifer, die Entführung, wenn sie zum Zwecke der 
Ehe geschieht, mit ziemlich mildem Auge an. Es geht näm- 
lich von folgenden Grundsätzen aus : 

1. Wer seine eigne Braut (zum Zwecke der Ehe) wegführt, 
begeht keine Entführung. 

Das Canonische Recht hat hiehei olfenbar das ohen ange- 
führte Gesetz von Göns tantin vor Augen, und legt es in 
dem Sinne aus, in welchem man es gewöhnlich auslegt, und 
ignorirt dabei ganz das, was nach der allgemein angenomme- 
nen Leseart Justinian in der const. un. h. t. ausgesprochen 
hatte 46 ). Dabei unterscheidet es nicht, ob die weggeführte 
Braut freiwillig folgte, oder mit Gewalt weggeführt wurde. 
Vielleicht wirkte hierauf auch der Umstand ein, dass nach den 
Grundsätzen des Ganonischcn Rechts das Verlöbniss bindende 
Kraft hat, und ein willkührliches Zurücktreten nicht zulässig ist. 

2. Wenn ein Mädchen , das unter der Gewalt ihres Vaters 
steht, mit ihrem Willen, aber wider Wissen und Willen des 
Vaters weggeführt wird: so sey die That keine Entführung, 
wenn der Thäter sich mit ihr, obgleich gegen den Willen der 
Eltern, verlobt hatte, und die Wegführung zum Zwecke der 
Ehe geschah. Es sagt nämlich X. V. 17. (de raptoribus) cap. 6 : 
respondemus , quod cum ibi raptus dicatur admitti , cum ni- 
hil ante de nuptüe agitur y Ute raptor dici non debet, cum 
habuerit mulieris assensum^ et prius eam despoma- 
verity quam cognoverit* 1 ), licet parentes reclamarent , aquu 
bu8 eam dicitur rapuisse. 

Die meisten Canonisten, namentlich I. H. Boehmer 48 ), 
und auch Andere z. B. Feuerbach 40 ), leiten aus dieser 



46) Caus. XXXVI. qu. 1. can. 2. qu. 2. can. 5. X. V. 17. (de ra- 
ptorib.) cap. 6. 

47) Es ist hier zu beachten, dass nach Canonischem Rechte durch 
einen Beischlaf nach dem Verlöbnisse unbedingt eine wahre Ehe con- 
trahirt wird. 

48) Jus ecclesiast Protest Lib. V. Tit 17. §. 114. 

49) Lehrbuch §. 256. Not. c Ich theilte auch früher diesen Irr« 
thnm; 8. mein Lehrbuch B. II. S. 35. und S. 33. üt b. 

- 
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Stelle her, das» jede Wegführung eines freiwillig folgenden 
Mädchens nach Canonischein Rechte vom Verbrechen der Ent- 
führung ausgeschlossen sey. Allein diess ist doch sehr zu be- 
zweifeln. Denn der Papst spricht hier blos von einem Falle, 
in welchem die Wegfiihrung zum Zwecke der Ehe geschah, 
und sagt nicht unbedingt, es liege keine Entführung vor, cum 
habuerit muÜeris assemum, sondern setzt nöch als zweite 
Bedingung bei et prius eam desponsaverU , quam cognove- 

3* Das Canonische Recht gestattet unbedingt die (nicht er- 
zwungene) Ehe des Entführers mit der Entführten , sollte auch 
die Entführung mit Gewalt geschehen seyn , und die Eltern 
nicht in die Ehe einwilligen 6 1 ). Erst das Goncil. Tridentinum 
beschränkte diess, indem es bestimmte, dass die Entführte, 
ehe sie aus der Gewalt des Entführers befreit worden, den 
Entführer nicht solle heirathen können, die Ehe mit dem Ent- 
führer somit nur dann gelte, wenn die Entführte, aus der Ge- 
walt des Entführers befreit, in die Ehe eingewilligt und sie dann 
geschlossen habe ; eine Bestimmung, welche vielleicht zum Theile 
von den Italienischen Criminalisten veranlasst wurde, indem 
diese meinten, dass so lange die Entführte in der Gewalt des 
Entführers sey, ihre Ehe nie eine freiwillige genannt werden 
könne. 

4. Aus dem eben Angeführten geht hervor , dass die Päpste 
die Entführung wenigstens nicht unbedingt mit dem Tode konn- 
ten bestraft wissen wollen. Ohnehin konnten die Bischöfe, auch 
wenn sie weltliche Gerichtsbarkeit hatten, Strafen, welche zum 
Blutvergießen führten, nicht unmittelbar, und vor Bonifacius VIII. 

— —~— v, 

■ 

50) In diesem Sinne nehmen auch beinahe durchaus die älteren 
Italienischen Schriftsteller die Stelle. Manche forderten sogar nach ihr, 
dass das Verlöbniss der Entführung vorangegangen und die Ehe ihr 
gefolgt sey. VergL Tib. Decianus tract. crim. L. VIII. cap. 13. 
$. 47. 

öl) X. V. 17. (h. t.) cap. 7. III. 5. (de praebendis) cap. 24. De- 
cianus a. a. O. $.48. Das ältere Canonische Recht scheint hier 
strenger' gewesen *u seyn. Caus. XXXVI. qu. 2. c.4. 11. Vergl. can. 9. 
10. eod. 
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auch aicht mittelbar durch ihre Magistrate erkennen ; und so fin- 
den wir daher auch bei der Entführung hauptsächlich kirchliche 
Strafen und unter den weltlichen Strafen nicht die Todesstrafe 
festgesetzt , ausser wenn der Fall ganz exorbitant sey , wo 
dann die Thäter der weltlichen Gewalt zur Verhängung der 
Todesstrafe übergeben werden sollen 52 ). 

C. Gemeines Deutsches und Sachsisches**) Recht 

Die Ansichten über Begriff, Thatbestand und Strafe der Ent- 
führung nach gemeinem Deutschen Rechte sind höchst verschie- 
den, und es giebt hier keine Frage, die nicht bestritten wäre. 
Die Meinungsverschiedenheit geht hier so weit, dass beinahe 
Alles , was die Einen zur Entführung rechnen , von Andern aus 
dem Kreise der Entführung ganz ausgeschlossen wird, und so 
über die ganze Natur dieses Verbrechens der Streit sich er- 
streckt. Während z. B. Manche , besonders in den frühern Zei- 
ten, behaupten, blos dann sey Entführung vorhanden, wenn 
eine Frauensperson wider ihren Willen weggeführt werde, 
nehmen Andere an, diess sey gar kein Fall der Entführung, 
wenn nicht die Gewalt eines Dritten dabei verletzt worden, 
sondern Entführung sey nur dann vorhanden, wenn eine Frauens- 
person, sey es mit oder wider ihren Willen, gegen den Willen ih- 
rer Familienberechtigten weggeführt werde. Ferner wollen 
Manche es zur Entführung zählen, wenn eine unabhängige 
Frauensperson durch blosse Ueberredungskünste zum Mitgehen 
verleitet wurde; Andere wieder bestreiten diess. Viele leug- 
nen an der eignen Braut die Möglichkeit der Entführung; An- 
dere sind entgegengesetzter Ansicht. Manche, wie Tittmann 
und Henke, bilden sich einen Begriff der Entführung ohne 
alle Rücksicht auf die positiven Gesetze; Andere suchen sich 

52) X. h. t cap. 4. Causa XXXI. quaest. 1. c. 3. quaest. 2. c. 1. 2. 4. 
In Beziehung auf die Entführung einer Kloslerfrau werden in Caus. XXVII. 
quaest. 1. can. 30. ganz die Bestimmungen der Nov. 123. cap. 43* wie- 
derholt. 

53) Ich kann hier das Sächsische mit dem gemeinen Rechte verbinden, 
da wir, wie unten erhellen wird, bis zum Gesetze von 1834 in Sachsen 
ein eigentliches Particulargesetz über Entführung nicht hatten. 
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den Gesetzen anzuschließen; kurz Alles liegt lüer in der Con- 
troverse. 

Die Carolina enthält im Artikel 118. über die Entfüh- 
rung blos Folgendes : Item so eyner jemand sein eheweib oder 
eyn unverleumbte jungkfrawen wider des ehemanns oder des 
ehelichen vatters willen , eyner vnehrüchen weiss entpfuret, 
darumb mag der ehemann oder votier, vnangesehn ob die ehe- 
fraw oder jungkfrawe jren Willen dorm gibt, peinlich kla- 
gen, vnd soll der thetter, nach Satzung vnser vorfaren, vnd 
vnser Keyserlichen recht darumb gestrafft vnd der halb bei 
den rechtuerstendigen radts gebraucht werden. Von diesen 
Bestimmungen weicht die Bamberg cnsis darin ab, dass 
sie geradezu Schwertstrafe festsetzt, ohne auf den Rath der 
Rechtsverständigen zu verweisen , und dieselbe Strafe für die 
versuchte oder vollendete Entführung von Klosterfrauen 
verhängt. 

Diese Quellen handeln somit blos von dem Falle, wenn 
eine abhängige Person (Ehefrau, Haustochter, Klosterfrau) 
entführt wird, und es entsteht daher zunächst 

I. die Frage: ist es Entführung, wenn eine unabhän- 
gige Frauensperson wider ihren Willen weggeführt wird? 
Die Meisten berühren diese Frage nicht besonders, entweder 
weil sie es zu übersehen scheinen, dass die Carolina von ihr 
gar nicht spricht, oder weil sie es für ganz unzweifelhaft an- . 
sehen , dass dieser Fall zur Entführung gerechnet werden müsse. 
Einige aber glauben, die Carolina habe bei der Entführung den 
Umfang und Thatbesland des Römischen raptus beschränken, 
nnd die eben angeführten Fälle ganz von der Entführung aus- 
schliessen wollen, so dass daher diese Fälle blos nach den Rö- 
mischen Grundsätzen vom crimen vis zu behandeln seyen 54 ). 

64) Martin Lehrb. §.301. Hepp im neuen Archiv des Criminalr. 
B. XIV. S. 481. 484. Gegen die Behauptung Hepps an der letztern 
Stelle, dass die gewaltsame Entführung (von einer solchen könnte ei- 
gentlich Hepp gar nicht sprechen, sondern blos von einer Wegfuh- 
rung) von Wittwen oder familienunabhängigen Madchen crimen vis 
in idealer Concurrenz mit Conat der Nothzucht sey, vergl. das oben S. 59. 
Gesagte. Auch scheint dabei nicht beachtet worden zu seyn, dass die 
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Alkin es möchte schwer seyn,* einen genügenden Grund, aus 
welchem die Carolina auf eine solche Beschränkung des Begrif- 
fes der Entführung gekommen seyn könnte, nachzuweisen. 
Zwar fuhrt Hepp als Grund an: die gewaltsame Wegführung 
einer Frauensperson bilde den selteneren Fall, und so kom- 
me die Frage, ob an einer unabhängigen Person eine Entfuh- 
rung begangen werden könne, selten zur Sprache. Die Caro- 
lina habe nun blos die gewöhnlichen Fälle des Lebens, die 
Wegfiihrung einer freiwillig Folgenden (Familienabhängigen) vor 
Augen gehabt , und fasse daher die Entführung einzig und 
allein als Verletzung der Rechte des Ehemanns und Vaters 
auf. Allein eines Theils hat Hepp durch das, was er beson- 
ders aus Ovid anführt und aus den Verordnungen Constan- 
tins, der allerdings nicht viel Zutrauen zu dem weiblichen 
Geschlechte gehabt zu haben scheint, noch keineswegs erwie- 
sen, dass die gewaltsamen Entführungen überhaupt, und dass 
sie namentlich in den Zeiten der Carolina die seltenern Fälle 
gebildet haben; auch dürfte in der That das Letztere, beson- 
ders für die roherem Zeiten der Carolina, noch sehr bezwei- 
felt werden; und wenn bei uns, wie Gönner meint, diese 
Entführungen die seitnern sind: so beweist diess wieder nichts 
für jene Zeiten, und möchte auch für unsre Zeiten, in wel- 
chen überhaupt Entführungen beinahe nie vorkommen, noch 
des Beweises bedürfen. Sollte man nicht vielmehr annehmen 
müssen, dass die Carolina von dem Falle, welcher zu ihrer 
Zeit, und namentlich von ihren Hauptauctoritäten , den Italie- 
nischen Juristen, durchaus zu der mit dem Tode zu bestrafen- 
den Entführung gezählt wurde , dem der gewaltsamen Entfüh- 
rung , eben desshalb nicht besonders spricht , weil über ihn kein 
Zweifel war, und sie zunächst nur die zweifelhaftere Frage, 
über die auch das Römische Recht sich nicht mit gehöriger 
Schärfe äussert, — in welchen Fällen durch Verletzung einer 
Familiengewalt Entführung vorhanden sey — entscheiden, im 
Uebrigen aber am gemeinen Rechte nichts ändern wollte? 

Wegfiihrung blos zum Zwecke der Erzwingung der Ehe geschehen seyn 
konnte. 
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Ist diese Ansicht richtig 55 ): so ist der eine Hauptfall des 
Verbrechens der Entführung nach gemeinem Deutschen Rechte 
die gewaltsame Wegführung einer familienunabhängigen Person, 
sey sie Wittwe oder Jungfrau. Nur muss sie eine un ver- 
leumdete Frauensperson gewesen seyn. Hiefiir spricht schon 
das Römische Recht, und noch mehr ein aus dem Art. 118. der 
Carolina folgendes Argument 56 ). Folgt eine solche Person 
freiwillig: so kann die Handlung Versuch eines Stuprum, 
eines Incestes , eines Lenocinium u. dergl. nie aber Entführung 
seyn, und geschieht die Wegführung der freiwillig Folgenden 
zum Zwecke der Ehe : so ist sie gar kein Verbrechen , selbst 
wenn die Person minderjährig ist 87 ). 
. . 

55) Manche, namentlich Martin Lehrb. $. 300. a.E. und§.301.i 
nehmen auch an der freiwillig folgenden Klosterfrau ein Verbre- 
chen der Entführung an , ergänzen also hier die Carolina aus dem Rö- 
mischen Rechte. Diese Ergänzung scheint hier zwar sehr bedenklich, 
wie unten berührt werden wird; allein wenn man sie vornimmt: so 
sollte man wohl noch weit mehr die im Texte berührte vertheidigen 
dürfen. Audi kommt man im Praktischen am Ende auf dasselbe Resul- 
tat, mag man nun mit den Meisten annehmen, der im Texte berührte 
Fall gehöre auch nach der Carolina zur Entfuhrung, oder ihn mit den 
Dissentienten von der Entfuhrung ausschliessen und nach Römi- 
schem Rechte beurtheilen. 

56) Was zum Unverleumdetseyn gehöre, darüber sind die Ansich- 
ten gerade so getheilt, wie bei der Nothzucht. — Gewaltsame Weg- 
führung eines Mannes durch einen Mann oder durch ein Weib, 
oder eines Weibes durch ein Weib fuhrt keine unserer Quellen als 
Fall der Entführung oder des mit dem Tode zu bestrafenden crimen 
raptus an, und es gelten daher hier blos die allgemeinen Grundsätze 
vom crimen vis. Die Ansichten sind aber auch hierüber bestritten. Die 
Italiener waren wohl der Mehrzahl nach der richtigen Ansicht; s. be- 
sonders Tib. Decianus Track crim. Lib. VIII. cap. 7. §. 27 — 29. 
(der auch weitläuftig erörtert, ob an Hermaphroditen eine Ent- 
führung begangen werden könne). Allein sehr viele Deutsche Crimina- 
Usten und unter diesen sogar Boehmer ad Art. 118. §.3. stellen diese 
Fälle zur Entführung, wodurch sie aber den wesentlichen Gesichtspunkt, 
von welchem die Gesetze bei der Entführung ausgehen, zu übersehen 
scheinen. Von einer andern Seite dagegen beschränkt Feuer b ach 
Lehrb. §.260. das Object zu sehr, indem er blos von Jungfrauen spricht, 
und somit die Witt wen, wenigstens seinen Worten nach, ausschliesst. 

57) Diess wird sich aus dem nachher unter nr. II. Auszuführenden 
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Wie aber? Wenn Jemand seine (familienunabhängige) Braut 
gegen ihren Willen wegführt, begeht er nach gemeinem 
Deutschen Rechte das Verbrechen der Entführung? Die Caro- 
lina bestimmmt hierüber , wie überhaupt über den Fall der Weg- 
fuhrung Familienunabhängiger , nichts. Die Frage muss also 
nach den andern gemeinrechtlichen Quellen entschieden werden. 
Nach Römischem Recht ist sie wohl zu bejahen, nach Cano- 
nischem Rechte dagegen, wenn die Wegfuhrung zum Zwecke 
der Ehe geschah, zu verneinen (ob. S. 62. und S. 69.). Das 
Letztere muss man nun auch als gemeines Deutsches Recht 
annehmen. Denn abgesehen davon , dass wir nach unserm ge- 
meinen Rechte an dem Canonischen Grundsatze über die Ver- 
bindlichkeit der Verlöbnisse durchaus festhalten: so hat ja oh- 
nehin im Zweifel das Canonische Recht vor dem Römischen 
den Vorzug, und hier liegen auch bei Protestanten besondere 
religiöse Principien nicht vor, aus weichen das Canonische 
Recht zurückstehen müsste 58 ). Es ist daher ein solcher Fall 
nach gemeinem Rechte blos als gewaltsame Selbsthülfe zu strafen. 

Wenn dagegen der Verlobte seine Rraut wegfuhrt, nicht 
um sie zu heirathen, sondern um sie zu verführen, dann wird 
man ganz anders entscheiden müssen. Mit Unrecht wird dieser 



ergeben. Wurde eine Unmündige zum Zwecke der Verführung mit ih- 
rem WUIen weggeführt, so wird dadurch ein Versuch des 8. 38. ange- 
führten Verbrechens begangen. 

58) Es ist über diese Frage viel Streit S. mein Lehrb. B. IL 
S. 32. Sehr vereinfacht und zu einer sichern Entscheidung geführt wird 
aber die Streitfrage, wenn man, was gewöhnlich nicht geschieht, und 
was ich auch in meinem Lehrbuche zu thun unterliess, die beiden Fälle, 
ob die Braut familienunabhängig ist, oder ob sie noch in der Gewalt 
ihres Vaters steht, genau unterscheidet. Denn Diejenigen, welche die 
Wegfuhrung der Braut zur Entfuhrung zählen wollen, berufen sich ge- 
wöhnlich darauf, dass die Carolina nicht dem Canonischen Rechte 
folge, sondern auf das Römische Recht verweise S. z. B. Feuerbach 
Lehrb. §. 259. Not 6. vergL auch Heffter Lehrb. §. 459. Not 8. 
Allein die Carolina spricht ja, wie namentlich die eben Angeführten 
zugeben , nur von Mädchen , die noch unter der Gewalt ihres Vaters 
sind, kann also bei der Wegfülirung familienunabhängiger Bräute gar 
nicht als Quelle benutzt werden. 
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Fall von dem vorhin angeführten gewöhnlich gar nicht unter- 
schieden, während er doch wesentlich von demselben verschie- 
den ist, und bei ihm auch eiue wesentliche Verschiedenheit in 
der Benutzung der Quellen eintritt. Das Canonische Recht näm- 
lich kann für diesen Fall gar nicht zur Entscheidung gebraucht 
werden. Denn eines Theils spricht es blos von Wegführungcn, 
die zum Zwecke der Ehe geschehen, andern Theils kommt nach 
ihm in dem berührten Falle der Canonische Grundsatz zur An- 
wendung, dass durch jeden Beischlaf zwischen Verlobten , ver- 
möge einer gesetzlichen Fiction , der consensus maritatis er- 
klärt 59 ), und die Ehe wirklich abgeschlossen wird. So konnte 
daher nach Canonischem Recht der Fall einer Wegführung der 
eignen Braut, nicht um sie zu heirathen, sondern um sie aus« 
serehelich zu missbrauehen, eigentlich gar nicht statuirt werden. 
Anders ist es nach unsrem gemeinen Deutschen Rechte. In die- 
sem ist sowohl bei Katholiken (bei diesen durch das Concilium 
Tridentinum) als bei Protestanten der zuletzt berührte Canoni- 
sche Grundsatz durchaus verworfen; und so müssen wir die 
Frage nach Römischem Rechte entscheiden. Wenn nun auch 
gleich dieses über die verbindliche Kraft der Verlöbnisse von 
andern Grundsätzen ausgeht, als das bei uns geltende Recht; 
so kann doch dadurch in dem Falle, von dem hier die Rede ist, 
die Entscheidung nicht eine andere werden. Mag ein Verlöb- 
niss noch so sehr verbindliche Kraft haben : so gibt es doch nie 
ein Recht auf den Beischlaf. Wer daher diesen erschleichen 
oder erpressen will, tritt ganz aus der Sphäre des Verlöbnisses 
heraus, und wenn somit ein Bräutigam seine Braut wider ih- 
ren Willen stupri causa wegführt: so ändert der Umstand, 
dass die Weggeführte seine Braut war, an seiner That im We- 
sentlichen nichts, und sie ist eine nach den sonst über Ent- 
führung geltenden Grundsätzen zu bestrafende Entführung. 

Ist es ein Strafmilderungsgrund, wenn der Entführer die 
wider ihren Willen entführte Familicnunabhängige zu heirathen 



69) Thibaut Pandectenrecht 8te Ausg. §. 301. Not. k. (frühere 
Ausgaben §. 408. Not. z.). 
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bereit ist, und diese das Erbieten annimmt? Nach Canonischem 
Rechte ohne Zweifel. Denn Dieses erklärt eine solche Ehe für 
gültig, und kann hier unmöglich die Vollziehung der Todesstrafe 
wollen; und da die Carolina von diesem Falle (der entführten 
Familienunabhängigen) gar nicht spricht, auch bei* uns durch- 
aus als gemeines Recht anerkannt ist, dass in einem solchen 
Falle die Ehe ( gegen die Disposition des Römischen Rechts ) 
gelte: so wird es keinem gegründeten Zweifel unterworfen seyn, 
dass auch nach gemeinem Deutschen Rechte hier die Strafe ge- 
mildert werden *uuss 6 °). 

Im Uebrigen gelten bei der Entführung einer Familienunab- 
hängigen durchaus die Grundsätze, welche oben S. 53. IT. unter 
nr. 2. 4. 6. ausgeführt wurden ; denn da die Carolina von diesem 
Falle schweigt : so müssen wir die dort berührten Fragen ganz 
nach Römischem Rechte beantworten. 

II. Der zweite Hauptfall der Entführung, der Fall, von 
welchem die Carolina allein spricht, ist der der Wegfuhrung 
einer abhängigen Frauensperson. Allein auch hier hebt die 
Carolina keineswegs alle Zweifel. Es gehören hieher zwei 
FäUe. 

Der eine ist, wenn eine Ehefrau mit oder wider ihren Wil- 
len, jedoch wider den Willen des Ehemanns weggeführt wird. 
Dass die Ehefrau unverlcumdet sey, fordert hier die Carolina 
nicht. Die Verletzung des ehelichen Verhältnisses ersetzt hier 
an der Strafbarkeit, was das Verleumdetseyn mindern würde. 

Der andre Fall ist, wenn eine unverlcunidete 6 1 ) Haustoch- 
ter wider den Willen ihres leiblichen Vaters, der sie in seiner 



60) Diejenigen, welche «Hess leugnen, berufen sich wieder gewöhn- 
lich auf die Carolina, die ja auf das Römische Recht bei der Entführung 
verweise; so z. B. J. H. Boehmer Jus ecclesiast. Protest Lib. V. 
tit 17. §. 150. J. S. F. de Boehmer ad artic. 1181 §. 9. vergl. mit 
§. 11. Ferner Feuerbach Lehrb. §. 262. Allein von dem Falle, 
von welchem hier die Rede ist, spricht ja die Carolina gar nicht. 

61) Die Frage, was hier unverleumdet sey, ist auf dieselbe Weise 
zu beantworten, wie bei der Nothzucht. Marti n, Lehrb. §. 301. Not. 12. 
Hepp a. a. O. S. 485. Heffter Lehrb. §. 469. Not 5. 



Digitized by Google 



väterlichen Gewalt hat, weggeführt wird. Dass die Carolina 
mit ihren Worten: „so eyner eyn vnverleumbte jungkfrawen 
wider des ehelichen vatters willen entpfüreP*, blos den ange- 
führten Fall habe bezeichnen wollen, diess ist beinahe allgemein 
zugestanden, nnd auch einem begründeten Zweifel nicht unter- 
worfen 6 *). Von entführten Wittwen spricht sie nicht, weil 
nach Deutschem Gewohnheitsrechte durch eine separata oecono- 
mia , also bei Mädchen beinahe immer durch ihre Heirath , die 
väterliche Gewalt aufgelost wird. Indessen sind hier manche 
Fragen wieder sehr bestritten. • Zunächst entsteht 

a. die Frage, ob es Entführung sey, wenn der Vater nicht 
mehr lebt und die Tochter wider der Mutter Willen, oder wider 
Willen der Verwandten und der Vormünder weggeführt wird. 
Manche wollen hier die Carolina aus dem Römischen Rechte 
suppliren und bejahen daher die Frage 6 8 ). Andere verneinen 
sie in Beziehung auf Verwandte und Vormünder, bejahen sie 
aber doch in Beziehung auf die Mutter 64 ). Andere endlich ver- 
neinen sie durchaus 65 ), und diess wohl mit Recht. Man kann 
hier nicht wie in dem unter nr. I. angeführten Falle sagen, 
dass die Carolina diese Frage ganz unentschieden lasse, oder 
dass sie sie überging in der Voraussetzung, es verstehe sich 
ihre Bejahung von selbst. Vielmehr berührt sie ausdrücklich 
die Frage, in wiefern an einer abhängigen Person Entführung 
begangen werden könne, und entscheidet sie dahin, dass dieselbe 
an Haustöchtern und Ehefrauen möglich sey. Sie ver- 
wirft also dadurch geradezu alle übrigen Fälle des Römischen 
Rechts, und wir müssen diess am so mehr annehmen, als bei 



62) Martin Lehrbuch §. 301. Heffter Lehrb. §. 463. Not 1. 
Hepp a. a. O. S. 480. 

63) Kress ad artic. 118. §. 1. 2. Blümner D. de raptu Lips. 
1788. §. 3. und besonders Heffter Lehrb. §. 469. §. 460. Not. 2. 

64) Z. B. Boehmer ad Carpz. Qu. 40. obs. 3. p* 05. 

66) Dieser Ansicht sind die Meisten, unter den Neuern besonders 
Feuerbach Lehrb. §.258. R osshirt Lehrb. §. 210. MartinLehrb. 
§. 301. Not 3. und Hepp a. a. O. S. 481. ff. 



Digitized by Google 



79 

diesen übrigen Fällen der Sinn des Römischen Rechts, nament- 
lich in Beziehung auf die consanguinei, nicht ganz ausser Zwei- 
fel ist, und als es sehr nahe liegt, dass die Carolina mit der 
Bambergcnsis die Absicht hatte, jeden Zweifel hier durch ihre 
Bestimmung abzuschneiden 66 ). Auf keinen Fall wird sich übri- 
gens die Mittelmeinung von Boehmer und einigen Andern 
rechtfertigen lassen, welche bei Not. 64. angeführt ist; denn 
entweder müssen wir Alles, was das Römische Recht in diesen 
Punkten bestimmt, aus demselben suppliren oder gar nichts. 
Nicht zu leugnen ist es aber, dass nach allgemeinen legislativen 
Grundsätzen, wenn ausser dem Vater auch noch andern Per- 
sonen das Recht zusteht, die Verheirathung des Mädchens durch 
ihren Dissens zu hindern , eine Wegfuhrung wider den Willen 



66) Dies« wird um so wahrscheinlicher, als auch die Statuten ans 
den Zeiten der Carolina über diese Frage anter einander nicht einig 
sind. So , um nur Einige anzuführen , bestimmt die Reformation von 
Worms vom J. 1498 (später im J. 1509 wörtlich wiederholt) B. VI. 
tit. 13. dass mit dem Schwerte bestraft werden solle, welcher eynem an- 
dern sein Eeweib, Dochter oder Sone, die erbars viid Ersams Standes vnd 
wesens sexna, aus vnsir &iai, an anaere on nmweg jureie, vna eniy\renwxe, 
wider willen des Eemanns oder der Eltern. Dagegen legt die H. G. O. 
▼on Radolph zell vom J. 1506 einen viel weitern Begriff zu Grunde, 
setzt jedoch blos arbiträre Strafe fest, indem sie sagt: Ain yeghliche 
Person, die sey Man oder Weyb, die sich unterstet, hahnlichen oder öffent- 
lichen ainem sein Weyb, Tochter, Swester, Mumen oder Frund, on sein 
oder der Oerhaber vnd Vogt willen und wissen ab weg sefiiern, die ver- 
heyratten, vermäheln oder in aander weg vnerlichs zv handeln, mit verku- 
nln oder sunst, sollen in albey Burgermeister und Rat gewalt haben, sol- 
chen handl zest raffen an leib oder guet, nach gestalt des handels vnd der 
Tat. Genauer unterscheidet dagegen das Stadtrecht von Frei bürg 
im Breisgau vom J. 1520. Dieses trennt den Fall, wenn Jemand Töch- 
ter on wissen vnd willen derselben ir vatter vnd mütter , vnd ob sy die nit 
betten, andrer ir fründe vnd vögten heimlich hülff verhyraten, für welchen 
es arbiträre Strafe festsetzt, von dem Falle der eigentlichen Entfuhrung, 
den es mit dem Schwert bestraft, und dahin beschreibt : Welcher einem 
andern sin Eewyb oder döchtem, die erbers wesens vnd Stands sind, bc- 
trüglich mitsampt irem gut, vss vnser Statt, wider wissen vnn willen dcss 
eemans, oder der eitern, hinweg fürt vnn entfrombdt. — Wird eine fremde 
Braut mit ihrem Willen weggeführt: so kann diess, wenn die im Texte 
ausgeführte Ansicht richtig ist, nach der Carolina auch nicht zur Ent- 
führung gerechnet werden. Denn die Carolina übergeht auch diesen Fall. 
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dieser Personen ebenfalls unter den Begriff der Entführung ge- 
stellt werden sollte. 

b. Wie geht es, wenn der Hausvater oder der Ehemann 
in die Wegfiihrung der Haustochter oder Ehefrau einwilligen? 
Ist hier Entführung vorhanden? Unbedingt wird es verneint 
von Heffter (Lehrb. §. 460. Not. 2.), indem er sagt: eine 
solche Zustimmung würde blos das crimen vis oder eine atten- 
tirte jNothzucht übrig lassen, und den Zustimmenden einer Bei- 
hülfe daran oder eines lenocinium schuldig machen. Hepp 
dagegen unterscheidet. Er verneint die Frage allgemein bei dem 
ehelichen Vater, selbst wenn die Entführung wider Willen der 
Tochter mit Gewalt geschah , bejaht sie aher bei der Wegfiih- 
rung der Ehefrau, in welche der Mann einwilligte 67 ). Allein 
diese Distinction scheint sich in keinem Falle rechtfertigen zu 
lassen. Hepp sagt: Wenn der Vater z. B, um dadurch 
das Mädchen zur Heirath zu nathigen seine Einwilligung in 
die Entführung gebe: so könne begreiflicher Weise von einer 
Verletzung der väterlichen Gewalt durch den Entführer nicht 
die Rede seyn. Diess ist unleugbar; und da Hepp eine ge- 
waltsame Entführung eines Mädchens bei nicht verletzter väter- 
licher Gewalt nicht annimmt (S. oben Not. 54.): so ist es we- 
nigstens consequent, wenn er nun behauptet, dass im angege- 
benen Falle von einem Verbrechen der Entführung nicht die 
Rede seyn könne. Nun sagt er aber weiter: Die Einwilligung 
des Ehemanns in die Entfuhrung seiner Frau ist dagegen 
juridisch = 0, ändert daher an dem Verbrechen nichts, ausser 
dass der Ehemann desshalb in die Strafe der Kuppelei ver- 
fällt. — Allein wenn man auf diese Weise schliesst: muss 
man dann nicht auch beim einwilligenden Vater, wenn die 
Tochter zum Zwecke der Unzucht weggeführt wird, sagen, seine 
kupplerische Einwilligung sey = 0? Hievon aber auch abge- 
sehen, so scheint mir keineswegs gesagt werden zu können, die 



67) Im neuen Archiv des Criminalr. B. XIV. S. 486. 487. Martin 
Lehrb. §. 301. Not 18. scheint die Frage zu bejahen, wenn die genann- 
ten Personen in kupplerischer Absicht einwilligten. 



i 
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Einwilligung sey in solchen Fällen juristisch ohne alle Bedeu- 
tung. Sie ist in sofern allerdings wirksam und von Bedeutung, 
als nun durch die Wegführung die Familiengewalt des 
Ehemanns, wie die des Vaters, nicht mehr eigenmächtig verletzt 
wird» und diese Verletzung ist ja wesentlich bei der Entfuhrung 
einer freiwillig Folgenden. Zwar ist die Zustimmung des Ehe- 
manns völlig wirkungslos, in sofern sie die Einwilligung in 
einen Ehebruch oder in eine Bigamie enthält Allein diess hat 
nur die Folge, dass nun die Handlung als Versuch des Ehe- 
bruchs oder der Bigamie, beim Manne als Kuppelei bestraft wer- 
den kann 5 das wesentliche Merkmal der Entführung aber fehlt 
ihr. Eben so wenig aber glaube ich, ist der allgemeinen Ver- 
neinung von Heffter beizustimmen, wenn man, wie es Heff- 
ter mit Recht thut, annimmt, dass der oben S. 72. nr. I. an- 
geführte Fall zur Entführung gehört. Man wird vielmehr so 
unterscheiden müssen: folgte die Weggeführte freiwillig: dann 
ist aus den eben angedeuteten Gründen allerdings keine Entfüh- 
rung vorhanden, und es kann blos nach Umständen von 
Seiten des Thäters von Verführung, Versuch des Stuprum, des 
Ehebruchs und dergl., von Seiten des einwilligenden Vaters 
oder Ehemanns von Lenocinium die Rede seyn. Wird sie da- 
gegen mit Gewalt weggeführt, während z. B. der Vater oder 
\ der Ehemann kupplerisch einwilligen: so dürfte es doch wohl 
keinen begründeten Zweifel leiden, dass die Handlung zur ge- 
waltsamen Entfuhrung gehört. Die Gewalt des Vaters, die Fa- 
milienrechte des Ehemanns sind hier allerdings nicht verletzt: 
allein es gibt ja, wie Heffter zugiebt, Entführungsfälle, in 
welchen eine solche Verletzung gar nicht nöthig ist, wie z. B. 
wenn eine Person, die unter keiner Familiengewalt steht, wider 
ihren Willen weggeführt wird. Soll nun in jenem Falle der 
Umstand, dass der Vater oder dass der Ehemann bei der Weg- 
führung auch ein Verbrechen begehen, soll dieser Umstand be- 
wirken, dass nun die gegen das Mädchen oder gegen die Frau 
geübte Gewalt keine Entführung ist? Durch die Pflichtverges- 
senheit des Vaters oder Ehemanns ist vielmehr die Weggeführte 
völlig in die Lage einer Solchen gesetzt, die unter keiner väter- 
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liehen und ehemännlichen Gewalt steht, und was bei einer Sol- 
chen gilt, muss nun auch bei ihr gelten 6 8 ). 

c. Während nach dem vorhin Angeführten Manche in dem 
Falle keine Entführung annehmen wollen, wenn eine abhängige 
Person wider ihren Willen, jedoch mit Willen des Vaters oder 
Ehemanns weggeführt wird, nehmen dagegen einige Andere dann 
keine Entführung an, wenn eine abhängige Person mit ihrem 
Willen , jedoch wider des Vaters oder Ehemanns Willen weg- 
geführt wird. Unter den Ackeren ist dieser Ansicht Zieritz 69 ) 
mit einigen Italienischen Juristen, welche aber blos aus dem 
Worte raptus und rapere schliessen, ohne zu bedenken, dass 
gerade das Römische Recht ihnen aufs Bestimmteste entgegen- 
steht. Sie lenken zwar in sofern wieder ein, als sie Entfüh- 
rung annehmen, wenn durch Betrug oder Verfuhrungskünste 
die Einwilligung der Weggeführten erschlichen worden sey. Al- 
lein dadurch werden sie inconsequent , indem sie kurz zuvor 
sagen, dass sine violentia raptus non committitur. Freilich 
meinen sie dann am Ende , Verführung sey auch* eine Art von 
Gewalt; allein diesen Satz zu beweisen, konnte ihnen nicht 
gelingen. Unter den Neuern sind der angeführten Ansicht be- 
sonders Henke und T i 1 1 m a n n. Allein Beide entscheiden die 
Frage blos, wie es scheint, aus legislativen Gründen, nicht nach 
unserm positiven Rechte 7 °). — Nach Römischem Rechte kann 

68) Im Resultate stimmen mit mir u. A. uberein Brouwerde jure 
oonnubiorum. Lib. II. cap. 23. nr. 6. und Boehmer ad Carpzov. 
quaest. 40. obs. 3. §. pergo. Koch inst jur. er. §. 363. 
* 69) Notae ad C. C. C. cap. 118. 

70) Tittmann Beiträge zu der Lehre von dem Verbrechen ge- 
gen die Freiheit etc. S. 80. Henke Handbach Th. II. S. 185. Wenn 
hier Henke behauptet, dass der Begriff der Entführung, schon dem 
Sprachgebrauche des geraeinen Lebens zu Folge, das Merkmal der 
ermangelnden Einwilligung der weggeführten Person erfordere : so wird 
sich diess in Beziehung auf abhängige Frauenspersonen dnrehaus nicht 
beweisen lassen. Namentlich wird in allen unsern Romanen etc. etc., 
durchaus bei weggeführten, freiwillig gegen den Willen des Vaters (sogar 
meist auch blos gegen den Willen des Vormundes) folgenden Mädchen 
das Wort Entführimg gebraucht, und die Stelle Ton Kress, welche 
Henke anfuhrt, spricht blos von Wegführung einer femina sui juris. 
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es keinen Zweifel leiden, dass der Fall zur Entführung gehört, 
und eben so wenig ist diess nach der Carolina im Allgemeinen 
zu bezweifeln 71 ). Nur in einem Punkte kann das Ganonische 
Recht einen Zweifel erregen. Dieses nimmt nämlich dann keine 
Entführung an, wenn die S. 69. angeführten Umstände vor- 
handen sind. Ob nun unter solchen Umständen auch nach der 
Carolina keine Entführung vorhanden seyn soll, dabei wird es 
ganz auf die Auslegung der Worte „unehrticher Wei*'« an- 
kommen (s. unten lit. f.). 

d, Ueber die Wegführung der Klosterfrauen bestimmt die 
Carolina nichts. Manche, selbst auch unter den Neuern 72 ), 
fuhren diesen Fall — wenn eine Klosterfrau wider ihren Wil- 
len oder mit demselben weggeführt wird — nach dem noch 
jetzt geltenden Rechte unter den Fällen des Verbrechens der 
Entführung * auf. Allein die Carolina hier aus dem Römischen 
und Canonischen Rechte zu suppliren , möchte höchst bedenk- 
lich seyn. Warum hat wohl die Carolina der Klosterfrauen 
nicht erwähnt, während diess doch die Bambergensis thut? 
Die Wenigsten lassen sich auf diese Frage ein. Rosshirt 73 ) 
erklärt diess aus den Verhältnissen jener Zeit und dem Um- 
stände, dass Schwarzenberg selbst später sich für berech- 
tigt gehalten habe, seine Tochter aus dem Kloster zu nehmen; 
die religiöse Idee des Klosterlebens , welche der Grund der Straf- 
sanetion der Bambergensis gewesen , sey schon in jener Zeit 
ihrer Vernichtung entgegengegangen. Diesem widerspricht Hepp 
und meint, die letztere Behauptung dürfe wohl schwerlich der 
Geschichte gemäss seyn. — Allein im Wesentlichen wird man 
hier Rosshirt beistimmen müssen. Die Carolina weicht in 
diesem Punkte nicht blos von der Bambergensis , sondern, was 
noch sprechender ist, aber gewöhnlich nicht beachtet zu wer- 



71) Dieser Ansicht sind die meisten Criminalisten. Für sie siehe 
besonders Konopak zu Quistorps Grundsätzen §. 608. 

72) Heffter Lehrb. §. 458. 459. Martin Lehrb. §. 300. a. E. 
301. Etwas zweifelnd äussert sich Hepp a. a. O. S. 489. 490. Im Re- 
sultate stimmt er aber am Ende doch mit den Angeführten überein. 

7'6) Lehrbuch §. 209. a. E. 



Digitized by Google 



den scheint , selbst von ihrem frühem Entwürfe ab. Im ersten 
Entwürfe der Carolina nämlich vom J. 1521 wird im Art 118. 
noch der Entführung der Klosterfrauen erwähnt. Allein schon 
im zweiten Entwürfe vom J. 1529 wurden die Klosterfrauen 
aus dem Artikel gestrichen. Es musste also diese Frage sehr 
bestimmt zur Sprache gekommen seyn , und der Grund der Aen- 
derung liegt auch in der That sehr nahe. Erwägt man näm- 
lich , dass im J. 1529 der Protestantismus sich bereits im We- 
sentlichen ganz ausgebildet hatte, dass, was insbesondere die 
Klosterfrauen betrifft, Luther selbst wenige Jahre vorher eine 
gewesene Nonne geheirathet hatte, und zwar eine solche, die auf 
seine Veranstaltung durch Torgauische Bürger aus dem Kloster 
befreit worden war, dass endlich auf demselben Reichstage zu 
Spei er im J. 1529, auf welchem der zweite Entwurf der Ca- 
rolina vorgelegt und berathen wurde , den Lutherischen Fürsten 
die Beibehaltung ihrer neuen Lehre unter gewissen Beschrän- 
kungen zugestanden wurde: so kann es doch wohl in der 
That keinen Zweifel leiden, dass die Klosterfrauen aus Rück- 
sieht auf die Lutherischen Reichsstände aus dem Entwürfe ge- 
strichen wurden, indem die Letztern unmöglich in eine Bestim- 
mung hätten willigen können, die ihren religiösen Ansichten 
ganz entgegen war , und durch die sie am Ende sogar Luthcrn 
eines grossen Verbrechens für schuldig erklärt hätten. Wir 
können daher auch nicht annehmen, dass die Carolina die Ca- 
nonischen und Römischen Bestimmungen über diesen Punkt still- 
schweigend billigen wollte. Vielmehr konnte unter den ange- 
gebenen Umständen ihr Sinn nur der seyn , gemeinrechtli«h über 
die Frage gar nichts zu bestimmen und Alles über dieselbe 
den particulären Gesetzgebungen zu überlassen. So fein nun 
diese nichts Besonderes bestimmen — und es wird in der That 
in den protestantischen Staaten kein Gesetz die Wegfuhrung 
einer freiwillig folgenden Klosterfrau für ein Verbrechen der 
Entführung erklären — können die Protestanten unmöglich eine • 
solche Wegfuhrung als Verbrechen behandeln, und daher auch 
denjenigen ihrer Unterthanen, der im fremden Staate eine Klo- 
sterfrau entführt hätte (wenn man auch mit Recht annimmt, 
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dass ein Staat seine Bürger wegen im Auslande begangener Ver- 
brechen bestrafen könne ?) unmöglich wegen Entführung bestra- 
fen, und so sollte doch wohl in unsern Lehrbüchern des ge- 
meinen Rechts unter dem Verbrechen der Entführung die Weg- 
führung einer Klosterfrau nicht mehr angeführt werden 14 ). 

e. Was die Strafe in den Fällen betrifft, von welchen 
die Carolina spricht: so ist allgemein angenommen, dass die 
Carolina die Schwertstrafe des Römischen Rechts habe bestäti- 
gen wollen , und die Meisten nehmen auch weiter an , dass die 
Entziehung des Vermögens , wie sie das Römische Recht vor- 
schreibe, nach dem Sinne der Carolina eintreten solle. Nur 
machte Manchen in Beziehung auf diese Vermögensentziehung 
der Art. 218. der Carolina Scrupel, indem sie glauben, der- 
selbe hebe alle Vermögensentziehungen ausser beim Majestäts- 
verbrechen auf. Im Allgemeinen lässt sich an der Richtigkeit 
der zuerst angeführten Ansicht wohl nicht zweifeln. Die Ca- 
rolina verweist wegen der Strafe offenbar auf das Römische 
Recht, und hebt in den Artt. 135. und 218. blos diejenigen 
Vcrmögensconfiscationen , welche nach Römischem Rechte und 
auch noch nach der Bambergensis eine von selbst eintretende 
Folge einer Capitalstrafe waren , keineswegs aber auch die spe- 
ciell bei einem einzelnen Verbrechen als Strafe festgesetzten 
auf. Indessen möchte es doch in Zweifel gezogen werden kön- 
nen, ob die Carolina die Schwertstrafe und Vermögensent- 
ziehung unbedingt als Strafe der Entführung festsetzen wollte. 
Es weicht hier nämlich die Carolina gerade bei der Strafbe- 
stimmung sehr von der Bambergensis ab, und absichtslos wird 
man diese Abweichung doch wohl nicht nennen können. Hätte 
die Carolina unbedingt die Schwertstrafe billigen wollen, so 
wäre nicht einzusehen, warum sie nicht die Bambergensis, 
welche diese Strafe ausspricht, auch in diesem Punkte abschrieb, 
wie sie es bei der NoÜizucht, beim Raube und in andern Fäl- 

74) Dieser Meinung scheint anch Feuerbach Lehrbuch §. 262. 
Not. c zu seyn. Wenn die Klosterfrau wider ihren Willen weggeführt 
wird: so ist natürlich die Handlung ganz nach den oben S. 72. nr. I. 
ausgeführten Grundsätzen zu beurtheilen. 
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len that. Statt diess nun aber bei der Entführung zu thun, 
verwebt sie auf die Bestimmungen der Kaiserlichen Rechte, 
und noch dazu auf den Rath der Rechtsvers tändi- 
gen. Bedenkt man nun, dass bei der Entführung zur Zeit 
der Carolina aus Rücksicht auf das Ganonische Recht die Rö- 
mischen Strafen zum Theile wenigstens gemildert wurden, dass 
dieser Ansicht namentlich die Italienischen Juristen waren, wel- 
che im XVI. Jahrhundert die grösste Auetori tät genossen: so 
wird man wohl nicht irren, wenn man annimmt, die Carolina 
habe hier nicht eine unbedingte Anwendung des Römischen 
Rechts , sondern auch zugleich eine Berücksichtigung des Canoni- 
schen bestimmen wollen. Man wird daher hier wenigstens Das 
behaupten können und müssen, dass, wenn der Entführer die 
Weggeführte heirathet [natürlich so, dass die Ehe gültig ist T 5 )] 
weder Schwertstrafe noch Verraögensconfiscation eintreten kann, 
sondern eine ausserordentliche Strafe erkannt werden muss 76 ). 
f. Zweifelhafter ist es aber, ob die Carolina auch in Be- 



75) Nach dem Rechte, welches zur Zeit der Carolina als gemeines 
anerkannt war, galt die Ehe, wenn die Entführte (falls nur keine an- 
derweite Ehehindernisse vorlagen) ungezwungen einwilligte , selbst wenn 
der Vater aus gerechten Gründen dissentirte; und auch jetzt noch gilt 
nach gemeinem Rechte die Ehe mit der Entführten , indem wir hier das 
Canonische Recht immer noch als gemeines Recht anerkennen, nur dass 
bei den Protestanten der Canonische Grundsatz der Unwirksamkeit des 
väterlichen Dissenses, der ohnehin sehr gemissbilligt werden muss, nicht 
angenommen ist. Vergl. auch oben S. 70. 

76) Bei den Italienischen Juristen war es communis opinio, dass 
in einem solchen Falle das Römische Recht durch das Canonische mo- 
dificht werde. Ang. Aretinus de maleficiis. Cap. che me hai ad alte- - 
rato la mia donna. nr. 57. und die L dort Angeführten ; Claras reeeptt. 
sentt. lib. V. §. raptus nr. 7. Auch die meisten älteren Deutschen Crr- 
minalisten seit der Carolina und auch einige Neuere, unter diesen be- 
sonders Gr olm an und Rosshirt, sind der Meinung, dass hier die 
ordentliche Strafe nicht Platz haben könne, üebrigens ist die Frage 
bis auf die neuste Zeit bestritten geblieben; s. mein Lehrb. B. II. S. 35. 
(auf welcher Seite aber die Behauptung, dass das Canonische Recht 
bei einem freiwillig folgenden Mädchen gar kein crimen raptus anneh- 
me, nach dem oben S. 70. Angeführten zu berichtigen ist.) Denjeni- 
gen, die den Milderungsgrund leugnen, ist nun noch beizufügen He fi- 
ter Lehrb. §. 463. 
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Ziehung auf Begriff und Thatbestand des Verbrechens auf 
den Rath der Rechtsverständigen verweisen wollte. Ihre Worte 
sind nicht unbedingt dagegen , und sie selbst bestimmt den Be- 
griff so vag , dass zur nähern Entscheidung der Rath der Rechts- 
verständigen sehr nöthig seyn mochte. Denn was heisst un- 
ehrlicher Weise entführen? Gobi er übersetzt es durch tm- 
probe rapere et abducere; Remus durch illegitime abducere ; 
Andere durch Hbidinis causa (indem sie es blos auf den Zweck 
der Unzucht beschränken), wieder Andere durch concumbendi 
causa (indem sie hierunter auch den Zweck der Ehe begreifen 
wollen) wegfuhren, und Tittmann, dem wieder Mehrere fol- 
gen, nimmt es noch allgemeiner im Sinne einer Wegführung, 
welche ehrbarkeitswidrig , das heisse, so geschehe, wie es 
in Rücksicht auf die Ehrbarkeit der Entführten unschicklich sey, 
und gegen sie die Vermuthung errege, von dem Entführer ge~ 
missbraucht worden zu seyn 71 ). Mit Sicherheit und Bestimmt- 
heit wird sich hier nicht entscheiden lassen, was die Carolina 
unter diesen Worten eigentlich verstaud, und es möchte wohl 
die Frage seyn, ob die Verfasser der Carolina und ob Schwarzen- 
berg sich selbst eine genaue Rechenschaft darüber gaben. Es 
kann der Ausdruck so gut die Art der Wegführung, als die 
Absicht des Wegführenden bezeichnen. Das Letztere leugnet 
zwar Tittmann (s. Not. 77.) indem er behauptet, das Wort 
Weise nehme die Carolina nicht für Absicht , sondern für die 
Beschaffenheit einer Sache oder Handlung. Allein die Beispiele, 
die er zum Belege seiner Behauptung anführt, widerlegen ihn 
grossentheils selbst; wie die Worte: gefährlicher und unge-. 
fährlicher™) Weise , fursetzlieher , wissentlicher , boshaftiger, 
williger Weise in den Artt. 40. 43. 115. 123. 131. 133. 170. 
177. Bei dieser Unbestimmtheit der Worte der Carolina — 
denn die Carolina erklärt auch gar nicht, was sie unter ent- 



77) In den angeführten Beiträgen S. 41-^-46. 

78) Diese Worte bedeuten nach dem Sprachgebrauche der Carolina, 
was freilich nicht selten übersehen wird, dolo malo und sine doto malo; 
s. mein Lehrb. B. II. S. 300—303. 
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fähren versteht — wird nichts Anderes übrig bleiben, als nach 
Wahrscheinlichkeiten nnd mit Hülfe der übrigen Quellen des 
gemeinen Rechts den Begriff näher zu bestimmen. Keinen Zwei- 
fel kann es hiebei zunächst leiden , dass eine zum Zwecke der 
Unzucht, für sich oder für Andere, geschehene Wegführang 
zur Entführung gehört. Darin stimmen Römisches und Cano- 
nisches Recht überein, und unehrlicher Weise ist eine solche 
Wegfuhrung, selbst wenn sie gegen die eigne Braut begangen 
wird (vgl ob. S. 76.)> jedenfalls, in welchem Sinne man auch 
das Wort nehmen mag. Eben so möchte es keinen Zweifel 
leiden, dass die Wegführung einer Widerstrebenden, wenn 
sie zum Zwecke der Ehe geschieht, ebenfalls hierher gehört. Das 
Römische Recht ist bestimmt hiefür , däs Canonische nicht da« 
gegen, wenn die Weggeführte nicht Braut des Wegführenden 
ist , und auch hier möchte das unehrlicher Weise passen , in 
welchem Sinne man es auch nehmen mag. Das Gleiche muss 
man natürlich behaupten, wenn eine Ehefrau zum Zwecke der Ehe 
freiwillig folgt, und man wird es selbst bei der Haustochter be- 
haupten müssen , wenn sie angeblich zum Zwecke der Ehe frei* 
willig folgte, mit dem Entführer aber nicht verlobt war, und 
der Ehe ein Hinderniss entgegensteht. Wenn aber die frei- 
willig folgende Unverheirathete mit dem Entführer sich verlobt, 
und der Ehe ein gültiges Hinderniss nicht entgegensteht, oder 
wenn der Entführer seine Braut, sey es mit Gewalt oder mit 
ihrem Willen zum Zwecke der Ehe wegführt, ist hier nach 
dem Sinne der Carolina das Verbrechen der Entführung vor- 
handen? Schon Grolman 79 ) glaubt unter Berufung auf das 
unehrlicher Weis* der Carolina, durch welches die Bestimmun- 
gen des Canonischen Rechts gebilligt werden, dass gewaltsame 
Wegführung der Braut und Wegführung eines einwilligenden 
Mädchens gegen den Willen des aus nichtigen Gründen der Hei- 
rath widersprechenden Vaters nicht zum Verbrechen der Ent- 
führung gehöre, und nun vermuthet auch Biener, dass die 
Worte unehrlicher Weise auf die Ansicht des cap. 6. X. de 



79) Grolman Grunds, der Criin. R. W. $. 244. Not. f. und g. 
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raptorib. gegründet Seyen 80 }. Jedenfalls wird man das wenig- 
stens zugestehen müssen, dass die Wahrscheinlichkeit in ziem* 
lichem Grade dafür spricht, die Carolina habe eine Bestimmung 
des Canonischen Rechts, an deren Anwendbarkeit man zu ih- 
rer Zeit nicht zweifelte, nicht ganz ausser Acht lassen wollen, 
und selbst auch für den Fall , dass der Vater seine Zustimmung 
zur Verbindung nicht gab, die genannte Canonische Stelle vor 
Augen gehabt 81 )« Auf ein ganz sicheres Resultat wird man 
jedoeh in diesen Punkten nicht kommen können. Daran aber 
dürfte nicht zu zweifeln seyn, dass in den angegebenen Fällen 
die Wegfiihrung einer Einwilligenden gegen den Willen des, die 
Verbindung missbilligenden, Vaters dann zur Entführung gezählt 
werden müsse, wenn man die Prämissen des Canonischen Rechts 
verwirft und von dem Grundsatze (welcher wenigstens bei den 
Protestanten gemeinrechtlich, und particularrechtlich auch häu- 
fig bei den Catholiken, gilt) ausgeht, dass die mangelnde Zu- 
stimmung des Hausvaters ein vernichtigendes Ehehinderniss 
sey 82 ). 

g. Ueber die Bestrafung der freiwillig folgenden abhängi- 
gen Frauensperson , bestimmt die Carolina nichts. Es wird 
daher hier nach gemeinem Rechte das gelten müssen, was oben 
S. 64. und 65. über das Römische Recht ausgeführt wurde. Da- 
gegen scheint 

ä. die Carolina das Einschreiten gegen den Entführer von 
einer Anklage des in seinen Rechten verletzten Ehemanns oder 
Vaters abhängig zu machen. Die Aelteren übergehen diesen Um- 

80) Ueber die historische Methode und ihre Anwendung auf das Cri- 
minalrecht; im neuen Aren, des Cr. R. B. X. S. 616. Not. 3. 

81) Man muss hier bedenken , dass in den Zeiten der Carolina an 
der Unwirksamkeit dieses Dissenses gar nicht gezweifelt wurde. Ent- 
schieden ja selbst die Protestantischen Leipziger Schöffen noch in der 
zweiten Hälfte des XVI. Jahrhunderts in einem Entfuhrungsfalle in die- 
sem Sinne. Zwar sagt hiebei H. Pistoris, die nene Ansicht der Theo- 
logen, nach welcher der Dissens des Vaters ein vernichtigendes Ehehin- 
derniss seyn solle , habe ihm bei dieser Entscheidung Scrupel gemacht 
Allein, setzt er bei, diese Ansicht sey bei ihnen noch nicht reeipirt 

82) J. H. Boehmer Jas ecclesiaet. Protest. Lib.V. tit 17. §. 140. 
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stand durchaus mit Stillschweigen, und nehmen Zulässigkeit 
eines Einschreitens von Amtswegen an. Nur einige wenige 
Neuere behaupten , dass die Carolina dieses Einschreiten unter- 
sage 83 ). Zwar drückt sich die Carolina hier auf eine ganz 
andere Weise aus, als bei der Nothzucht und bei dem Ehebru- 
che (wo sie die Anklage sehr bestimmt als Bedingung der 
Bestrafung ausspricht). Denn sie sagt nur, der Ehemann oder 
Vater könne, ohne Rücksicht ob die;E n tführ t e ihre 
Zustimmung dazu gebe oder nicht, Anklage erheben, 
u n d es solle der Entführer nach Kaiserlichem Rechte u. s. w. 
bestraft werden, und so könnte es zweifelhaft scheinen, ob sie 
wirklich ein Einschreiten von Amtswegen untersagen wollte. 
Auch ist zuzugeben, dass die Carolina durch jene Worte zu- 
nächst nur Das andeuten wollte, dass es, wenn die Rechte des 
Vaters oder Ehemanns verletzt sind, auf eine Klage der Eni. 
führten nicht ankomme. Allein wenn sie das Verfahren von 
Amtswegen für zulässig hätte erklären wollen: so hätte sie 
Jenes wohl ausdrücken können, ohne einer Klage des Vaters 
oder Ehemanns zu erwähnen, und so kann diese Erwähnung, 
wenn sie irgend einen Sinn haben soll, doch wohl nur Das an- 
deuten, dass, sofern es sich von einer Verletzung der väter- 
lichen oder ehemännlichen Rechte handle, der Entführer nur auf 
eine von den genannten Personen erhobene Anklage bestraft 
werden könne. Hieraus folgt aber auch zugleich, dass, wenn 
die Entführte wider ihren Willen weggeführt worden ist, je- 
denfalls auch sie Klage erheben kann , und somit die That des 
Entführers als Entführung strafbar bleibt, wenn auch Vater oder 
Ehemann in die gewaltsame Wegführung verbrecherisch ein- 
willigten 84 ). 

III. Die Meisten sprechen auch von einer Entführung durch 
List, oder, wie Feuerbach, Tittmann und Bauer, auch 



83) Meister jan. Prihc. jur. crim. §. 284. Tittman'n Handb. 
§. 196. Not. v. Rosshirt Lehrb. §. 210. a. E. Heffter Lehrb. §. 463. 

84) Es gilt daher hier das oben S. 81. Ausgeführte. Im Resultate 
stimmt hieemit überein Rosshirt a. * O. 
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von einer Entführung durch Betrug, von einer nicht ge- 
waltsamen Entführung, ohne jedoch sich sehr bestimmt und 
genau darüber zu äussern. 

Dass es eine (im strengsten Sinne) nicht gewaltsame Ent- 
führung gibt, leidet allerdings keinen Zweifel. Es ist diess der 
Fall, wenn eine Haustochter wider des Vaters, eine Ehefrau 
wider des Ehemanns Willen weggeführt wird. Hier ist eine 
Gewalt gegeu die Entführte nicht erforderlich, und Entführung 
vorhanden, mag die Person durch List weggeführt, oder durch 
Betrug zum Folgen verleitet worden, oder aus ganz freiem Ent- 
schlüsse mitgegangen seyn. 

Wie ist es aber, wenn wegen des an einer unabhängi- 
gen Person begangenen Verbrechens die Frage entsteht? Rei- 
chen hier blos List oder Betrug ohne alle Gewalt .zur Verübung 
des Verbrechens hin? Diess möchte doch sehr zu bezweifeln 
seyn. Es kann allerdings das Verbrechen durch List oder Be- 
trug vorbereitet werden , und List oder Betrug das Mittel für 
den Entführer seyn, um zu seinem Zwecke zu kommen. Aber 
eine Gewalt, wenn auch am Ende der Ausführung, wird immer 
erfordert werden. Wenn nämlich eine unabhängige Frauens- 
person durch List oder Betrug verleitet wird , sich an einen 
Ort zu begeben oder bringen zu lassen, an welchem ein Mann 
sich ihrer bemächtigt: so kommt es nur darauf an, wie sie die 
Sache aufnimmt , und welche Absicht der Thäter hatte. Beab- 
sichtigte er, blos mit ihrer Zustimmung sie in seiner 
Gewalt zu behalten, und bleibt sie, nachdem sie nun die Um- 
stände kennen gelernt hat, freiwillig: so kann die That wohl 
eine Verführung, aber unmöglich eine Entfuhrung seyn. Kein 
Gesetz rechnet einen solchen Fall zur Entführung.* Die Caro- 
lina kann man hier ohnehin nicht anführen , da sie von Ent- 
führung einer unabhängigen Person nicht spricht, und dass der 
Fall unter den Begriff des Römischen raptus und rapere nicht 
gehöre, bedarf wohl keines nähern Beweises. Hatte aber der"* 
Thäter die Absicht, die durch List oder Betrog in seine Gewalt 
gebrachte Person mit Gewalt zurück zu halten, oder was 
auf Dasselbe hinaus kommt, es ihr faetisch unmöglich zu machen, 



Digitized by Google 



den Schutz des Staates oder Anderer anzurufen: so ist aller- 
dings dann Entführung vorhanden. Allein es ist diess dann 
eine» wenn gleich durch List oder Betrug zunächst möglich 
gemachte, jedoch wahrhaft gewaltsame That. Die List war 
nur das Mittel, die beabsichtigte spätere Gewalt auszuführen, 
und so ist die Entführung in einem solchen Falle doch nicht 
blos eine listige , sondern eine gewaltsame zu nennen. Man 
kann somit bei unabhängigen Personen von dem Verbrechen der 
Entführung durch blosse List nicht sprechen, ausser man wollte 
(wodurch aber der Streit ein blosser Wortstreit wird) den eben 
angeführten Fall darunter verstehen, der allerdings nach unsern 
Gesetzen zur Entführung gehört **). Es ist daher allerdings 
ein gewaltsames Wegführen zum Verbrechen der Ent- 
führung nicht erforderlich, aber jedenfalls, bei der Entführung 



86) fteffter sagt in seinem Lehrb. §. 461: Wegen der Entführimg 
ohne gewalt same B emHchtigung fehle es an einer bestimmten 
Strafsatzung, und es tonne daher nur eine wiUkührhche Strafe dabei ein- 
treten. Allein mit diesem Satze wird man ans mehr als einem Gründe 
nicht übereinstimmen können. Zur gewaltsamen Bemächtigung rechnet 
Heffter auch den Fall, wenn die Entfuhrung in Beziehung auf dritte 
Personen (im uneigentlichen Sinne) gewaltsam war, z. B. wider Willen 
des Vaters geschah. Unter einer Entführung ohne gewaltsame Bemäch- 
tigung kann er somit nur den Fall verstehen, wenn eine selbststän- 
dige Person durch List oder Betrug weggeführt wird (vgl. auch Dens, 
a. a. O. §. 460. Not 6. und 8.). Allein von diesem Falle spricht die 
Carolina gar nicht Es käme also darauf an, ob das Römische Recht 
ihn zur Entführung zahlt Diess scheint Heffter §. 460. in derNotö. 
a. E. zu leugnen. Dann aber haben wir gar kein Gesetz, das ihn un- 
ter die Entfuhrung stellt, und er konnte dann nicht einmal mit willkür- 
licher Strafe als Entführung bestraft werden. Dass aber das Römi- 
sche Recht eine Wegführong durch List oder Betrug, bei beabsich- 
tigter gewaltsamer Zurückhaltung, von seinem crimen raptus 
nicht ausschliesse, diess geht doch wohl unzweifelhaft aus der const un. 
h.t hervor. Ohnehin wird, wenn wir auch streng den Begriff des cri- 
men vis hier anwenden wollen, dieses Verbrechen keineswegs ausge- 
schlossen, wenn List oder Betrug als Mittel der Ausführung der Gewalt 
coneurrirten, und wer mit List oder durch Betrug sich Jemandes be- 
mächtigt, um nun Gewalt gegen ihn zu verüben, ihn wider seinen Wil- 
len an dem Orte zurückzuhalten, an den er ihn gelockt hat, ihn einzu- 
sperren und dergL, begeht doch offenbar ein crimen vis. 
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einer selbstständigen Person, ein gewaltsames Zurückbalten der 
weggeführten oder durch Betrug verleiteten Person in der vor- 
hin näher beschriebenen Weise 86 ). 

IV. Gehört zur Entführung ein wirkliches Wegführen, 
eine Entfernung der Person von ihrem derzeitigen Aufenthalts- 
orte, oder genügt auch ein Zurückhalten derselben an einem 
dritten Orte, an dem sie sich gerade befindet? Die Aelteren 
verneinten das Letztere beinahe durchaus, namentlich die Italic- 
nischen Criminalisten. Viele gingen sogar so weit, eine Weg- 
führung an einen entfernten Ort zu verlangen, wobei es 
dann freilich schwer war, den relativen Begriff des Entfernt- 
seyns gehörig zu bestimmen. Diese letztere Ansicht wurde aber 
schon von Leyser 87 ) genügend widerlegt. Dagegen wird man 
sich allerdings dafür aussprechen müssen, dass ein Wegbringen 
vom derzeitigen Aufenthaltsorte zur Ausführung des Verbrechens 
erforderlich ist. Die Carolina spricht von entfuhren 9 und die- 
ser Ausdruck bedeutet doch mehr, als ein blosses Zurückhalten 
an dem Orte, an dem sich die Person gerade befindet, und eben 
diess ist der Fall mit dem r apere des Römischen Rechts, bei 
welchem Ausdrucke sich Heffter auf D. II. 7. (ne quis eum) 
1. 4. und Decianus auf D. XLV11. 9. (de incendio) 1. 3. §. 4 
und 5. nicht mit Unrecht berufen. Es wurde zwar von Henke 
dieses Festhalten am Wortverstande getadelt, weil die Wissen- 
schaft erst die Geltung der Worte für den wissenschaftlichen 
Sprachgebrauch zu bestimmen habe. Allein es handelt sich 
hier nicht davon, welchen Begriff man aus legislativen oder 
Vernunftprincipien einem Worte beilegen wolle , sondern davon, 
von welchem Begriffe unsere positiven Gesetze ausgehen, und 
hier müssen wir uns an den gewöhnlichen Sinn der Worte an 
sich halten, wenn nicht erhellt, dass die Gesetze den Worten 



86) Dass es keine Entführung sey, wenn die selbständige Person 
durch Schmeicheleien, Ueberredung und dergL dahin gebracht wurde, 
sich in die Gewalt des Mannes zu begeben (s. besonders Feuerbach 
Lehrb. §. 257. Not a.), diess ist in unserer Zeit nicht mehr bestritten. 
Ueber die Aelteren s. mein Lehrbuch B. II. S. 33. 

* 1 87) Meditatt ad Pandect spec 593. m. 10. 
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einen andern Begriff beilegten. In keiner Weise aber wird 
man, was den vorliegenden Fall betrifft, nachweisen können, 
dass bei der Entführung die Römer unter dem rapere auch 
ein blosses retinere, die Carolina unter dem Entfuhren auch 
ein blosses Zurückhalten, ein gar nicht Wegführen 
begriffen habe. Das blosse Zurückhalten kann daher, wenn es 
mit Gewalt geschieht, nur als crimen vis überhaupt, wenn es 
mit Willen der Person geschieht, nach Umständen als Versuch 
der Verführung, des Ehebruchs und dergl., nie aber als Ent- 
fuhrung bestraft werden. 

V. Aus dem Gesagten ergiebt sich von selbst, was zur 
Consummation des Verbrechens erforderlich ist. Es muss die 
Frauensperson von ihrem derzeitigen Aufenthaltsorte an einen 
andern Ort so gebracht worden seyn, dass sie an demselben 
der Gewalt eines Mannes factisch unterworfen ist, und, wenn 
sie eine selbstständige Person ist, ihr dabei wenigstens die 
Möglichkeit genommen wurde, den Schutz des Staates oder An- 
derer anzurufen. Dass aber eine Erreichung der verbrecheri- 
schen Entzwecke des Entfuhrers nicht erfordert werde, darüber 
ist man in unserer Zeit einig (vergl. S. 63.)* Es kann daher 
auch nicht eine Herabsetzung der Strafe bewirken , wenn der 
Thäter die beabsichtigte Unzucht noch nicht ausgeführt hat, oder 
wenn er nach einmal vollbrachter Entführung seine verbreche- 
rischen Absichten freiwillig aufgab. Denn Reue n a c h vollbrach- 
tem Verbrechen wirkt nichts, sofern nicht das Gesetz eine spe- 
cielle Ausnahme macht, was aber bei dem vorliegenden Verbre- 
chen nicht der Fall ist. 

VI. Ueber die Bestrafung der Theilnehmer an der Entfüh- 
rung bestimmt die Carolina nichts. Die älteren Juristen bis in 
den Anfang des XVIII. Jahrhunderts, und auch noch manche 
Spätere 88 ) waren meist dafür, die oben S. 52. angeführten 
Bestimmungen des Römischen Rechts im Wesentlichen zur An- 



88) Unter diesen z. B. auch Boehmer ad Carpzov. qu. 40. obs. 
§. circa; und unter den Aelteren namentlich Carpzov. pract. qu. 40. 
nr. 27. 
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Wendung zu bringen. Ob mit Recht? Diess ist eine tiefer lie- 
gende Frage , bei welcher es darauf ankommt , ob jene Bestim- 
mungen ein Ausfluss eines allgemeinen Grundsatzes des Rö- 
mischen Rechts über Theilnehmer an Verbrechen sind, und 
oh nicht dieser Grundsatz durch den Art. 177. der Carolina 
abgeändert worden ist. Es gehört somit diese Frage zu denen, 
die im allgemeinen Theile des Strafrechts ihre Entscheidung 
finden müssen. 



Dies sind die Resultate, welche sich mir über das Verbre- 
chen der Entführung nach gemeinem Rechte aus den Gesetzen 
zu ergeben scheinen. Die Deutsche Praxis bis in das XY1II. 
Jahrhundert nahm jedoch nur zum Theile dieselben Grundsätze an. 
Sie zweifelte nie daran, dass auch an einer selbständigen Person 
das Verbrechen der Entführung begangen werden könne (ob. 
S. 72.); manche Gerichte scheinen aber dabei härter als das 
Gesetz gewesen, und hier eine Entfuhrung auch schon dann 
angenommen zu haben , wenn die Person durch Verführungs- 
künste überredet freiwillig folgte. Freilich verkannten sie da- 
durch ganz die Natur des Verbrechens der Entführung; allein 
es fehlte auch in späterer Zeit für diese Ansicht nicht an sehr 
gewichtigen Auctoritatcn z. B. der eines B oehraer 89 ). Ebenso 
war die Praxis auch darin härter als das Gesetz, dass sie bei 
dem Verbrechen von Amtswegen einschritt. Die Praxis erkannte 
ferner an, dass die Entführte, wenn sie nicht eine Ehefrau ist, 
eine unverleumdete Frauensperson seyn müsse; sie nahm 
aber hiebei, wodurch sie wieder den Begriff des Verbrechens 
zu sehr ausdehnte, das Unverleumdetseyn in demselben laxen 
Sinn, wie bei der Nothzucht, nach welchem nur eine eigent- 
liche Hure ausgeschlossen war. Sie erkannte ferner durchaus an, 
dass die Schwertstrafe die ordentliche Strafe der Entführung sey 9 °), 
- 

89) Sieka denselben ad Carpzov. Qfe 40. ob«. 3. §. pergo. 

90) Diess bezeugt noch Boehmer ad Carpzor. qu. 40. obs. 3 \©n 
seiner Zeit. 
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Allein der Vermögensentziehung waren hier die meisten Ge- 
richte nicht günstig, und sie wurde, hauptsächlich unter Beru- 
fung auf den Art. 218. der Carolina , selten im XVIII. Jahr- 
hundert wohl gar nicht mehr ausgesprochen. Die Praxis nahm 
weiter an, dass die freiwillig und gültig eingegangene Ehe der 
Entführten mit dem Entführer ein bedeutender Strafmilderungs- 
grund sey 19 ), ging aber häufig noch weiter, und wollte über- 
haupt eine zum Zwecke der Ehe geschehene Entführung mit 
einer bloss ausserordentlichen Strafe ahnden. Ausserdem moch- 
ten wohl manche Gerichte Milderungsgründe erfinden (z. B. 
wenn der Entfuhrer den Beischlaf nicht vollzogen hatte, wenn 
die Entführte unmannbar war, wenn sie selbst den t Entfuhrer 
zur Entführung aufgefordert hatte), für die sich in den Ge- 
setzen zwar kein Anhaltspunkt, aber unter den criminalistischen * 
Schriftstellern leicht eine Auctoritat fand, so dass Boehmer 
klagt , es komme in seiner Zeit die Schwertstrafe selten mehr 
zur Anwendung , und die Praxis folge leider gar zu sehr mehr 
mictorüatibus als rationibus. In der zweiten Hälfte des XVIII. 
Jahrhunderts kam endlich auf eine durch, das Angeführte ziem- 
lich erklärliche Weise allmählig die Ansicht auf, dass die To- 
desstrafe bei der Entführung ganz ausser Gebrauch sey, und so 
war es wieder die mächtige Praxis, welche bei diesem Verbrechen, 
dem mildereren Sinne der späteren Zeiten folgend, die gesetzliche 
Strafe ganz abschaffte, und man wird aus unserm Jahrhundert 
kein Urtheil anführen können, durch welches von einem Deut- 
schen, unter dem gemeinen Rechte stehenden, Gerichte über 
einen Entführer Todesstrafe verhängt worden wäre. Welches 
Maass der Freiheitsstrafe aber die Praxis nunmehr der Todes- 
strafe sutatituire , diess , gestehe ich, bei der grossen Seltenheit 
dieses Verbrechens in unsern Zeiten nicht sagen zu können. 
Auch wird es kaum ein Gericht in Deutschland geben, in wel- 



91) Dies war bestimmt schon im XVI. Jahrhundert Praxis, und 
Carpzov (pract qu. 75. nr. 68.) befestigte durch seine Auctoritat die 
sen Gerichtsgebrauch. 
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ehern sich hierüber jetzt ein fester Gerichtsgebraach ausbilden 
konnte. Leicht kann es hierbei der Fall seyn, dass, wenn ein 
Entführungsfall "vorkommt, die Gerichte, in Verlegenheit wegen 
eines festen Maasses, durch die legislativen Vorschläge, welche 
sich in den berühmteren Gesetzesentwürfen der neueren Zeit 
finden, und durchaus von der in der Praxis recipirten, ge- 
linderen Beurtheilung des Verbrechens der Entführung aus- 
gehen, rücksichtlich des Maasses der Strafe sich infiuenziren 
lassen. 

Auch in Sachsen entschied sich der Gerichtsgebrauch 
schon im XVI. Jahrhundert grösstenteils für die vorhin S.95. 
angeführten Grundsätze. Eine nicht uninteressante Auskunft 
darüber, wie die Sächsischen Gerichte nicht sehr lange nach 
dem Erscheinen der Carolina das gemeine Recht auffassten, ge- 
ben die Gonsultationes Saxonicae (oben S. 5.). Diese 
fuhren als die über das gemeine Recht angenommene Ansicht 
der Praktiker Folgendes an 92 ). Sie unterscheiden die auch oben 
S. 77. und S. 72. herausgehobenen zwei Hauptfälle der Entfüh- 
rung, nämlich: 

1. Wenn Jemand eines Andern Eheweib oder eine Jung- 
frau, die in ihres Vaters Gewalt ist (ganz nach der Carolina) 
von einem Ort an einen andern führe (also wird ganz nach der 
Ansicht der altern Juristen und nach dem Sinne der Gesetze 
das Wegführen als wesentlich genommen), geschehe solches 
mit der entführten Person Verwilligung oder nicht. Hier solle 
der Entführer, wenn er mit der Entführten Unzucht getrieben, 
sammt denen, so ihm Hülf und Zuthät zu solchem Entfuh- 
ren thätUeh gethan, mit dem Schwerte gestraft werden; sey , 
aber die Unzucht nicht vollbracht worden , dann müsse die or- 
dentliche Strafe gelindert , und die That mit Staupenschlägen 
und ewiger Landesverweisung geahndet werden. 

Dass die Sächsischen Gerichte diese letztere Distinction 
machten, ist sehr erklärlich. Denn die Hauptauctoritäten des 
XVI. Jahrhunderts im Criminalrechte , die Italienischen Juristen 



92) Ed. FriderL p. 637. 
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machten sie, und die Gonsultationen berufen sich ausdrücklich 
auf diese Auctorität. Sie fuhren nämlich für die Schwertstrafe 
die const. un. h. t. an, und fügen zur Rechtfertigung bei, dass, 
obgleich die Reichsordnung cap. 118. (die Carolina) kievon 
nichts Gewisses verordne, dennoch, weil das gemeine Recht 
(das Römische Recht) hierin klar, und auch der Sachsenspie- 
gel Art. 31. lib. 2« Die , so einen mit Gewalt fahen und ent- 
führen, mit dem Schwert strafe, man sich solcher Rechte bil- 
lig halte. Für die gelindere Strafe im Fall der nicht vollbrach- 
ten Unzucht aber berufen sie sich auf die Decisionen von Boe- 
rius, ferner auf die oben Not. 39. angeführte Stelle von Cla- 
rus, und, freilich sehr mit Unrecht, auf die 1. 1. D. de extraord. 
criminibus. Dabei setzen sie hinzu, dass es bei der entführten 
Ehefrau keinen Unterschied mache, wenn auch dieselbe more mere- 
tricio lebe, sobald sie mit Gewalt weggefahrt worden sey. Hie- 
für berufen sie sich auf den Justinianischen Grund, dass eine Con- 
currenz von Verbrechen hier vorliege , und auch auf den Sach- 
senspiegel, welcher die Nothzucht an einem gemeinen Weibe 
mit dem Schwerte, und zwar allein ob violentiam, strafe. 
Wenn aber die Frau freiwillig folge, dann, meinen sie, sey 
die ordentliche Strafe herabzusetzen auf Staupenschläge und 
ewige Landesverweisung, und hiefür berufen sie sich wieder 
auf Italiener, auf Carerius und Hippolytus deMarsiliis. 

2. Als zweiten Hauptfall führen sie den an, wenn eine 
Jungfrau oder Wittwe, so nicht in väterlicher Gewalt ist, 
feindsamer und gewaltsamer Weise wider ihren Willen und 
also invita entfuhrt werde. Hier müsse nach der const. un. 
h. t. wieder Schwertstrafe eintreten, ausser es hätte die Per- 
son velut meretrix gelebt , in welchem Falle gegen sie das 
crimen raptus nicht begangen werden könne. 

Endlich beschränken sie die angeführten Strafen noch durch 
den Beisatz, dass eine gelindere Strafe eintreten müsse, wenn 
Einer nicht causa libidinis, sondern desshalb die Entführung 
begangen, weil er die Entführte gern ehelichen wollte, und 
es solche Personen sind, die einander ehelichen können. Hier 
solle nach Canonischem Rechte und wie auch Carerius zei- 




ge, dem Ehestande zu Ehren die ordentliche Strafe erlassen 
werden. 

Bei der Berathang über diesen Gegenstand scheinen aber 
doch, so ferne es sich de lege condenda handelte, verschiedene 
Ansichten geäussert worden zn seyn. Namentlich ging die An- 
sicht , nach welcher, vermeintlich nach gemeinem Rechte , wenn 
Beischlaf zur Entführung nicht hinzukam, die Todesstrafe aus- 
geschlossen seyn sollte, für den Fall nicht durch, wenn die 
Entführte wider ihren Willen mit Gewalt weggeführt worden sey. 
Im Uebrigen vereinigte man sich im Wesentlichen auf das an- 
geführte Gutachten; nur dass einige Punkte etwas genauer be- 
stimmt wurden; und so kam folgende Constitutio zu Stande: 
Strafe des, so ein Eheweib, Jungfrau oder Wütfrau gewalt- 
samer Weise entführet. 

Die Schoppenstühle haben sich dieser Strafe halber der- 
gestallt verglichen: da Jemand mit geübter Gewalt feindse- 
liger Weise eines andern Eheweib, eine Jungfrau oder Witt- 
fr au, die in ihres Vaters Gewalt ist, von einem Ort an den 
andern entführet, und dazu fleischlich erkennet , solches Weg- 
führen geschehe mit der entführten Person Verwilligung oder 
nicht; so soll der Raptor sammt denen, so vorsätzlich , wis- 
sentlich und mit der That freiwillig helfen, mit dem Schwerte 
gestraft werden. Wo aber die gewaltsame Entführung allein 
geschehen, und die entführte Person nicht geschändet, ob- 
wohl dies sfa Iis unter Ilechtslehrem widerwärtige Meinungen 
sind, dennoch aber und dieweil diese Gewalt in die violatio- 
nem pacis publicae mit einläuft, und dem Sächsischen Rechte, 
als ort. 13. Lib. IL zuwider ist; so haben sich die Schöp- 
penstühle vereiniget, auch diessfalls das Schwert dem Rap- 
tori zuzusprechen: es wäre denn andern, dass die Entführung 
der Tochter mit ihrem guten Willen geschehen, auf sol- 
chen Fall soll der Raptor und seine Mithelfer mit Staupen- 
schlägen des Landes ewig verwiesen werden* 3 ). 

93) Die meisten Sächsischen Schriftsteller scheinen anzunehmen, 
dass in dieser Stelle für die Wegfiihrnng einer freiwillig folgenden 
Haustochter allgemein blos Staupenschläge und ewige Landesverweisung- 

7 * 
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Gleichergestalle soll es auch gehalten werden, wenn eine 
Wittfrau oder Jungfrau, so nicht in väterlicher Gewalt ist, 
gewaltsamer Weise entführet würde 9 *). 

Da aber der raptus nicht causa libidinis, sondern un- 
ter ledigen Personen der Ehe halber geschehen, und der 
Raptor wollte die Entführte mit ihrem guten Willen zur Ehe 
nehmen: so soll nicht die ordentliche Strafe, sondern die 
willkürliche, jedoch nicht ultra relegationem, dem Raptori, 
und, ohne Leibesstrafe, dem Ehestand zu Ehren zuerkannt 
wei den 9 5 ). 



(an deren Stelle dann im XVIII. Jahrhundert vier Jahre Zuchthaus ge- 
treten; s. oben S. 11.) festgesetzt werde. S. z. B. Erhardt Handbuch ' 1 
des Chursächs. peinl. Rechts §. 311. Volkmann Lehrb. des im Kö- 
nigr. Sachsen geltenden Crim. R. §. 73. nr. 2* Allein die Stelle han- 
delt blos von dem Falle, wenn Beischlaf nicht hinzugekommen ist, 
und dass die Constitution auch bei der Wegfdhrung einer freiwillig 
folgenden Haustochter, sobald Beischlaf hinzu kam, die Schwertstrafe 
festsetzen wollte, diess ergibt sich ganz bestimmt aus der ersten Periode 
in den Worten: solches Wegfuhren geschehe mit der entführten Person 
VerwiUigung oder nicht. 

94) Es ist bestritten, welche Strafe durch diese Periode festgesetzt 
werde. Manche beziehen das Gleichergestallt soll es auch gehalten wer- 
den auf die unmittelbar vorher angeführte Strafe der Staupenschläge und 
ewigen Landesverweisung ; z.B. Püttmann Elementa jur. crim. §. 671. 
Blümner D. de raptu. Lips. 1788. §. 7. Andere dagegen beziehen 
diese Worte auf den Anfang der vorangehenden Periode und auf die 
dort verhängte Schwertstrafe; z. B. Erhardt a. a. O. S. 231. und R. 
Hommel Criminalist Blätter S. 40. Die letztere Auslegung ist gewiss 
die richtige. Für sie sprechen nicht blos durchaus die oben angeführ- 
ten Consultationes Saxonicae, sondern auch die in der vorangehenden 
Periode der Constitution angeführte ratio , dass nämlich wegen der vio- 
latio pacis publicae und nach Lib. II. Art 13. des Sachsenspiegels bei 
angewendeter wirklicher Gewalt Todesstrafe eintreten müsse. 

95) Die Constitution erwähnt nicht der Vermögensconfisca- 
tion, und verwirft sie eben damit. Erklären lässt sich diess daraus, dass 
schon im XVI. Jahrhundert manche Gerichte, besonders in Rücksicht 
auf den Art 218. der Carolina, die Vermögensentziehung hier verwar- 
fen. — In den Manuscripten sind der Constitution noch folgende Worte 
beigefügt: Jta conclusum in communi consüio. Adde: dass sich die ScÄöp- 
penstühle verglichen, idem juris esse, wenn einer ein Eheweih mit ihrem 
gutea Willen entführet, und doch dieselbe nicht erkannt hätte, quod cae- 
datur virgis; es befinde sich denn aus der Tortur ein Anderes. Aber die 
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Diese Constitution wurde jedoch nicht in die vier Theile 
der publicirten Constitutionen aufgenommen, sondern steht Mos 
unter den unedirten Constitutionen (const. XIX.)» und zwar 
unter denjenigen , welche nicht den Dicasterien zur Nachach- 
tung zugeschickt wurden (S. oben S. 6. 7.). Indessen blieb 
sie doch die Grundlage des Sächsischen Gerichtsgebrauches; 
nur dass die Praxis in den Punkten , in welchen die Auslegung 
der Constitution zweifelhaft schien (siehe Not. 93 — 95.) sich 
wohl an die mildere Ansicht angeschlossen haben wird, und 
auch aümahlig manche Milderungsgründe beachtete, die sich im 
XVIII. Jahrhundert in die gemeine Praxis einschlichen. Doch 
hielt man daran fest, dass die ordentliche Strafe einer mit Ge- 
walt und wider des Hausvaters oder des Ehemanns Willen ver- 
übten Entführung die Schwertstrafe sey, und diese Ansicht 
sprach noch in einem Berichte vom 11. Mai 1781, also zu ei- 
ner Zeit, in welcher^ die gemeine Praxis , die Todesstrafe be- 
reits abgeschafft hatte, die leipziger Juristenfacultat bestimmt 
aus , und auch in unserm Jahrhundert scheint sie sich bis zur 
Erlassung des neuesten , unten zu commentirenden , Gesetzes 
nicht geändert zu haben. 

Ueber die Bestrafung der freiwillig folgenden Haustochter 
sagt die angeführte Constitution nichts, und man wird um so 
mehr annehmen müssen, dass sie die Erkennung einer Strafe 
gegen dieselbe nicht wollte, als bei den Berathungen der Con- 
stitution ausdrücklich darauf angetragen wurde, dieselbe mit 
Gefängniss oder Landesverweisung zu bestrafen 96 ). 

'i 

Aulici haben es für gut angesehen, aussenzulassen. Es wurde auch wirk- 
lich diese letztere Ansicht über die gelindere Bestrafung der Entführung 
' einer freiwillig folgenden Ehefrau, wenn Beischlaf nicht hinzu komme, 
in die Constitution nicht aufgenommen; vielmehr in derselben bestimmt 
angedeutet, dass hier Schwertstrafe einzutreten habe, indem die Stelle, 
welche bei der Wegfuhrung einer freiwillig Folgenden, falls Beischlaf 
nicht hinzukam, die Todesstrafe ausschließet, ihre Disposition auf den 
Fall der Entfuhrung der Tochter (nicht der Ehefrau) beschrankt 
Diess scheinen Püttmann, Erhardt und Volkmann an den ange- 
führten Orten übersehen zu haben. 

96)Consultationes Saxonicae ed. Frideii p.637. Es scheint 
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Zweites CapiteL 

Ehebruch und Bigamie. 

Die Gesichtspunkte , von welchen die Gesetzgebungen und 
die Praxis bei der Auffassung des Verbrechens des Ehebruchs 
und der Bigamie ausgehen, werden nach dem verschiedenen 
Geiste der Zeiten sehr verschieden seyn , und sind daher auch 
in unsern verschiedenen Legislationen nicht dieselben. Wäh- 
rend das Römische Recht hauptsächlich die verletzten Rechte 
des Ehemannes ins Auge fasst, zugleich aber auch, bei der 
Wichtigkeit des ehelichen Verhältnisses für den Staat, polizeili- 
che Gesichtspunkte, jedoch in der späteren Zeit immer weni- 
ger, eingreifen lässt: stellt hier das Canonische Recht die 
Rechte beider Ehegatten gleich, und lässt sich bei der Beur- 
theilung der genannten Verbrechen mehr von moralischen und 
religiösen Beziehungen leiten. Bas gemeine Deutsche Recht 
scheint von allen diesen Gesichtspunkten zugleich influen- 
zirt worden zu seyn. Dagegen neigt sich die neuere Zeit 
sehr dazu hin, den moralischen und religiösen Gesichtspunkt 
mehr in den Hintergrund treten zu lassen, und selbst auch, 
zwar nicht bei der Bigamie , aber doch grossentheils beim Ehe- 
bruche, die polizeilichen Rücksichten minder zu beachten, und 
von diesen letztern Ansichten gehen auch durchaus die neuern 
legislativen Arbeiten aus. 



I. Ehe b r u c Ä 1 ). 

A. Römisches Recht. 

Das Römische Recht geht beim Adulterium zum Theile von 
einem engern, zum Theile aber auch von einem weilern Be- 

diess häufig übersehen worden zn seyn, und manche Sachsische Schrift- 
steller wollten hier eine ausserordentliche Strafe verhängen; siehe z. B. 
Pütt mann Elemente §.671. 

1) Ueber die sehr reichhaltige Literatur b. mein Lehrbuch B. II. 
S. 412 — 414. Ebendaselbst über die Bedeutung des Wortes Adulterium. 
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griffe aus, als derjenige ist, den das Deutsche gemeine Recht 
und die Deutschen particulären Gesetzgebungen mit dem Ehe- 
bruche verbinden. Nach dem Römischen Rechte kann, so fern 
von Verbrechen und crimineller Anklage die Rede ist *) , die 
Frau über die Untreue des Mannes sich nicht beschweren , den 
Mann dagegen sieht es in seinen wichtigsten Rechten als ver- 
letzt an, wenn die Frau die gelobte Treue bricht und ein Drit- 
ter es wagt in sein eheliches Verhältniss einzugreifen. Selbst 
die Rraut — und in dieser Hinsicht geht das Römische Recht 
weiter, als die Deutschen Gesetzgebungen — ist dem Verlob- 
ten , so lange sie das Verlöbniss nicht wieder aufgehoben hat, 
die gleiche Rücksicht und Treue schuldig, wie die Ehefrau ih- 
rem Manne ; mit gleicher Strenge wird ihre Untreue geahndet, 
und auch ein Dritter soll es nicht wagen, in das Verhältniss 
und in die Rechte des Verlobten einzugreifen, so lange das 
Verlöbniss nicht gelöst ist. 

Aduiterium ist daher nach Römischem Rechte die von 
einer Ehefrau oder einer Braut mit einem Manne , mit welchem 
dieselbe bezüglich nicht verheirathet oder nicht verlobt ist, durch 
fleischliche Vermischung verübte Verletzung des ehelichen oder 
bräutlichen Verhältnisses. Hiernach wird das Verbrechen, was 
die Subjecte desselben betrifft, nach Römischem Rechte be- 
gangen von einer Ehefrau, sey es eine wahre oder putative, 
oder von einer Braut, und von dem Dritten, der mit der 
fremden Frau oder fremden Braut concumbirt 3 ). Dieser Letz- 
tere ist nach der Ansicht des Römischen Rechts so gut, oder 
wenn man so sagen könnte, noch mehr, ab die Frau oder 
die Braut, Urheber des Adulteriums. Denn das Römische Recht 

2) Anders ist es natürlich, wenn es sieh Mos von den civilrechtli- 
chen Folgen der Ehescheidung, den VermÖgensnachtheilen bei dersel- 
ben nnd dergL handelt; s. mein Lehrbuch B. II. S. 420. Not 48. i. A. 
und die dort Angeführten. 

3) Diese Punkte sind allerdings zum Theile bestritten, namentlich 
die Frage, ob eine Frau, welche in einer nichtigen Ehe, die sie jedoch 
für gültig hielt, lebte, ferner ob eine Braut und ihr Mitschuldiger ein 
Aduiterium begehen konnten. Das Nähere hierüber s. in meinem Lehr- 
buche -B. IL S. 408 -411. S. 416. 417. 
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fasst Ehebruch nicht blos als eine Untreue des gebundenen weib- 
lichen Theiles, der Frau oder der Braut, sondern zugleich als 
einen Angriff auf ein fremdes eheliches oder braut* 
lichesVerhältniss auf, und deutet diessauch sehr bezeich- 
nend dadurch an , dass es den Adulter einen temerator aliena- 
rum nuptiarum, einen ßacrilegus nuptiarum nennt Dess- 
halb kann der Ehemann oder der Bräutigam als Solcher 4 ) 
ein Adulterium nicht begehen, und der adulter, von dem das 
* Römische Recht spricht, ist blos Derjenige 5 ), welcher auf die 
angegebene Weise in eine fremde Ehe oder in ein fremdes 
Verlöbniss eingreift. *Bei diesen Gesichtspunkten, von de- 
nen das Römische Recht hier ausgeht, ist es natürlich, dass 
dasselbe zum Verbrechen des Ehebruchs Vorsatz oder ein 
wissentliches Verletzen eines ehelichen oder bräutlichen 
Verhältnisses fordert 6 ). 

Die polizeilichen oder politischen Beziehungen, von denen 
ausserdem das Römische Recht unter den frühern Imperatoren 
(von dem spätem Rechte wird unten weiter die Rede seyn) aus- 
ging, äusserten sich darin, dass der Mann durch einen Ver- 
zicht auf seine Rechte die Ahndung der ihm zugefügten Belei- 
digung und des verletzten ehelichen Verhältnisses 

* 

4) D. h. gegenüber von seiner Fraa oder Braut. Concumbirt er mit 
einer fremden Ehefrau (oder Braut): so ist er allerdings adulter, und als Sol- 
cher zu bestrafen, weil er nun in eine fremde Ehe eingreift. Ver- 
geht er sich aber mit einer Unverheirateten und nicht Verlobten: so ist 
er nur in so weit .strafbar, als seine Handlung, ganz abgesehen von sei- 
nem ehelichen] Verhältnisse, ein Verbrechen ist, also so ferne in 'seiner 
Handlung ein strafbares Staprum, ein Incest n. s. w. liegt. 

5) Diess ist auch beinahe einstimmig zugegeben. Wenn Bur- 
chardi (im neuen Arch. des Cr. R. B. VIII. S. 220.) meint, das Ge- 
gentheil sey die einstimmige Ansicht unsrer Schriftsteller : so kann diess 
nur auf einem Missverständnisse beruhen; s. mein Lehrbuch B. IL 
S. 421. 422. 

6) Es ist diess in den Römischen Quellen so bestimmt und klar 
gesagt, dass es in der That unbegreiflich ist, wie Manche das Gegen- 
theil behaupten, und auch einen culposen Ehebruch (den sie zum 
Theile durch quasi- adulterium bezeichneten) annehmen konnten. So- 
gar Feuerbach war der letzteren Ansicht. Allein er nahm sie end- 
lich doch in der 9ten Ausgabe seines Lehrbuches §. 377. zurück. 
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nicht abzuwenden vermochte 1 ) , dass daher auch ausser dem 
Manne noch andere Personen Anklage wegen Ehebruchs erheben 
konnten (davon unten), und dass der Mann wegen Lenociniums 
bestraft wurde, wenn er seine Ehefrau zum Ehebruche verleitete, 
oder ihr irgend dabei behülflich war 8 ) , oder wenn er aus dem 
Ehebruche der Frau, sey es auch durch nachfolgende 
Handlungen z. B. durch einen Vertrag mit dem Ehebrecher, 
irgend einen Vortheil zog 9 ). Ja er sollte auch nicht einmal 
auf eine andere mittelbare Weise den Ehebruch der Frau, so 
ferne dieser so offenbar ist, dass er sich unmöglich auf ein Nicht- 
wissen berufen kann , begünstigen. Zwar wenn er blos nach- 
lässig ist, wenn er die Frau nicht genau controlirt, und ihr alle 
mögliche Freiheit lässt, ohne aber daraus eine Erwerbsquelle , 
zu machen : so soll ihn desshalb kein Vorwurf treffen , da man 
ihm hier noch nicht, beweisen kann , dass er von der Untreue 
der Frau subjective Gewissheit gehabt habe. Wenn er daher 
auch Verdacht gegen seine Frau hat, sollte er selbst in sei- 
nem Verdachte so nachsichtig oder blöjle seyn, dass nur er 
nicht sieht , was Alle sehen und dass dem ganzen Publicum , nur 
ihm nicht, die Untreue zur Gewissheit geworden ist, er will 

7) Man kann daher nach Rom. Rechte den Ehebroch nicht blos 
als Verletzung der ehelichen Treue auffassen, wie es Viele thun, un- 
ter den Neueren u. A. Tittmann, der dann eben daraus (herleitet, dass 
nach ertheilter Erlaubniss zum Beisehlafe eine solche Verletzung, und 
somit auch ein Ehebruch nicht vorhanden sey. 

8) D. XLVIII. 5. (ad 1. Jul. de adulteriis) 1. 14. §. 1. Noy. 134. 
cap. 10. Die 1. "14. cit. beruft sich bei dem auffallendsten Inerher gehö- 
rigen Falle (St vir infamandae uxoris suae causa adulterum subjecertt) auf 
einen Senatsschluss. Ueberhaupt scheinen diese Bestimmungen über 
das lenocinium mariti erst theils durch spätere Zusätze zur lex Julia, 
theils durch diese selbst eingeführt worden zu seyn. Nach einer Bestim- 
mung Numas soll es sogar dem Römer gestattet gewesen seyn, seine 
Frau einem Kinderlosen auf einige Zeit zu überlassen (Plutarch. comp. 
Numae c» Lycurg. c. 3.) , und Hortensius borgte nach Plutarch 1 
(Cat. min. c. 25.) von Cato dessen Frau mit Zustimmung ihres Haus- 
vaters, um sich von ihr ein Kind zu verschaffen, weil er bei seiner 
grossen Verehrung gegen Cato in ein enges Yerhaltniss zu ihm zu tre- 
ten wünschte. 

3) D.Lcl. 2. f. 2. 1.8.11. pr. 1.^9. $. 3. 4. IV. 4. (de minorib.) L 
37. $. 1. 
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aber die Sache nicht weiter verfolgen : so mag er die Frau ru- 
hig und straflos behalten, und Niemand soll ihm durch seine 
Anklage sein eheliches Verhaltniss , mit dem er nun einmal zu- 
frieden ist, stören. Ist aber das Vergehen der Frau so klar, 
dass er es auch mit dem kurzsichtigsten oder dem nachsichtig- 
sten Auge nicht ignoriren konnte , hat er nämlich die Frau über 
dem Ehebruche angetroffen, oder ist seine Frau wegen 
Ehebruchs verurtheilt worden: so muss er sich von [ihr 
scheiden. Wenn er es nicht thut, ingleichen, wenn er den 
in seiner Wohnung auf der That ergriffenen Ehebrecher unge- 
ahndet durchschlüpfen lässt: so begeht er wieder das Verbre- 
chen des Lenociniums 1 °). Es soll sogar überhaupt Niemand 
eine wegen Ehebruchs verurtheilte Frauensperson heirathen. 
Wer eine solche heirathet, oder in der Ehe behält, nachdem 
er von der Verurtheilung erfahren hat, oder sie wieder an- 
nimmt, wird als'Leno bestraft 11 ). Die Strafe des Lenoci- 
nium ist in allen diesen Fällen die, welche das Gesetz für den 
Ehebrecher selbst festsetzte. 

Nur wenn die Frau zur Unzucht von der Polizeibehörde 
privilegirt war, fiel das Verbrechen des Adulteriums weg, falls 
sie nach erlangtem Privilegium und nicht erst, nachdem sie 
das Gewerbe wieder aufgegeben, Unzucht beging 12 ). Solche 



10) Tunc puniendus est maritus, quam excusare ignorantiam suam 
non potesty vel adumbrare patientiatn praetextu incredibi- 
litatis . . . . Quodsi patiatur uxorem delinquere non ob quaestum, sed 
negligcniiam , vel culpam, vel quandam patientiam, vel t nimiam 
creduHtatem , extra legem positus videtur. D. 1. c L 29. pr. §. 4. h 2. 
§. 3. 6. IV. 4. (de minorib.) 1. 37. §. 1. C. IX. 9. (ad L Jul. de adult) 
«st 2. 9. 17. Collat legg. Mos. et Rom. T. IV. c. 12. §. 7. 

11) D. XLVm. 5. (ad I. JuL de adult) 1. 11. §. fin. 1. 29. §. 1. 

12) Es wird zwar hierüber von den Schriftstellern sehr gestritten. 
Allein für das im Texte Gesagte streitet die überwiegende Walirschein- 
lichkeit, wenn man D. 1. c. 1. 10. §. 2. C. IX. 9. (h. t.) est 22. 29. 
Paulus rec. sent II. 26. §. 11. und Tacitas AnnaL II. 86. Sue- 
tonius in Tiber, c 35. vergleicht Die 1. 13. §. 2. h. t welche Vie- 
len ein Stein des Anstosses war, macht in der That keine Schwierig- 
keit. Denn sie kann nur entweder von einer Solchen, welche zur Zeit 
der Yon ihr begangenen Untreue ihr Gewerbe aufgegeben hatte, oder 

« 

■ 
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Privilegien konnten den Ehefrauen von den Aedilen ertheilt 
werden , und Tacitus nennt diess eine alte Sitte. Doch fand 
der Senat unter Tiberius es für nöthig, diese Sitte zu be- 
schränken; er bestimmte, dass ein solches Gewerbe bei einer 
Frauensperson, deren Vater, Grossvater oder Ehemann Römischer 
Ritter sey, nicht geduldet werden solle 18 ) , eine Beschränkung 
jedoch , auf welche , je nachdem gerade der Kaiser und seine 
Zeit war, nicht immer streng gehalten worden seyn mag 14 )* 
Noch weiter ging Gonstantin, indem er nicht einmal den 
Schenkwirthinnen y welche bis zu seiner Zeit in der Regel zu 
den in der genannten Hinsicht privilegirten Personen gehörten, 
gestattete, durch ein solches Gewerbe den Strafen des Ehe- 
bruches zu entgehen, und diese Bestimmung nahm auch Juffti- 
nian in seinen Codex auf 15 ). 

Diese Grundsätze des Römischen Rechts über den Thatbe- 
stand des Ehebruches scheinen theils durch die lex Julia de 
adulteriis, theils durch spätere Doctrin und Gesetzgebung fixirt 
worden zu seyn. Denn vor Augustus war die Ahndung des 
Ehebruches wohl meist der Privatrache und dem häuslichen Ge- 
richte überlassen. Zwar glauben Manche, dass auch schon in 
früheren Zeiten durch Gesetze genaue Bestimmungen über That- 
bestand und öffentliche Strafe des Ehebruches gegeben worden 



Ton einer Solchen, welche Mos unter der Hand und ohne Privilegium 
das Gewerbe trieb, oder einer Solchen sprechen, welche zu molierea 
non honestae gehörte, ohne aber öffentliche Hure zu seyn; in allen die* 
sen Fällen aber musste ihre Untreue gegen ihren Ehemann Adulterium 
seyn. üeber die Terschiedenen Ansichten s. mein Lehrbuch B. IL 
S. 417-421. 

13) Diess erzahlt Tacitus Annal. n. 85, und fuhrt zugleich ei- 
nen Fall an, in welchem die Frau eines angesehenen Römers, welche 
licentwm stupri apud Aedties wdgaverat hiernach mit dem Exil bestraft 
wurde. VergL auch Sueton. Tiber, c 35. 

14) Kaiser Caligula bot einmal in seinem Palaste die Frauen 
der angesehensten Römer öffentlich feil. C a s s i u ff t i o LEX. 28. S u e- 
ton. Calig. c 41. 

15) C. IX. 9. (h. t) est 29. Theod. Cod. IX. 7. (ad L JuL* de 
adult.) est 1. und J. Gothofredus in seinem Commentare zu der 
letzteren Stelle. 
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seyen. Diess gründet sich aber auf sehr unzuverlässige Hy- 
pothesen, und keine auf uns gekommene Nachricht giebt be- 
stimmte Hindeutungen auf Gesetze , welche über die genannten 
Punkte etwas festgesetzt hätten 1 6 ). Darüber aber haben wir 



16) Was Dionysius Ton Halicarnass (11.25.) und Plutarch 
(Rom u Ins c. 23.) von Romulischen Gesetzen erzählen, bezieht sich blos 
auf das Familiengericht und auf die Selbstrache. In den XII Tafeln, 
so weit Nachrichten von denselben auf uns kamen, linden wir keine 
Spur Ton Strafbestimmungen gegen Ehebruch, und eben so auch keine 
aus der nächstfolgenden, übrigens noch sehr sittenreinen, Zeit. Vergl. 
auch Ahegg Untersuchungen aus dem Gebiete der Straf. R. W. S. J58. 
Aber auch aus den spätem ganz verdorbenen Zeiten der Republik bis 
zu August (ausschliesslich) ist uns keine Nachricht von Gesetzen über 
die genannten Punkte aufbehalten. Man scheint sich lieber mit einer 
Statue der Venus Verticordia, welche der Senat errichten liess, damit 
diese Venus den Sinn der Weiber und Mädchen von Ausschweifungen 
wieder abwende, begnügt zu haben. (Valerius Maximus VIII. 15. 12.) 
Zwar vermuthet Hoffmann in seinem tüchtigen Lib. sing, ad legem 
JuL de Adult c. L §.21., indem er eine Stelle aus Valerius Maxi- 
mus (VIII. 1,8.), welche von einer Anklage aus einer lexSerrilia spricht, 
mit einer Stelle aus Plutarch, welche erzählt, dass Sulla Gesetze über 
eheliche Verhältnisse veranlasst habe, und mit der Collat legg. Mos. et R. 
(IV. 2), nach welcher durch die lex Julia de adult. in ihrem ersten Ca- 
pitel prioribus legibus pluribus abrogirt worden sey, combinirt, dass ein 
gewisser Publius Servilius Vatia, ein Anhänger Sullas, im J. 654 auf 
Befehl des Dictators Sulla eine lex Cornelia oder lex Servilia 
de adulteriis angetragen und durchgesetzt habe. Eben so meint auch 
IL S. Zachariae Lucius Cornelius Sulla, genannt der Glückliche. Hei- 
delberg 1824. II. Abth. S. 40. dass es ganz gewiss eine lex Cornelia de 
Adulteriis gegeben habe. Allein schon Andere haben sehr überzeugend 
gezeigt, dass die Gründe, auf welche man das Daseyn einer solchen lex 
stützt, nichts beweisen. Denn Valerius Maximus spricht ohne Zweifel 
von der lex Servilia repetundarum, und wenn Plutarch erzählt, dass Sulla 
durch seine Gesetze die Ehen geregelt, und sich doch selbst Verletzun- 
gen des ehelichen Verhältnisses gestattet habe: so ist ja damit noch 
gar nicht gesagt, dass diese Gesetze den Ehebruch betroffen haben. 
Eben so können sich auch die im ersten Capitel der lex Julia aufgeho- 
benen früheren Gesetze auf andere Punkte, als den Thatbestand und 
die Strafe des Ehebruchs, bezogen haben, z. B. auf das Familiengericht 
und die Privatrache , und diess bekommt namentlich dadurch einigen 
Schein, dass gleich das nächste Capitel der lex von dieser Privatrache 
handelt, während die Hypothese Hoffmanns, das erste Capitel habe 
ausser der Aufhebung der altern Gesetze auch noch die* Strafe des Adul- 
teriums enthalten, nichts weniger als erwiesen oder auch nur walirschein- 
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bestimmte Nachrichten, dass nach alter Sitte 1T ) der Ehemann 
mit Zuziehung der Gognaten , Richter über den Ehebruch der 
Frau war 1 8 ) , und ebenso scheint nach manchen Andeutungen 
nicht zu zweifeln zu seyn, dass dem beleidigten Ehemanne 
Privatrache gegen den ertappten Ehebrecher gestattet war, und 
nicht selten von diesem Rechte voller Gebrauch gemacht wurde 1 9 ). 
Auch wirkte hier gewiss in den sittenstrengem Zeiten der Ein- 
fluss der Gensoren. Allein das häusliche Gericht mag bei 
der spatern allgemeinen Sittenverderbniss 20 ) allmälig etwas 
laxer und, wie auch die Gensoren, gar zu nachsichtig gewor- 
den, und die Privatrache oft durch Geld und ähnliche Mit- 
tel leicht auszuschliessen gewesen seyn. Desshalb musste 
durch ein öffentliches Gericht und durch öffentliche Strafe ge- 
sorgt werden. Allein August wäre wohl, wie es scheint, 
nicht sobald auf diesen Gedanken gekommen, wenn ihn nicht 
der Wunsch, sein Gesetz gegen die Ehelosigkeit durchzusetzen, 
darauf geführt hätte. Man wendete ihm von allen Seiten gegen 
dieses Gesetz unter Anderm ein, dass man, wenn man heirathe, 
wie nun einmal die Zeiten seyen, vor Verführung und Untreue 



lieh gemacht ist. Auch scheint Cicero in seiner Rede für M. Coelios 
c 12. 13. bestimmt anzudeuten, dass zu seiner Zeit eine lex und eine 
quaestio de adulteriis noch nicht bestanden habe. Dieser Umstand hin- 
derte aber natürlich in den Zeiten der Römischen Republik nicht, dass 
Öffentliche Strafen in Ehebruchsfällen erkannt wurden; nur kamen auch 
von solchen Erkenntnissen beinahe gar keine Nachrichten auf uns. 

17) Sueton. Tiber, c 35. und die in der Not 16. L A. ange- 
fahrten Stellen. 

18) Manche wollen die Notwendigkeit der Zuziehung der Cogna- 
ten leugnen wegen A. Gellius Noct Att. X. 23. Andere bejahen sie 
aber mit mehr Wahrscheinlichkeit Vergl. Ab egg de antiquiss* Rom. 
jure crim. §. 37. Zimmern Römische Rechtsgesch. 13. 1. §. 141., und 
Kien ze in der Zeitschrift für geschichtliche Rechts-W. B. VI. S. 31. ff. 
Nur wenn der Mann die Frau auf der That selbst ertappte, scheint ihm 
ohne alles Familiengericht das Recht der Privatrache zugestanden zu 
haben. A. Gellius I. c Auch Horat serm. II. 7. v. 61. 

19) II off mann L c. 

20) Hieruber s. u. A. K. Waechter Über Ehescheidungen bei den 
Römern. Stuttg. 1822. S. 120. ff. 
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der Frau gar nicht sicher sey, und sie beinahe immer zu er- 
warten habe 1 *), und so entschloss er sich denn, zu versuchen, 
ob nicht durch die Gesetzgebung hier geholfen werden könne. 
Diess war die nächste Veranlassung der lex Julia de adulteriis 
coe'rcendis 2 *). August wollte durch sie mittelst bedeutender 
Strafen die Rechte des Ehemanns sichern und ihm Genugthuang 
für seine verletzten Rechte verschaffen, mittelst eines allgemei- 
nen Anklagerechts dagegen und ernster Bestrafung einer erkauf- 
ten Begünstigung oder der Verzeihung eines offenbaren Ehebruchs 
das für den Staat so wichtige eheliche Verhältniss überhaupt 
rein erhalten (oben S. 104.) , dabei aber zugleich die Rohheiten 
der alten Privatgewalt einschränken. Desshalb bestimmte er, 
der Ehemann dürfe gegen die Frau, die er auf der That an- 
treffe, keine Privatrache ausüben 23 ); nur den Ehebrecher 
könne er in einem solchen Falle, wenn er ihn in seiner Woh- 
nung treffe, tödten, aber auch diesen — was freilich eine Be- 
schränkung war, die August wenig Ehre macht — nur dann, 
wenn derselbe ein Infamer oder sein oder seiner Familie Frei- 
gelassener sey. Festhalten jedoch könne er jeden ertappten 
Ehebrecher 20 Stunden lang, um für den Beweis der That zu 
sorgen 2 *). Der Hausvater der Ehefrau dagegen dürfe jeden 



21) Hoffmann a. a. O. c. 2. §. 8. 

22) Diese Lex commentirten mehrere der berühmtesten Römischen 
Juristen, und überhaupt scheint in der Zeit der classiscben Juristen 
über die Lehre vom Ehebruch besonders viel geschrieben worden zn 
seyn. So schrieb Papinian zwei, Paulus drei, Ulpian wenigstens 
fünf Bucher de adulteriis. 

23) D. XLVIU. 5. (ad leg. Jul. de adult.) 1. 22. §. 4. Diess scheint 
Klenze a. a, O. S. 24. abersehen zn haben. Tödtete der Mann in ei- 
nem solchen FaUe die Frau: so konnte nur wegen des Affectes eine 
Milderung der Strafe eintreten, jedoch wohl auch erst, nachdem die 
judicia ordinaria ausser Gebrauch gekommen waren. Die Römischen 
Juristen stützten diese Milderung auch blos auf spätere kaiserliche Re- 
scripte 1.1*8. §. 8. eod. vergl. CoUat. IV. 12. §. 4. 

24) L. 24. 25. 42. eod. Paulus sent. II. 26. §. 4. 6. 7. CoUat. legg. 
Mos. et Rom. IV. 3. $.2—5. IV. 12. §. 3. ff. TÖdtete er den Ehebre- 
cher in Fällen, in welchen ihm das Gesetz das Recht nicht dazu gab: 
so wurde seine Handlung nach der lex Julia de sicariis beurtheilt, nur 
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Ehebrecher , wenn er ihn in seiner oder seines Schwiegersoh- 
nes Wohnung auf der That antreffe, tödten; nur müsse er es 
sofort thun, und, wodurch der Ausübung dieses Tödtungsrech- 
tes indirect sehr entgegengewirkt werden sollte und gewiss 
auch wurde, seine Tochter zugleich mit tödten 25 ). 

Ueber die Strafen, welche August für den Ehebruch 
festsetzte, war unter unsern Juristen schon von früh her viel 
Streit. Bis zur Wiederauffindung der hiervon handelnden Stelle 
der receptae sententiae des Paulus im XVI. Jahrhundert, 
kannte man in Beziehung auf die Strafe blos die Notiz, welche 
Justinian in den Institutionen (IV. 18. de publicis judic. §. 4.) 
giebt, und so meinte man gewöhnlich, schon die lex Julia habe 
die von Justinian erwähnte Todesstrafe festgesetzt. Allein schon 
Solche, welche jene Stelle der receptae sententiae des Paulus 
nicht kannten, wie z. B. Brissonius und Gujaeius (in 
Observationen, die er schrieb, ehe ihm die unten anzuführende 
Stelle des Paulus bekannt war) wiesen nach, dass die Strafe un- 
möglich eine höhere, als relegatio in insulam gewesen seyn 
konnte. Diese Ansicht, und dass die Strafe wirklich in Verwei- 
sung auf eine Insel bestanden habe, wird nun auch durchaus 
durch die Stelle in Paulus sententiae, welche Cujacius zuerst 
bekannt machte 46 ), bestätigt, und Dasselbe zum Theil auch 

.durch Stellen aus Suetonius und Tacitus so sehr ausser 

* » ■ 

dass man spater auch wegen des Affectes die Strafe milderte. Collat. 
IV. 3. §. 6. IV. 10. 

25) D. h. t. 1. 20—23. 1. 24. §. 3. 1. 3?. pr. Paulus sentent IL 26. 
§. 1. u. 2. Collat IV. 2. §.3—7. IV. 8. IV. 12. §. 1. Den im Texte 
angedeuteten Zweck, der Ausübung des Tödtungsrechtes entgegen zu 
wirken, gibt Papinianus in der 1. 22. §.4. D. h. t. bestimmt als 
Grund des Gesetzes an. Ueber dieses Tödtungsrecht beim Ehebrache 
überhaupt vergl. die in meinem Lehrbuche B. IL S. 450. 451. Angeführ- 
ten, denen nun auch noch beizufügen ist Fried. Dan. Sanio 06- 
servatt. ad leg. Cornel. de sicariis p. I. S. 39 — 54. Abegg Unters, a. 
d. Gebiete der Straf-R. W. S. 158 — 174. 

26) Lib. IL tit. 26. §. 14. AduHerii convictas midieres dimidia parte 
dotis et tertia parte bonorum ac relegatione tu insulam placuit coerceri: 
adtUteris vero viris pari in insulam relegatione dimidiam bonorum partem 
auferri, dummodo in diversas insulas relegentur. 
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jeden gegründeten Zweifel gesetzt, dass eine weitere Erörterung 
hierüber überflüssig seyn dürfte 2T ). Nur diess ist zweifelhaft, 
ob schon das Julische Gesetz auch die von Paulus erwähnten 
Vermögensstrafen beigefügt hatte. Vielleicht thät diess erst" ' 
ein späterer Kaiser, vielleicht Alexander Severus, von 
welchem Gassius Dio erzählt, er habe einige Bestimmungen 
über Bestrafung des Ehebruchs getroffen. 

Ueber das Recht der Anklage wegen Ehebruchs, enthält 
schon das Julische Gesetz ganz besonders genaue Bestimmun- 
gen, welche durch die spätere Doctrin und durch Kaiserliche 
Verordnungen zum Theil noch weiter ausgebildet wurden. Beide 
Schuldige durften von einem Ankläger, sollte auch der Ehe- 
mann klagen wollen , niemals zugJeich angeklagt werden 2 8 ). 
War die Ehebrecherin nicht mehr Ehefrau : so hatte der An- 
kläger die Wahl, ob er mit ihr, oder mit dem Ehebrecher be- 
ginnen wollte, und die Verurtheilung oder die Freisprechung 
des einen Theils hatte hier keinen Einfluss auf das Schick- 

* 

27) S. die in meinem Lehrbuche B. II. S. 43?. n. 433. angeführten 
Schriftsteller. Nur darüber könnte man zweifeln, ob eine lebenslängliche 
oder blos temporäre Relegation von der lex festgesetzt wurde. Hoff- 
mann a. a. O. cap. 4. §. 8. ist für das Letztere; allein seine Gründe 
beweisen in der TJiat nichts. Er beruft sich hauptsächlich darauf, dass 
Verweisungen auf Inseln auch blos auf Zeit stattfinden konnten (diess 
beweist noch nicht, dass die lex Julia eine solche temporäre Verweisung 
festsetzte); dass ferner August seine ehebrecherische Tochter nach 
Ablauf von fünf Jahren von der Insel , auf die sie verwiesen war, wieder 
zurückkehren Hess (allein diess wird als blosse Gnade berichtet), und 
endlich , , dass die Ehe mit einer wegen Ehebruchs Verurtheilten vom 
Gesetze untersagt worden sey (allein diess konnte immerhin seinen gu- 
ten Grund haben, wenn atach das Gesetz für die Regel die Verurtheilte 
auf immer nach einer Insel verweisen wollte). Dafür, dass das Gesetz 
eine lebenslängliche Verweisung auf eine Insel festsetzte , spricht unter 
Anderm auch der Umstand, dass im Zweifel und in der Regel unter 
relegatio in insulam immer eine lebenslängliche Verweisung verstanden 
wurde D. XLVIII. 19. (de poenis) 1. 4. 28. §. 1. XL VIII. 22. (de inter- 
dictis et releg., h 4. 7. §. 2. 

28) Wohl aber von verschiedenen Anklägern, so fern nicht bei 
der noch in Ehe lebenden Ehebrecherin die unten anzuführenden Be- 
schränkungen eintraten. Bei Anklage wegen Incestes war es anders. 
D. XLVIII. 5. h. t L 39. §. 6. 7. L 15. §. 9. L 17. §. 6. 
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sal des andern Theils 29 ). Das Gleiche galt, wenn die Ehebre- 
cherin, nach begangenem Ehebrüche von ihrem Manne geschie- 
den oder durch andere Gründe z. B. durch dessen Tod ge- 
trennt, einen andern heirathete, sobald ihr vor Eingehung der 
neuen Ehe erklärt wurde, man werde sie wegen Ehebruchs 
anklagen 30 ). 

Lebte aber die Ehebrecherin noch in der Ehe mit dem 
Manne, dem sie untreu geworden war, oder, ohne dass die eben 
berührte Erklärung ihr gemacht wurde, in einer neuen Ehe : so 
musste immer zuerst der Ehebrecher, falls nicht durch seinen 
Tod oder durch andere Umstände die Auklage gegen ihn un- 
möglich gemacht war 3 *)> vor Gericht gezogen werden. Wurde 
bei dieser Anklage der. Ehebcfecher frei gesprochen : so siegte 
dadurch auch seine angebliche Mitschuldige; sie konnte nun 
gar nicht augeklagt werden; wurde er aber verurtheilt : so galt 
dadurch seine Mitschuldige noch nicht für verurtheilt; sie musste 
nun erst besonders angeklagt werden 32 ). Hier traten dann 
aber noch weitere Beschränkungen ein. Die Ehebrecherin konnte, 
so lange sie in der Ehe lebte 33 ), nur dann angeklagt werden, 
wenn der Ankläger vorher gegen ihren jetzigen Gatten wegen 

Kuppelei Anklage erhoben hatte 34 ). Wurde aber aus irgend 
— . 

29) D.UL 15. §. 8. I. 19. §. 2 u. 3. 

30) Zu dieser Denuntiatio* batte sowohl ein beleidigter Ehemann, 
als auch ein Fremder das Recht. D. eod. 1. 2. pr. 1. 5. 1. 16. 17. pr. 
§. 1 — 5. L 39. §. 3. 

31) D. eod. L 5. 1. 17. §. 7. 1. 18. 19. pr. §. 1. C. IX. 9. h. t est. 8. 
Eine Ausnahme bildete wohl der Fall, wenn sie den Ehebrecher selbst 
geheirathet hatte. C. 1. c. est 27. 34. 

3?) D. 1. c. L 2. pr. 1. 11. §. 11. 1. 17. §. 6. 1. 19. §.2.3. Heirathete 
die Ehebrecherin nach Auflösung der Ehe mit ihrem früheren Manne erst 
dann wieder, nachdem ihr Mitschuldiger schon angeklagt war : so nutzte 
ihr seine Freisprechung nichts. D. eod. 1. 19. §. 2. 

33) Der Umstand, dass die Ehebrecherin noch in der Ehe lebte, 
hinderte aber die Anklage gegen den Ehebrecher nicht D. 1. c. 1. 39. 
§. 1. 1. 17. §. 6. 1. 2. pr. 

34) Probntnm rotm a inarito wtorem et quiescens mntrimonium non 
debet alius turhare, atqne inqvietare, nisi prius lenocinü nutritum accusa* 
vertu D. eod. 1. 26. pr. s. auch L 39. §. 1. C. IX. 9. h. t. est. 14. In 
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einem Grunde ihre Ehe aufgelöst : so konnte sie ohne Weiteres, 
selbst ohne dass vorher gegen den Ehebrecher der Prozess zu 
fuhren war, vor Gericht gezogen werden 35 ). Wollte der 
Mann seine Frau wegen Ehebruchs anklagen: so musste er 
sich vorher von ihr scheiden, und das Gleiche musste er auch, 
wenn er gegen den Ehebrecher Anklage erheben wollte 36 ). 

Das Recht zur Anklage stand, mit wenigen Ausnahmen, 
Jedem frei. Nur hatten der beleidigte Ehemann und der Haus- 
vater der Ehebrecherin besondere^ Vorrechte (accusatio jure ma* 
ritt und jure patrü), wenn sie innerhalb 60 Tagen (so jedoch, 
dass ihnen die Zeit, in welcher sie zu klagen verhindert wa- 
ren, nicht eingerechnet wurde; dies utiles) die Klage anbrach- 
ten. Namentlich 37 ) wurden sie innerhalb dieser 60 Tage 38 ) 



welchem Falle die Anklage wegen Kuppelei gegen den Mann erhoben 
werden konnte, hierüber siehe oben S. 105. H o f f in a n n (a. a. O. o. 6« 
10.) scheint anzunehmen, dass, wenn der Ehebrecher verurtheilt war, 
nun ohne Weiteres seine Mitschuldige, ohne ihren Mann erst wegen 
Kuppelei anzuklagen, vor Gericht gezogen werden könne; allein damit 
wurde die 1. 39. §. 1. und die 1. 26. h. t schwer zu vereinigen seyn. 

35) Ncque enim aliam lex tuetur, quam eam, quac nupta est, quam- 
diu nupta erit, D. h. t L 19. §. 3. 

36) D. 1. 10. §. 11. und I. 39. §. 1. n. 2. h. t C. h. t. est 11. 

37) Die übrigen Vorrechte bezogen sich auf Sicherheit vor dem 
Vorwurfe einer Calumnia (D. IV. 4. de minorib. !. 37. §. 1. C. IX. 9. 
K. t. est. 6. 30. Collat. legg. Mos. et Rom. IV. 4. §. 1.), ausser sie hät- 
ten ganz offenbar absichtlich falsch angeklagt (So legen wohl nicht mit 
Unrecht Brissonius, Schultin g, Hoff mann und Andere die L 
14. §. 3. 1. 30. D. h. t aus.) Ferner, dass die Bestimmungen des S. C. 
Turpillianum nicht auf sie angewendet wurden (D. XL VIII. 16, ad S. C. 
Turpill. 1. 15. §. 2. vergl. auch C. h. t est 30. Jedoch hatte die, Ter- 
giversation immerhin fiir sie einigen Nachtheil. D. h. t 1. 2. $.1. I. 40. 
§. 1. C. h. t est 16. S. hierüber besonders Aem. Herrmann de 
abolitionibus criminum, Lips. 1934. p. 52. ff.). Ferner konnten sie, wenn 
sie schon wegen anderer Verbrechen zwei Personen angeklagt hatten, 
doch jure viri oder patris noch eine dritte Person anklagen (D. h.t.1.6. 
§. 3.). Endlich scheinen sie noch das Vorrecht gehabt zu haben , dass 
auf ihr Verlangen auch die eigenen Sklaven des Angeklagten , um Zeu- 
genaussagen über Denselben zu erzwingen, gefoltert werden durften, ein 
Vorrecht aber, welches spater auch den andern Anklägern beim Ehe- 
bruche eingeräumt wurde. D. XL VIII. (de quaestipnib.) 1. 17. pr. C. h. t. 
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jedem andern Ankläger (und einander gegenüber der Mann 
dem Vater) vorgezogen 3 9 ). Nnr musste die Anklage jedenfalls 
in die ersten fünf Jahre vom Augenblicke des begangenen Ver- 
brechens an fallen 40 ). Fremde konnten, wenn der Vater oder 
Ehemann innerhalb jener 60 Tage von ihrem Rechte keinen 
Gebranch machten, (und ebenso auch nach Ablauf der 60 Tage 
der Vater oder Ehemann, jedoch dann nicht mehr jure patris 
vel marüi) gegen den Ehebrecher innerhalb fünf Jahren , aber 
ohne Rücksicht auf die Zeit, in welcher sie etwa verhindert 
waren 41 )» gegen die Ehebrecherin aber nur innerhalb sechs Mo- 
naten, Anklage erheben (accusatio jure estranef). Diese sechs 
Monate wurden aber utilüer (mit Abrechnung der Verbinde- 
rungstage) berechnet, so jedoch, dass die Klage jedenfalls 
wieder in die ersten fünf Jahre vom begangenen Verbrechen an faU 
len musste. Das Verbrechen verjährte also immer spätestens 
innerhalb fünf Jahren, konnte aber auch früher verjähren, wenn 
nämlich innerhalb der angeführten sechs —-jedoch für jeden 
Ankläger uLiUter zu berechnenden — Monate 4 *) keine 

klage erhoben wurde. » ; N < ■ 

. — — 

est. 6. Collat. legg. Mos. et R. IV. 11. IV. 12. f. 8. Die Anklage 
jure mitritt war aber nur gegen die wirkliche Ehefrau , 'nicht auch ge- 
gen die Braut gestattet CoUat. legg. Mos. et R. IV. 6. Ebenso auch 
nicht gegen die putative Ehefrau. Mein Lehrbuch B. II. S. 416.417* 
Doch wurde spater durch ein Rescript von Caracalla auch gegen 
die Braut die accusatio jure mnriti zugelassen. Mein Lehrbuch B. II. 
S. 408. 409. 

38) Ueber die Berechnung dieser dies utiles s. 1. 4. pr. h 14. §. 2. 
L 11. $. 6. L 29. f. & h 30. §. 1. iL t C. h. t est. & Collat. IV. 4. 

39) D. h. t. 1. 2. §. 8. I. 3. 4. $. 2. 1. 15. pr. j 

40) Diese fünf Jahre waren ein tempus continuum; 1. 11. §. 4. 
L 31. 1. 29. f. 5. h. t. XLVni. 16. (ad SC. Tun».) L J. §. 10. 

41) Also tempus continuum; D. h. t. 1. 4. $. 1. 2. 1. 29. §. 6 u. 7. 
Nur wurde 'die Zeit abgerechnet, wahrend welcher sie durch die An- 
klage eines Andern oder weil sie zuerst den Prozess gegen den Mit- 
schuldigen führten, zu klagen yerhindert waren, h 31. eod. 

42) Oder wie Ulpian sagt: nach 60 Tagen innerhalb 4 menses 
utiles. Näheres über die Berechnung dieser Zeit s. in D. h. t 1. 4. 
§. 1. !. 11. §. 6. 1. 15. f 6. U 29. §♦ 5— 7. D.ad SC.Turp. L 1. f 10. 
Cujacius obss. XX. 15. 

8* 
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So bestand dieses Recht bis zu Constantin; nur dass 
Diocletian die etwas verwickelte Berechnung mit den an- 
geführten tempora utilia dadurch abschnitt, dass er unbedingt 
einen Zeitraum von fünf Jahren, vom Tage des begangenen Ver- 
brechens an, als Verjährungszeit für das Verbrechen festsetzte 4 *). « 

In der Anwendung selbst aber wichen die Kaiser nicht sel- 
ten auch hier von Dem ab, was die Gesetzgebung bestimmt 
hatte. Das Mische Gesetz hätte Wunder wirken müssen, wenn 
es in jenen Zeiten seinen Zweck hätte erreichen sollen, 
und wenn gleich Horatius 44 ) die trefflichen Wirkungen, die 
es schon gehabt habe und noch haben werde, pries: so zeigte 
doch bald die Erfahrung, dass er blos — gedichtet hatte. Selbst 
in seiner eignen Familie, gegen die eigne Tochter und die En- 
kelin, musste August us sein neues Gesetz anwenden und 
gleich hier übertrat er es. Zwar bestrafte er die Tochter und 
Enkelin nach dem Gesetze mit Verweisung auf eine Insel, ei- 
nige ihrer Mitschuldigen aber, und sie scheinen deren nicht 
Wenige gehabt zu haben, verurtheilte er zum Tode, indem er 
in ihrer That zugleich eine Majestätsverletzung finden wollte 45 ). 
Spätere Imperatoren straften das Verbrechen auch nicht selten 
mit dem Tode, ohne erst durch besondre Gründe ihre Abwei- 
chung vom Gesetze zu beschönigen, und was auffallend scheint, 
gerade die Kaiser, welche sich hier härter, als das Gesetz 
zeigten , gehörten meist zu denen , welche sonst nichts weni- 
ger , als Verehrer und Schützer der Keuschheit waren. - Wäh- 
ren ein Domitianus Ehebrecherinnen mit dem Tode bestrafte, 
zum Theile solche, die er selbst verfuhrt hatte, währeud ein 
Caracalla die Todesstrafe über Ehebrecher verhängte (zu- 



43) C. h. t est 28. 

44) Carm. IV. 5. y. 21. 

Nullis polluitur casta domus stuprti, 

Laudantur rimUi prole fnurperae, 
Culpam poena premit come*. 

45) So erzählt wenigstens Tacitu* Anna! III. 24. S. auch Vel- 
lejus Paterculus II. 100. 
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gleich aber auch eine Vestalin lebendig begraben liess, weil sie 
seinen Wünschen widerstand) und ein Macrinus die Schuldi- 
gen zusammenbinden und lebendig verbrennen liess : hielten sich 
ein Trajan und ein Alexander Severus an die Strafen des 
Juliseben Gesetzes. Allein die willkührlichen härteren Strafen 
knnnten doch der Sittenverderbniss so wenig steuern , als ein. 
neues härteres Gesetz diess vermocht hätte 46 ), obwohl von 
dem Rechte der Anklage bei diesem Verbrechen nicht selten 
Gebrauch gemacht worden seyn muss, wie schon das Zeugniss 
von Gassius Dio, sollte er auch dabei etwas multiplicirt ha- 
ben , beweist , welcher erzählt , dass er bei dem Antritte seines 
Consulate unter Septimius Severus dreitausend Personen we- 
gen Ehebruches in den Gerichtslisten der Stadt Rom eingetragen 
gefunden habe. 

Die Strafe des Julischen Gesetzes selbst wurde unter den 
heidnischen Imperatoren durch Gesetze nicht geändert 41 ), nur 



46) VergL über die ehelichen Verhältnisse in jenen Zeiten nnd über 
den Einfluss der Imperatoren besonders K. Waechter a.a.O. S. 1*7. ff. 
186. ff. 

47) Es ist zwar sehr bestritten, ob erst Co ns tantin, oder ob 
nicht schon ein früherer Kaiser für die Ehebrecher Todesstrafe festge- 
setzt habe. Jnstinian bezeugt in der Nov. 134. c 10. das Erstere, 
nnd damit stimmt auch ein Scholiast der Basiliken (bei Fabrotus T. 1. 
p. 810.) überein, so dass man, da für das Gegentheil durchaus nichts 
nachgewiesen werden kann, an der Richtigkeit des Justinianischen 
Zeugnisses nicht wohl zweifeln darf. Den Hauptscrupel machten Manchen 
die Worte excepto adutierio in C. II. 4. (de transactionib.) est. 18. ; al- 
lein bei jenen Zeugnissen können sie keinen Scrupel machen. Denn da 
zu Justinians Zeit die Strafe des Adulter das Schwert. war: so 
musste Tribonian , wenn er jene Diocletianische Verordnung in den Co- 
dex aufnehmen wollte, nothwendig jene Worte hineinschieben, und dass 
sie ein solches Einschiebsel seyen , bezeugt auch der berührte Scholiast. 
Einen weitern Zweifel machten die Worte : st quocunque modo poenam 
cayitalem evaserü in C. IX. 9. h. t. est 9. Manche wollen auch diese 
für ein Einschiebsel Tribonians halten; allein diess können sie nicht 
seyn. Denn es wird dabei übersehen, dass diese Stelle gar nicht von 
der Strafe des Adulter, sondern von der der ehebrecherischen Frau 
spricht, für welche ja auch nicht einmal die spatern Gesetze Todes- 
strafe, oder auch nur eine andere Capitalstrafe im Römischen Sinne, 
festsetzten. Jac, Gothofredas erklart hier (zu Theod. Cod. XI. 36. 
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kam der Grundsatz auf, dass bei wahrer Verfuhrung, be- 
treffe sie eine Verheirathete oder eine Unverheiratete , extra 
wdmem Todesstrafe erkannt werden könne* 8 ). 

Constantin aber traf hier bedeutende Aenderungen. Er 
setzte, wohl unter christlich - religiösen Einflüsse, für den Ehe- 
brecher (ob. S. 1Ö4.> Todesstrafe fest. Mit dieser Todesstrafe 
war zugleich , wie überhaupt in der Regel mit jeder Todesstrafe 
nach Römischem Kaigerrechte, die Strafsclaverei (poenae str- 
vüus), somit auch ConAscation des ganzen Vermögens verbun- 
den 49 ). Dagegen* beschrankte er das Recht der Anklage, um 
noch mehr , als bisher geschehen, das eheliche Verhältniss ge- 
gen Störungen von Seken Dritter zu schützen. Nur der Ehe- 
mann, und die nächsten männlichen Verwandten des beleidig- 
ten Ehemannes oder der Ehebrecherin sollten Klage erheben 
dürfen 50 ). Zugleich versagte er aber den Verurteilten das 
, — 

quorum appeltat non reeip. est 4.) die capitalis poena durch eine causa 
existimationis unter Berufung auf D. L. 16. (de V. S. ) L 103. und so 
nun auch Burehardi im Neuen Archiv des Crim. R. B. V1H. S. 218. 
Doch wird man annehmen müssen, dass jene Worte zugleich die Rück- 
sicht auf die anderweite Strafe der Frau im Auge hatten, d. h. dass 
lüer poena capitalis überhaupt eben die durch eine lex judicii public! 
festgesetzte, also iiifamirende, Verweisung, auf die Insel bedeutet. 
Denn eine solche Strafe, die das Heirathen erschwert, muss 
die Stelle andeuten wollen, indem eine Mose Hindeutung auf das Infa- 
mirende des Verbrechens es gar nicht erklären würde, warum jene 
Worte in der Stelle stehen. — Jac. Gothofredus bezweifelt sogar, 
dass schon Constantin die Todesstrafe eingeführt habe, und meint, 
seine Söhne haben es erst gethan, weil der §. 1. der est. 30. C. h. t 
in der Constantinischen Verordnung im Theod. Codex (IX. 7. est. 2.) 
feblt. 

48) Siehe die S. 25. Not. 5. a. angeführte Stelle und Cropp in 
der S. 25. Not 6. angeführten Schrift S. 108. ff. Auch unten Cap. HL Not 9. 

49) Diess scheint Burchardi a. a. O. S. 224. lit c. übersehen 
zu haben. Justini an sagt selbst, es gelte diess secundum leges anH- 
qua*. Nov. 147. c. 8. §. 2. a. E. 

60) Theod. Cod. IX. 7. h. t est 2. IX. 40. (de poenis) est V Just 
C. IX. 9. h. t est. 30. üeber die Aenderung, welche Constantin 
im Anklagerecht traf, entstehen aber manche Zweifel Der hauptsäch- 
lichste ist, wer unter den berechtigten mannlichen Verwandten zu ver- 
stehen sey. Denn die Leseart ist hier im Theod. C. verschieden, und 
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Rechtsmittel der Appellation 51 )- — Wie August us hatte auch 
er Gelegenheit, die neuen Gesetze in seiner eignen Familie zur 
Anwendung zu bringen. 

Den Nachfolgern Constantins genügte sogar die Schwert- 
strafe nicht. Seine Söhne verordneten , man solle den Ehebre- 
cher wie einen Vatermörder behandeln , und ihn In einen le- 
dernen Sack genäht ins Wasser werfen, oder ihn lebendig ver- 
brennen **). Allein diese Strafe scheint später wieder aufge- 
hoben, oder wenigstens von den Richtern nicht genau befolgt 
und durch die Praxis wieder abgeschafft worden zu seyn. Denn 
Ammianus Marcellinus (XXVTH. 1.) erzählt, dass unter 
Valcntinianusein Senator wegen Ehebruchs mit dem Schwert 
bestraft worden sey, und Majorianus tadelt in einer Ver- 

im Just. C. wieder eine andere. Nach der Leseart bei Gothofredus 
bezeichnet Constantin diese Personen dahin: proximis necessarxisque per- 
sonis, hoc est patrueli, amsobrino et consanguineo maxime fratri. Man 
findet aber anch in Manuscripten : hoc est patruo, consohrmo u. s. w. 
Auch: hoc est patri vd filio , consohrino «. s. w. (wo aber das ve* filio 
offenbar u nacht ist). Die von Haenel herausgegebenen Summarien 
(s. oben S. 47. Not. Ii.) lesen: jubet nulluni accusare mulier em f nisi 
consaiiijnmetis suus, i.e. f rater vel pater. In Jnstinians Codex end- 
lich steht : patri, fratri nec non patruo et avtmculo. Auffallen müsste es, 
wenn Constantin, wie es nach den Lesearteh im fheod. Cod. der 
Fall w3re, die Adscendenten der Ehebrecherin ganz ubergangen hatte, 
und es dürfte nicht unwahrscheinlich seyn, dass Constantin diejenigen 
Verwandten des Mannes oder der Frau (sornU' beziehungsweise Cogna- 
tea' ofler Affinen) meinte, welche auch in yieffo andern Beziehungen 
besondere Fannlienberechtigungen ausübten (über diese Verwandten 
s. auch klenze in der Zeitschrift für geschichtliche RechUW. B. VI. 

96. ff.) und dass dann erst Justinian diess auf die von ihm genann- 
te* Persöngfi beschränkte. Ausserdem 7 entsteht: der Zweifel, ob die Be- 
schränkung des Anklagerechte sich blos auf^ie 1 Zeit bezieht, so lange 
die Khebi^cherin noch in einer Ehe lebt*! so dass nach getrennter Ehe 
jeder Dritte Anklage erheben könnte. Diess meint z. B. Cujacius, 
und' auch Gothofredus glaubt, dass hiefur' wenigstens die ratio legis 
spreche; Atteln wenn' gleich der nächste Ornnd des Gesetzes dafür 
spricht, so sagt doch das Gesetz ganz allgemein: extraneos procul ar- 
ceri ab hoc accusatione censemus, so dass jene Ansicht wohl zu verwer- 
fen' seyW Wird. ' > 

51) Theod. C. V XI. 36. (quorum appellat non reeip.) est. 1. 

02) Theod. c I. c. est. 4. 
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ordnang einen Richter, welcher einen Ehebrecher blos mit Re- 
legation bestrafte, und setzte zugleich fest, die Strafe der Ehe- 
brecher solle Deportation seyn 5 3 ). Hiebei scheint es bis zu 
Justinian geblieben zu seyn. Was dagegen die Ehebreche- 
rin betrifft : so ist in Beziehung auf sie bis auf Justinians Zeit 
die von dem Julischen Gesetze festgesetzte Strafe durch ein G e- 
setz nicht geändert worden. Zwar nehmen beinahe alle unsre 
Juristen das Gegentheil an, indem sie glauben, Gonstantin habe 
auch für sie Schwertstrafe angeordnet. Allein Burchardi 54 ) 
hat gezeigt, dass diess auf einem Irrthume beruhe, und dass Gon- 
stantin bei der Festsetzung der Schwertstrafe blos vom Ehe- 
brecher spreche, und diess wird auch noch besonders bestä- 
tigt durch das, was Justinian in der Nov. 117. cap. 9. §. 4. 
sagt. Allerdings aber kam es auch hier öfters vor, dass die 
Imperatoren sich nicht streng an die Gesetze hielten. Schon 
von Domitianus wird erzählt, dass er Ehebrecherinnen habe 
hinrichten lassen, und eben so wurden unter Valentinia- 
nus, wie Ammianus Marcellinus anführt, mehrere Frauen 
aus den höhern Ständen wegen Ehebruchs geköpft. 

Justinian gab auch über dieses Verbrechen, nachdem 
er in seinen Codex die Gonstantinischen Bestimmungen, nicht 
aber die der Nachfolger Gonstantins, aufgenommen hatte, in der 
Nov. 134. cap; 10. ein neues Gesetz. Er bestätigte hier für 
den Ehebrecher die von Gonstantin verfugte Schwertstrafe und 
bestimmte, dass , übrigens bei dieser Gapitalstrafe sich von 
selbst verstand, auch» das Vermögen des Verbrechers confiscirt 
werden solle; nur verzichtete er auf die Confiscation, wenn 
der Verbrecher Adscendenten oder Descendenten bis zum dritten 
Grade hinterlässt, die denn nach der gewöhnlichen Erbfolge- 
ordnung das Vermögen bekommen sollen. Für die Ehebrecherin 
fand er die Verweisung auf eine Insel unpassend, und hielt es 

für besser, wenn sie in ein Kloster gesperrt würde 55 ). Von 

■ .. — 

53) Nov. Majoriani IX. (vom J. 459.)* 

54) Im neuen Archiv des Crim. R. B. VIII. S. 221. ff. auch mein 
Lehrb. B. II. S. 434. 421. ( 

55) Nach der allgemeinen Ansicht soll sie auch vorher gegeisselt 
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dort könne sie der Mann innerhalb zwei Jahren wieder holen, 
ohne sich dadurch der Strafe der Kuppelei auszusetzen 56 ), und 
thue er es, so solle durch das Vorgefallene seine Ehe keinen 
Nachtheil leiden. Lasse er aber die zwei Jahre verstreichen, 
oder sterbe er ohne sie geholt zu haben: dann solle die Frau 
klösterlich eingekleidet werden, ihr ganzes Leben im Kloster 
zubringen müssen/ und ihr Vermögen zum Theile an ihre Descen- 
denten, oder, wenn sie keine hinterlasse, zum Theile an ihre 
Adscendenten, falls dieselben den Ehebruch nicht begünstigt • 

hatten, im Uebrigen an das Kloster fallen * T ). 

■ ■ « 

■ i ■ . i ■ 

werden. Allein diess steht zwar in der versio vulgata, , nicht aber im 
griechischen Texte der Novelle. Die allgemeine Ansicht, welche der 
Frau auch noch die Geisselang zudachte, ist wohl eben durch dies« 
versio vulgata, und noch mehr,! wie nun £. Herrmann im Repertoz. 
der gesammt Deutsch. Literatur für das J. 1835. B. IV. S. 162. zeigt, 
durch die Auth. sed hodie ad est 30. C. h. t. veranlasst worden. Herr- 
mann scheint an dem a. O. noch zu vermuthen, dass ausser der Ver- 
stoss ung ins Kloster auch noch eine arbiträre Strafe in der Novelle! vor- 
geschrieben werde. Allerdings scheinen die Worte vntjxoüaai^ noivalf 
vnoßailofiiyfiy ty fiovaotriQfy tfißaXXtad-tu auf etwas der Art hinzudeu- 
ten. Allein was für eine Strafe sollte damit wohl gemeint seyn? Und 
könnte man die Worte nicht auch so ubersetzen: sie solle damit die 
verdiente Strafe leiden, dass man sie in ein Kloster wirft? 

56) Dadurch änderte Justinian die oben S. 106. angeführte Bestim- 
mung des älteren Rechts über einen Fall des Lenocinium mariti. Auch 
konnte nun ein Dritter durch Heirath einer wegen Ehebruchs Verur- 
theilten nicht mehr ein Lenocinium begehen. Denn im Kloster konnte 
er sie nicht heirathen, und suchte er es doch zu thun, oder führte er 
sie weg: so beging er dadurch das oben S. 51 und S. 49. Not. 16. an- 
geführte Verbrechen , da die Frau , wenn {der Mann sie nicht zu- 
rücknahm, wirklich Nonne werden musste, was Manche mit Unrecht 
bestreiten wollen. Vgl. J. H. Boehmer J. E. Prot V. 16. §. 22. — 
Noch eine andere Aenderung traf Justinian in einer früheren No- 
velle. Er nahm dem Manne das oben Not 37. angeführte Privilegium in 
Betreff der Calumnie, das noch Constantin (est 30* C. h. t) be- 
stätigt hatte, und bestimmte, dass den Mann, wenn er die Anklage 
gegen die Frau nicht durchführen könne, neben Vermögensstrafen noch 
die Strafe treffen solle, in welche die Frau» wenn sie schuldig befun- 
den worden wäre, hätte verurtheilt werden müssen« Nov. 117. o» &• 
§. 4. junet. c. 8. §. 2. 

57) Ueber diese Vermögensstrafen vergl. meinLehrb. B. II. S. 434—36. 
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Endlich dehnte Justinian noch das Tödtungsrecht bei dem 
Ehebrache aus* Hat der Ehemann Verdacht, dass seine Frau 
mit einem Dritten in unerlaubtem Umgange stehe: so kann er 
demselben eine schriftliche, von drei Zeugen unterschriebene War- 
nung zusenden. Hat tiv dicss dreimal fruchtWs getfran , und 
trifft er ihn nun mit der Frau in seiner eignen oder der Frau 
oder des Dritten Wohnung oder an verdächtigen Orten: so 
darf er ihn ohne Weiteres und ohne die , von dem Mischen 
Gesetz« genommene, Rücksicht auf Rang und Ruf tödten"). 

Am Begriffe und Thatbestande des Ehebraches aber 1 än- 
derte Justinian und änderten überhaupt die christlichen Kai- 
ser durchaus nichts; sie dehnten namentlich auf die Untreue 
des Mannes den Begriff dieses Verbrechens nicht aus. Sogar 
das Recht, wegen Untreue des Mannes die Ehe ungestraft zu 
trennen, erhielt die Ehefrau erst von Thcodosius II, und 
auch dieser, sowie auch Justinian räumten ihr dieses Recht 
nicht ganz unbedingt ein 5 »). Eine Concubine jedoch durfte 
der Ehemann während semer Ehe nicht Hatten *°). 

* • \ 

B. Gemeines Deutsches Recht 

Während das Römische Recht in der" Bestrafung des Ehe- 
braches immer härter und strenger wurde und am Ende zu 
Todes - und lebenslänglichen Freiheitsstrafen und Vermögenscon- 
fiscationen schritt: finden wir in Deutschland in den letzten 
drei Jahrhunderten gerade die entgegengesetzte Erscheinung. 
Die Carolina will zwar die Römischen Strafen — nur ist es 
zweifelhaft, in welcher Ausdehnung — und im XVI. Jahrhun- 
dert fiel wohl manches Häuft wegen Ehebruches. AHein die 1 



68) Marezoll in der Giessner Zeitschrift für Civilrechf und Pro- 
zess ÄJ. III. S. 286. Was hier Marezoll über das Uebergehert dieser 
Bestimmung in den Systemen des Criininalrechts bemerkt, trifft wenig- 
stens mein Lehrbach dicht; s. Dasselbe B. II. S. 454; 

59) K. Wächter über Ehescheidungen bei den Römern. S. 21$. 
218 f. 233. 

60) Paulus sent. reeept II. 20. , wieder eingeschärft von C o n- 
stantin s. C. V. 26. (de concab.) est. un. 
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Praxis fing- doch bald an zu müdem , anfangs wieder durch 
scheinbare Interpretationen des Gesetzes, und durch Milderungs- 
rücksichten, die dem Geiste des Gesetzes gemäss seyn sollten, 
deren Zahl aber attm'äblig so gross wurde, dass die Strafe des 
Gesetzes selten mehr zur Anwendung kam. So wurde die 
Rücksicht auf das Gesetz immer mehr bei Seite geschoben, auf 
Tod m'e mehr erkannt, und endlich im XVH(. Jahrhundert 
durchaus angenommen , die Strafe hänge ganz vom richterlichen 
Ermessen ab , und dieses Ermessen war hier meist gegen das 
Verhängen einer hohen Strafe. Die neueren Particulargesetze 
schb'essen sich durchaus an diese Ansichten an, und sind so- 
gar meist noch gelinder, eis es die gemeinrechtliche Praxis 
War. Nur hielt man immer und halten auch diese Particular- 
gesetze an der bedeutenden Ausdehnung des Begriffes 
dies Verbrechens fest, welche das gemeine Deutsche Recht, im 
Gegensätze zum Römischen, enthält. * ' 

Die Kirchenväter, besonders durch einige Stellen des Neuen 
Testamentes und durch den Gedanken veranlasst, dass, was 
den Fratfen nicht erlaubt sey, auch den Männern nicht gestat- 
tet seyn könne, nahmen an, dass nicht blos die Ehefrau, son* 
dem auch der Ehemann durch Verletzung def ehelichen Treue 
Ehebroch begehen könne 60 a ). Diese Lehre, welche sie sehr 
eifrig vertheidigten , mit der sie aber bei den Christlichen Rö- 
mischen Kaisern nicht durchdringen konnten, ging natürlich in 
das Ganonische Recht über, und auch die Crimioalgerichtc konn- 
ten dem Einflüsse des geistlichen Rechtes nicht ganz widerste- 
hen, und folgten allmälig dem Canonischen Grundsätze. So 
auch Schwarzenberg und Carl V. Die Carolina bestimmt 
über Ehebruch Folgendes (Art. 120.) : Item so eyn ehemarm 
cynen andern vmb des ehebruchs willen, den er mit seinem 
eheweib verbracht hat) peinlich beklagt vnd des überwindet, 
der selbig ehebrecher sampt der ehebrecherin sollen nach sage 
vnser vorjarn, vna imser /leryseriicneTi rechten gesiraj/i 



60a) S. die Citate in meinem Lehrtroche B. II. 8. 425. nnd beson- 
ders Jarcke Handbuch des Strafrechts. B. in. S. 17. if. Dem alt- 
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Item dass es auch gleicherweiss hm dem fall*, so 
eyn eheweib jren mann, oder die person , damit der ehebruch 
volnbracht kett, beklagen will, gehalten werden soll. 

Durch diese Bestimmungen ändert sie bedeutend an dem 
Begriff« des Verbrechens des Ehebruches, von welchem das Rö- 
mische Recht ausgeht Sie beschränkt 

1. das Verbrechen blos auf Verletzung eines ehelichen 
Verhältnisses. Untreue der Braut oder des Bräutigams (häufig, 
besonders in Sachsen, quasi-aduUerium genannt) gehört daher 
nach Deutschem Rechte nicht zum Ehebruche , und es können 
bei ihr die Ehebruchsstrafen nicht eintreten. Diess gab auch 
meist die Praxis zu, und sie erkannte in einem solchen Falle 
blos auf etwas verschärfte Strafen des Stuprum. Lebt Jemand 
in einer vermeintlichen Ehe, d. h. hat er nach den ge- 
setzlichen Eheformen, aber unter Umständen, unter denen die 
Verbindung nach den Gesetzen keine gültige Ehe seyn kann, 
die Verbindung eingegangen: so kann bei dieser Verbindung 
wenigstens kein vollbrachter Ehebruch begangen werden. 
Denn ein wirklich bestehendes eheliches Verhältniss ist nicht 
verletzt worden, sondern blos ein vermeintlich bestehendes, 
und so lässt sich daher hier nur Versuch eines Ehebruches 
denken 6 1 )* Während die Carolina in diesen Beziehungen die 

germanischen, wie anch dem Mosaischen Rechte, war diese An- 
sicht durchaas fremd. Jarcke a. a. O. 

61) Mein Lehrbüch B. II. S. 422. Ja sofern das Gesetz, wie es die 
Carolina thut, blos dem verletzten Ehegatten ein Anklagerecht beim 
Ehebrüche einräumt, kann hier gar keine Ehebruchsstrafe, auch nicht 
einmal die des versuchten eintreten. Denn es ist hier kein Gatte vor- 
banden, der klagen könnte, und den privatrechtlichen, nach den Ge- 
setzen ohnehin zweifelhaften, von der Praxis jedoch bestimmt ange- 
nommenen, Grundsatz, dass den Putativgatten ganz die Rechte eines 
wahren Ehegatten zukommen, sofern sich die Frage nicht auf die Fort- 
dauer des ehelichen Verhältnisses beziehe, können wir unmöglich auch 
auf das Criminalrecht ausdehnen. Hieför haben wir anch ein sehr, be- 
stimmtes Argument au» dem Kömischen Rechte. Der Putativehemann 
konnte nämlich zwar die ungetreue Frau wegen Adulteriums anklagen, 
aber nicht jure mariti, sondern blos jure extranei D. XL VIII. h. 1. 1. 13. $. 4 
u. 6. Für die Deutsche Praxis, welche von Amtswegen einschreitet, fiel 
freilich dieser Grund weg. Hier war es nun sehr streitig, ob die Ehe- 



Digitizeci by 



1*5 _ 

Bestimmungen des Römischen Rechts beschränkt, geht sie von 
der andern Seite viel weiter, indem nach ihr 

2. nicht blos der Römische Adnlter (S. 104.) und die un- 
getreue Ehefrau, sondern auch der Ehemann mit einer unver- 
heiratheten Frauensperson das Verbrechen begehen kann, und 
auch die Letztere für Mitschuldige erklärt wird. Desshalb kann 
man nach der Carolina unterscheiden zwischen doppeltem 
und einfachem Ehebruche. Ersterer (auch Oberkurerm ge- 
nannt) , wenn beide Aütschuldige verheirathete Personen sind, 
Letzterer, wenn nur der eine es ist: und Ehebruch ist daher 
nach der Carolina die durch fleischliche Vermischung zwischen 
einem Ehegatten und einer dritten Person wissentlich 63 ) began- 
gene Verletzung eines ehelichen Verhältnisses. 

3. Auch in Beziehung auf das Anklagerecht weicht die 
Carolina vom Römischen Rechte ab. Nur der verletzte Ehe- 
gatte soll nach ihr ein Recht zur Anklage haben. Verfahren 
von Amtswegen ist ausgeschlossen • a ), ausgenommen, wenn 
ein Ehegatte sich von seinem Gatten trennt, und mit einer Per- 
son andern Geschlechts, die in einem Übeln Rufe steht, derge- 
stalt beisammen lebt, dass dadurch ein öffentliches Aergerniss 
gegeben wird 6 *). Uebrigens wiederholt die Carolina die Be- 



bruchsstrafe bei verletzter Putativehe eintreten könne. Meist strafte man 
wohl den FaU nur etwas harter als das blosse Stuprum. So nament- 
lich auch die Praxis des Leipz. SchÖppenstuhls in der neueren Zeit 
(z. B. im J. 1821 wurde eine Frau, deren Mann mit ilir in Bigamie, 
also in nichtiger Ehe lebte, und die demselben ungetreu wurde, mit 6 
Wochen Gefängniss bestraft). — Das S. 106. in Beziehung auf das Rö- 
mische Recht Gesagte fallt bei uns weg, da solche Privilegien bei uns 
nicht ertheilt werden. 

62) Dieses Requisit, das des dolus, mnss aus dem Römischen Rechte • 
ergänzt werden, da die Carolina darüber schweigt Mein Lehrb. §.212. 

63) Diess ist freilich sehr bestritten; s. aber mein Lehrb. B. II. 
S. 448. 449. 

64) R. P. O. v. 1530. tit 33., ferner y. 1548. tit. 25. §. 2. und v. 
1577. tit 26. §.2. Martin Lehrb. §. 290. und mein Lehrb. B. II. 
S. 439 —444. Die Quelle dieser Bestimmung d*r R. P. OO. will Bar- 
ch ar-di (die Lehre von der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. Gott. 
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fichränkungen, die das Römische Recht bei der Anklage festge- 
stellt hat , nicht , und man wird daher namentlich annehmen 
müssen, dass beide Schuldige zugleich verklagt werden kön- 
nen. Auch folgt aus den Bestimmungen der Carolina, dass der 
Mann die schuldige Frau ungestraft in der Ehe behalten , dass 
er ihr die Untreue verzeihen, die That sogar dann, wenn er 
sie auf derselben ertappte 65 ), straflos ignoriren kann, und durch 
alle diese Handlungen kein Lenocinium begeht 68 ). Wie aber, 
wenn er ihr zum Voraus die Untreue gestattet? Hier kann 
seine Handlung als Kuppelei bestraft werden. Allein die Frau 
wird man wegen Ehebruchs in einem solchen Falle nicht be» 
strafen können. Denn dem Manne kann man hier unmöglich 
ein Klagerecht einräumen (vgl. auch Bambergensis. Art. 146.)» 
und ein Einschreiten von Amtswegen wäre nur in dem Vorhin 
bei Not. 64. angeführten Falle zulässig. 

Ueber die Strafe des Ehebruchs erklärt sich Carl V. nicht 
. 

1831. *». 187. Not. 108.) in X. IV. 7. (de eo qni dux.) cap. 5. pnden. 
Allein scheint diess doch etwas weit hergeholt an seyn. 

65) Ueber das Tödtongsrecht des Mannes und des Vaters nach ge- 
meinem Deutschen Rechte, vgl. mein Lehrb. S. 450— 454. und Ab egg 
Untersuchungen etc. S. 347 — 357. und Uber das altgermanische ftecht 
auch Jarcke Handb. B. III. S. 50. ff. Klenze Lebrb. des gemeinen 
Strafrechts. Berl. 1833. S. 308. 209. 

66) Wenn aber sein Schweigen darch Geld oder einen andern ihm 
eingeräumten Vortheil erkauft wurde, sollte er hier nicht wegen Kuppe- 
lei bestraft werden können? Nach allgemeinen legislativen Grundsätzen 
scheint mir die Bejahung dieser Frage keinem Zweifel unterworfen« 
Denn, abgesehen von der grossen Niederträchtigkeit einer solchen Ver- 
zeihung, so kann man sie nicht ungeahndet lassen, wenn man irgend 
noch auf polizeilichem Wege dem Ehebruche entgegen wirken will. Al- 
lein solche allgemeine Gründe können bei der Frage, was positiven 
Rechtens sey, natürlich nicht entscheiden. Bas positive Recht aber ist 
hier sehr zweifelhaft. Die Carolina spricht bei der Kuppelei blos von 
solchen Handlungen, welche der Unzucht vorangehen oder gleich- 
zeitig mit ihr sind. Artt. 122. 123. Und so entsteht nun die Frage, ob 
man hier aus dem Römischen Rechte suppliren darf. Bedenklich ist 
diess allerdings, und desshalb sind anch die Meinungen darüber sehr 
getheilt; mein Lehrb. B. II. S. 582. Für die Verneinung erklärt sich 
nun anch Heffter Lehrb. §. 457. A 



Daher. Er verweist blos auf die Sage vnser vor/am vnd vnser 
keyserlkhen rechten* — Geht man von allgemeinen legislativen 
Principien aus: so möchte es sich, so sehr es auch bestritten 
wird, wohl rechtfertigen lassen, dass man die grössere Strafe dem 
Römischen Adulter, dem Manne, der ein fremdes eheliches Ver- 
hältniss angreift und verletzt, eine gelindere der ungetreuen 
Ehefrau, eine noch gelindere dem ungetreuen Ehemanne (dessen 
Untreue für seine ganze Stellang und für das Familienverbält* 
niss lange nicht von dem Einflüsse ist, wie die der Frau), und 
die gelindeste Strafe der unverheirateten Frauensperson, wel- 
che sich mit einem Ehemanne verging, zufügt 67 ). Ist diess 
nun aber auch die Ansicht der Carolina? Zum Tbeile muss 
man es gauz bestimmt bejahen, nämlich was die beiden zuerst 
genannten Personen betrifft. Hier verweist sie auf das Römi- 
sche Recht 68 ), und hier ist das Römische Recht klar. Es ist 
somit auch nach der Carolina die Strafe Dessen, der mit einer 
fremden Ehefrau sich vergeht, das Schwert; die Strafe der 
Ehefrau Einsperrung in ein Kloster, so jedoch, dass der Mann 
durch Verzeihung innerhalb der ersten zwei Jahre die letztere 
Strafe heben kann. Dem Kloster müsste da, wo keine Klöster 
sind, oder bei Protestanten, eine andere Strafe substituirt wer- 
den , und die altere Praxis substituirte Fusügation und ewige 
Landesverweisung 69 ). In Beziehung auf die beiden andern 
Fälle — den ungetreuen Ehemann und dessen Mitschuldige — 



67) Hiefiir 8. zum Theile besonders auch Boehmer ad art. 120. 
§. 8. Auch gehen von diesen Grundsätzen zum Theile wenigstens neuere 
Deutsche Particulorgesetzgebungen und Gesetzesentwürfe aus. Die un-. 
verheirathete Frauensperson kann man, wenn sie den Ehemann nicht 
wahrhaft verführte, eigentlich gar nicht Miturheberin des Ehebruchs 
nennen; denn sie verletzt eine eheliche Treue nicht, und von ihr kann 
man auch lücht, wie vom Römischen Adulter sagen, dass sie eigentlich 
eines Angrittes auf ein fremdes eheliches Verbättniss sich schuldig ma- 
che. Zum Theile anderer Meinung war ich in meinem Lehrbuche B.U. 
S. 547. 

68) Mein Lehrb. B. II. S. 436. 

69) Schon die Bambergensis scheint ewiges Gefängniss zu Substi- 
tut. Artt 145. 221. a. E. > H 



ist der Sinn der Carolina allerdings sehr zweifelhaft. Heisst 
ihr gleichertreiss soll es gehalten werden (s. oben S. 124.) so 
viel: es sollen ganz dieselben Strafen eintreten, wie in den vor- 
hin angeführten Fällen. Oder heisst es nur so viel: es soll 
aueh hier die Strafe nach Sage der vorfarn vnd Keyserlichem 
Hechte festgesetzt werden, während diese doch hier keine Ehe- 
bruchsstrafe kannten? Manche sind für das Erstere, nament- 
lich unter den Neueren Martin, Burchardi und Heffter, 
und ich war auch dieser Ansicht 10 ). Allein es stehen ihr doch 
manche Bedenken entgegen, und die älteren Juristen waren 
grossentheils mit der älteren Praxis nicht dieser Ansicht. Es 
gab nämlich zur Zeit der Carolina manche Juristen , welche 
glaubten, schon das Römische Recht strafe den ungetreuen Ehe- 
mann und seine Mitschuldige wegen Ehebruchs, nur nicht sO 
hart wie die ungetreue Ehefrau und ihren Mitschuldigen. Von 
dieser Ansicht geht namentlich dieBambergensis aus. Denn 
sie bestimmt: der ungetreue Ehemann solle für ehrlos erklärt 
und mit Gefängniss oder Pranger, oder Fusb'gation bestraft wer- 
den, und diess leitet sie aus dem Römischen Rechte 
her; und so wird es wenigstens im höchsten Grade zweifel- 
haft, ob nicht auch die Carolina auf ähnliche Weise über das 
Römische Recht dachte. Auch die Praxis des XVI. Jahrhunderts 
scheint die Sache auf eine solche Weise aufgefasst zu haben, 
und nicht uninteressant sind hier wieder die Consultationes 
Saxonicae. In diesen erklären die Sächsischen Juristen in der 
zweiten Hälfte des XVI. Jahrhunderts 71 ): das gemeine Recht 
strafe bei diesem Verbrechen, wie überhaupt, sexum femininum 
ob innatam imbeciüitatem geringer, dann die männlichen Per- 
sonen. Desshalb und da das gemeine Recht (hierin irrten sie 
freilich gewaltig) bei den Strafen unterscheide, ob eine verhei- 
rathete Person mit einer verheiratheten , oder ob sie mit einer 
unverheiratheten sich vergehe, hätten sie bei Erkenntnissen an 
Auswärtige nach gemeinem Rechte beim doppelten Ehebruche 



70) Mein Lehrb. B. II. S. 437. 

71) Ed. Frideri S. 626. ff. 
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den Mann mit dem Schwerte, die Frau mit Fustigation und 
ewiger Landesverweisung (sie berufen sich hiebei auf const. 30. 
und Auth. sed hodie. G. h. t), beim einfachen Ehebruche dage- 
gen den ungetreuen Ehegatten (gleichviel ob Mann oder Frau) 
mit Fustigation und Landesverweisung, die unverheirathete Per- 
son mit Landesverweisung ohne Fustigation bestraft. Diese 
Praxis stützt sich allerdings, wie gesagt, auf bedeutende Miss- 
verständnisse hinsichtlich des Römischen Rechts; allein sie zeigt 
doch , wie man damals das Römische Recht auffasste, und Aehn- 
liches geht auch aus andern Schriften des XVI. Jahrhunderts, 
s. B. aus Tenglers Layenspiegel hervor. Uebrigens war 
man schon im XVI. Jahrhundert über die Auslegung der Caro- 
lina in Beziehung auf die Strafen nicht ganz einig, und bei 
den wirklich begründeten Zweifeln, welche hier das Rechtsbuch 
an die Hand bot, suchten allmälig beinahe alle Deutsehen Staa- 
ten durch Particulargesetze ein festeres Recht einzuführen. 
Diese Particulargesetze weichen aber unter einander ungemein ab. 
Manche verhangen blos Geldstrafen oder blos Gefängnissslrafen, 
andere steigen bis zur Todesstrafe; auch nehmen manche bei 
diesem Verbrechen ausdrücklich Rücksicht auf den Stand , was 
bei andern Verbrechen die Deutschen Gesetze höchst selten 
thun T2 ). Die in diesen Gesetzen festgesetzten Strafen und 
auch die gemeinrechtlichen, wo sie etwa noch bestanden 1*) 9 
wurden aber vielfach ausgeschlossen durch allerhand Milderungs- 
gründe, durch welche die Praxis namentlich die Todesstrafe sel- 
ten zu machen suchte. Der wichtigste war die nicht erwiesene 
seminis immissio. Denn die Praxis forderte durchaus zur 
Consummation des Ehebruchs einen völlig vollendeten Beischlaf, 

7?) üeber diese Particuiarrechte 8. ▼oraiiglich Jarcke Handb. des 
Straf-R. B. IIL S. 32. ff. und Clin. God. Hoff mann de disseusu 
jurium in puniendo adulterii crimine. Francof. ad V. 1727. p. 4»— 66Y 

73) Manche neuere Juristen glaubten , die Strafbestimmungen de* 
Carolina seyen durch die in der Not. 64. angeführten R. P. OO. aulge- 
hoben, und die Ehebruchsstrafe in eine rein arbiträre Leibes- und Ver- 
mögensstrafe verwandelt worden. Allein die R. P. OO. handeln ja nur 
von einem ganz specialen Falle, von dem die Carolina nicht spricht. 
8. mein Lehrb. B. II. S. 439 — 444. 

9 



Zwar deuten die Gesetze auf ein solches Requisit nicht hin ; 
auch fuhrt die Natur des hier in Frage stehenden Verbrechens 
nicht auf dasselbe 14 ). Allein wenn auch Einzelne diess zuga- 
ben : so benutzten sie doch das Requisit, um die harten Strafen 
des Gesetzes vermeiden zu können. Ein zweiter wichtiger 
Milderungsgrund war die Verzeihung des beleidigten Ehegatten. 
Ganz ohne gesetzliches Fundament war dieser nicht. Man konnte 
die Nov. 134. cap. 10. dafür anführen, und führte sie auch da- 
für an. Freilich hielt man sich dabei nicht an den Sinn der 
Novelle, und noch weniger an den Sinn der Carolina. Die Ca- 
rolina will gar keine Strafe, wenn der beleidigte Gatte nicht 
klagt (was auch die Rambergensis ausdrücklich sagt, falls nicht 
der Ehebruch ein offenlicher umweyfentlicher ergeriieher sey), 
und die Nov. 110. lässt die Verzeihung des Mannes so viel 
wirken, dass er nach bereits verhängter Strafe und begonnener 
Execution die" weitere StrarVollziehung ganz aufheben konnte. 
Die Deutsche Praxis aber meinte, freilich sehr mit Unrecht, 
man müsse bei diesem Verbrechen von Amtswegen einschreiten 
(doch bekannte sie sich dabei zu der Verpflichtung , dass diess 
nur mit der grössten Behutsamkeit und mit noch mehr Schonung 
zu thun sey, als bei andern Verbrechen), und beachtete die 
Restimmungen der Carolina über diesen Punkt nicht; erkannte 
aber, wenn von Amtswegen eingeschritten wurde, und der be- 
leidigte Gatte seine Verzeihung erklärte, auf eine ausserordent- 
liche mildere Strafe 1 *). Ausserdem wurden noch eine Reihe 

74) Mein Lehrb. B. IL S. 424. Bas Römische Recht behandelt noch 
die Sollicitnlio alienarum mtptiarum und die mntrinwniorum interpelhttio 
als ein besonderes crimen extraordinarium (D. XL VII. 11. de extraord. 
crim. 1. 1.) d. h. (wie es Heffter Lehrb. §. 448. richtig erklärt) das 
Einleiten eines vertraulichen Verhältnisses mit einer fremden Ehefrau, 
sey es in der Absicht , sie zum Ehebruche oder zur Trennung ihrer 
Ehe und zur Heirath mit dem sollicitator zu verleiten. Bei uns würde 
man iiier blos strafen, wenn wirklich— was aber bei so entfernten Ver- 
suchen sehr selten seyn wird — ein bestimmter Versuch des Ehebruches 
nachgewiesen werden könnte. Ueber das Rom. Recht Tgl. auch Jarcke 
Handb. <les Strafrechts B. III. S. 30. Not 25 b. und Not. 28. 

76) üeberhaupt wird man bei der Criminalpraxis sehr häufig die 
Richtung finden, dass sie die Straffiille gerne vervielfältigt, Mnd 
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anderer Milderungsgründe erfunden , welche zwar nach psycho- 
logischen und Humanitätsrücksichten, selbst auch nach der Rück- 
sicht auf die Grösse der Rechtsverletzung 1 6 ), zum Theile aller- 
dings die That in einem entschuldigenden Lichte erscheinen 
Hessen, allein durchaus kein gesetzliches Fundament hatten. 
Freilich muste man bei der ganzen Richtung , welche in 
Deutschland die Griminalpraxis genommen und ungestört durch- 
geführt hatte, auf solche Umwege kommen, so lange nach 
dem Gesetze theilweise noch die Todesstrafe oder eine an- 
dere harte Strafe auf einer That stand , welche , wie man an- 
nahm , tum es improbüate y sed ex inßrniitate descendit, bei 
welcher so viele feine, von dem richterlichen Auge nicht zu ent- 
deckende, Fäden zur Milderung des Begangenen eingreifen konn- 
ten , dass ein zelotisches Gesetz und Der , welcher unbedingt 
den Stein auf den Schuldigen werfen mochte, doppelt ungerecht 
erscheinen musste, und bei welcher die Grösse der Beleidigung 
sehr von demWerthe abhängt , den der Beleidigte auf das ver- 
letzte Verhältniss legt. So kam die Todesstrafe allmafig im 
XVII. und XVIII. Jahrhundert ganz ausser Gebrauch 77 ), und 
man suchte am Ende die Abweichung vom Gesetze nicht mehr 
zu coloriren , sondern nahm geradezu an , die Strafe sey durch 
die Praxis eine völlig arbiträre geworden, und nicht selten ging 
man bei der Bestimmung des Maasses auf wenige Wochen Frei- 



straft, wo das Gesetz nicht straft, dass sie aber harte Strafen mög- 
lichst vermeidet, und das ihr zu hart scheinende Gesetz auf alle Weise 
zu mildern sucht. Weder das Eine aber, noch das Andere wird zu bil- 
ligen seyn. 

76) So milderte z. B. die Praxis die Strafe, wenn die Ehefrau schon 
vorher Andern sich hingegeben hatte. Sie strafte dann Den, der sich 
nun mit ihr verging, nicht mit dem Schwerte (mein Lehrb. B. II. S. 423.). 
Nach allgemeinen Grundsätzen ( abgesehen vom positiven Rechte) 
wohl mit Recht; denn hier war wenig mehr am ehelichen Verhältnisse 
zu verletzen. 

77) Schon Fichardus (Consil. T. I. p. 266. cons. 66.) klagt in 
einem Gutachten vom J. 1564, dass in Deutschland wegen Ehebruchs 
beinahe gar nicht mehr geköpft werde. Sachsen allein, meint er, 
werde eine Ausnahme machen. 

9* 
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heitsstrafc herab 7 «). — Ueber die Verjährung des Verbre- 
chens blieb es beim Römischen Rechte. Es verjährt somit in 
fünf (vom Tage des begangenen Verbrechens continuo zu be- 
rechnenden) Jahren. Nur die Concurrenz des Incestes mit dem 
Ehebruche macht hier eine, unten beim Inceste zu bemerkende, 
Ausnahme. 

Nicht unwichtig dürfte übrigens die Erscheinung seyn, dass 
an den Orten, an welchen der Ehebruch theils schon vom XVI. 
theils vom XVII. Jahrhundert an blos mit Gefängniss oder sogar 
nur mit Geld bestraft wurde, das Verbrechen doch nicht häufi- 
ger vorgefallen zu seyn scheint, als an den Orten, an welchen 
zum Theile Todesstrafe, zum Theile wenigstens Landesverwei- 
sung und später Zuchthaus erkannt wurde. Ein Beispiel hieftir 
geben namentlich die verschiedenen Bezirke Sachsens, in wel- 
chen der Ehebruch zum Theile sehr verschieden bestraft wurde ; ' 
und auch in anderen Hinsichten giebt der Gang, welchen in 
Sachsen die Gesetzgebung und die Praxis bei der Bestrafung 
des Ehebruchs nahm, ein ziemlich getreues und nicht uninter- 
essantes Bild von dem Gange, der hier in Deutschland überhaupt 
eingeschlagen wurde. 

C. Aelteres Sachsisches Recht 

Der Sachsenspiegel sagt : die in overhure begreben werdet, 
den sal man dat hovet afslan. Und die gleiche Strenge schlägt 
auch das altere Churfiirstlich Sächsische Recht ein. Churfurst 
Moritz verordnete im J. 1543, und diess ist die erste gesetz- 
liche Bestimmung im Churfürstenthum Sachsen über die Bestra? 
fang des Ehebruchs: dass, obwohl die Kaiserlichen Rechte bei 



78) Dieses Maass vertheidigten auch Theoretiker. So meinen Feuer« 
b a c h und Grolman, indem sie glauben , die Strafe sey schon durch 
die R. P. 00. eine arbiträre geworden und daher nach allgemeinen Grund- 
sätzen zu bestimmen, es sey blos auf Gefängniss und zwar Ersterer, 
höchstens- auf 6 Monate, der Letztere höchstens auf 8 Wochen zu er- 
kennen. — Die Römischen Vermögens confiscationen beim Ehebruch 
wendete die Praxis nicht an. Anders ist es in Hinsicht der Private tra~ 
fen; s. mein Lehrb. B. II.S..438. unten. Jarcke Handb. B. III. S. 46. 47. 
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diesem Verbrechen Manns- und Weibsperson wschieden be- 
strafen, künftig in seinem Lande, wo ein Eheweib vorsätzlich 
mit einem andern Manne Ehebruch treibet, sie mit der Strafe - 
die denen Ehemann geordnet, desgleichen der Mann, 
ob er wohl eine ledige Person, nemlich, mit dem Schwert ge- 
strafft werden solle 1 9 ). Es scheint hier Moritz von der Aus- 
legung des gemeinen Rechtes ausgegangen zu seyn, nach welcher 
überall beim Deutschrechtlichen Ehebruche den männlichen Theil, 
also auch den ungetreuen Ehemann, der mit einer Unverheira- 
teten sich vergeht, Schwertstrafe treuen* sollte, und diess will 
er nun auch auf die ungetreue Ehefrau ausdehnen. Jenes er- 
klärt noch deutlicher Churlurst August in den Constitutionen 
von 1572. Er wiederholt hier die Verordnung von Moritz, 
indem er den religiösen Gesichtspunkt, von dem er sich hier 
leiten lasst, mit den Worten ausspricht: dass er nicht weniger 
gemeinet, diesem allgemein und noch täglich wider Gottes 
Gebot wachsenden Laster mit rechtem Eifer und Ernst *u .. 
wehren. Dabei fügt er noch bei: der doppelte Ehebruch solle 
an beiden Theilcn, wie es bisher von denSchöppcnstühlen gesche- 
hen sey (und nach der Verordnung von Moritz geschehen 
musstc), mit dem Schwerte gestraft werden. Beim einfachen 
Ehebruche solle der ungetreue Ehemann, der mit einer Unver- 
heirateten sich vergehe» mit der gleichen Strafe gerichtet (diess 
lag eigentlich auch schon in Moritzens Verordnung), die unver- 
heiratete Frauensperson dagegen mit Staupenschlägen und ewi- 
ger Laudesverweisung gestraft werden 80 ). Zugleich aber er- 



79} Nene Landesordnung von 1543. Cod. Aug. T. I. p. 19. 

80) P. IV. const. 19. Diese Bestimmung war nicht ganz den An- 
trägen der Schöppenstiilile gemäss. Dieselben sagten (s. consultatt. 
Saxon. p. 626. ff.): die Verordnung von Churlurst Moritz habe ihnen 
bislier zu scharpff getaucht. Besonders fiel Urnen die Schwertstrafe ge- 
gen das Eheweib auf, welches den gemeinen Rechten widerlichen, wclclte 
allzeit sexum femineum oh innatam \mbecillitatem geringer dann die männ- 
lichen Personen gestraft (sie führten dafür est. 5. Cod. ad leg. Jul. majest. an 
und bedachten nicht, dass sie sich selbst nicht consequent blieben s. oben 
S. 159.). Am Ende schlagen sie aber doch vor, beim doppelten Ehebruch, 
aber nur bei diesem, für beide TJieile das Schwelt beizubehalten. Sie 
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kannte er auch den Milderungsgrand der Verzeihung, den die 
zur Berathung gezogenen Sächsischen Juristen aus dem gemei- 
nen Rechte herleiteten (s. oben S.128.), theilweise an, und be- 
stimmte in Beziehung auf ihn : Wenn der beleidigte Gatte für 
den ungetreuen bitten, und sich erbieten würde, ihm, ungeachtet 
der gebrochenen Treue, länger ehelich beizuwohnen, dann solle 
dem Ehestände zu Ehren die Strafe gemildert, und in ewige 
Landesverweisung (ohne Fustigation) herabgesetzt werden, so 
jedoch, dass der verzeihende unschuldige Gatte dem verwiese- 
nen in die Verweisung folgen müsse. Dieser Milderungsgrund 
sollte aber nur beim einfachen Ehebruche, und nur für den 
Gatten, also nicht auch für dessen Mitschuldigen wirken. Ja 
die Verordnung hebt sogar beim doppelten Ehebruche die ge- 
meinrechtliche fünfjährige Verjährung, auf welche die Schöppen- 
stühle bisher gesprochen hatten, auf 81 ). 

Einen andern Milderungsgrund fügt noch die Gonst. inedita 
23. bei. Sie handelt von dem Falle: wenn eine verheira- 
thete Person mit einer unverheiratheten Ehebruch begeht, und 
nun nach dem Tode ihres Gatten den Mitschuldigen heirathet. 
Hier, sagt die const. , halten die Schoppenstühle dafür , dass 



berufen sich dafür darauf, dass das Verbrechen gerade jetzt so häufig 
sey, und dass das göttliche und doch auch das Römische Recht, wenig- 
stens das ältere, dafür sey. Sie sagen nämlich : dass auch nach den a f- 
ten Kaiserlichen Rechten de quibus in l, 30. Cod. ad leg. Ju. de 
adult. Mann und Weib gleich am Leben gestraft werden (die falsche Aus- 
legung der est. 30. von welcher schon oben S. 120. die Rede war), bis 
folgend» die jüngste Recht in anthent. sed hod. Cod. cod. weiblichem Ge- 
schlechte solche Strafe etwas gelindert. 

81) Es trat also nun beim doppelten Ehebruche zwanzigjährige 
Verjährung ein. Hier waren übrigens die Gerichte bisweilen strenger, 
als das Gesetz. Die Constitution beschränkt ihre Bestimmung ganz klar 
auf den doppelten Ehebruch. Und doch nahm die Leipziger Juristen- 
facultät im XVII. Jahrhundert in mehreren Urtheilen an . dass auch der 
einfache Ehebruch der fünfjährigen Verjährung entzogen sey. Das 
göttliche Recht war dabei ein Hauptmotiv. Altein schon Carpzov (De- 
finitt. forens. P. IV. const 19. Def. 13.) zeigte, wie falsch diese An- 
sicht war. Sie gab auch Veranlassung zur De eis. 64. vom J. 1661, 
in welcher sie ausdrücklich verworfen und erklärt wurde, dass der ein- 
fache Ehebruch in fünf Jahren verjähre. 
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dem Ehestande su Ehren beide Personen willkührlich an Geld 
oder mit Gefängniss , oder aber auch mit schlechter Verwei- 
sung (d. h. ohne Fustigation) gestraft seyn mochten, oder dass 
die Obrigkeit ihnen auferlegte , innerhalb gewisser Zeit zu 
verkaufen^ und sich aus derselben Gerichte und Gebiete weg- 
zubegeben, alles nach Gelegenheit der Umstände. Allein diese 
Ansicht scheint bei der Berathang der Constitutionen verworfen 
worden zu seyn. Denn sie hat in den Manuscripten den Bei- 
satz, dass sie sit omitlenda in constitutionibus et non pro- 
nuntiandum ut hicce eonclusunu Diess war auch erklär- 
lich; denn sie geht von einer Prämisse aus, welche die Schöp- 
penstühle zwar vorgeschlagen hatten, die aber August in der 
vorhin angeführten Gonst. 19. verwarf, nämlich, <Jass beim ein- 
fachen Ehebruche der verheirathete Theil blos mit Staupenschlä- 
gen und Landesverweisung bestraft werde 82 ). 

Die harten Strafen der const. 19. wurden von den Rich- 
tern, wie es deren Pflicht war, in vorkommenden Fällen er- 
kannt, und häufig wendete man gegen die Leugnenden die Fol- 
ter an, um durch ein erpresstes Geständniss das Erkenntniss 
auf Todesstrafe möglich zu machen 8 *). Auch wurde die consL 
19. von Ghurfürst August selbst im Jahr 1580 , ferner von 



82) Es heisst in ihr: Obwohl diese Verbrechung innerhalb fünf Jah- 
ren von der Zeit an zu rechnen, da sie geschehen , nach Schärfe der 
Rechte mit Strafe des Ehebruchs, als diess f alls mit Staupen- 
schlägen, (diess war die Ansicht der Schoppens tii hie über das ge- 
meine Recht s. ob. S. 129.) an den Verbrechern können gestraft werden. 
H o m m e 1 Rhaps. quaest. obs. 456. führt die const. 23. unter denjenigen der 
unedirten an, welche die Praxis befolge. Jedenfalls hatte die Praxis, 
wenn sie nicht blos ihrem milden Sinne, sondern dem Sinne des Ge- 
setzes folgen wollte, hiebei sehr unrecht, schon weil die Prämisse 
der ganzen Constitution Ton der const 19. P. IV. und von den spätem 
Gesetzen verworfen wurde. Der Abdruck der const 23. bei Ho mm el 
ist aber auch nicht getreu; er lässt gerade die wichtigen Worte als 
diessfalls mit StaupensthlHgen aus. 

83) In dem Falle, wenn der verletzte Gatte den Ehebruch verzieh, 
scheint jedoch häufig im Wege der Gnade die Strafe sogar bis auf eine 
Geldstrafe herabgesetzt worden zu seyn. Diess geht aus der Eheord- 
nung von 1624 hervor, in welcher der Gesetzgeber verspricht, dass 
diess künftig nicht mehr geschehen solle. 
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Christian II. im L 1609', und von Johann Georg I. im 
J. 1624 wörtlich wiederholt 84 ), und aus den Decisionen 
vom J. 1661 erhellt, dass auch zu dieser Zeit noch der Säch- 
sische Gesetzgeber streng an ihr halten wollte» Denn in der 
Dec. 83. wird die Frage: ob ein Ehemann, der mit einer ge- 
meinen Vettel Unzucht getrieben, mit dem Schwert zu be- 
strafen sey (die damals in Sachsen sehr bestritten war) , unter 
Berufung auf die const. 19. unbedingt bejaht, falls dem Manne 
sein Eheweib nicht verzeihe , und eben so wird in der Dec. 82. 
die Frage: ob ein Ehemann, der mit einer fremden Frau dop- 
pelten Ehebruch begeht , auch dann mit dem Tode zu bestrafen 
sey , wenn die Letztere zuvor mit Andern auch geehebruchet, 
ebenfalls bejaht, und nur die Milderung beigefügt, dass in die- 
sem Falle auch beim doppelten Ehebruche die Verzeihung des 
unschuldigen Gatten eine Minderung der Strafe bewirken solle. 

Allein nichts desto weniger nahm die Sache in der Praxis 
den Gang, den sie so leicht bei Gesetzen nehmen wird, wel- 
che an sich zu hart und ungerecht sind, oder wenigstens von 
den Ansichten der Zeit über die Wägung eines Verbrechens zu 
sehr sich entfernen. Zwar schritten die Gerichte, wie auch 
die gemeinrechtliche Praxis , von Amtswegen ein, und nach 
der ganzen Fassung der angeführten Gesetze konnte auch nicht 
bezweifelt werden, dass ein solches Einschreiten ihrem Sinne 
gemäss war. Allein von der andern Seite beschränkte die Pra- 
xis das Gesetz, wo sie nur irgend konnte, und umging es 
durch allerhand Deutungen, so dass die Fälle, in welchen die 
Todcstrafe Platz greifen konnte, immer seltener wurden. Man 
hielt an dem Requisite der seminis immissio, wenn Todesstrafe 
erkannt werden sollte, fest, und verlangte in der Regel noch 



84) Kirchenordnung vom J. 1680 TiU von Ehesachen. Rubr. «on 
der Strafe der Unzucht und des Ehebruchs. Cod. Aug. T. I. |p. 541. 
Mandat d. d. 30. Sept 1609 wie das Laster des Ehebruchs und Hure- 
rei zu bestrafen in Cod. Aug. T. I. p. 1447. Eheordnung v. 10. Aug. 
1624. IV. Punkt in Cod. Aug. T.I. p. 1021, und in Handbuch der Straf- 
gesetze des Königreiches Sachsen von Jul. Weiske. Leipg. 1833. 8. 
I>. 20. 21. 
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dazu , dass es durch übereinstimmendes Gestandniss beider Theile 
erwiesen werden müsse. Die Bestimmungen' über ausdrückli- 
che Verzeihung des beleidigten Gatten, von der die Constitutio- 
nen sprechen, wurden auch auf eine sogenannte stillschwei- 
gende Verzeihung (aber immer nur zum Besten des Gatten, 
dem sie geschah, nicht auch seines Mitschuldigen) ausgedehnt» 
und dieselbe dann als vorhanden angenommen, wenn der be- 
leidigte Gatte, mit der Untreue des andern bekannt, mit demsel- 
ben freiwillig coneumbirte. Dieser von der Praxis erfundene 
Milderungsgrund wurde dann später auch in den Decisionen 
von 1661. Dec. 82. ausdrücklich bestätigt, und die Deckionen 
von 1746. Dec. 39. dehnten sogar die Wirkung der ausdrück- 
heben Verzeihung auf den Fall aus, wenn sie bk>s unter einer 
Bedingung ausgesprochen worden scy. Eine solche bedingte 
Verzeihung solle als eine unbedingte behandelt werden. Die 
Praxis aber blieb hiebei nicht stehen. Sie erfand auch eine 
präsumirte Verzeihung, indem sie den Grundsatz aufstelltet 
wenn der beleidigte Gatte sterbe, ehe der ungetreue Gatte in 
Untersuchung gezogen worden sey , müsse man annehmen , er 
würde dem Schuldigen verziehen haben, wenn der Tod ihn nicht 
übereilt hätte, und das Gleiche wurde auch angenommen, wenn 
der beleidigte Gatte in eine Geisteskrankheit verfiel 85 ). Da- 
bei stellte man sehr strenge Grundsätze über den Beweis des 
Verbrechens auf. Schon im XVI. Jahrhundert nahm man an, 
die Todesstrafe könne nicht eintreten, wenn nicht beide Theile 
die That, die seminis tmmissio eingeschlossen, gestanden hät- 
ten. Leugnete also der eine Theil, oder war er abwesend, ge- 
storben u. s. w. : so half diess auch dem andern ; er wurde 
nicht mit dem Tode bestraft. Wunderlicher Weise leitete man 
diess zum Theile aus const. 45« P. IV. her. Zwar erklärte 



85) Vergl. Carpzov Pract qn. 55. $. 50. ff. Derselbe wirft auch 
a. a. O. qu. 62. §. 37. sq. die Frage auf, ob hohes Alter hier ein 
Milderungsgrund sey. Er verneint sie jedoch und fuhrt eine Reihe von 
Fällen an, in weichen der Schöppenstuhl alte Leute (z. B. einen Mann 
von 87 Jahren, qui cum anciüa septies coneubuerat eamque itnpraeguave- 
rat) zum Schwert verurtheilte. 
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CJiurfurst August in einem Rescripte 86 ), dass diess eine 
ganz falsche Auslegung der Stelle sey. Allein diess half nur so 
viel» dass man das einseitige Geständniss dann als genügend 
ansah , wenn — es auf der Tortur erpresst (!) , oder wenn es 
durch ganz unzweifelhafte Indicien unterstützt war. Aber 
was forderte man zu solchen Indicien! Carpzov führt als 
Beispiele an: wenn der über ein Jahr abwesende Mann seine 
Frau schwanger trifft, oder: st mos aliquis et usor aliena 
in ipso natural* et reali concubüu deprehendantur , ita ut 
pudenda inpudendis, obscoena in obscoenis sint posita, id- 
que te&tihus probetur. Diess soll aber nicht zur üeber- » 
Weisung hinreichen , sondern erst» wenn nun noch das Ge- 
ständniss des einen Theiles hinzukomme , könne man ihn mit 
dem Tode bestrafen 8T ). Solche Doctrinen wurden freilich bis- 
weilen Manchen bedenklich. So meinte die Wittenberger Ju- 
ristenfacultät, diess heisse doch wohl zu viel gefordert; und ei- 
gentlich sollte ein unverdächtiges, bestimmtes, durch alle Um- 
stände unterstütztes Geständniss hinreichen. Denn — führte 
sie als sehr richtiges Argument für jene Zeit an — man ver- 
brenne ja auch Hexen, welche Beischlaf mit dem Teufel be- 
gangen zu haben gestehen, obgleich de$ Teufels Geständniss 
ermangelt 8S ). Allein die Praxis liess sich, wie es scheint, doch 
nicht von ihrer Thesis abbringen. Ausserdem gab es noch eine 
Reihe von Milderungsgründen, mit denen die Praxis die Stra- 
fen des Gesetzes auszuschliessen wusste, die zum Theile 
schon zu Carpzovs Zeiten festen Fuss zu fassen anfingen, 
und zu G. F. Hommels Zeiten, in der Mitte des XVIII. Jahr- 
hunderts, vollends gar keinen Zweifel in den Augen der Praxis 
litten. Ho mm el giebt davon in seinen Rhapsodieen (Obs. 249.) 
ein ausführliches Verzeichniss , welches uns ein klares Bild von 



86) S. dasselbe bei Carpzov a. a. O. qu. 60. §. 40. 

87) Carpzov pract qu. 60. f. 19. sq. Derselbe Definit. forens. 
ad P. IV. est. 19. Def. 17. • 

88) In einem Berichte an die Regierang vom J. 1688. S. Berger 
electa p. 195. 
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der Art giebt, wie die Praxis sich fcu helfen wusste**). Es ent- 
hält namentlich ausser den Fällen der ausdrücklichen , still- 
schweigenden und präsumirten Verzeihung folgende Milderangs- 
gründe : 

1. Wenn der unschuldige Gatte längere Zeit abwesend war 
oder an einer ansteckenden oder unheilbaren Krankheit litt. 

2. Wenn der ungetreue Gatte vom andern deserirt war. 
Hier unterschied die Praxis zu Carpzovs Zeiten wenigsten» 
so, dass in einem solchen Falle die ungetreue Frau beim dop- 
pelten Ehebruch mit Staupenschlägen des Landes ewig verwie- 
sen, beim einfachen gelinder bestraft, der ungetreue Mann da- 
gegen beim doppelten Ehebruch, ungeachtet ihn seine Frau dese- 
rirt hatte , zum Schwert verurtheilt wurde , weil nach der const. 
19. sogar ein Unverheiratheter, der sich mit einer fremden Ehe- 
frau vergeht, mit dem Schwerte bestraft werden solle. Allein 
zu Hommels Zeiten scheint man auch den letztern fall ge- 
mildert zu haben; und wenn der Descrirte mit einer unver- 
heirateten Person concumbirte , traf ihn blos zwei - oder fünf- 
jährige Landesverweisung. Auch wenn der ungetreue Gatte 
selbst der deserirende Theil war, wurde doch seine Strafe ge- 
mildert; denn die Praxis nahm an, es reiche hin, ustionä r#- 
medium defuisse. Desshalb wurde auch gemildert 

3. wenn die Gatten von Tisch und Bett geschieden wa- 
ren, sollte auch der Ungetreue zur Trennung Veranlassung ge- 
geben haben. 

4. Wenn Jemand sich mit einer schwangern Ehefrau 
verging. 



89) Hommel erzahlt z. B. folgenden Fall: die R. war von ihrem 
Ehemanne verlassen, und beging |mit einem fremden Ehemanne Ehe- 
bruch; die Frau des Letztern war aber seit vier Jahren so krank, dass 
sie ihm den Beischlaf nicht hatte gestatten können; anch verzieh sie 
ihm sein Vergehen^ Hier hätte nun die Verzeihung nach der est. 19. 
P. IV. nichts wirken sollen. Allein man nahm an , dass sie doch wirke, 
weil jedem Mitschuldigen noch ein andrer Milderungsgrund (dem Einen 
seine Abwesenheit, dem Andern Krankheit seines Gatten) zur Seite stand, 
und so wurden Beide von der Facultat (im J. 1761) blos auf drei 
Jahre des Landes verwiesen. 
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5. Wenn der Ehebruch zum Erstenmale in der Lausitz 
(siehe unten) begangen , und später erst in Saasen Wiederholt 
wurde. Hier solle die Todesstrafe nicht eintreten, weil die 
Treue zuerst an einem Orte gebrochen worden sey, an wel- 
chem eine gelindere Strafe galt. Ja es sollte soga* 

6. beim dopselten Ehebruche die Todesstrafe wegfallen, 
wenn ein Unverheirateter mit einer Ehefrau sich rergeht, 
nachher sich verheirathet , und mit jener den Ehebruch fort- 
setzt! Ferner sollte 

7. auch beim doppelten Ehebruche die Verzeihung des un- 
schuldigen Gatten dann mildern, wenn der Mitschuldige von 
seinem Gatten deserirt war. 

8. Wenn ein Dienstmädchen mit ihrem verheiratheten Her- 

t • 

ren sich verging: so wurde sie Mos einfach des Landes ver- 
wiesen , weil das imperium domesticum auf sie eingewirkt ha- 
ben konnte. 

9. Bei nicht erwiesener seminis immissio wurde ebenfalls 
bloS auf einfache Landesverweisung, wenigstens beim einfachen 
Ehebrüche, und beim doppelten höchstens auf Fustigation er- 
kannt, dann jedoch hier beim doppelten auch die Verzeihung 
als Milderungsgrund angenommen. 

So kam es durch die Macht der Praxis dahin, dass die 
Todesstrafe bei dem Ehebruche kaum mehr zur Anwendung 
kommen konnte, und eine meist blos temporäre Landesverwei- 
sung an ,ihre Stelle getreten war. Mit Recht entschloss sich 
daher der Gesetzgeber , hierdurch auf das , was den allgemei- 
nen neuern Ansichten gemäss war, aufmerksam gemacht, die- 
sen immerhin ungesetzlichen Zustand in einen gesetzlichen zu 
verwandeln. An die Stelle der Staupenschläge und der Landes- 
verweisungen traten vom J. 1770 an durch die S. 11. ange- 
führte Instruction Zuchthaus und Gefängnisstrafen. Allein Frie- 
drich August, der jene Instruction erlassen hatte, ging beim 
Verbrechen des Ehebruches noch weiter. Er hob in der fer- 
nerweiten Instruction von 1783 §. 7. beim Ehebruche die To- 
desstrafe ganz auf, und bestimmte, dass bei demselben, rnglei- 
chen bei den geringem fleischlichen Verbrecken , an der Stelle 
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fer Todesstrafe blos auf vier Jahre Zuchthaus, und an der 
Stelle der Staupenschläge und der Landesverweisungen auf die 
oben S. 12. angeführten geringem Zuchthaus« und Gefängniss- 
strafen erkannt werden solle. Allein auch bei diesen milderen 
Strafen behielt die Praxis doch einen grossen Theil der Milde- 
rungsgrunde bei, welche die ältere Praxis, hauptsächlich um 
die Todesstrafe zu umgehen, allmiilig angenommen hatte, na- 
mentlich die nicht gehörig erwiesene seminis immissio; ferner 
die ausdrückliche oder stillschweigende Verzei- 
hung beim einfachen Ehebruche (die allerdings schon nach 
den Gesetzen beachtet werden musste), ferner die präsumir- 
te Verzeihung, endlich den Umstand, wenn der schuldige 
Ehegatte von seinem Gatten getrennt lebte, sey es wegen tem- 
porärer, jedoch schon einige Zeit lang dauernder, Abwesen- 
heit oder wegen Desertion oder wegen erkannter Trennung von 
Tisch und Bett, oder wenn sein Gatte an einer ansteckenden 
oder an einer unheilbaren Krankheit, oder an Beischlafsunfa- 
higkeit litt. So wurde daher sehr häufig auch die vierjährige 
Zuchthausstrafe, die nun für den verheirateten Theil und für 
den unverheirateten Mann die ordentliche Strafe des Ehe- 
bruchs bildete, ausgeschlossen. Noch weiter ging man auf 
einem anderen Wege. Von der Ueberzeugung geleitet, dass 
auch Zuchthausstrafen in der Regel hier noch zu hart seyen , 
half man im Wege der Begnadigung nach, so dass der Schul- 
dige, wenn er das Vergehen gestand, und um Begnadigung 
einkam, besonders wenn er es that, ehe er vom Richter ver- 
urtheilt wurde, in der Regel sicher seyn konnte, dass ihn, statt 
der gesetzlichen Strafe, im Wege der Gnade blos geringe Ge- 
fängnisstrafe und meist blos eine leichte Geldstrafe mit Gefang- 
niss von einigen Tagen oder Wochen treffen werde. 

Auch über die Bestrafung des sogenannten Quasi- adulte- 
rhim (oben S. 124.) war das ältere Sächsische Recht sehr streng. 
Die Kirchenordnung von 1580 9 °) bestimmte nämlich, dass 

90) Tit. von Ehauichen Ruhr, von Strafe der Unzucht md des Ehe- 
bruchs CL A. T. L p. 541. Wiederholt wurde diese Bestimmung in der 
Eheordnung vom J. 1624. C. A. T. L p. 1022. 
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wenn Jemand eines Andern Braut wissentlich beschlafen, 
beide Personen zu Staupen geschlagen, und des Landes ewig 
verwiesen werden sollen. Nur solle Verzeihung des Bräutigams 
für die Braut (nicht aber für ihren Mitschuldigen) ein Milde* 
rungsgrund seyn, und sie, wenn er sie wieder annehmen wolle, 
blos mit Gefängniss bestraft werden. Natürlich galt diess blos, 
wenn die Braut durch ein öffentliches Verlöbniss Braut ge- 
worden war; denn das heimliche Verlöbniss (ohne Consens der 
Eltern oder, wenn diese nicht leben, ohne Zuziehung von Zeu- 
gen) hatte nach Sächsischem Rechte gar keine Wirkung. 
Von einer Strafe des untreuen Bräutigams aber spricht das Ge- 
setz nicht 91 )» — Ausserdem hebt es noch den Fall heraus — 
und hier spricht es auch vom Bräutigam — wenn die verlobte 
Person ein zweites öffentliches Verlöbniss mit einer 
andern Person eingeht , und sich mit derselben vermischt. Hier 
soll die doppelt verlobte Person, und auch die, mit welcher 
sie das zweite Verlöbniss einging, (falls Diese vom ersten Verlöb- 
nisse Kenntniss hatte) mit Pranger und ewiger Landesverwei- 
sung bestraft werden. Jedoch soll hier Verzeihung des ver- 
letzten Theils für beide Schuldige wirken, und dann die Strafe 
in Ehrlosigkeit und Gefängniss, oder in einer anderen willkühr- 
lichen Ahndung bestehen 9 2 ). — Indessen milderte die Praxis 
auch in allen diesen Fällen des Quasi - Adulterium nicht selten 
die gesetzliche Strafe 93 ), und gesetzlich wurde sie durch die 
oben S. 12. angeführte fernerweite Instruction in Et- 
was herabgesetzt. 

Von diesem durch die Sächsischen Gesetzgeber eingefuhr- 



91) Die Praxis des XVIII. Jahrhunderts strafte ihn und die Dritte, 
welche sich, wahrend sie sein Verhältnis« kannte, mit ihm verging, mit 
Gefängniss , in der Regel ungefähr mit sechs Wochen. 

92) Kirchenordnung von 1580 Tit. von Ehesachen Rabr. von 
Ehcgelobnissen. C. A. T. I. p. 538- 

03) Ho mm el Rhaps. quaest. obs. 139. Püttmann Eiern, jnr. 
crim. §. 623. Verging sich eine verlobte Person) mit einem fremden Ehe- 
gatten; so bestrafte diess die Praxis mit Recht nicht nach den Grund- 
sätzen des doppelten y sondern nach denen des einfachen Ehebruchs. 
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ten, durch die Macht der Praxis jedoch, wie gezeigt worden, 
sehr modificirten Rechte wich auf die auffallendste Weise das- 
jenige Recht ab , 'welches in einigen zu Sachsen später hinzu- 
gekommenen Bezirken galt, und welches von den Sächsischen 
Gesetzgebern für diese Bezirke unverändert gelassen wurde, so 
dass die wirklich auffallende Erscheinung in den aneinander 
gränzenden Bezirken eines und desselben Staates mittlerer Grösse 
vorhanden war, dass der Ehebruch in dem einen Bezirke mit 
dem Tode, später wenigstens mit Zuchthaus, in dem andern 
dagegen blos mit Gefängniss oder mit einigen wenigen Schock 
Groschen gebüsst wurde. Im Markgraflhume Oberlausitz 
nämlich wurde der doppelte Ehebruch mit ewiger, und wenn 
der unschuldige Gatte verzieh , blos mit etwa sechsjähriger Lan- 
desverweisung , alternativ mit Geld, der einfache dagegen blos 
mit Ortsverweisung oder sechs bis acht Wochen Gefängniss, 
oder sechs bis acht neuen Schocken (d. h. je 60 Groschen) 
bestraft. Noch gelinder war das Gewohnheitsrecht im Mark- 
grafthum Niederlausitz (das jetzt zu Preussen gehört). 
Hier wurde der doppelte Ehebruch blos mit acht Wochen Ge- 
fängniss oder acht neuen Schocken , der einfache blos mit sechs 
Wochen Gefängniss oder sechs neuen Schocken bestraft 04 ), und 

^^^^ ^^^^^^^^^^^^ 

- 

94) Hommel L c. obs. 1(65. Erhard Handbuch des Sachs. Crim. 
R. S. 326. und die dort Angefahrten. Pütt mann Elem. jur. crim. 
§. 614. Aehnliche gelinde Strafen galten auch an einigen andern Or- 
ten, die früher zu Sachsen gehörten z. B. in Henne berg, wo 
nach der Landesordnung Ton 1539. Lib. VIII. tk. 2. der Ehebruch mit 
acht Tagen Gefängniss bei Wasser und Brot und der (unten zn berüh- 
renden) Kirchenbusse, bei einem Rückfalle mit vier Wochen Gefängniss 
und Pranger und Infamie und erst bei einem zweiten Rückfalle mit ei- 
ner Lebens- oder andern peinlichen Strafe nach Eigenschaft der Pcrso~ 
nen bestraft wurde. Und auch diess milderte noch die Praxis , indem 
sie, yom Ende des vorigen Jahrhunderts an, den Pranger und die Infa- 
mie wegliess, und beim zweiten Rückfalle blos ein halbes Jahr Zucht- 
haus erkannte. Püttmann Elem. jur. crim. ed. Biener §. 614. 
Not 68. Auffallend ist, wie auch Jarcke bemerkt, die Beschreibung, 
welche diese Landesordnung yom Ehebruche dahin macht: Es teere 
Man»' oder Weibspersonen die ohne erhebliche redliche vrsa- 
c h c m iti stehender Ehe t aus mutivillen vnd fürsatz mit andern yycr&oncn 
uneheliche fleischliche uxrek treiben. In Jüterbo<sk bestand die Strafe 
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doch sollen diese gelindem Strafen auf die Sittlichkeit in diesen 
Provinzen im Gegensatze zu den Erblanden durchaus nicht 
nachtheilig eingewirkt haben. Später wurde sogar durch die Praxis 
das Recht in der Oberlausitz noch mehr gemildert. Wäh- 
rend der. Schöppenstuhl hier beim doppelten Ehebruche ein Jahr 
Zuchthaus als die ordentliche Strafe annahm, (an der Stelle der 
ewigen Landesverweisung : siehe oben S. 12.) ; schien die Fa- 
cultat schon seit längerer Zeit das Recht der nicht mehr zu 
Sachsen gehörigen Niederlausitz auf die Oberlausitz 
übergetragen zu haben» indem sie auch für die Oberlausitz 
blos alternativ acht Wochen Gefängniss oder acht neue Schock 
beim doppelten , und sechs Wochen Gefängniss oder sechs neue 
Schock beim einfachen Ehebruche erkannte. 



v . < . / r, * 3 s r IL B i g a m i e*\ 

Bei der strafrechtlichen Beurtheilung der Bigamie sind es 
besonders zwei Gesichtspunkte, welche in Betracht kommen. 
Der eine ist die Verletzung der Ehegesetze, welche eine gleich- 
zeitige Polygamie untersagen, der andere die Verletzung der 
ehelichen Treue, welche durch' die Eingehung einer zweiten 2 ) 
Ehe während der Dauer der ersten begangen wird, wobei denn 
auch noch als schärfendes Moment ein Betrug am zweiten Gat- 
ten, falls dieser von der ersten Ehe nichts weiss, hinzukom- 
men kann. Das Römische Recht scheint hauptsächlich von dem 
ersteren Gesichtspunkte auszugehen. Die Carolina dage- 
gen geht von dem zweiten aus. Sie berücksichtigt zwar auch 
den ersteren Gesichtspunkt, jedoch nur in so ferne, als sie 



des Ehebruchs nach einem alten Statute blos in einer Geld&trafe'Ton 
wenigen Thalern. Gegen dieses Statut soll am Ende des XVH. Jahr- 
hunderts die Geistlichkeit des Orts aufgetreten seyn, und seine Abschaf- 
fung versucht haben; allein, erzählt Berg er (Electa p. 131.)* ohne 
Erfolg, da die Jiiterbocker eifrig für ihr altes Statut gekämpft hätten. 

1) üeber die Literatur s, mein Lehrb. B. II. S. 455. 

2) Man hat, wenn von Bigamie, Dopjytlehe und dergL gesprochen 
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aus Rücksicht auf denselben es wagt, die Bestimmungen des 
Römischen Rechts (nach ihrer irrigen Meinung über den Inhalt 
Desselben in Betreff der Bigamie) zu schärfen, nnd die durch 
eine Bigamie begangene Verletzung der ehelichen Treue so hart 
zu bestrafen, wie andre, ohne Bigamie begangene, Ver- 
letzungen dieser Treue. 

Die Verschiedenheit zwischen dem Römischen Rechte und 
der Carolina in dieser Lehre, und die möglichen Beziehungen, 
welche eine Gesetzgebung hier nehmen kann, werden sich am 
Genauesten aus einer Sonderung der Fälle ergeben, welche hier 
überhaupt in Frage kommen können. Sie sind folgende : 

1. Die s. g. successive Polygamie, d. h. wenn Je-' ■ ' 
mand nach gehörig aufgelöster früherer Ehe eine neue Ehe ein- 1 ^ 
geht. Diese ist gesetzlich gestattet, sowohl nach Römischem, 
als nach Deutschem Rechte; und es ist auch keiner particul£- 
ren Deutschen Gesetzgebung in den Sinn gekommen, dieselbe 



wird, wohl schon eingewendet, dass (Hess zn eng sey, indem ja 
Jemand auch eine dritte, vierte u. s. w. Ehe während des Beste- 
hens der frühem eingehen könne , und desshalb bedienen sich nun Man- 
che des Ausdruckes vielfache oder mehrfache Ehe. Heffter halt diese 
Vertauschung der Benennung aus dem Grunde nicht für nothig, weü 
auch die dritte, vierte und fernere Ehe eines Verheiratheten immer nur in 
Bezug auf die erste gültige Ehe strafbar, mithin eine Doppelehe sey. 
Die Richtigkeit dieser Bemerkung hangt jedoch sehr von dem Gesichts- 
punkte ab , aus welchem die Gesetzgebung die Natur des Verbrechens 
der Bigamie auffasst, und jedenfalls dürfte es doch wohl auffallend seyn, 
wenn das Vergehen desjenigen, welcher zn gleicher Zeit vier Frauen 
gehabt zn haben im Urtheile für schuldig erkannt wird, durch 
Bigamie oder zweifache Ehe bezeichnet wurde, ausser die Gesetzge- 
bung würde erklären, dass wenn einmal eine doppelte Ehe vorhan- 
den sey, jede weitere Ehe strafrechtlich nicht im Geringsten in Betracht 
komme. Das Letztere ist aber nach der Carolina, welche die Bigamie Mos 
als Ehebruch auffasst, nur irt so weit der Fall, als die Concurrenz mehrer 
Ehebruche die Strafe des Ehebruches nicht erhöht, und auch nnsre 
Praxis , welche die Bigamie auf die gleiche Weise auffasst , wird — bei 
der jetzt angenommenen arbiträren Strafe des Verbrechens — das 
Verbrechen als erschwert betrachten und die Strafe erhöhen , wenn noch 
mehr als zwei Ehen geschlossen wurden. Jedenfalls aber gelten, wie 
auch allgemein angenommen wird , die Strafbestimmungen der Gesetze 
über zweifache Ehe znm wenigsten auch bei einer mehrfachen. 

10 
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verbieten zu wollen. Zwar sprechen manche Civilisten von 
Strafen 9 welche das Römische Recht ans einem Odium ge- 
gen die zweite Ehe verhängt haben soll. Allein ein solches 
Odium lässt sich nicht nachweisen , und eben so wenig enthält 
das Römische Recht ig dieser Hinsicht Strafen, sondern nur 
für den Fall, dass Kinder aus der ersten Ehe vorhanden sind, 
Vorkehrungen, durch welche diese Kinder gegen die möglichen 
nachteiligen Einflüsse einer zweiten Ehe und eines Stiefvaters 
oder einer Stiefmutter geschützt werden sollen , und welche al- 
lerdings in pecuniaren Hinsichten dem zum zweiten Male hei- 
rathenden Gatten nicht unnachtheilig sind, und ihn mannich- 
fach beschränken 3 ). 

2. Der zweite Fall ist, wenn eine unverheirathete Person 
zugleich mit zwei unverheiratheten Personen andern Ge- 
schlechts eine Ehe eingeht. Nach Römischem und Canonischem 
Rechte war diess in so ferne leicht durchfuhrbar, als diese Ge- 
setzgebungen zur Eingehung der Ehe eine besondere Form in 
der Regel nicht fordern. Durch das Goncilium Tridentinum 
war die Sache schon sehr erschwert, aber doch nicht unmög- 
lich gemacht, indem nach diesem als äussere Form zur Ehe 
erfordert wird, dass die Parteien ihre Absicht, einander zu 
heirathen , vor dem competenten Geistlichen und zwei Zeugen 
erklären müssen, und auch nach unsern Particularrechten, 
welche bei Protestanten durchaus, und zum Theile auch bei 
Catholiken (z. R. in Sachsen und Württemberg) prie- 
sterliche Einsegnung als äussere Form des Abschlusses der Ehe 
vorschreiben , ist die Möglichkeit eines solchen Falles zwar noch 
mehr erschwert, allein nicht ganz ausgeschlossen, da sich doch 



3) Etwas Anderes ist es, wenn durch die Eingehung der zweiten 
Ehe gegen ein Polizeigesetz Verstössen wird, wie z. B. wenn die Frau 
das s. g. Trauerjahr durch die zweite Ehe verletzt Diese Verletzung 
wird nach vielen Deutschen Particularrechten (über das gemeine Recht 
s. mein Lehrb. B. II. S. 557.) bald mit geringer öffentlicher Strafe» 
bald mit Privatstrafen geahndet, und die polizeiliche Beschränkung meist 
auch bis auf einen gewissen Grad auf den Mainn ausgedehnt, welcher 
eine neue Ehe eingehen will. 
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wohl ein Geistlicher finden könnte , welcher z. B. einem Manne 
zugleich zwei Mädchen antraute. 

Das Römische Recht spricht bei seinen Bestimmungen über 
Bigamie so allgemein , dass es auch diesen Fall unter ihnen 
begriff. Es erklärt den Mann für infam, der zu gleicher Zeit 
zwei Frauen habe (binas nuptias in eodem tempore constilu- 
tas habere, duas simul habere usores), und das Gleiche galt 
auch von der Frau , die zu gleicher Zeit zwei Männer heira- 
thete 4 ). Ob nicht ausser der Infamie, wenigstens nach spä- 
term Rechte, noch eine arbiträre Strafe eintrat, diess ist we- 
nigstens nicht ganz ausser Zweifel. Eine Bemerkung bei Theo- 
philus scheint dafür zu seyn; denn dieser sagt: gegen dieje- 
nigen, welche zugleich zwei Ehen abschliessen, sey eine Capi- 
talstrafe festgesetzt 5 ), und unwahrscheinlich ist es nicht, dass 
namentlich in den christlichen Kaiserzeiten hier noch eine be- 
sondere Ahndung eintrat. Auch dürfte hierauf C. V. 17. de 
repudiis const. 7. hindeuten. 

Die Deutschen Gesetze dagegen übergehen diesen Fäll ganz, 
namentlich schliesst ihn die Carolina von ihrem Begriffe von 
Bigamie aus 6 ). Noch weiter geht Jarcke?), indem er behaup- 
tet, dass im christlichen Europa der Fall, wo Jemand mit 
zweien Personen zugleich eine Ehe schlief se, gär nicht 
vorkommen könne, da zum Wesen der Ehe nothwendig 
zwei Personen gehören, und ein von mehrern Personen in 
einem und demselben Acte geschlossener Vertrag wenigstens 
keine Ehe, folglich aber auch keine Bigamie seyn wurde. 
Wollte man diese Argumentation zugeben : so müsste man übcr- 



4) D. III. 2. (de bis qui not) Ltt E. 1. 13. §. 2—4. C. V. 5. 
(fle incestis nuptt.) est. 2. IX. 9. (ad leg. Jul. de adnlt) est 18. im Auf. 

5) Theoph. paraphrasis institutt Lib. I. tit 10. §. 6 und 7... xf- 

yaXixrj ü*£ WQiOiai %ifitoQCa xetza r<2v dinlovv yoifiov ovviOnavxfov 

ol&at <ft , xtipahxriv tlytu tr^v inl itav dmlwf yaftcov ti(i<OQ{«y, 

6) Siehe nnten nr. 4. Es giebt einige Wenige, die hief anderer 
Ansieht sind; s. mein Lehrbuch B. II. S. 460. lit c 

7) Handb. des Straffi. B. III. S. 67. Not. 8. Der gleichen An- 
sicht scheint auch Heffter Lehrb. §. 450. Not. 2. zu seyn. 

10* 



haupt die Möglichkeit aller Bigamie leugnen , weil auch in dem 
Falle , wenn ein in einer bestehenden Ehe Lebender eine zweite 
Ehe schliesst , diese zweite Verbindung (juristisch) keine (gül- 
tige) Ehe ist. Will man daher überhaupt in unsern Staaten , in 
welchen jede gleichzeitige Polygamie untersagt ist, von Bigamie 
sprechen: so darf man die Sache nicht von der juristischen. 
Gültigkeit der geschlossenen Verbindung, nicht davon, ob sie 
juristisch eine Ehe ist, abhängig machen, sondern Mos von iy 
dem rein Factischen, d. h. von der gesetzwidrigen Absicht 4^ 
der Betheiligten, und der Anwendung der zu einer ehelichen ' 
Verbindung gehörigen Formen. Diess ist auch in einem Re- ^ 
Scripte von einigen spätem Römischen Imperatoren sehr richtig 
mit den Worten ausgedrückt : in ea namque re non juris ef- 
fectus, quo cives nostri matrimonia eontrahere plura pro- 
hibentur, sed anhni destinatio cogitatur 8 ). 

Uebrigens wird allerdings ein solcher Fall bei uns beinahe 
nie vorkommen. Käme er aber vor: so müsste man ihn nach 
Römischem Rechte entscheiden, da unsre Deutschen Rechtsquel- 
len von ihm schweigen. 

3. Der dritte Fall ist, wenn eine verheirathete Person, 
ehe ihr eheliches Verhältniss gelöst ist, eine neue Ehe schliesst. 

Hier sind drei verschiedene Gesichtspunkte denkbar, von 
denen eine Gesetzgebung ausgehen kann. 

Der eine ist, dass man hauptsächlich das polygamische Ver- 
hältniss ins Auge fasst, und die Handlung schon um deswillen 
oder mächst um deswillen straft, weil eine Polygamie vor- 
hegt. Geht man von diesem Gesichtspunkte aus : so wird dann 
zur strafbaren Bigamie blos erfordert, dass das erste und das 
zweite Verhältniss mit der Absicht eine Ehe zu schliessen un- 
ter Beobachtung der Eheformen eingegangen wurde. Eine Gül- 
tigkeit der ersten Ehe ist dann nicht erforderlich, eben so we- 



8) C. IX. 9. (ad leg. Jul. de adult) est 18. Bios von der animi 
destinatio, und nicht auch Ton der Beobachtung der Hassern zur Ehe 
gehörigen Formen, sprechen hier die Imperatoren, weil zu ihrer Zeit 
bestimmte äussere Formen zur Eingehung der Ehe nicht gefordert 
wurden. 



Digitized by Google 



nig, dass zur zweiten Ehe Beischlaf hinzukam. Concurrirt in 
einem solchen Falle eine Verletzung der ehelichen Treue , ein 
vollendeter Ehebruch 9 ) oder ein versuchter 1 °) : somüsste diess 
einen Straferhöhungsgrund bilden, und das Gleiche wäre der 
Fall, wenn zugleich ein Betrug am zweiten Gatten began- 
gen würde. 

Der zweite Gesichtspunkt ist, dass man hauptsächlich 
die Verletzung der ehelichen Treue, jedoch ohne ei- 
nen wahren Ehebruch zu fordern, ins Auge fasst, also 
Bigamie dann als vorhanden annimmt, wenn ein Ehegatte 
eine bigamische Ehe abschliesst, somit in diese zwei- 
te Ehe an sich, und die durch sie begangene Verle- 
tzung der ehelichen Treue , welche durch die concurrirende Po- 
lygamie einen besondern strafrechtlichen Charakter bekommt, 
das Wesen der Bigamie setzt. Geht man von diesem Gesichts- 
punkte aus : so muss man consequenter Weise zum Thatbe- 
stande der Bigamie fordern, dass die erste Ehe gültig abge- 
schlossen war (es gilt hier dann ganz das nachher unter a. An- 
zurührende), nicht aber, dass zur zweiten, unter der Form 
der Ehe abgeschlossenen , Verbindung Beischlaf hinzukam. 

Der dritte mögliche Gesichtspunkt ist, dass man die Biga- 
mie als einen, unter der Form und dem Scheine einer zweiten 
Ehe begangenen, wahren Ehebruch auffasst, welcher durch 
die damit concurrirende besondere Verletzung der Ehegesetze 
als besonders strafbar erscheint. Geht man von diesem Ge- 
sichtspunkte aus : so wird zur consummirten Bigamie allg$ Das- 
jenige erfordert , was zu einem consummirten Ehebruche nöthig 
ist, und ausserdem noch, dass die zweite Verbindung während 
der Dauer der ersten unter Beobachtung der äussern Ehefor- 
men eingegangen wurde. Nach ihm gehört somit zur consum- 
mirten Bigamie: 

. . > 

9) Diess wäre dann der Fall, wenn die erste Ehe gültig eingegan- 
gen worden, und zur zweiten Beischlaf hinzugekommen wäre. 

10) Z. B. wenn die erste Ehe nichtig ist, aber der bigamische 
Gatte sie für gültig hielt, oder sie gältig ist, aber zur zweiten nicht 
Beischlaf hinzukam. 
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a. dass die erste Ehe gültig abgeschlossen war. War 
sie nicht gültig : so kann nur von Gonat der Bigamie die Bede 
seyn, wenn der Verbrecher sie für gültig gehalten hatte, nnd 
kannte er ihre Ungültigkeit, so kann von einer Bigamie (im 
Sinne dieses dritten Gesichtspunktes) gar nicht die Rede seyn; 
(denn s. oben S. 124.). 

b. dass die zweite Verbindung unter Beobachtung der äus- 
sern Eheformen geschlossen wurde, und Beischlaf hinzukam. 
Fehlt der letztere: so ist wio^er bios Gonat der Bigamie in diesem 
§inne vorhanden (weil der Ehebruch nicht vollendet ist). Fehlt da- 
gegen bei der zweiten Verbfafang die Form der Ehe : so ist zu 
unterscheiden. Hatte der Angeschuldigte gar nicht die Absicht, 
bei der zweiten Verbindung die Formen der Ehe zu beobach- 
ten: so kann gar nicht von Bigamie, auch nicht von versuch- 
ter, die Rede, und dieThat kann blps Ehebruch oder ehebrecheri- 
scher Goncubinat seyn. Halle er sich dagegen während des 
Bestehens seiner Ehe mit einer dritten Person verlobt: so 
ist diess ein entfernter Versuch der Bigamie, wenn er dabei 
die Absicht hatte, noch während des Bestehens seiner ersten 
Ehe das Verlöbniss dnreh Eingehung der Ehe und durch Bei- 
schlaf zu vollziehen. Beabsichtigte er aber, diess erst nach 
Auflösung seiner Ehe zu thun: so ist seine Handlung nicht 
strafbar. 

Was nun unser positives Recht betrifft: so fasst das Rö- 
mische Recht von diesem dritten Gesichtspunkte aus die Bi- 
gamie nicht auf. Es spricht überhaupt nicht von einem beson- 
dern oder besonders modificirten crimen bigamiae , sondern 
blos von binas nuptias in Gadern tempore comtüuta» habe- 
re f was in allen bisher genannten Hauptfällen vorhanden ist. 
Alle diese Fälle sind daher nach Bömischem Bechte, so ferne 
nur die verschiedenen Verbindungen ausser lieh als Ehen 
(wenn auch nicht gültig) geschlossen wurden, auf die unter 
nr. 2. bei und nach Not. 4 angeführte Weise strafbar. In 
so weit aber in den genannten Handlungen ein Adulterium, 
ein Incest, ein Stuprum lag, konnten natürlich auch die 
Strafen dieser Verbrechen erkannt werften. Schloss daher 
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eine Ehefrau während des Bestehens ihrer Ehe eine zweite 
eheliche Verbindaog, und machte sich der Untreue schuldig: 
So konnte sie wegen Ehebruchs, und der Mann, der mit ihr 
coneumbirte, wenn er Wusste dass sie verhefrathet war, als 
Adulter (also nach dem späteren Römischen Rechte mit dem 
Schwerte) , bestraft 'werde«. Machte sieh dagegen ein Ehe- 
mann eines bigamischen Beischlafes mit einer Unverheiratheten 
schuldig : so traf ihn und diejenige mit welcher er coneumbirte, 

r wenn sie wusste dass er terheirathet war (denn wusste sie es 
nicht , so hielt sie sich ja für seine Ehegattin und war nicht 

^trafbw)j>die Strafe des Stuprums * *)• 

Ausserdem scheint das Römische Recht wenigstens hei 
Ehefrauen noch den zweiten S. 149. angeführten Gesichts- 
punkt beachtet, und gegen eine Ehefrau, welche sich des dort 
erwähnten Verbrechens schuldig gemacht , extra ordinem öffent- 
liche Strafe verhängt zu haben 1 2 ). 

Die Carolina dagegen scheint von dem S. 149. ange- 
führten dritten Gesichtspunkte auszugehen , wie diess nament- 

. lieh auch unter den Neuern Feuerbach, Grolman, Mar- 
tin und Jarcke annehmen. Ist diese Ansicht richtig 19 ): so 

11) C. IX. 9. (ad leg. Jol. de adult.) est 18. V. 17. (de repu- 
diis) est. 7. Mein Lehrbuch B. II. S. 456. 457. 

12) D. XLVIII. 5. (ad L Jol. de adult) 1. 11. f. 12. C. V. 17. 
(de repud.) cBt. 7. Nov. 117. c. 11. 

13) Die Bambergensis Art. 146. und der erste Entwurf der 
Carolina vom J. 152t, der hier durchaus mit der Bambergensis über- 
einstimmt, gehen nicht Ton diesem, sondern von dem zweiten S. 149. 
angeführten Gesichtspunkte aus , und setzen für die That blos eine ar- 
biträre Strafe fest, welche nur bei gewissen Schärfungsgrunden bis zur 
Todesstrafe steigen könne. Der revidirte Entwurf der Carolina 
von 1529 dagegen streicht hier zum grössten Theile das im ersten Ent- 
würfe Enthaltene, und fügt nach der Beschreibung des Verbrechens die 
Worte bei : welche übclthat dann auch eyn ehebruc h vnd grösser dann 
das selbig lasier ist, und aus diesen Worten folgern die im Texte Ge- 
nannten und Andere wohl nicht mit Unrecht, dass die Carolina zur 
consummirten Bigamie einen consummirten' Ehebruch erfordere. Leug- 
net man dieses Letztere, wie diess Manche z. B. Tittmann, Ross- 
hirt, Henke und Heffter thun: so miisste man behaupten, die Ca- 
rolina sey , wie ihr erster Entwurf und wie die Bambergensis, von dem 
• 
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kann es auch keinem Zweifel unterworfen seyn, dass die vor- 
hin S. 150. ausgeführten Requisite nach gemeinem Rechte zur 
eigentlichen Bigamie gehören , und die vielen Streitigkeiten über 
diese Requisite 14 ) konnten doch wohl nur dadurch entstehen, 
dass man statt des einen Gesichtspunktes den andern der Ca- 
rolina unterschob, oder die verschiedenen möglichen Gesichts- 
punkte nicht gehörig sonderte. 

Manche Schriftsteller beben bei der Bigamie noch den Ge- 
sichtspunkt heraus, dass sie einen Betrug am Publicum 
enthalte. Allein, wollten wir auch annehmen, dass das Pu- 
blicum eine rechtsfähige Person sey (was Dasselbe durchaus 



zweiten S. 149. angeführten Gesichtspunkte ausgegangen; dann aber 
auch alle die Conseqoenzen zugeben, die sich ans diesem Gesichts- 
punkte mit Notwendigkeit ergeben, wie diess auch z. B. Heffter 
thut. — Legislativ möchte es sich wohl am Meisten rechtfertigen, auf 
Polygamie überhaupt eine Strafe zu setzen (wie das Rom. Recht), 
und dann ein besondres Verbrechen der ehelichen Untreue durch Bi- 
gamie zu unterscheiden, und bei diesem von dem zweiten der unter 
nr. 3. angeführten Gesichtspunkte auszugehen. 

14) Ueber diese verschiedenen Ansichten s. mein Lehrbuch B. IL 
S. 460 — 463. Dass zur ersten Ehe Beischlaf hinzugekommen, ist 
weder nach dem einen noch nach dem andern Gesichtspunkte erforder- 
lich. Indessen giebt es doch Manche, die auch dieses Requisit verthei- 
digen wollen. Vergl. mein Lehrb. B. IL 8. 460. lit. b. Bas Canoni- 
sche Recht scheint es freilich zur Bigamie zu fordern. X. I. 21. (de bi- 
gamis non ordinandis) c. 5. Allein man darf wohl dieser Stelle eine 
Anwendung auf unser Criminalrecht nicht geben — Dass zur Bi- 
gamie, wie zum Ehebruche, dolus erforderlich ist, sagt die Carolina 
ausdrücklich, und sehr richtig ist in Beziehung auf diesen dolus die 
Bemerkung Heffters: Vollkommener Irrthum über den rechtlichen Fort- 
bestand der frühem Ehe kann kein Milderung s - sondern nur Strafaufhe- 
bungsgrund seyn, und es ändert dabei nichts , ob Unkenntniss des Rechts 
oder der Thatsache den Irrthum veranlasst hat ; nur blosse Zweifel können 
nie die Stelle des Irrthums vertreten, vergiß auch Jarcke Handb. des 
StrafR. Bd. HL S. 72. Not. 20, welcher jedoch bei einem nicht völlig 
entschuldigten Rechtsirrthum, also auch bei culpa, strafen will; s. aber 
hiegegen D. XL VIII. 5. (ad leg. Jul. de adult) L 43. und mein Lehr- 
buch B. I. S. 121. in der Mitte. Aeltere nehmen übrigens häuft g über- 
haupt eine strafbare culpose Bigamie an, geben aber schon dadurch, 
dass sie dieselbe blos quasi - bigamia nannten, gewissennassen zu, wie 
wenig sich diess nach den Gesetzen rechtfertigen lasse. — 
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nicht ist) : so möchte es doch den Vertheidigern jener Ansicht 
in der That mehr als schwer werden, nachzuweisen, dass durch 
eine Bigamie Rechte des Puhlicums verletzt werden. liegt 
aber in der Handlang nicht eine Rechtsverletzung gegen das 
Publicum : so kann auch nicht von einem» strafrechtlich in Be- 
tracht zu ziehenden, am Publicum begangenen Betrage die Rede 
seyn. » 

Was die Strafe der Bigamie betrifft: so bestimmt die Ca- 
rolina, es sollen bei ihr ganz die Strafen des Ehebruchs ein- 
treten* Zwar sagt sie seihst , die Bigamie sey eigentlich straf- 
barer, als der Ehebruch. Allein sie glaubte nach einem ver- 
breiteten Irrthume ihrer Zeit , von dem auch die Bambec- 
gensis ausgeht » das Römische Recht habe für keinen Fall 
der Bigamie Todesstrafe festgesetzt, und da sie bei der dama- 
ligen übergrossen Ehrfurcht vor dem Römischen Rechte sich 
scheute, zu sehr von demselben abzuweichen, auf der andern 
Seite es aber doch nicht über sich bringen konnte, die Biga- 
mie (wie es ihr erster Entwurf und die Bambergensis that) so- 
gar noch gelinder, als den Ehebruch zu bestrafen t so kam 
sie auf die vorhin angeführte Bestimmung 15 ). 

Wie aber die Carolina das Römische Recht missverstand, 
und dadurch auf die Bestimmung kam, die Bigamie — freilich, 
wie man sieht, sehr ungern — nicht härter zu strafen, als 
den. Ehebruch, so wurde von der andern Seite die Carolini 
von der älteren Deutschen Praxis missverstanden, und durch 
Diese die Bigamie lange Zeit härter, als der Ehebruch bestraft 
Die Praxis glaubte nämlich länger als ein Jahrhundert hindurch, 
dass die Carolina die Bigamie (auch an dem weiblichen und so- 
gar auch an dem unverheiratheten Theile , welcher mit dem 
Ehegatten, dessen Ehe kennend, die bigamische Ehe einging) 
unbedingt mit dem Tode habe bestrafen wollen* 6 ). In- 



15) Siehe mein Lehrb. B. II. S. 45* unten und S. 463—466. 

16) Mein Lehrbuch B. II. S. 464« Diese Ansicht ging wich in viele 
Particolarrechte im XVI. und XVII. Jahrhundert über, namentlich in 
das Sächsische; s.unten und Jajcke Handbuch B. III. S.74. Not23. 
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dessen lenkte sie wieder von der andern Seite ein, und half auf 
eine andere Weise , wohl in dem Gedanken, dass die Todes- 
strafe hier überhaupt doeh zu hart sey, nach, indem sie sich 
bemühte, Wie beim Ehebruche, durch allerhand Suppositionen 
das Gesetz zu mildern. So forderte sie zur consummirten Bi- 
gamie, wie znm consummirten Ehebruche, den Beweis der se- 
minis immissio bei der bigamischen Ehe; auch milderte sie 
all in iiiig vom XVII. Jahrhundert an die Strafe, wenn der belei- 
digte Gatte dem ungetreuen Gatten die Untreue verzieh, oder 
beischlafsunfähig war, oder den Beischlaf beharrlich verweigert 
hatte; ferner wenn der bigamische Gatte von seinem ersten 
Gatten böslich verlassen oder von demselben in Beziehung auf 
Tisch und Bett getrennt war, oder während des Ehescheidungs- 
processes die zweite Ehe geschlossen hatte. Ja Viele, und un- 
ter ihnen selbst Boehmer, der tüchtigste Ausleger der Caro- 
lina , meinten , es müsse eine mildere Strafe eintreten , wenn 
ein Verlobter seiner Braut ungetreu werde und eine andere hei- 
rathe, dann aber von Gewissensbissen ergriffen seine Frau ver- 
lasse, zur ersten Braut zurückkehre, und nun diese auch hei- 
rathe. So wurde, wie beim Ehebruche, auch bei der Bigamie 
die Todesstrafe selbst in den Fällen , in denen sie nach der Ca- 
rolina hätte erkannt werden sollen, immer seltener, und am 
Ende wendete man sie selbst dann nicht mehr an, wenn auch 
keiner der berührten Milderungsgründe bei der That vorhanden 
war , sondern nahm an , dass die Strafe eine arbiträre; der Be- 
stimmung des richterlichen Ermessens überlassene sey. Diess 
ist wenigstens die Praxis des XIX. Jahrhunderts, und war 
auch schon in dem letzten Viertei des XVIII. Jahrhunderts, we- 
nigstens in einzelnen Gerichten, Praxis. Nur schlug der Gerichts- 
gebrauch in Beziehung auf das Maass der zu erkennenden ar- 
biträren Strafe hier einen andern Weg ein, als beim Ehebru- 
che. Er straft die Bigamie unter übrigens gleichen Verhältnis- 



Uebrigens gab es doch auch da and dort Einige, welche die Carolina rich- 
tiger auslegten, und diess auch in einzelnen Gerichten geltend zu ma- 
chen wussten. S. Jar cke a. a. O. 

i 
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sen weit härter, als den Ehebruch, und zwar gewöhnlich mit 
mehrjähriger Zuchthausstrafe und so wird am Ende die ei- 
geutüche Ansicht 9 welche die Carolina über die Natur dieses 
Verbrechens hatte, aber nicht ganz durchzufuhren wagte, vom 
nunmehrigen gemeinen Gerichtsgebrauche erfüllt, jedoch nur 
mit den gelinden Strafecalen , welche die milden Ansichten, uns« 
rer Zeit fordern, und unsre Zeit - und Culturverhältnisse zu- 
lassen. 

B. Aelteres Sächsische» Recht 

Auch bei dem Verbrechen der Bigamie ist das ältere Säch- 
sische Recht strenger als das gemeine, jedoch nicht durchaus 
desshalb, weil es vom gemeinen abweichen wollte, sondern 
theilweise wenigstens, weil es auch von dem S. 153. angeführten 
Irrthume der Praxis über den Sinn der Carolina befangen war. 

Die Sächsischen Juristen legten nämlich im XVI. Jahrhun- 



17) Manche Gerichte sind auch noch gelinder. So sind in Hi» 
tzigs AmuOen etc. B. IX. S. 334. und B. XII. S. 49. zwei Fälle ange- 
führt, in welchen die Grossherzogl. Hessischen Gerichte eine Ehe- 
frau wegen Bigamie blos mit acht Monaten Correctionshaus bestraf- 
ten. Als Milderungsgrund hatten sie in dem einen Falle den Umstand 
behandelt, dass die bigamische Frau sich darauf berufen (es aber nicht 
erwiesen), ihr früherer Mann habe sie misshandelt, in dem andern Falle 
den Umstand, dass die Frau ihren Mann desshalb verlassen, weil er ein 
verächtliches Subject, und auf mehrere Jahre Gefangniss verurtheilt 
gewesen. — Diess ist wieder ein Beleg für das, was ich über den Gang 
der Praxis anzuführen mehrfach Gelegenheit hatte. Wie verschieden 
aber die Praxis in Bezug auf das Genauere des Straf ma as ses ist, 
diess liesse sich vielfach nachweisen. So, um nur das Eine anzufüh- 
ren, wurde in den eben berührten zwei Fällen jedesmal k der Mann der 
bigamischen Ehefrau, weil nicht erwiesen war, dass er von deren frü- 
herer Ehe zur Zeit des Abschlusses der bigamischen Ehe wusste, son- 
dern blos gestanden, dass er nachher davon erfahren, jedoch dessen 
ungeachtet das Verhältniss fortgesetzt habe, mit 7 Monaten Corre- 
ctionshaus bestraft; dagegen erkannte in einem ganz gleichen Falle, nur 
dass in demselben der Ehemann der Bigamus war, gegen die zweite 
Frau, die nach der Trauung die erste Ehe ihres Mannes erfahren, des- 
sen ungeachtet aber das Verhältniss fortgesetzt hatte, der Schöppenstnhl 
in Leipzig blos auf 8 Wochen Gefangniss (in Urtheilen vom Januar 
1819 und v. Mai 1820). 



Digitized by Google 



dert die Carolina dahin ans, dass nach derselben nicht blos der 
Ehemann, welcher eine bigamische Ehe eingehe, sondern auch 
die Ehefrau, die sich der Bigamie schuldig mache, mit dem 
Schwerte bestraft werden solle 1 8 ). Diese Ansicht sprechen da- 
her auch die Constitutionen von 1572 aus, indem sie (P. IV. 
const. 20.) unter ausdrucklicher Berufung auf die Carolina be- 
stimmen, dass der 'Mann oder die Frau, welche beim Leben 
ihres Ehegatten wissend , dass dieser noch am Leben sey , eine 
andere Ehe eingehen , mit dem Schwerte gerichtet werden sol- 
len. Auch im Uebrigen folgt diese Constitution ganz den Ge- 
sichtspunkten , vom welchen die Carolina ausgeht, indem sie 
das Wesen der Bigamie in einen, unter der Form einer eheli- 
chen Verbindung — oder, wodurch sie die Carolina noch be- 
deutend erweitert, eines öffentlichen Verlöbnisses (s. nachher) 
— begangenen Ehebruch setzt. Diess ergicbt sich aus dem 
ganzen Contexte der Constitution, namentlich aus dem §. 3. 
derselben; auch war schon die ältere Sächsische Praxis durch- 
aus dieser* Ansicht l9 )< Es gehörten somit nach dem älteren 
Sächsischen Rechte zum Verbrechen der Bigamie durchaus die 
oben S. 150. angeführten Erfordernisse. Namentlich gehörte 
zur Consummation der Bigamie erfolgter Beischlaf, und auf die- 
ses Requisit legt die const. 20. ein solches Gewicht, dass sie 
wenn es nicht vorhanden ist , im Falle des abgeschlossenen öf- 
fentlichen Verlöbnisses, statt der Schwertstrafe blos Ehrlosig- 
keit und Gefängniss oder zeitige Relegation zu erkennen vor- 
schreibt. Was nämlich dieses öffentliche Verlöbniss betrifft : so 
dehnt die angeführte const. 20. die Strafe der Bigamie (und 
wie es scheint, sogar den Begriff des Verbrechens) auch auf 



18) So sagen z. B. die Consultant Saxonicae (ed. Frideri p. 635.): 
Nachdem in der peinlichen Reichs- Halssgerichts - Ordnung cap. 121. der 
TeM h cum qui dun*. C. ad l. Jul, de adult. corrigiert , vnd die Straffe 
des Schiverdts f auff den oder die, so bei Leben dess ersten Ehegattens 
wissentlich , dass derselbe noch am Leben, ein andern zur Ehe nimpt , ver- 
ordnet u. s. w. 

19) Carpzov definitt forens. ad part. IV. est 20. def. 3« Aug. 
Fried. Schott D. de poena bigamiae ordinaria. Lips. 1771. 
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öffentliches Verlöbniss eingeht , und Beischlaf hinzukam 
(von der Praxis s. g. Quasi- Bigamie). Diese Bestimmung war, 



lieh aus den irrigen Begriffen über Sponsaiia de praesenti, wel- 
che im XVI. Jahrhundert herrschten, und aus den Ansichten 
jener Zeit über die Bedeutung der priesterlichen Trauung ge- 
flossen. Der Gesetzgeber nahm an , dass in dem berührten 
Falle eine wahre Bigamie vorhanden sey, weil durch das 
Verlöbniss , wenn Beischlaf hinzukomme , die Ehe wahr- 
haft geschlossen werde. Denn, sagen die Consultationes Sa- 
xonicae in Beziehung auf die Trauung: solche Solennität ist 
Icein Substantialstück des Ehestandes, sondern aliein eine 
äusserliche Satzung, welche dem Ehestande zu Ehren er- 
funden. 

Von der Strafe der unverheirateten Person , welche den 
fremden Gatten, von dessen Ehe unterrichtet, heirathete oder 
sich mit demselben verlobte und vermischte, sprechen die Ge- 
setze nicht. Jedenfalls aber musste er mit den Strafen bestraft 
werden, welche nach den oben S. 133. angeführten Bestimmun- 
gen den unverheiratheten Theil beim Ehebruche treffen sollten. 
Indessen scheint die Praxis nicht selten ihn milder behandelt zu 
haben 20 ). 

Ueberhaupt wusste die Praxis auch bei diesem Verbre- 
chen die Strafe des Gesetzes allmälig sehr zu mildern, indem 
sie ganz denselben Weg einschlug, den die gemeine Praxis ging. 
War bei der zweiten Ehe die seminis immissio nicht erwiesen, 
(und auch hier nahm man das blosse Geständniss des einen 
Theils nicht für hinreichend an) : so erkannte man blos die Strafe 
des Versuchs ; ging ein von seinem Gatten deserirter Gatte eine 
bigamische Ehe ein : so wurde auch blos eine ausserordentliche 
Strafe, nicht die Todesstrafe, gegen ihn erkannt; eben so auch, 



20) Berger Elect. crim. p. 140. Erhard Eandb. §. 428. Ge- 
nügende Gründe für eine solche mildere Behandlung Hessen sich natür- 
lich nicht angeben« 
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wenn eine Art Von Compensation eintrat, d. b. der Ehegatte 
des bigamischen Gatten sich vorher eines Ehebruches schuldig 
gemacht hatte $ ja die Praxis milderte sogar auch in dem Falle, 
in welchem, nach dem oben S. 154. Angeführten, Boehroer 
schon nach gemeinem Rechte mildern wollte 21 ). Dar über je- 
doch waren die Ansichten in der Praxis lange getheilt, ob die 
Verzeihung des beleidigten Gatten auch bei der Bigamie, wie 
beim Ehebrüche, eine Herabsetzung der Strafe bewirken könne. 
Die ältere Praxis scheint durchaus dagegen gewesen zu seyn, 
weil das Sächsische Recht diesen Milderungsgrund .bei der Bi- 
gamie nicht ausdrücklich ausspreche. Namentlich veriheidigt 
Garpzov diese Ansicht, und belegt sie durch Präjudicien 
Allein im XV11I. Jahrhundert wendete sich auch hier die Praxis 
zum Milderen, und Hess bei Verzeihung des ersten beleidigten 
Gatten eine geringere Strafe eintreten 23 ). 

Indessen erkannte doch die Sächsische Praxis im Uebrigen 
immer fort an, dass, wenn keine solche Milderungsgründe vor- 
handen seyen, die ordentliche Strafe der Bigamie im Schwerte 
bestehe. Als aber durch die geheime Instruction von 1783 §.7. 
beim Ehebruche die Todesstrafe aufgehoben wurde, entstand in 
der Praxis der Dicasterien über die Bestrafung der Bigamie ein 
bedeutender Dissens. Die Juristenfacultät bezog nämlich jene 

21) Berger Supplemente ad Electa jurispr. crim. P. TL obs. 153. 
Vergl. auch Hommel Rhapsod. quaestion. obs. 224. 

22) Practica etc. qu. 66. §. 39 ff. Definitt. forens. ad part IV. 
est 20. defin. 4. 

23) Die mildere Ansicht wurde besonders vertheidigt Ton Jo. Mich. 
Gribner de intercessione conjogum in crimine bigamiae. Viteb. 1711 
(auch in s. Opusc sei. T. V. p. 71.) Berger Elect CThninaL p. 137. 
sq. und Supplem. ad elect P. II. obs. 153. S. auch Hommel a. a. O. 
Es scheint sogar, dass man hier selbst bei der doppelten Bigamie 
d. h. wenn ein Ehegatte mit einem fremden Ehegatten eine Ehe ab- 
schliesst, die Verzeihung des beleidigten Gatten für dessen Gatten als 
Milderungsgrund behandelte. (Vergl. Erhard Handb. §. 427.). Diess 
liess sich auf keine Weise rechtfertigen. Denn man konnte hier über- 
haupt die Verzeihung nur exanalogia Dessen, was beim Ehebruche galt, 
mildern lassen, und diese Analogie musste bei der doppelten Bigamie 
durchaus auf Ausschliessung des Milderungsgrundes fuhren ; s. obenS. 134. 
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Bestimmung der Instruction auch auf die Bigamie, und erkannt? 
daher bei der consummirten Bigamie (wenn gar kein Milderungs- 
grund vorhanden war), statt des Schwertes blos auf vier Jahre 
Zuchthaus, als der nunmehrigen poena ordinaria, und in Fällen 
einer zu erkennenden ausserordentlichen Strafe, statt der Stau- 
penschläge und der Landesverweisung nicht auf die in der In- 
struction von 1770 §.9., sondern auf die geringem, in der 
Instruction von 1783 §. 7. festgesetzten, Zuchthaus- und Ge- 
fängnisstrafen (vergl. oben S. 11. u. 12.)* Diess und der Um- 
stand, dass die Facultäl auch bei andern Fleischesverbrechen, 
auf welchen Schwertstrafe stand (z. B. Incest) , diese Strafe 
nicht durchaus erkannte, scheint jedoch der Regierung aufge- 
fallen zu seyn, und sie forderte daher unter dem 6. Decbr. 1788 
von der Facultat Berichtserstattung über das Maass, welches sie 
bei der Bestrafung der schwerern Fleischesverbrechen anzuwen- 
den pflege. In dem hierauf eingereichten Berichte vom 11. Mai 
1791, erklärte die Facultät sich allerdings dahin, dass sie nach 
der Instruction von 1783 §. 7. geglaubt habe, die Schwertstrafe 
bei der Bigamie nicht mehr anwenden zu sollen 24 ). Indessen 



24) Sie sagt in diesem Berichte u. A.: Dagegen, wenn schon die 
Bigamie, da sie ein mit Hintansetzung anderer gesetzlicher Vorschriften 
und der gethanen eigenen Zusage verbundener und fortgesetzter Ehebruch 
ist, zwar allerdings für em schwereres Verbrechen, als der blosse Ehebruch 
angesehen werden muss, gleichwohl tu Erwägung , dass Selbige für nichts 
anderes, als eine Gattung des Letzteren geachtet werden mag, und in der 
... Instruction vom J. 1783 §. 7. in Ansehung des Ehebruchs ohne Unter» 
schied, ob derselbe ein- oder zweifach, welcher Letztere der Bigamie wohl 
möchte gleichgesetzt werden können, die Enthauptung in vierjährige Zucht- 
hausstrafe aus höchster Gnade gemildert worden, wir die Meinung hegen> 
dass 9 je mehr bei Strafen die mildere Deutung vorwaltet, die rechtliche 
Analogie es mit sich bringe, dass nach dieser E. F. D. höchst eigner Vor- 
schrift auch bei letztgedachtem Verbrechen das rechtliche Erkenntniss auf 
keine y härtere , als 4jährige Zuchthausstrafe gerichtet werden dürfe, und 
eben dieser Ursache wegen dabei so wenig als bei dem Ehebruche und an- 
deren, minder schweren, fleischlichen Vergehungen, als, wenn vom Gerichts- 
knechte mit der Gefangenen, oder mit einem über 1 jahrigen Mädchen ohne 
Zwang Hurerei getrieben worden, oder bei der Selbstbefleckung die Special* 
Inquisition statt finden könne. — In Beziehung auf den Incest zwischen 
Adscendenten and Descendenten aber, ferner auf Nothzucht , Entführung 
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konnte diese Ansicht durch ganz genügende Gründe nicht wohl 
unterstützt werden; denn die Instruction von 1783 spricht blos 
vom Ehebruche und den geringem fleischlichen Verbrechen^ 
und so liess sie sich auf die Bigamie in der That nicht bezie- 
hen. Desshalb wurde auch unter dem 19. Mai 1798 ein Be- 
fehl des Inhalts erlassen, dass bei der Instruction von 1783 die 
Absicht keineswegs gewesen, auch bei andern fleischlichen Ver- 
brechen , welche in den Gesetzen mit der Todesstrafe belegt 
seyen , diese Todesstrafe abzuändern , und dass man auch der* 
malen Bedenken finde, eine Abänderung der in Ansehung sol- 
cher Verbrechen bestehenden Gesetzezu treffen * 5 ). Es scheint 
aber dieser Befehl seinen Zweck doch nicht durchaus erreicht 
zu haben, und selbst von Christ. Glob. Biener (Mitglied 
und später Ordinarius der Facultät) diese Verordnung bei der 
Herausgabe der Elementa von Pütt mann ganz übersehen wor- 
den zu seyn 26 ). 

Die Praxis des Schö'ppenstuhls dagegen hielt hier — 



nnd Sodomie, sprach sich die Facultät in dem Berichte dahin ans, dass 
diese Verbrechen, wenn sie in genügsame Gewissheit gesetzt werden kön- 
nt* 9 die Todesstrafe, mit alieiniger Ausnahme der Tochter, bei welcher, 
wenn sie mit dem Vater Blutschande getrieben, Milderun gs gründe nach 
Beschaffenheit der Sache eintreten können, nach sich ziehen. 

25) Der Befehl setzt noch bei : Es hätte auch solchem nach, da blos 
die auf den Ehebruch geordnete Lehensstrafe aufgehoben worden , nicht ge- 
bührt, ohne erhaltene besondere Anweisung, von dieser Lebensstrafe bei den 
andern besonders genannten, und nicht in est. 19. P, IV. , sondern in den 
folgenden est. 20 u. 22. P. IV. , ingleichen in der fünften sonderlichen Con- 
stitution und andern Gesetzen verpönten Verbrechen eigenmächtig abzuge- 
hen, und nur auf Zuchthaus, oder nach Befinden geringere willkürliche Strafe 
zu erkennen. Ihr habt dannenhero in vorkommeriden Füllen den diessfalls 
bestehenden Gesetzen gemäss zu erkennen ; jedoch auch dabei auf die Jugend 
der Verbrecher oder andere wichtige Umstünde , in Füllen , wo vermöge der 
Gesetze selbst dieserhalb eine Linderung der gesetzmässigen Strafe statt fin- 
det, allerdings Bücksicht zu nehmen. 

26) Püttmann Elem. jnr. crim. ed. 2. $. 635. Not 69., welche 
Note von Biener herrührt. Aach Rud. Hommel (Criminalist. Blät- 
ter. 1800 S. 82.) sagt, dass durch eine ausdehnende Erklärung der In- 
struction die Lebensstrafe bei der Bigamie in 4jährige Zuchthausstrafe 
verwandelt worden sey. 



igitized by Google 



— let — 

abgesehen von den Mildernngsgründen , durch welche die ge- 
setzliche Strafe möglichst ausgeschlossen wurde, im Uebrigen — 
an der Strafe des Gesetzes fest. Sie erkannte noch. bjs auf 
die neuere Zeit aufs Schwert , milderte jedoch , wenn der be- 
leidigte Gatte vom bigamischen Gatten von Tisch und Bette ge- 
trennt war **), oder ihm bedingt oder unbedingt das Vergehen 
verziehen, oder den bigamischen Gatten wirklich oder nur quasi 
deserirt 2 8 ), oder sich selbst eines Ehebruchs schuldig gemacht 2 9 ) 
hatte, und forderte sogar zur Erkennung der ordentlichen Strafe 
nicht Mos, dass die seminis immissio bei der bigamischen 
Ehe, sondern auch, dass die Consummation der ersten Ehe 
durch Beischlaf Consta tirt gewesen sey 20 ); so das» es hiernach 
freilich selten zur Anwendung der ordentlichen Strafe der Bi- 
gamie kommen konnte 21 ). 



27) So z. B. in einem ürtheile im Ott 

28) Er erkannte hier nach Umständen auf zwei oder auf vier Jahre 
Zuchthaus. 

■ 

29) Concurrirten mehrere Milderungsgründe: so wurde auch die 
Strafe noch weiter herabgesetzt, so z. B. wenn die erste Frau vor. der 
Bigamie Ehebruch begangen, und später die Bigamie dem Manne ver- 
ziehen hat. In solchen Fällen wurden z. B. im Jan. 1822" und JuJL 1825 
zwei Jahre Zuchthaus erkannt. '\ 1 1 

30) Dieser Grundsatz wurde z. B. in ürtheilen vom Febr. 1812, 
vom Jun. 1819 und vom Febr. 1827 anerkannt — Blosser Versuch 
der Bigamie wurde meist sehr gelinde bestraft, z. B. in Fallen, in wel- 
chen es schon zum Aufgebote gekommen war, mit acht Wochen' Ge- 
fängnis*, in ürtheilen vom Jul. 1822, Nov. 1823, Apr. 1828. 

31) Die Frage über die Verjährung der Bigamie nach gemei- 
nem Rechte ist bestritten, besonders die Frage über die Berechnung 
der Verjährungszeit. Da die Carolina die Bigamie als Ehebruch auf- 
fasst: so muss sie auch, wie der Ehebruch, in fünf Jahren verjähren. 
Diess ist auch in Sachsen anerkannt; nur muss man, wie schon Pütt- 
mann Elem. §. 639. bemerkt, was aber von andern Sächsischen Schrift- 
stellern bestritten wird, behaupten, dass die doppelte Bigamie erst in 
20 Jahren verjähre (vgl. oben S. 134.). Die Verjährung beginnt jeden- 
falls von dem Momente an zu laufen , an welchem entweder die biga- 
mische Verbindung, z. B. durch den Tod, oder die erste Ehe sich auf-' 
gelost hat. Auch wird man, da die bigamische Verbindung eine 
an sich nichtige ist, und von den Gesetzen Mos als Ehebruch aufge- 
fasst wird , noch weiter gehen und behaupten müssen , dass ausserdem 
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Drittes Capitel. 
Unzuchtsverbrechen im engsten Sinne 1 ). 

A. Römisches Recht 

Das Römische Recht geht bei den übrigen Unzuchtsver- 
brechen im Wesentlichen von folgenden Grundsätzen aus. Nicht 
jede aussereheliche Befriedigung des Geschlechtstriebes sey vom 
Staate mit Strafe zu ahnden. Vielmehr müsse man dauernde 
aussereheliche Geschlechtsverbindungen (Concubinat), unter 
gewissen Voraussetzungen, durchaus zulassen. Ebenso sey öf- 
fentlichen Dirnen die Ausübung ihres Gewerbes zu gestatten, 
und Derjenige nicht zu strafen , welcher sich mit ihnen ein- 
lasse. Dagegen müsse man die Sittlichkeit in den Familien da- 
durch zu schützen und aufrecht zu erhalten suchen, dass man 
Unzucht unter sonst ehrbaren Personen mit nicht unbedeuten- 
der Strafe ahnde, und diese Strafe müsse mau, besonders we- 
gen der bewiesenen Rohheit in Verletzung einer gegen die 
Handlung von der Natur schon eingeprägten Scheu, theils we- 
gen der ganz besonders verletzten Sitte sehr erhöhen, wenn 
zwischen solchen Personen das Vergehen vorfalle, welche ein- 
ander wegen naher Verwandtschaft oder Schwägerschaft nicht 



die Verjährung vom letzten bigamischen Beischlafe an za laufen an- 
fange, jedenfalls dann, wenn der Verbrecher von da an die biga- 
mische Verbindung in der Absicht, sie in keiner Weise mehr fort- 
zusetzen, gelöst hatte« Vergl.- Thomasius d£ bigamiae praescri- 
ptione. Hai. 1685. §. 52. 6e. Steph. Wiesand D. de initio prae- 
scriptionis in crim. bigam. Viteb. 1794. Der neueste Schriftsteller über 
diese Frage (Unterholzner Entwicklung der gesammt. Verjährangs- 
lehre u.s.w. Leipz. 1828 B.IL S.466.£) glaubt, die Verjährung beginne 
schon mit dem Augenblicke der abgeschlossenen bigamischen Ehe , so 
dass die Bigamie auch noch wahrend der Dauer der bigamischen Ver- 
bindung und der Fortsetzung des Beischlafs verjähren könnte. Allein 
er scheint hiebe!, so wie bei seiner Behauptung, dass die Biegamie erst 
in zwanzig Jahren verjähre, von noch Anderem abgesehen, den Ge- 
sichtspunkt nicht zu beachten, von welchem aus das gemeine Deut- 
sche Recht das Verbrechen der Bigamie auffasst. 

1) VergL oben S. 20. Not 1. 
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heirathen können. Widernatürliche Befriedigung des Ge- 
schlechtstriebes dagegen scheint das Römische Strafrecht blos 
in gewissen Beziehungen zu berühren. , So muss man daher 
nach Römischem Rechte folgende Fälle unterscheiden: 

1. Beischlaf mit einer Sklavin oder mit einer Hure d. h. 
einer solchen Weibsperson, welche aus der Unzucht entweder 
ein Gewerbe macht, oder sich sonst ohne eine andere, als 
durch grobe Sinnlichkeit bestimmte, Auswahl Jedem hingiebt. 
Ein solcher Beischlaf wurde nicht bestraft, und auch die Hure, 
wenn sie nur als solche sich bei der Polizei gehörig gemeldet 
hatte, war straffrei 2 ). Nur traf sie wegen des Gewerbes, das 



2) D. XLVIIL 5. (ad 1. Jul. de adult.) I. 13. $. 2. C. IX. 9. (e. t) 
est. 29. Sueton. Tiber. c. 35. T aci tus Annal. II. 85. Just Lipsius 
Excurst ad Tacit Aiutal. II. 85., und die in meinem Lehrbuche B. II. 
S. 554. Ister Absatz a. E. Angeführten. Man wird sogar noch weiter 
gehen und annehmen müssen, dass nicht blos mit einer eigentlichen 
Hure, sondern auch mit einer Solchen, welche durch ihre Lebensart sich 
ganz einer Hure gleichstellte (z. B. einer lena) , ein strafbares Stuprum 
nicht begangen werden konnte. Diess folgt wohl mit Notwendigkeit aus 
den Stellen der Not. 7. Vergl. auch Not. 4. — Ueber den Begriff der 
Hure s. D. XXIII. 2. (de R.N.) 1. 43. pr. §. 1 — 3. Pal am quaestum 
f acere dicemus, non temtum eam, quae in lupanario se prostituit, verum 
etiam, si qua, ut adsolet, in taberna eäuponia, vel qua nlia pudori sno non 
parcit. Pal am autem sie aeeiphnus, passim hoc est sine delectu: non si 
qua adulteris, vel stupratoribua se committit, sed quae vicem prostitutae stt- 
stinet. Item , quod cum uno et altero pecunia aeeepta commiseuit, non vide^ 
tur palam corpore quaestum f acere. Octavenus tarnen rectissime ait, 
etiam eam, quae sine quaestu palafn se prostituerit , debuisse his connume- 
rari. S. auch Tiber. Decianus Tractat. criminal. lib. VIII. c. 7. 
§. 10. Nach der Z a h 1 der verübten Unzuchtsakte oder der Männer, 
mit welchen Unzucht verübt worden, wollten die Aelteren häufig den 
Begriff bestimmen, und so forderte die Glosse zum Canonischen Rechte 
(Dist. 34. can. 16.) wunderlicher Weise , dass die Person , um Hure zu 
seyn, mit 23000 Männern zu thun gehabt haben müsse, und noch wun- 
derlicherer Weise beruft sie sich dafür auf Dist 45. can. 9, wo in einer 
ganz andern Beziehung von 23000 getödteten Menschen die Rede 
ist. Indessen meint sie doch hinterher, es dürften am Ende auch mehr 
als 60 Männer hinreichen , weil in X. 5. 27. (de clerico exeomm.) c. 4. 
diese Zahl schon für eine multitudo magna erklärt wird. Aeltere Deut- 
sche Criminalisten verlangten wenigstens drei actus, z.B. Berger 
Supplem. ad electa criminal. obs. 155. In unserer Zeit aber ist man 
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sie erwählt hatte, Infamie, und sie musstc auch schon durch 
ihre Kleidang anzeigen, dass sie nicht zu den ehrbaren Frauens- 
personen gehöre 3 ). 

2. Der Goncubinat — eine aussereheliche Beischlafsge- 
sellschaft, oder eine dauernde aussereheliche Verbindung zur 
Befriedigung des Geschlechtstriebes — war erlaubt; jedoch, wie 
es scheint , ausdrücklich gebilligt erst durch die lex Julia und 
Papia Poppaea, und mit Unterscheidungen. Unbedingt gestattet 
war er, wenn er mit einer Sklavin oder einer Freigelassenen, 
oder einer solchen Freigebornen eingegangen wurde, welche 
zu den personae inhonestae 4 ) gehörte. Wurde er dagegen 



wohl darüber einig, dass sich der Begriff von Zahlen nicht abhängig 
machen lasst 

3) D. I.e. 1.43. $. 4. 5. III. 2. (dehis quinot) 1.24. Marezoll Veb. 
die bürgerl Ehre. Giess. 1824. S. 181. 182. 

4) Der Begriff von persona honesta und inhonesta scheint bei den 
Römern nicht zu allen Zeiten derselbe gewesen zu seyn. In D. L. 16« 
(de V. S.) 1. 46. §. 1. wird materfamilias als gleichbedeutend mit per- 
sona honesta genommen, und der Begriff ganz abhängig gemacht von den 
hom mores der Person, davon ob sie «ton inhoneste vixit. In D. XL VIII. 
(ad leg. Jul. de adult) 1. 13. pr. wird eine Frauensperson, die einen Con- 
eubinat eingeht, zu den inhonestis, oder zu denen, welche Würde und 
Namen der Matrona oder materfamilias verlieren, gezahlt! Vgt auch 
D. XXXIV. 9. (de bis, quae ut indign.) 1. 16. §. 1. Ausserdem scheint 
in D. XXV. 7. (de coneubinis) L 3. pr. (vgl. auch L 1. §. 1. eod.) eine 
Frauensperson quae ohscuro loco natu est, zu den personae inhonestae 
gezählt zu werden. Doch lasst sich darüber streiten, und jedenfalls be- 
stimmten Valentinianus und Marcianus in C. V.' 5. (de incest 
nnpt) est 7. , dass zu den humiles vd abjectae feminae (wohl gleichbe- 
deutend mit denen, welche nicht honestae sind) blos gehören sollen 
ancülae filia, liberta, libertae filia, scenica, scenicae'fÜia, tabernaria, ta- 
bernarü vH lenonis out arenarii filia, out ea quae mereimoniis publice prae- 
fuit; dass aber sonst Armuth und Niedrigkeit auf den Begriff keinen 
Einiluss haben soll. Indessen erschöpft Valentin ians Bestimmung 
den Begriff der femina non honesta nicht Denn zum Theile noch u n~ 
t e r den von ihm Genannten stehen die famosae mulicres (grösstentheils 
wirklich Infame, namentlich öffentliche Huren und solche, welche in ju- 
dicio publico damnatae waren), mit welchen jedem Freigebornen die 
Ehe untersagt war. Vgl. M are zoll a. a. O. S. 227 — 236. Ed. Schrä- 
der Corpus jur. et». T. I. p. 759. Es hing wohl diese ganze Bestim- 
mung über den erlaubten Concnbinat mit solchen Frauenspersonen* wie 
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mit andern Frauenspersonen eingegangen : so strafte man ihn 
als Stoprom, wenn Derjenige, der die Verbindung eingehen 
wollte, nicht öffentlich angezeigt hatte, dass er die Person als 
Concubine halten werde 5 ). Diess war um so nöthiger, als bei den 
Römern der ConcuJ>inat von der Ehe äusserlich nicht streng 
geschieden war. Denn auch zur Eingehung der Ehe war die Beob- 
achtung einer äussern Form nicht erforderlich, sondern die blosse 
Einwilligung mit der Absicht, eine Ehe — nicht blos einen 
Goncubinat — einzugehen, hinreichend. Die kirchliche Trauung 
kam zwar auch schon unter den christlichen Kaisern vor, aber 
durchaus nicht als noth wendige Form. Nur bei den höchsten 
Ständen verlangte Justinian als nöthige Form die Errichtung 
schriftlicher Ehevertrage 0 ). Uebrigens führte der Goncubinat 
jedenfalls für die Concubine eine Ehrenschmälerung herbei; sie 
verlor Würde und Namen der Matrona 7 ). 

3. Das Stuprum, d. h. der Beischlaf einer verheirathe» 
ten oder unverheirateten Mannsperson mit einer unverheirathe- • 
ten Weibsperson, weiche zu den hontote viventes gehört 8 ). Die- 

mir acheint, mit dem in der lex Jul. und Papia Poppaea aasgesproche- 
nen Eheverbot, theils zwischen Personen senatorischen Standes, theila 
zwischen jedem Freigebornen , von der einen und solchen Frauensper- 
sonen von der anderen Seite zusammen, und so werden zu den inho- 
nestae namentlich alle in D. XXIII. 2. (de R. N.) 1. 43. 44. Genannten 
zu zahlen seyn. Beim Begriffe des Stuprum aber (Not. 7.) wird man 
diesen weiteren Begriff der inhonestae nicht zu Grunde legen können, 
sondern annehmen müssen, dass hier unter non honeste viventes theils 
blos wirkliche Huren, theils Solche zu verstehen sind, welche sonst 
durch ihre Lebensart und durch ihr Gewerbe sich wenigstens ganz in 
die Categorie der Huren stellen (z. B. lena, tabernaria etc.). Denn wenn 
man diess nicht annehmen wollte: so wurde dadurch der unter Nr. 1. 
angeführte Grundsatz eine zu grosse Ausdehnung erhalten. 

5) D. XXV. 7. (de coneubinis) 1. 3. pr. L 1. §. 1. 2. 

6) Zimmern Geschichte des Rom. Privatrechts B. I. §. 146. 

7) Nur der Fall macht eine Ausnahme, wenn der Patron mit 
seiner Freigelassenen einen Concubinat einging. Hier malrtynnc nomen 
non amittit; auch konnte hier die Untreue der Concubine sogar als Adu1~ 
terium bestraft werden. D. XXIII. 2. (de R. N.) 1. 41. f. 1. XLVIII. 5. 
(ad leg. Jul. de adnlt) L 13. pr. 

8) D. 1. c. 1. 6. pr. §. 1. 1. 34. C. IX. 9. e. t. est. 18. 25. 29. Inst. IV. 
18. (de publicis judic.) $.4. Paulus reeept sentent. II. 26. f. 16. 
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ses Stuprum wurde schon von der lex Julia de adulteriis hart 
bestraft. Die Strafe war Confiscation der Hälfte des Vermö- 
gens, hei Personen der niedern Stände dagegen körperliehe Züch- 
tigung und Relegation **)• Dabei traf die Verurtheilten noch 
Infamie, weil diese die Folge einer jeden Verurtheilung wegen 
eines durch einen Volksschluss verpönten Verbrechens war. 
Ausserdem konnte auch das Stuprum als crimen extraordina- 
rium behandelt und bestraft werden, wenn mit der That eine 
Verletzung der Sitte gegen des Weibes anfänglichen Willen, 
und eine wahre Verführung coneurrirte. Hier konnte, wenn 
die Handlung beim Versuche stehen blieb , Deportation , wenn 
aber das Verbrechen vollbracht wurde, sogar Schwertstrafe er- 
kannt werden 9 ). Endlich zeichnete das spätere Römische Recht 
auch noch den Fall aus, wenn eine Frau das sogenannte Trauer- 
jahr durch ein Stuprum verletzte, falls dieses eine Schwän- 
gerung zur Folge hatte 10 ), und wenn ein Tutor mit seiner 



8a) Inst 1. c. Paulos 1. c §. 13. lind Co Hat legg. Mos. et Rom. 
tit V. c. 2. Manche behaupten, die Stuprirte sey nach Römischem Rechte 
straflos gewesen; allein diese Ansicht dürfte schon widerlegt werden 
durch D. XL VIII. 5. (ad leg. Jul. de adnlt) 1. 29. $. 1. C. IX. 9. (e. t) 
est 20. u. est 18. in den Worten: crimen stupri, a quo tu remota es, 
quod uxorem te esse er edel as. Vgl. auch Nov. 39. c. 2. §. 1. 

9) D. XL VII. 11. (de extraord. crira.) L 1. §. 2. (r/«i mulicrem pueU 
lamve intcrpcllaveinnt , ei stuprum nbdueto vcl corrupto comite persuaserint, 
quidvc impudicitiae gratia fecerint). Paulas sent V. 4. §. 14. und die 
in meinem Lehrbuche B. lh S. 554. oben Angeführten. Sollte nicht diese 
harte Strafbestimmung sich auf die besondere Ehre und Achtung, wel- 
che die Römische Matrone genoss, und auf die besondern Rücksichten, 
mit denen man sie selbst noch in den spätem verdorbenen Zeiten , be- 
handelte, stutzen? So bestimmte in einer andern, aber zu demselben 
Gesichtspunkte gehörigen, Beziehung Constantin, dass wenn ein 
Richter eine Matrone mit Gewalt vor Gericht schleppen lasse, ihn eine 
Capitalstrafe treffen solle. C. I. 48. (de offic. div. jud.) est 1. vgl. auch 
noch D. XL VII. 10. (de injuriis) 1. 15. §. 15 — 23. 

10) Mein Lehrbuch B. II. S. 557. 558. und die dort Angeführten.. 
F. Kaemmerer im Archiv für civilist Praxis B. XVIII. S. 116. Un- 
richtig ist es, wenn häutig behauptet wird, dass eine Wittwe durch Un- 
zucht den Namen und Rang ihres verstorbenen Mannes verliere; s. hier- 
über besonders Kaemmerer a.a.O. S. 88. 1F., welcher auch von ei- 
nem gegen die Wittwe eines Adeligen aus diesem Grunde kürzlich . ge- 
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gewesenen Mündel ein Stuprum beging. Für den letzteren 
Fall setzte Constantin ebenfalls die Strafe der Deportation 
fest*»), 

4. Der I nee st. Unter dem crimen incestus oder incesti 
begreift das Römische Recht jede fleischliche Vermischung zwi- 
schen Personen» welche wegen naher Verwandtschaft oder Schwä- 
gerschaft einander nicht heirathen durften, vorausgesetzt, dass 
ihnen dieses nahe Verhältnis bekannt war* 2 ). Das Römische 
Recht konnte nicht ganz mit Unrecht den Begriff so weit fas- 
sen, weil seine Ehehindernisse wegen Verwandtschaft und Schwä- 
gerschaft nicht über Gebühr ausgedehnt waren. Denn sie ge- 



führten, und im Sinne der richtigen Ansicht entschiedenen Prozesse 
erzählt. 

11) C. IX. 10. (ri quis eam, cujus tutor.) est un. und Jac Gotho- 
f red us zum Theod. Cod. IX. tit 8. Missbrauchte der Tutor die 
Pupillin: so beging er das S. 38. angeführte Verbrechen. 

12) D. XLVm. 18. (de quaestionib. ) 1. 5. XXIII. 2. (de R. N.) 
1. 39. §. 1. 1. fin. Co Hat leg. Mos. et Rom. tit 6. c 2. §. 4. Das Rö- 
mische Recht fordert mit Recht, wie zu allen Fleischesverbrechen, auch 
zum Inceste dolus, d. h. hier, es muss der Schuldige das Verhaltniss 
kennen, durch welches seine Handlung in das besondere Verbrechen des 
Incestes übergeht, C. V. 5. (de incest nupt) est 4. Indessen nehmen 
doch viele Juristen auch einen strafbaren culposen Incest an, s. z.B. 
die in meinem Lehrbuche B. II. S. 566. unt Angeführten, zu denen aber 
Feuerbach von der 9« Ausgabe seines Lehrbuchs an nicht mehr ge- 
hört, indem er in derselben seine frühere Ansicht in dieser Hin- 
sicht zurücknahm. Die Vertheidiger des culposen Incestes nennen ihn 
häulig einen quasi-incestu*. Allein wenn man selbst annehmen wollte, 
dass die Frage nach den Gesetzen zweifelhaft wäre: so müsste man 
doch im Zweifel hier für das Gelindere sich entscheiden. Nur darf man 
nicht vergessen , dass ein Rechtsirrthum über das Unerlaubtseyu 
der Handlung an sich weder die Strafbarkeit, noch, nach der Be- 
stimmung unseres Rechts, das Vorhandenseyn eines dolus ausschliesst 
(mein Lehrbuch B. I. S. 120), und v dass daher Verwandte, welche ihr 
nahes Verwandtschaftsverhältniss zwar kennen, aber nicht wissen, dass 
sie einander nicht heirathen dürfen, durch Beischlaf mit einander aller- 
dings einen strafbaren do losen (nicht wie Heffter §. 458. Not 4. 
annimmt, einen culposen) Incest begehen. Das Römische Recht macht 
hier nur zu Gunsten der Frauenspersonen in gewissen Fallen eine Aus- 
nahme (s. Not 14.), welche Feuerbach in den neuein Ausgaben sei- 
nes Lehrbuches $. 466. zu sehr verallgemeinerte. * 
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gen selbst in den Zeiten der Christlichen Kaiser bei der Ver- 
wandtschaft in der Seitenlinie nicht über das Geschwister- und 
Oheims- und Tanten- (Grossoheims- u. s. w. respectus paren- 
telae) Verhältniss hinaus, und wegen Schwägerschaft war blos 
die Ehe zwischen Stief- und Schwieger - Eltern und Kindern, 
und später auch mit der Frau des (verstorbenen oder geschie- 
denen) Bruders und mit der Schwester der Frau untersagt. 

Bei der Bestrafung des Incestes war die Eintheilung in t/3- 
eestus juris gentium, d* h. Incest zwischen Adscendenten und 
Descendenten, und incestus juris civilis, d. h. zwischen Bluts- 
verwandten in der Seitenlinie, und zwischen Verschwägerten 1 3 ), 
von Wichtigkeit. Namentlich wurde bei einem Rechtsirrthum 
die Frauensperson , welche einen incestus juris civilis beging, 
ganz entschuldigt und, sofern ihre Handlung, abgesehen vom In- 
ceste, nicht noch als Stuprum oder Adulterium strafbar war, 
nicht bestraft, während sie bei einem incestus juris gentium 
auf Kecbtsirrlhum sich nicht berufen konnte, da hier schon ihr 



13) Ueber den Sinn dieser Einteilung ist freilich viel Streit; s. 
mein Lehrbuch B. I. S. 667. ff. Die im Texte angenommene Meinung 
hat aber gewiss das Meiste für sich, wie diess früher besonders K ono- 
pack in seinen Anmerkk. tu Quistorps Grundsätzen §. 505. zeigte« 
Vgl. auch das in meinem Lehrbuche a. a. O. lit c Angeführte. Der- 
selben Ansicht sind nun auch Dirksen im Rhein. Mus. B. LS. 39. ff. 
Birnbaum im neuen Arch. des Crim. R. B. XI. S. 307. Heffter 
Lehrb. f. 436. Gehörte aber auch Beischlaf zwischen Verschwägere 
ten in gerader Linie zum incestus juris gentium? Die Angeführten, 
und überhaupt, so viel ich weiss, Alle, welche sich auf diese Frage ein« 
lassen , bejahen es unbedingt. Allein es möchte sich hieran doch zwei- 
feln lassen. Die Römischen Juristen scheinen nämlich selbst nicht 
ganz einig darüber gewesen zu seyn. Denn Paulus verneintes 
ganz bestimmt in D. XXIII. 2. (de R. N.) 1. flu., schon nach dem Wort- 
inhalte der Stelle , und besonders wenn man bedenkt , dass zu Paulus 
Zeiten der Schwägerschaft wegen blos in gerader Linie die Ehe 
verboten war, und also blos in dieser unter Affinen Incest begangen wer- 
den konnte. Denn das oben angeführte Verbot wegen Schwägerschaft 
in der Seitenlinie rührte erst aus der C h r i s 1 1 i c h - Kaiserlichen 
Zeit her. Dagegen bejaht der ältere Papinian die Frage eben so 
bestimmt, wenn die Leseart jure gentium in D. XII. 7. de condict. sine 
causa 1. 5. §. 1. richtig ist. Für die Ansicht von Paulus dürfte auch 
noch sprechen D. XLVIII. 5. (de adult) 1. 38. §. 5. 
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natürliches Gefühl sie vom Beischlafe hätte abhalten sollen. Ffir 
den Mann dagegen führte auch bei einem incestus juris civilis 
der Rechtsirrthum keine Straflosigkeit herbei; doch kam, wie 
es scheint, allmälig der Grundsatz auf, dass, wenn er ganz of- 
fen im guten Glauben handelte, und eine Ehe mit der Seiten- 
verwandten oder Verschwägerten, mit welcher der Beischlaf un- 
ter den Begriff des Incestes fiel, aus Rechtsirrthum einging, und 
die Verbindung, sobald er über seinen Rechtsirrthum aufgeklärt 
wurde, nicht fortsetzte, seine Strafe wenigstens gemildert wer- 
den sollte "). Unter ähnlichen Verhältnissen wurde auch die 
Minderjährigkeit als ein Milderungsgrund behandelt"). 

Ob die lex Julia de adulteriis auch vom Inceste gehandelt 
habe , ist nicht ausser allem Zweifel, und sehr Viele verneinen 
die Frage. In Beziehung auf die Strafe des Incestes ist freilich 
dieser Punkt nicht von Wichtigkeit, wohl aber auch jetzt noch 
nach gemeinem Rechte in Beziehung auf die Verjährung des 
Verbrechens. Handelte nämlich die lex Julia auch von diesem 
Verbrechen : so verjährt es schon in fünf Jahren, und nur dann 
in zwanzig Jahren, wenn es mit Ehebruch verbunden ist. 
Handelte aber die lex Julia nicht vom Inceste: so muss man 
die regelmässige Zeit der Griminalverjährung auf ihn anwenden 
nnd behaupten, dass er erst in zwanzig Jahren verjähre *•). 
Die Meisten , besonders unter den neuern Griminalisten , sind 
für die erste Ansicht und auch die Praxis folgt ihr wohl meist 
(z. B. ganz bestimmt in Sachsen und in Württemberg). 

Auch dürfte wirklich sehr Vieles für sie sprechen die Frage 
■ » 

14) D. XLVin. 5. (de adalt) L 38. f. 2. 3. VergL auch $. 1. u. 7. 
eod. Co Hat. legg. Mos. et Rom. tit VI. c 3. $. 3. Not. 11 c. I. a. E. 
Zorn Theite andrer Meinung ist Rosshirt im neuen Arch. des Crim. 
R. B. XII. S. 72. ff. 

15) D. 1. c. L 38. §. 4. 7. C. V. 5. (de incest nupt) est 4. Uebri- 
gens scheint beim Inceste schon frühe von Amtswegen eingeschritten , 
worden zu seyn, wie überhaupt das Einschreiten von Amtswegen, was 
in der neueren Zeit immer mehr anerkannt wird, den Römern nicht 
ganz unbekannt war; s. die Schlussworte des §. 7. cit 

16) D. XLVIII. 5. (de adalt) 1. 29. $. 6. I. 39. §. 5. 

17) Die Gründe für diese Ansicht hat wohl am besten zusammen- 
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aber immer zweifelhaft bleiben und mit voller Sicherheit sich 
gar nicht entscheiden lassen, wesshalb man, was das praktische 
Resultat betrifft, sich hier an den Gerichtsgebrauch zu halten 
hat 

Eben so bestritten ist die Frage , worin die Strafe des 
lncestes nach Römischem Rechte bestanden habe, und allerdings 
ist auch hier die Sache sowohl in Beziehung auf das ältere als 
das neuere Römische Recht gar nicht ausser Zweifel. Die Rö- 
mischen Imperatoren variirten hier sehr, und auch Justini an 
änderte in seinen Novellen die Strafbestimmungen, die er in die 
Pandekten aufgenommen hatte, zum Theile wenigstens ab. Nach 
Demjenigen, was Justinian in die Pandekten aufnahm und 
was schon zu Paulus Zeiten galt, dürfte so viel gewiss seyn, 
dass eine incestuose eheliche Vorbindung, wenn der Incest 
ein Incestus juris civilis war, mit den Strafen, die auf dem 
Ehebruche standen (S. 111.) , ein incestuoses Stuprum oder 
Adulterium dagegen, mag nun der Incest juris civilis oder 
gentium gewesen seyn, mit Deportation bestraft wurde 19 ). Wie 
aber die incestuose Ehe, wenn der Incest ein Incestus juris 
gentium war, bestraft wurde, darüber lässt sich streiten, und 
wenigstens nicht mit Bestimmtheit behaupten , dass hier unbe- 
dingt Deportation eingetreten sey 20 )« Die Strafe war übrigens 
vor und nach Paulus Zeiten, theils nach der Praxis der Im- 
peratoren, theils nach Constitutionen derselben eine weit här- 
tere. So erzählt Tacitus (AnnaL VI. 19.), dass unter Tibe- 
rius ein gewisser Sextus Marius, weil er mit seiner Tochter 



gestellt und ausgeführt Hoff mann Lib, Sing, ak leg. Jtdiam de adulter. 
c. 8. §.5. Für die entgegengesetzte Ansicht ist besonders zu verglei- 
chen H eisler von der Verjährung der Blutschande etc. Halle 1778. 4. 
S. 11 — 42. und Unterholzner Entwicklung der gesummten Verjäh- 
rungslehre Bd. II. S. 448. ff. 

18) D. I. 3. (de legib.) 1. 38. 

19) D. (de adult.) I 11. §. 1. 1. 38. §. 1. XLVIII. 18. (de quaestion.) 
L 5. Paulus sentent II. 26. §, 15. Collat. leg. Mos» et Rom. tit 6. 
c. 3. §. 3. 

. 20) Vergl. mein Lehrbuch B. II. S. 568. 569. 
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Incest begangen hatte, mit Herabstürzung vom Tarpejischen Fel- 
sen bestraft worden sey, and eine ähnliche Strenge übten auch 
später die ersten Christlichen Kaiser. Die Söhne Constan- 
tins setzten (im Jahr 339) sogar auf die incestuose Ehe bei 
einem blossen Incestus juris civilis eine Capitalstrafe, indem 
sie bestimmten, dass mit einer solchen Strafe Derjenige bestraft 
werden solle, welcher seines Bruders oder seiner Schwester 
Tochter (was früher theilweise erlaubt war) heirathe, oder sich 
ausserehelich mit ihr vergehe ai ). Hiemit begnügte sich aber 
Theodosius der Grosse nicht. Er dehnte die Eheverbote in 
der Seitenlinie noch etwas weiter aus (auf Verwandte im 4ten 
Grade der Römischen Berechnungsart, die nicht im respectus 
parentelae stehen), und scheint auf die Uebertrctung des Ver- 
bots sogar Todesstrafen bis zum Feuertode gesetzt zu haben "). 
Diess .fand aber doch sein Sohn Arcadius zu hart, und zwei 
Jahre nach des Vaters Tode hob er diese Strafen auf. Die Ver- 
ordnung, durch die er diess. that, ist dabei so allgemein gefasst, 
dass man glauben sollte, er habe überhaupt für jede incestuose 
Ehe die bisher bestandenen Strafen abschaffen, und blos Ver- 
mögensnachtheile an ihre Stelle setzen wollen. Diese sind: Wenn 
eine Person eine incestuose Ehe eingehe, so solle sie blos von 
ihren Descendenten (aber nicht von den im Inceste gezeugten ; 
denn diesen, so wie der Person, mit welcher sie den Incest be- 
ging, darf sie weder unter Lebenden noch von Todeswegen 
irgend Etwas zuwenden) und von ihren Adsceudenten , sofern 
dieselben das Verbrechen nicht unterstützt hätten, beerbt wer- 
den, und nur zu Gunsten dieser Personen dürfe sie über .ihr 
Vermögen letztwillig verfügen. Ausserdem solle die dos bei 
einer solchen incestuosen Ehe (wie schon nach altera Rechte), 
und wenn der Verbrecher keine der genannten Personen bin- 

21) Theod. C. III. 12. (de incest. nupt) est 1. und Jac Gotho- 
f red us zu dieser Stelle. 

22) Theod. C. 1. c. est 3. i. A. vergL mit Jac. Gothof redus 
Commentar zu Theod. C. III. 9. (si nuptiae ex rescripto) est un. Die 
Verordnung selbst, durch welche' Theodosius diess bestimmte, findet 
sich im Theod. Codex nicht 
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terlasse, sein ganzes Vermögen, jedoch erst bei seinem Tode, 
an den Fiscus fidlen 23 ). Dabei hob Arcadius spater auch 
noch die von Theodosius vorgenommene Ausdehnung [der Ehe* 
verböte auf. 

Justinian nahm die harten Bestimmungen , welche Gon- 
stantins Söhne und Theodosius getroffen hatten, in seine Rechts- 
sammlungen nicht auf, Hess aber auch die Erklärung von Ar- 
cadius über den Wegfall andrer, als Vermögeusstrafen bei in- 
cestuosen Ehen weg. Er setzte nämlich die Verordnung von 
Arcadius über das Vermögen Derer, die eine incestuose Ehe 
eingegangen hätten, mit Wegschneidung der angeführten Erklä- 
rung, in seinen Codex 24 ) und kehrte im Uebrigen, wie auch 
bei manchen andern Verbrechen , zu dem gelindern Rechte der 
frühern (Paulinischen) Zeit zurück, nach welchem die höch- 
ste Strafe des Incestes in Deportation bestand, (s. Not. Id.) 
Dieses Strafmaass überschritt er auch nicht in einem spätem 
Gesetze, das er über den Incest gab, in der Nov. XII. , einem Ge- 
setze aber, das in anderen Hinsichten einer Menge von Zweifeln 
Raum giebt. Er bestimmte nämlich in demselben, dass künftig- 
hin Derjenige, welcher eine incestuose Ehe eingehe, mit Ver- 
weisung, Verlust aUer Würden und des gesammten Vermögens, 
welches, wenn Descendenten aus einer frühern Ehe da seyen 
{in diese, in Ermangelung derselben an den Fiscus fallen solle, 
mit Verlust der väterlichen Gewalt über solche Descenden- 
ten, und, wenn der Verbrecher eine vilis persona sey, auch noch 
mit körperlicher Züchtigung bestraft werden, und dass die Mit- 
schuldige, wenn sie sich nicht in einem Rechtsirrthume befun- 
den habe, die gleiche Strafe leiden solle. Ob aber hier Ju- 
stinian unter der Verweisung (igogict) die blose Relegation 
oder die härtere Deportation verstanden habe 25 ), ob ferner 



23) Theod. C. DI. 12. h. t. est. 3. 

24) Just C. V. 5. (de incesk nupt) est. 6. 

25) Die Basiliken bezeichnen zwar durch igogia nicht die Depor- 
tation, sondern blos die Relegation, wie ich diess schon in meinem 
Lehrbuche B. II. S. 570. zugab. Allein dadurch kommt die Frage doch 
nicht ausser Zweifel. Vielleicht üxirte sich dieser Sprachgebrauch erst 
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seine Bestimmung; Mos auf die eine oder auch anf die andere 
Gattung des Incestes sich beziehe'«) und wie endlich ein in- 
cestuoses Stuprum, von welchem die Novelle nicht spricht, 
und ein incestuoses Adulterium zu bestrafen sey , darüber wird 
man vergeblich zu einem sichern Resultate zu kommen su- 
chen**). 

5, Die widernatürliche Unzucht wird im Römischen 
Rechte, so weit sich die Quellen bestimmt über diesen Punkt 
erklären, Mos in einer Beziehung berührt. Es erwähnen 
nämlich die Quellen blos des S tu prums unter Männern Qstuprum 
cum masculo, cum puero, infand a Ubido cum masculis, mon- 
strosa Venus, muliebria pati, oder wie Gonstantin sagt: 
cum vir nubü in feminam — nach Art der Frauen — viris 
porrecturam). Schon von den ältesten Zeiten an wurde diese 
Handlung als Verbrechen bestraft, und es scheint von ihr noch 
vor der lex Julia de adulteriis eine lex Scaiinia gehandelt zu 
haben, von der wir aber eigentlich nichts weiter wissen, als 
den Namen und dass sie von diesem Verbrechen handelte, und 
wahrscheinlich blos eine bedeutende Geldstrafe auf das Verbre- 
chen setzte 28 ). Auch die lex Julia de adulteriis berührte das 



spater, nach Justinian, oder drückte sich Justinian ungenau aas. Denn 
dafür, dass Justinian an die Deportation dachte, sprechen doch einige 
Gründe, namentlich der in meinem Lehrbuche a. a. O. bemerklich ge- 
machte, und noch der Umstand, dass in der (nnglossirten) Noyelle 154* 
die Strafe der Novelle 12. eine Capi talstrafe genannt wird. Die An- 
sichten über diese Frage sind auch, wie in meinem Lehrbuche gezeigt 
wurde, sehr getheilt t 

26) Incestus juris civilis oder gentium. Der Schluss des c 1. der 
Novelle, welcher die Frauensperson blos bei Recbtskenntniss den 
Strafen des Gesetzes unterwirft, scheint blos anf Incestus juris civilis 
hinzudeuten. 

27) . Jedenfalls ist durch die Novelle 12, was unsere Civilisten hau« 
fig zu übersehen scheinen, die est 6. de incest. nupt aufgehoben wor- 
den. Hierüber, so wie über die Testirfahigheit derer, die sich eines 
Incestes schuldig machten, s. meine Ausiührung im Arch. für civilist. 
Praxis B. XVII. S. 434. f. 

28) S« besonders Schräder Corp» jwr. civil« T. I. p» 758* Auch 
Job. F^ied. Christ Msiori0 Ugi$ Scaümwe, EaL 1737. (auch in Oel- 
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Verbrechen. Manche wollen diess leugnen , weil bei diesem 
Verbrechen noch lange nach der Erlassung der lex Julia nicht 
die lex Julia 4 * sondern die lex Scatinia genannt wird 29 ). Al- 
lein diess macht keine Schwierigkeit. Denn es war bei den 
Römern sehr gewöhnlich , dass , wenn eine neue Rechtsquelle 
an dem Inhalte einer frühern Etwas änderte oder ihr Etwas zu- 
setzte, sie nicht' die neue, sondern immer noch die alte Quelle 
nannten, und diess war hier nm so natürlicher, als schon durch 
die blosse Anführung der lex Scatinia das Verbrechen, das 
man meinte, sehr genau und bestimmt bezeichnet wurde , wäh- 
rend bei der Anführung der lex Julia, die von so vielen ver- 
schiedenen Verbrechen handelte, diess nicht der Fall war. Ju- 
stini an sagt bestimmt in den Institutionen, dass die lex Ju- 
lia von diesem Verbrechen gehandelt habe , und das Gleiche wie- 
derholt Theophilus, und für die Richtigkeit dieses Zeugnis- 
ses spricht schon der Begriff von Stuprum (einem der Hauptge- 
genstände der lex Julia), welcher von den Römischen Juristen 
nicht blos auf Frauenspersonen, sondern immer auch auf Manns- 
personen als Object bezogen wird 30 ). So ist daher wohl an- 
zunehmen, dass die lex Scatinia die erste lex judicii publici 
über das Verbrechen war, dass dagegen die lex Julia die 
Strafe, welche die lex Scatinia festgesetzt hatte, änderte. 
Was nun diese Strafe betrifft: so bestand sie (jedenfalls auch 
für den Verführten) in der Confiscation der Hälfte des Vermö- 
gens» 1 )» für den eigentlichen Verfuhrer aber, wenigstens zu 



rieh s theo. nor. VoL I. T. 1. append. p. 27 —36.) Diese Schrift 
■ cheint übrigens mehr gründlich, als sie es wirklich ist 

29) Dieser Ansicht sind namentlich Christ a. a. O. c. 12. t, und 
Hoff mann ad leg. JqlL de adulteriis c, 4. §. 8. 

30) D. XLYIU. 5. (de adult) L 8. pr. L 34. f. 1. Paulus sen- 
tent V. 4. §.4. und Co Hat V. 2, §. 2. s. auch Schräder a. a. O. 

31) P an Ins sentent IT. 26. §. 13. Panks setzt noch bei: nee 1e* 
stamentum ei ex majore 'parte facere licet. Ueber diese Bestimmung s. 
Ulpianus Fragm. XX. 16* und Incert auetor de jare fisci. $. 12. aach 
Pithoens bei Schütting Jurisprudentia Antejustinianea ad§. 13. cit — 
Paulus spricht in der angeführten Stelle von demjenigen qui vohm- 
tate sua stuprum flagitiumque impurum patitur. Ob dieses fla-* 
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Paulus Zeiten» beim Versuche in Deportation, bei erreichter 
Absiebt in Todesstrafe 32 ). Noch weiter gingen die Christli- 
chen Kaiser, wohl unter dem Einflüsse des Mosaischen Rechts. 
Schon Constantin, zu dessen Zeiten das Verbrechen nach 
der Erzählung des Lactantius, wie auch schon in früheren 
Zeiten, sehr überhand genommen haben und an der Tagesord- 
nung gewesen seyn soll, verordnete, es solle die That, bei 
welcher» wie er sagt, sexus perdidit locum, neelus est id quod 
non profleü scire, Venus mutatur in alter am 
quaerüur nee videtur, von dem mit dem Racheschwerte be- 
waffnetem Gesetze mit den ausgesuchtesten Strafen geahndet 
werden 33 ). Valentinian bestimmte noch in demselben Jahr* 
hundert diese Strafe näher, indem er festsetzte, dass die Ver- 
brecher, Verfuhrer wie Verführte, verbrannt werden sollten 34 ). 
Indessen scheint auch dieses Gesetz wenig genützt zu haben; 
denn SaWianus von Marseille erzählt von der ersten Hälfte 
des fünften Jahrhunderts , dass die bezeichnete Unzucht beinahe 
öffentlich und ungescheut getrieben werde. 



gi/röm invpurum noch etwas Anderes , als das sttipnim bedeuten soll , ist 
nach der Fassung dieser Stelle zweifelhaft Indessen scheint es nach 
P anlas sentent V. 4. §. 14. bejaht werden zn müssen. Christ 
a. a. Q. c 20. erklärt es durch ut ore morigeraretur , und beruft sich 
hiefür auf die für die Zeiten der Römischen Imperatoren überhaupt merk- 
würdige Stelle bei S u e t o n Tiber, c. 44. 

32) Paulus sentent V. 4. $. 14. D. XL VII. iL (de extraord\ 
crim.) L t §.2. 

33) Jubemus insurgere ieges, armari jura gladio ultorc, ut exquisitis 
poenis stibdantur infames qui sunt, vel qui futuri sunt rei. Theod. C. IX. 7„ 
(de adulteriis) est 3. Jac. Gothofredus legt die exquisitas poenas 
durch Feuertod aus. Allein die Richtigkeit dieser Auslegung ist zu be- 
zweifeln. Denn erst Valentin ian führte hier den Feuertod ein 
(Not. 34.), und Justinian erklärt auch die Stelle anders (Not 35.). 
Uebrigens liebte Constantin auch sonst solche ungenaue Strafbestim- 
mungen y welche der willkürlichen Strenge des Richters und des Impe- 
rators freie Hand Hessen. 

34) Theod. C. IX. 7. (de adulteriis) est 6. Ausführlicher ist diese 
Verordnung auf uns gekommen in der C o 1 1 a t legg. Mos. et Rom. V. 3. 
und einen genauem Commentar darüber giebt Jac Gothofredus 
ad est 6. cit 
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Jnstinian nahm Valenlinians Verordnung in seine Rechts- 
sammlungen nicht auf, sondern begnügte sich mit der Constantini» 
sehen, deren ungenaue Strafbestimmung er aber in den Insti- 
tutionen mit der Strafe des Schwertes erklärte 3 s ). Ausser- 
dem berührt er in seinen Novellen (Nov. LXXVII.) noch einmal 
das Verbrechen. Hier eifert er in sehr allgemeinen Ausdrücken 
gegen Diejenigen, welche vno diaßoiixrjg begyelag ow- 
e%6(xevot, xal %aig ßeQvrigatg doeXyeiaig iavtoig ivifla— 
lovf xal ävrijg tijg <pvomg tdvavtla nqd%%ovci , deutet da- 
bei, wie es scheint auf das Schicksal von Sodem hin, das auch 
seinem Staate bei solchen Verbrechen drohen könnte , und er- 
klärt, es sollen die Schuldigen mit dem Tode bestraft werden. 
Ob er aber hier den Begriff des Verbrechens erweitern, und 
auf noch andere Fälle der widernatürlichen Unzucht ausdehnen 
wollte, diess lässt sich nicht bestimmt entscheiden, da er hier 
der Decenz die Deutlichkeit des Gesetzes opferte. 

B. Gerne in es Deutsches Recht. 

Das gemeine Deutsche Recht geht bei den berührten Ver- 
brechen zum Theile wenigstens von einem ganz andern Principe 
aus, als das Römische. Es missbilligt, wie auch schon das 
Ganonische Recht, jede aussereheliche Befriedigung des Ge- 
schlechtstriebes , und erklärt jede solche Befriedigung für un- 
erlaubt und strafbar. Der ursprüngliche Grund war wohl, wie 
Heffter richtig bemerkt, ein religiös -sittlicher, und der Ein- 
fluss des Canonischen Rechts machte sich hier auf eine sehr 
natürliche Weise. So wurde daher nicht blos das Stuprum, 
sondern auch, und zwar an beiden Theilen, die Fornication 
bestraft, und der Goncubinat gemissbilligt und Strafen unter- 
worfen. Von der andern Seite aber war das Deutsche Recht 
beim Stuprum weit gelinder, als das Römische. Es fasste das 



35) Jost Cod. IX. 9. (de adulteriis) est 3. u. J. IV. 18. (de pubL 
judic.) §. 4. Nach Procopius, Zonaras und Cedrenus soü Ju- 
Btinian in der Praxis hier häufig gelinder gewesen seyn , als das Gesetz, 
aber auf eine abscheuliche Weise, indem er mit Abschneidung der Ge- 
schlechtstheile gestraft haben solL Vgl. P. Faber Semestria III. 19. 
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Stuprum nicht als ein schweres Verbrechen anf, sondern be- 
gnügte sich mit sehr geringen Strafen. Beim Inceste dagegen 
schloss es sich wenigstens t Ii eil weise an das Römische Recht 
an, und bei der widernatürlichen Unzucht erweitert es bedeu- 
tend die Bestimmungen des Römischen Rechts, und droht noch 
härtere Strafen, als sie das neuste Römische Recht enthielt. 
Allein auch hier war es wieder die Macht des Gerichtsbrauches, 
durch welche die Härten des Gesetzes äusserst gemildert wur- 
den. Zwar verminderte er nicht die strafbaren Fälle, wie 
überhaupt vom Deutschen Gerichtsgebrauche der letzten Jahr- 
hunderte eine solche Verminderung selten ausgegangen seyn 
wird. Denn er ist im Zweifel mehr für das Strafen, und 
vervielfältigt eher, wie er es auch hier zum Theile (na- 
mentlich beim Inceste) that, die strafbaren Fälle, als dass er 
sie mindert« Nur scheut er harte Strafen, und wenn bei den 
vorliegenden Verbrechen der ältere Gerichtsgebrauch in eini- 
gen Fällen aus einem Missverstandnisse sogar härter war, als 
das Gesetz: so lenkte doch der spätere, wie sich nachher er- 
geben wird, allmälig wieder ein, und schaffte am Ende ganz 
die, theilweise wenigstens vom Gesetze festgesetzten, Todes- 
strafen ab. 

Was nämlich zunächst 

1. diejenigen Fälle der strafbaren nicht widernatürlichen 
Unzucht betrifft , welche nicht zum Inceste gehören : so sind 
nach gemeinem Deutschen Rechte folgende zu unterscheiden: 

c Hurerey (fornicatio a 6 ) , von Manchen auch scortatio 
genannt). Das Canonische Recht und Deutsche Rechtsquellen 
des XVI. Jahrhunderts erklären das Gewerbe einer Hure und 
die Unzucht mit derselben für strafbar 37 ). Die Strafe ist je- 



36) Das Canonische Recht, ans welchem dieser Ausdruck entlehnt 
ist, bezeichnet durch fornicatio jede Unzucht ; 8. namentlich Caas. XXXII. 
qn. 7. can. 15. Der spätere Sprachgebrauch beschränkte aber die Be- 
deutung des Wortes. 

37) Caus. XXVII. qu. 1. can. 20. R. P. O. von 1530 tit 33. ron 
1548 tit. 25. und von 1577 tit. 26. Im Mittelalter und noch später bis 
in das XVI. Jahrhundert wurde in Deutschland den Huren ihr Gewerbe in 

12 
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doch ganz dem Ermessen des Richters anheimgestellt. Die Pra- 
xis straft, und nicht mit' Unrecht, die Hure etwas härter, als 
die Geschwächte (s. nachher liL 6.), die ältere Praxis nicht 
selten mit Orts - oder mit Landesverweisung, die neuere oft 
mit Arbeitshaus. Derjenige dagegen, welcher mit der Hure 
sich verging , wurde natürlich nicht mit derselben Strenge , und 
nie härter als ein Stuprator, bestraft. 

b. Schwächung (Stuprum, stuprum voluntarium) , der 
Beischlaf mit einer Weibsperson,, die keine Hure ist. In den 
Zeiten, in welchen das Römische Recht in Deutschland reeipirt 

* • * * 

wurde, hatten die geistlichen Behörden die Cognition über das 
Stuprum meist an sich gezogen, und durch ihre Praxis die 
Strafe des Vergehens bestimmt. Zwar wollte das Canonische 
Recht harte Strafen bei der Schwächung. Es sollte der Stu- 
prator körperlich gezüchtigt, exeommunicirt, oder zur Busse 
in ein Kloster gebracht werden ; nur dann soll er straffrei seyn, 
wenn er die Geschwächte heiratbe 38 ). Indessen scheint sich 
die geistliche Praxis nicht eben sehr genau an diese Bestim- 
mungen gehalten zu haben. Sie strafte auch im letztern Falle, 
jedoch sehr milde, und minderte im erstem Falle die Strafen 
bedeutend, indem sie sich meist mit Geldstrafen, die sie in 
der Regel nicht hoch ansetzte, und mit der höchst unpassen- 
den Kirchenbusse begnügte. Diess behielt man auch bei, als 
später nach und nach die Cognition über dieses Vergehen, wie 
sich gebührte, an die bürgerlichen Gerichte zurückkehrte, so 
dass die Schwächung entweder mit geringer Geldstrafe, oder 
mit Gefängniss von wenigen Tagen oder Wochen, und bis in 
das XVIII. Jahrhundert mit der Kirchenbusse, deren Beibehäl- 
tung der Geistlichkeit sehr am Herzen zu liegen schien 3 9 ), ge- 



s. g. Frauenhäusern meist erlaubt Soexistirte ein solches Haus 
in Nürnberg mit Bestattung des Raths bis zum J. 1562 , und die späte- 
ren Reichspolizeiordnungeu klagen darüber, dass ihre Bestimmungen 
nichts verfangen, 

38) X. V. 16. (de adulteriis et stupro) c 1. und 2. 

39) Biese Kirchenbusse wurde Ton den Particulargesetzen meist be- 
stätigt, und auch beim Ehebruche, sofern derselbe nicht mit einer Lei- 
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ahndet wurde. Dabei erhöhte man aber die Strafe , weil sie 
eine rein arbiträre war, wenn allgemeine Gründe einer Strafer- 
höhung vorlagen, also namentlich beim Rückfalle, oder wenn 
das Vergehen an Orten , welche besondere Scheu und Ehrfurcht 
einflössen sollten, begangen, oder eine besondere Verbindlich- 
keit dadurch verletzt wurde, wie wenn der Vormund mit der 
Gurandin, der Lehrer mit der Schülerin, der Gefangenwärter 
mit der Gefangenen , der Diener mit der Tochter des Herrn, 
eine Wittwe während der Trauerzeit sich vergingen, oder wenn 
eine Person niedersten Standes ein höher stehendes Mädchen 
verführte 40 ). Ausserdem behandelte die ältere Praxis es noch 
als einen ganz besondern Schärfungsgrund , wenn ein Jude mit 
einer Christin oder ein Christ mit einer Jüdin das Vergehen 
sich zu Schulden kommen liess. Man stützte sich dabei theils 
auf das Mosaische Recht , welches einen Juden , der mit einem 
nicht jüdischen Weibe sich verging, mit dem Tod bestrafte; 
theils auf das Römische Recht, welches bestimmte, dass eine 
Ehe eines Juden mit einer Christin, oder eines Christen mit 
einer Jüdin mit den Strafen des Ehebruches geahndet werden 
solle; theils auf das Canonische Recht, welches die Verbindun- 
gen zwischen Christen und Ungläubigen missbilligt 4 *). Ueber 
die anzuwendende Strafe aber war man nicht einig. Bei Vie- 



bes- oder Criminal strafe bestraft wurde, angewendet; s. z. B. Meine 
Schrift über die Strafarten und Strafanstalten des Königr. Wwrttemb. 
S. 25?. und in Beziehung auf Sachsen, unten S. 191 f. 

40) Nicht wegen der Rangsverletzung , sondern weil hier eine Re- 
paration durch Eingehung der Ehe sehr schwierig und oft nicht möglich 
war; 8. auch mein Lehrbuch B. II. S. 558. Was die Römischen 
Strafen gegen die Wittwe, welche wahrend der Trauerzeit Unzucht be- 
geht und in Folge derselben ein Kind zur Welt bringt (Not. 10.), betrifft: 
so wurden diese von der Deutschen Praxis wohl nie angewendet, son- 
dern, sofern Particularrechte nicht Anderes bestimmten, jede Unzucht 
derselben mit etwas erhöheter Strafe des Stuprnm bestraft. Auch die 
bei Not 9. angeführte Bestimmung wendete die Praxis beim blossen 
Stuprnm nie an. — Ueber die Bestrafung des Stnprums nach den D. 
Particularrechten des XVI. und XVII. Jahrhunderts s. Jarcke Hand- 
buch B. III. S. 130. ff. 

41) Ueber das Mosaische Recht siehe m. B. Mose c. 31. ▼ 15. 

r. 12 * 
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len machte sich bis in das XVII. Jahrhundert die merkwürdige 
Ansicht geltend , dass ein solcher Beischlaf eine Art von Sodo- 
mie sey, nnd seihst spätere Gommentatoren der Carolina, wie 
z. B. Otto, vertheidigten noch diese Ansicht Im XVII. 
Jahrhundert aber machte sich doch wenigstens in der Praxis 
eine mildere Ansicht geltend, und man begnügte sich, haupt- 
sachlich auf Carpzovs Auctorität, mit dem Auspeitschen und 
der ewigen Landesverweisung, und obgleich manche Schrift- 
steller des XVIII. Jahrhunderts auch gegen diese Ansicht sich 
erklärten: so konnten sie doch nicht ganz durchdringen, und 
bis in den Anfang unsers Jahrhunderts wurde hier immer we- 
nigstens eine weit härtere Strafe, als beim gewöhnlichen Stu- 
prum erkannt. Dagegen milderte man die Strafe des Stuprums, 
wenn die Schuldigen einander heiratheten, oder mit einander 
verlobt waren (Goncubitus anticipatus), und bicfur 
konnte man sich jedenfalls auf das Canonische Recht berufen, 
welehes im ersten Falle sogar gar keine Strafe wollte (im letz- 
tern Falle war nach Canonischem Rechte der Beischlaf ein Ab- 
schluss der Ehe; siehe oben S. 76.). Bestritten war endlich 
noch die Frage , ob das Stuprum , wie nach Römischem Rechte, 
so auch nach dem Deutschen infamire. In den neuern Zeiten 
wurde sie jedoch allgemein verneint, und mit Recht, da bei 
der Beurtheilung des Verbrechens das Deutsche Recht und die 



Ueber das Römische Recht Theod. C. IX. 7« (de adulteriis) est. 6. 
HL 14. (de nupt gentil.) est. 1. III. 7. (de noptiis) est 2. Just. Cod. I« 
9. (de Judaeis) est. 6. Schon der Schwabenspiegel c. 347. will bei Un- 
zucht zwischen Christen und Juden den Feuertod. 

42) Für diese Ansicht wurden, wie es nicht anders seyn konnte, 
die wunderlichsten Grunde angeführt, sogar Ton Manchen das N. Te- 
stament z. B. Matth ae'us XV. 26, in welcher Stelle durch die dort 
genannten Hunde die Ungläubigen bezeichnet werden sollten, und so- 
mit klar war, dass ein Beischlaf mit Ungläubigen eine Sodomie sey. 
Ueberhaupt wurde Lange Zeit die Frage als eine recht ernstliche Con- 
troverse behandelt, und so spricht namentlich Carpzov Practica qu. 
76. §. 64. £ sehr ausführlich von ihr. Noch Particularrechte des XVIII. 
Jahrhunderts z.B. die Hessen -Darmstadtische Judenordnung 
von 1714. f. 15. bestrafen den Fall mit dem Tode. 
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Deutsche Praxis von völlig andern Grundsätzen als das Römi- 
sche Recht ausgehen, und man hier unmöglich die Grundsätze 
des Römischen crimen ordinarium weiter anwenden konnte. 

c. Den Goncubinat missbilligt schon das Canonische 
Recht, wie auch bereits ein Nachfolger Justinians (Nov. Leon. 
89. 91.) ihn verboten hatte; und auch die Deutschen Rechts- 
quellen erklären ihn für unerlaubt und strafbar 43 ). Die Strafe 
ist aber auch hier arbiträr. Gewöhnlich strafte man ihn här- 
ter als das blosse Stuprum, und diess consequent, weil er, 
wenn er einmal verboten war, eine Verbindung zu fort ge- % 
setztem Stuprum enthielt. Seit den Bestimmungen des Con- 
cilium Tridentinum und der protestantischen Particularrechte 
über die bei der Ehe zu beobachtende äussere Form, (oben 
S. 146.) unterschied sich nun der Goncubinat nicht Mos durch 
die Absicht der Parteien , sondern auch äusserlich sehr bestimmt 
von der Ehe 44 ). 

2. In c est. Bei der Blutschande ist nach gemeinem Deut- 
schen Rechte wieder Alles bestritten, und wirklich auch im 
Zweifel : Begriff, Thatbestand und Strafe des Verbrechens. 

Das ältere Canonische Recht dehnte bekanntlich seine Ehe- 

/ 

s 

43) R. P. O. v. 1530 tit 33. v. 1548 tit 25. t. 1577 üt. 26. §. 2. 
Üeber die Geschichte des Concubinats s. die in meinem Lehrbache B. II. 
S. 555. Not 71. Angeführten. 

< 

44) Die s. g. Gewissensehe ist nichts anderes als ein blosser 
Concnbinat, (mein Lehrbuch a. a. O.), ausser man woUte, wie diess Ei- 
nige thun , unter dem Worte eine ganz gültig und unter den gehörigen 
Formen abgeschlossene, jedoch vor dem Publicum verheimlichte, 
Ehe verstehen. Bei dieser können natürlich nur die polizeilichen Stra- 
fen des umgangenen Aufgebotes eintreten. Auffallend ist, dass Feuer- 
bach Lehrbuch §. 457. auch die Ehe zur linken Hand zum Con- 
eubinate zählen will; und den erlaubten Römischen Concnbinat eine 
Ehe zur linken Hand nennt Denn diese ist ja eine durchaus förmlich 
abgeschlossene Ehe, bei welcher die Parteien, was ja beim Römischen 
Concubinate nie der Fall war, den Consensus maritalis haben, nurj dass 
bei ihr die bürgerlichen Wirkungen in Beziehung auf Rang und Ansprü- 
che der Kinder durch einen Vertrag gemindert sind. Dagegen ist eine 
nichtige Ehe, welche Jemand mit dem Bewusstseyn, dass die Ehe 
nichtig ist, eingeht, jedenfalls als Concnbinat strafbar, wenn sie nicht 
unter ein schwereres Verbrechen, z. B. Incest, fallt 
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verböte wegen Verwandtschaft und Schwägerschaft in der Sei^ 
tenlinie sehr weit, man kann sagen ins Unvernünftige, aus. 
Bis zum siebenten Grade der Canonischen, also bis zum 
vierzehnten Grade der Römischen Berechnungsart soll die 
Ehe zwischen Verwandten und Verschwägerten in der Seiten- 
linie untersagt seyn, und eben so weit dehnt es auch beim 
Beischlaf unter solchen Verwandten den Begriff des strafbaren 
Incestes aus 45 ). Später beschränkte diess zwar I n n o- 
cenz III. (im.J. 1219); aber doch nur so, dass bis zum vier- 
ten Grade der Canonischen Berechnung, also bis zum ach- 
ten der Römischen, die Ehe verboten blieb, und auch die 
protestantischen Particularrecbte näherten sich diesem Verbote, 
indem sie beinahe ohne Ausnahme wenigstens bis zum dritten 
Grade der Canonischen Berechnungsart die Ehe untersagen. 
Freilich waren immer von diesen Graden die entfernteren dis- 

* 

pensabel, und wer nur die Taxe zu bezahlen im Stande war, 
konnte sicher seyn, in den Graden, welche über die Verbote 
des Mosaischen Rechts hinausgingen, heirathen zu dürfen. Um 
so unpassender musste es" dann jedenfalls seyn , mit dem har- 
ten Namen des Incestes oder der Blutschande eine Verbindung 
zu belegen und unter die schweren Verbrechen zu stellen, wel- 
che zu schliessen man die Erlaubniss erhielt, sobald man nur 
eine gewisse Geldsumme bezahlen konnte. Diess fühlte viel- 
leicht die Carolina. Denn sie scheint den Begriff der Blut- 
schande sehr zu beschränken. Sie enthält nämlich im Art. 117* 
über dieses Verbrechen blos Folgendes : Item so eyner vnkeusch 
mit seiner stiefftochter , mit seines suns eheweib 9 oder mit sei- 
ner stieffmutter treibt, inn solchen vndnochne kern sip- 
schafften soll die straff, wie dauon in vnsern vom/am vnnd vn~ 
sern Key ser liehen geschriben rechten gesetzt, gebraucht, vnnd 
derhalb bei den rechtuerstendigen radts gepflegt werden, — 
In der Beschreibung des Thatbestandes stimmt die Bambergen- 
sis Art. 142. mit der Carolina überein. Allein über die Strafe 



45) S. die Stellen in meinem Lehrbuche B. II. S.564. und Jarcke 
Handbuch B. III. S. 89. ff. 
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sagt die Bambergcnsis : solche vhkeusch solle dem ee brück 
gleych, wie an dem 125. artickel von dem eebruch gesckri- 
ben 8tet 9 gestrafft werden* Aber von neher vrilceusch wirt 
umb zuckt vnd ergernuss willen zu melden unterlassen ; wo 
aber noch neher e vnd bösslickere vnkeusck geübt wurde , So 
sol die straff derhalb naek Badt der verstendigen beschwert 
werden. 

Augenscheinlich hatte hier die Bambergensis entweder die 
1. 38. pr. D. de adülteriis vor Augen 46 ), oder wohl noch 
wahrscheinlicher eine Stelle aus, den Schriften der Italienischen 
Griminalisten , welche die 1. 38. cit. zum Theile gerade in dem 
Sinne auffassten , den wir in der Bambergensis ausgesprochen 
finden. So sagt ganz ähnlich wie die Bambergensis Boni- 
facius de Vitali nis 4T ): incestus vero commütUur cum 
privigna , noverca, nuru 9 consanguinea et simiti conjuncta, 
et eadem poena punüur, qua adulterium^ und beruft sich da- 
bei auf die angeführte 1. 38. Indessen könnte hier doch der 
Zweifel entstehen, ob die Bambergensis, und nach ihr die Caro- 
lina, den Incest wirklich auf die in den berührten Artikeln ge- 
nannten Fälle und die noch neheren sipschaften beschränken 
wollte, und wirklich wurde auch über die Ausdehnung, wel- 
che die Carolina dem Verbrechen geben wolle, gestritten. Zwar 
hielt man sich , so viel ich finde , durchaus nicht an die Worte 
der Carolina, sondern Alle gingen weiter. Ob man aber so 
weit gehen sollte, als die Mosaischen Eheverbote (s. g. Ince- 
Stus juris divini), oder als die Römischen, oder als die indis- 
pensabeln Grade , oder als die nach Canonischem oder nach 
dem Particularrechte bestehenden Eheverbote wegen Verwandt- 
schaft und Schwägerschaft überhaupt, darüber war man nicht 
einig. Indessen vertheidigten die meisten Schriftsteller vom 



46) Si adulterium cum incesto committatur , utputa cum privigna, 
«uru, noverca: mulier simüiter quoque punietur ; id enim remoto etiam 
adulterio eveniret. 

47) De maleficiis ; robr. de adtdterio. nr. 13. Auf diese Stelle macht 
Heffter §. 437. Not. 2. aufmerksam. Vergl. auch Angelus Areti- 
nus de maleficiis. Rubr. che me hat adultcraio Ja mia doma. nr. 66. f. 
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XVn. Jahrhundert an, und vertheidigen die Meisten auch in 
unserer Zeit die zuletzt angeführte Ausdehnung des Begrif- 
fes 48 ). Diese war freilich dem Canonischen Rechte gemäss; 
ob aber auch dem Sinne der Carolina? diess möchte sehr zu 
bezweifeln seyn. Die Worte der Carolina sind bestimmt da- 
gegen, und dass hier ihr Sinn mit ihren Worten überein- 
stimmte, dafür spricht theils der Umstand, dass schon unter 
den älteren Italienischen Juristen die Frage bestritten war, ob 
man den Begriff des Incestes nach den Canonischen Eheverbo- 
ten bestimmen könne, oder ob nicht vielmehr blos die Römischen 
Verbote zu Grund zu legen seyen; theils dass gerade zu den 
Zeiten der Carolina die Frage über die Ausdehnung der Ehe- 
verbote manchem Angriffe unterworfen wurde; theils endlich, 
dass die Verfasser der Bambergensis und der Carolina doch auch 
wohl fühlen konnten, wie unpassend es sey, den Begriff eines 
schweren Verbrechens auf Handlungen auszudehnen, zu denen 
die Erlaubniss mit Geld erkauft werden konnte. 

Noch mehr Zweifel, als über den Begriff des Verbrechens, 
mussten über die Strafe entstehen. Die Bambergensis erklärt 
in der vorhin angeführten Stelle , der Incest solle in den von 
ihr ausdrücklich genannten Fällen wie Ehebruch, bei noch nä- 
hern Verhältnissen aber, also bei Incest zwischen Verwand- 
ten in gerader Linie, nach dem Rathe der Rechtsverständigen 
gestraft werden. Damit war freilich sehr wenig gesagt. Denn 
die Rechtsverständigen mussten nun ihren Rath nach dem in 
diesem Punkte höchst zweifelhaften Römischen Rechte geben. 
Und selbst in den Fällen , in welchen die Bambergensis die Stra- 
fen des Ehebruches anordnete, vermehrte sie eher die Zwei- 
fel, statt sie zu heben. Denn den Ehebruch straft sie an Dem- 
jenigen, welcher mit einer fremden Ehefrau sich verging, mit 
dem Tode, am ungetreuen Ehemann dagegen mit einer weit 
gelindern Strafe. Wie sollte nun der Wittwer bestraft wer- 
den, der mit seiner unverheiratheten Stieftochter eines Incestes 
sich schuldig machte? Schon dieser Umstand, dass durch eine 



48) Mein Lehrbuch B. IL S. 664. 565. 
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solche Strafbestimmung wenig entschieden wurde, konnte die 
Carolina veranlasst haben, von der Bambergensis hier abzu- 
weichen , die Beziehungen auf die Ehebruchsstrafen wegzulas- 
sen, und blos auf das Römische Recht und den darüber einzu- 
holenden Rath der Rechtsverständigen zu verweisen. Zwar 
meinen Manche, auch die Carolina sey von der im XVI. Jahr- 
hundert verbreitet gewesenen Meinung, das Römische Recht 
strafe den Incest wie Ehebruch, geleitet gewesen, und habe 
auch wirklich diese Strafe gewollt. Allein hätte sie diess ge- 
wollt: so hätte sie ja gar keinen Grund gehabt, die Bamber- 
gensis abzuändern, und es würde bei jener Ansicht diese 
Abänderung ganz unerklärlich bleiben. Auch ist es nicht erwie- 
sen, dass gerade zu ihrer Zeit und vor ihrer Verfassung (an- 
ders zum Theile nach ihrer Zeit im Xyi. Jahrhundert) die Mei- 
nung, der Incest sey nach Römischem Recht durchaus wie Ehebruch 
zu bestrafen, eine herrschende war. Die Bambergensis hatte 
allerdings diese Meinung, aber auch nicht für alle, son- 
dern blos für einige Incestsfälle, aus Italienischen Aue tori- 
täten geschöpft, und auch bei T engl er findet sie sich; dieser 
hatte sie aber wahrscheinlich erst aus der Bambergensis abge- 
schrieben. Die Ilaliener selbst aber, die Kauptauctoritäten der 
Bambergensis und der Carolina , waren über diesen Punkt un- 
ter sich gar nicht einig, und so erklärt es sich um so mehr, 
wie die Carolina, statt hier der Bambergensis zu folgen, die 
blosse Verweisung auf das Römische Recht vorzog. 

Wenn wir nun aber auch hiernach annehmen müssen, dass 
die Carolina den Richter an den wahren Sinn des Römischen 
Rechts, den er so weit als möglich zu erforschen habe, weisen 
wollte: so war damit doch nicht viel geholfen. Denn es lässt 
sich , wie oben gezeigt wurde , gar nicht mit Sicherheit ermit- 
teln, welche Strafen das neuste Römische Recht für die ein- 
zelnen Incestsfälle festsetzen wollte; und so finden sich 
auch nach Erlassung der Carolina im XVI. Jahrhundert nicht 
blos über die Ausdehnung des Verbrechens, sondern auch über 
die Strafe desselben bei Praktikern, Theoretikern und in der 
Praxis die verschiedensten Ansichten. Yon diesem Zwiespalt 
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der Ansichten über das gemeine Recht geben wieder die Con- 
sultationes Saxonicae das sprechendste Bild. Sie führen die 
verschiedensten Ansichten nnd Urtheile an, meinen, dass hier- 
über fast kein gewiss Recht zu finden, alldieweil die Rechts- 
gelehrten hier sehr varihen und widerwärtig seyen, auch 
die peinliche Reichsordnung c. 117- dieses hn Zweifel gelas- 
sen , und wissen sich in dieser Widerwärtigkeit kaum zu hel- 
fen 49 ). Im XVII. Jahrhundert aber bildete sich allmälig ein 
festerer Gerichtsgebrauch, und zwar hauptsächlich auf Carp- 
zovs Auetoritat, ein Gerichtsgebrauch, der zum Theile härter 
war als das Gesetz. Garpzov giebt zu* dass das Römische 
Recht den Incest in keinem Falle mit dem Tode bestrafe; allein 
die Rücksicht auf das Mosaische Recht bewog ihn doch, 
beimlnceste in gerader Linie die Todesstrafe zu vertheidigen, und 
in Beziehung auf die Strafe der andern Incestsfälle sey , meint 
er, das Römische Recht so zweifelhaft, dass auch ein unter 
dem gemeinen Rechte stehender Richter nicht eben sehr fehlen 
werde, wenn er sich ungefähr an die Bestimmungen halte, 
welche über das Verbrechen von dem — Sächsischen Rechte 
festgesetzt seyen. Diess liessen sich auch die Meisten gesagt 
seyn. Für die Todesstrafe beim Inceste in gerader Linie wa- 
ren ohnehin schön die Meisten, theils aus einer falschen Aus- 
legung des Römischen Rechts, indem man glaubte, dasselbe 
wolle wenigstens die schwereren Incestsfälle wie Ehebruch be- 
strafen, theils aus Rücksicht auf das Mosaische Recht, welches 
damals mehr Ansehen hatte als die Carolina, theils auch weil 
die Deutschen Particularrechte des XVI. und XVII. Jahrhun- 
derts sehr häufig für jenen Fall Todesstrafe festsetzten 50 ), und 
im Uebrigcn nahm man gern die Grundlage an, welche Carp- 
zov bot , da man doch nicht recht wusste , wie man sonst ent- 
scheiden sollte. So ging daher in dieser Lehre das Sächsi- 
sche Recht grossentheils in die gemeine Praxis über, und 
diese Praxis erhielt sich bis in die zweite Hälfte des XVIII. 



49) Consultatt. Saxon. ed. Frider. p. 630 — 635. Vgl. ob. S. 5. 
60) Ueber diese Particularrechte 8. Jarcke Handbuch B. III. S. 93. 
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Jahrhunderts 51 ). Hier aber überzeugte man sich doch allmä- 
lig, dass die Todesstrafe sich nicht rechtfertigen lasse, und 
dieser Ueberzeugung verschaffte noch besonders der mildere 
Sinn Eingang, welcher in Beziehung auf die Anwendung der 
Todesstrafen herrschend wurde. So nahm man daher vom Ende 
des XVIII. Jahrhunderts an immer mehr an , die Strafe des In- 
cestes sey eine arbiträre, nicht bis zum Tode zu erstreckende. 
Allein über das Strafmaass wurde und wird noch sehr ge- 
schwankt, und nur darüber scheint man einig zu, seyn, dass 
bei lncest in den indispensabeln Graden auf Zuchthaus , und 
bei lncest in gerader Linie auf vieljährfges Zuchthaus zu er- 
kennen sey 6 *). 

3. Sodomie. Unter Sodomie im Allgemeinen begreift man 
jede widernatürliche Befriedigung des Geschlechtstriebes. Will 
man auf das Einzelne eingehen : so lassen sich die Fälle unter- 
scheiden , welche in meinem Lehrbuche B. II. S. 575. angeführt 
sind. Ob aber alle diese Falle nach unsern Gesetzen zur rich- 
terlichen Cognition gezogen und bestraft werden sollen und kön- 
nen, diess ist bestritten, und lässt sich bestreiten. Jedenfalls 

- 

■ 

51) Uebrigens erkannte man auch bei diesem Verbrechen eine Menge 
Milderangsgründe an. Namentlich wurde zur Anwendung der vollen 
Strafe seminis immissio gefordert, und zum Beweis derselben das Ge- 
ständniss beider Theile verlangt. Ueber die übrigen Müderungsgründe 
8. Carpzov Practica qu. 73. §. 90. f. 

62) Die Belege für das im Texte Gesagte s. in meinem Lehrbuche 
B. H. S. 570— 573. VergL auch das unten über den Gang der Säch- 
sischen Praxis Ausgeführte. — Auf die Vermöge ns confiscation, 
von welcher die Novelle 12. spricht, erkannte die Praxis bereits zu 
Carpzovs Zeiten nicht mehr, und schon die Consultationes Saxonicae 
(ed. Frid. p. 633.) sagen, dass diese Coftfiscation unpraktisch sey. 
Vor der Carolina lassen sich aber Fälle, in welchen sie erkannt wurde, 
nachweisen. So erkannte das Reichskammergericht unter Berufung auf 
die Kaiserlichen Rechte, also auf das Römische Recht, bei einer ince- 
stuosen Ehe im zweiten Grade der Schwägerschaft im J. 1515 auf Ver- 
mögensconfiscation ; Harpprecht Staatsarchiv des RcichshtmmergcricJits. 
B. III. S. Ii5. — Darüber, dass nach unserm gemeinen Deutschen 
Rechte das Verbrechen des Incestes die testamenti factio nicht entziehe 
oder beschränke, s. meine Abb. im Archiv für civil. Praxis B. XVII. 
S. 434. ff. 



* 
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handelt die Carolina in einer grössern Ausdehnung von diesem 
Verbrechen als das Römische Recht 53 ). Die Carolina sagt näm* 
lieh (Art. 116.) t Item so eyn Mensch mit eynem vihe [s. g. 
sodomia ratione generis], mann mit mann, treib mit weib 
[s. g. sodomia ratione sexus], vnkeusch treiben, die haben 
auch das leben verwürckt, vnd man soll sie der gemeynen 
gewonheyt nach mit dem fewer vom leben zum todt richten. 
Indessen genügte den Criminalisten und der Praxis diese 
von der Carolina ausgesprochene Ausdehnung nicht. Beinahe 
alle Deutschen Criminalisten wollen jede Sodomie in dem vor- 
hin angegebenen weiten Sinne vor das richterliche Forum zie- 
hen und bestrafen, indem sie meinen, die Carolina habe blos 
die Haupt fälle des Verbrechens bezeichnen wollen. Von 
Einfluss mochte hiebei das Canonische Recht seyn, welches er- 
klärt, flagitia, quae sunt contra naturam, ubique et semper 
repudianda ac punienda sunt, quaUa SodomUarum fue- 

Es möchte sich aber doch in Zwtifel ziehen lassen, ob man 
hier aus dem subsidiären Rechte suppliren darf. In Beziehung 
auf das Römische Recht ist diess wohl schon um desswillen 
ganz zu verneinen, weil, wenn auch einige Stellen desselben 
noch an etwas Anderes, als an das Stuprum cum masculis, ge- 
dacht haben sollten, sie doch zu unbestimmt sind, als dass man 
ein praktisches Resultat auf sie gründen könnte. Das Cano- 
nische Recht erklärt sich freilich bestimmter. Allein sollte 
hier nicht die Carolina die Anwendung des Canonischen Rechts 
ausschliessen? Ihr Artikel hat die ganz allgemeine Rubrik: 
Straff der vnkeusch, so wider die natur beschickt, und doch 
spricht sie im Artikel blos von der Sodomia ratione generis 
und sexus, und schliesst damit wenigstens eine criminelle 
Strafe der übrigen Sodomiefälle aus. Allein die Praxis, der 
beinahe einstimmigen 5a ) Ansicht der Schriftsteller folgend, er- 

63) Wenigsten« spricht das Römische Recht die Ausdehnung , wie 
sie die Carolina giebt, nicht so klar aus; s. oben S. 176. 

54) Cans. XV. qn. 1. can. 4. Caus. XXXII. qu. 7. can, 12—15. 

55) Ueber diese Ansichten der Schriftsteller s. mein Lehrbuch B.II. 
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klärte sich für die Bestrafung aller Fälle der widernatürlichen 
Unzucht. Freilich strafte sie die übrigen Fälle, von welchen 
die Carolina nicht spricht, nie mit der harten, vou der Caro- 
lina für die von ihr berührten Fälle festgesetzten, Strafe, ging 
aber doch in einigen dieser Fälle z. B. bei der sodomia ratione 
ordinis naturae nicht selten bis auf einfache Todesstrafe. Da- 
gegen milderte sie schon frühe wenigstens theilweise die Stra- 
fen der Carolina, nnd bewährte wieder auf diese Weise durch- 
aus die oben S. 130. Not 75* gemachte Bemerkung. Schon 
zu Carpzov's Zeiten wurde an der Stelle des Feuerto- 
des bei der sodomia ratione sexus häufig blos auf Schwert 
erkannt; und Carpzov befestigte diess in der Praxis, zwar 
nicht durch haltbare Gründe — denn die Gründe, welche er 
anführt, sind sehr schwach — aber durch seine alle Gründe 
ersetzende Auetoritat. So war in das Gesetz ein Riss gemacht, 
und dieser erweiterte sich, da einmal der Anfang gemacht war, 
bald noch mehr. Im XVIII. Jahrhundert kam auch bei der 
sodomia ratione generis die Feuertodstrafe ausser Gebrauch, und 
am Ende des XVIII. Jahrhunderts wurde überhaupt die Todes- 
strafe bei der Sodomie immer seltener, und die gemeinrechtliche 
Praxis des XIX. Jahrhunderts verdrängte sie vollends ganz. 
So nimmt daher die Praxis jetzt an, dass die Strafe der Sodo- 
mie in einer arbiträren Freiheitsstrafe bestehe; nur misst sie 
diese nicht so gelinde aus, wie Tittmann anführt, sondern 
geht bei den strafbarsten Fällen , der sodomia ratione generis 
und sexus, den Fällen von welchen die Carolina handelt, bis 
auf 6—10 Jahre Zuchthaus*«). 

C. Aelteres Sachsisches Recht 

Das ältere Sächsische Recht schliesst sich bei den in die- 
sem Capilel berührten Verbrechen an die Principien, von denen 

* 

■ 

S. 575— 578. Einer der sehr Wenigen, welche die herrschende Ansicht 
nicht theüen, ist Feaerbach Lehrbuch §. 468. 469. und nun auch 
A. Bauer Lehrb. §. 328. 

56) Ueber den Gang der Praxis vergL auch mein Lehrbuch B. II. 
S. 578—580. 
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das gemeine Deutsche Recht ausgeht, im Wesentlichen an. Nur 
folgt es grossentheils der von den Schriftstellern und von der 
Praxis vertheidigten Ausdehnung der Strafharen Fälle, und ist 
auch hier wieder, wie hei den früher berührten Verbrechen, 
in seinen Strafbestimmungen zum Theile härter, als das ge- 
meine Recht. Was nämlich 

1. das Stuprum (oben S. 178.) betrifft: so bestimmt die 
neue Landesordnung von Herzog Moritz vom J. 1543 — so 
viel ich weiss das erste Sächsische Gesetz, das von diesem Ver- 
gehen handelt — : wer eine Jungfrau schwäche, und sie 
nicht zur Ehe nehme, solle mit zeitlichem Gefängniss 
gestraft werden. Von der Strafe der Geschwächten aber sagt 
dieses Gesetz nichts. Härter schon sind die Constitutionen von 
1572. Diese bestimmen (est. 27. P. IV.) : Wer eine Jungfrau 
oder unberüchtigte Wittwe beschlafe und sie nicht zur Ehe neh- 
men wolle, solle mit zeitigem Gefängniss gestraft werden, 
wie diess in der Landesordnung versehen und sonst dem 
Rechte gemäss 57 ) sey. Wenn aber die Verbrechung der- 
massen beschaffen, dass sie nach Gelegenheit der Personen 
und anderer Umstände grössere und härtere Strafe erfor- 
derte: so sollen die Schöppenstühle die Strafe zu erhöhen 
und bis auf Staupenschlag und ewige Landesverweisung zu 
erkennen haben. Was aber unter Gelegenheit der Person und 
den andern Umständen zu verstehen sey , diess ist weder in 
dem Gesetze selbst, noch in den ihm vorangegangenen Berathun- 
gen irgend angedeutet. Dieselbe Bestimmung wiederholt die 



57) Hierunter versteht die Constitution das gemeine Recht, und wirk» 
lieh leiten anch die Consoltationes Saxonicae die gelindere Strafe 
des Stuprum aus dem Canonischen Rechte her, und sagen, die härteren 
Strafen des Römischen Rechts seyen durch desuetudo abgeschafft wor- 
den. — Dabei tragen die Consoltationes Saxonicae noch darauf an, anch 
die Geschwächte zu bestrafen, und zwar mit Gefängniss oder mit zeiti- 
ger Landesverweisung. Allein man ging, wie es scheint, nicht darauf 
ein. Denn die Constitutionen enthalten nichts von der Bestrafung der 
Geschwächten, ausser, dass die est. 29. die Tochter, die sich von den 
Eltern verkuppeln lässt, mit Gefängniss oder Verweisung zu bestrafen 
vorschreibt. 
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Kirchenordnung von 1580 5 *), jedoch auch ohne sich auf eine 
^nähere Erklärung der Schärfangsgründe einzulassen. Dagegen 
enthält sie eine genauere Bestimmung über das Strafmass für 
die gewöhnlichen Fälle, und auch eine Bestimmung über die 
Bestrafung der Geschwächten. Es sollen nämlich nach ihr, 
wenn der Mann die Geschwächte nicht heirathe 59 ), Beide mit 
acht oder vierzehn Tagen oder auch einem Monate Gefangniss 
bei Wasser und Brot .bestraft werden. — Diese letztere Strafe 
wurde durch ein Mandat vom 30. Septbr. 1609 für den Stu- 
prator etwas erhöht» indem dasselbe festsetzte, dass er nach 
erlittenem Gefangniss noch' mit Ortsverweisung bestraft werden 
solle 60 ). Ausser diesen Strafen wurde auch in den meisten. 
Gegenden Sachsens noch die sehr verwerfliche Kirchen busse 
gegen die Schuldigen angewendet. Die Schuldigen mussten vor 
versammelter Gemeinde nach einem vorgeschriebenen, nicht eben 
sehr angemessenen, Formulare ihren Fehltritt bekennen, und 
für denselben um Verzeihung bitten; eine kirchliche Strafe, die 
durch das Beschämende und Beschimpfende und durch die öf- 
fentliche Demüthigung, die sie enthielt, weit härter wurde, als 
die weltlichen Strafen, welche bei dem Vergehen eintraten. 
Diese Strafe wurde nicht Mos beim Stuprum, sondern überhaupt 
bei allen Fleischesverbrechen im weitern Sinne, sobald nicht 
eine höhere Strafe als Gefangniss bei ihnen verhängt wurde 



58) Tit von Strafe der Unzucht und des Ehebruchs C. A. T. I. 
p. 642. 

59) Mit dieser Bedingung konnte die Kirchenordnung nicht aus- 
sprechen wollen, diu», wenn er sie heiratbe, die Handlung ganz straf- 
los seyn solle. Denn sie straft sogar auch den Beischlaf unter Ver- 
lobten, die wirklich nachher die Ehe mit einander abschliessen , und 
auch den Beischlaf, der erst zur Kunde kommt, nachdem die Concum- 
benten einander geheirathet haben. Es können also jene Worte nur 
so viel andeuten wollen, dass, wenn er sie heirathe , die gelinderen Be- 
stimmungen des concubitus anticipatus eintreten sollen. 

60) C. A. T. I. p. 1447. Den Inhalt dieses Mandats wiederholt 
die Eheordnung von 1624. Alle diese Gesetze, besonders aber das Man- 
dat von 1609, und ein Befehl vom 15. Jan. 1650 (C. A. I. 1519) klagen 
über das Ueberliandnehmen der Fleischesverbrechen. 
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(also in solchen Fällen auch heim Ehebruche , z. B. in der Lau- 
silz), erkannt Sie stützte sich jedoch nicht auf ein allgemei- 
nes Landesgesetz, sondern* auf Ortsstatuten und Ortsgewohn- 
heiten , und in diesen hauptsächlich wohl auf die Bemühungen 
der Geistlichkeit.^ Die Landesgesetzgebung aber billigte diese 
Gewohnheiten und Statuten, wo sie bestanden 6 1 ). Jedoch mil- 
derte man die Strafe schon im Anfange des XVII. Jahrhunderts 
in Etwas wenigstens, indem man bestimmte, es solle, ohne 
alle weitere demüthigende Ceremonien für die Schuldigen, der 
Geistliche, jedoch in ihrer Gegenwart, nach der Predigt in 
ihrem Namen die Abbitte öffentlich ablesen 62 ). Indessen über- 
zeugte man sich doch allmälig von dem höchst Ungeeigneten * ') 
dieser beschimpfenden Strafe, und sie wurde desshalb von Frie- 
drich August im J. 1756 ganz allgemein abgeschafft und 
der Geistlichkeit blos überlassen, bei denjenigen, so sich wider 
das sechste Gebot vergehen, in gleicher Masse, als bei andern 

61) So sagt z.B. die Erledigung; der Landesgebrechen vom22.Jun. 
1661: das8 die Geistlichen die Kirchenbusse, wo solche hergebracht, mit 
Torwissen und Gcnehmhaltung der Superintendenten anordnen, und keines- 
wegs in Geld verwandeln, im Fall etwas Bedenkliches sich dabei ereigne, 
des Consistorii Anordnung einholen sollen. Was die Rüge wegen des Ab- 
kaufens der Busse betrifft: so war sie sehr an ihrem Orte. Denn meist 
konnte man sie (nnr nicht beim Ehebrüche) mit einem Schock Groschen 
abkaufen, und so war sie mehr nur eine Erwerbsquelle für die Geist- 
lichkeit, und eine harte Strafe für den Armen, die ihn nicht desshalb 
tnl, weil er das Fleischesverbrechen begangen hatte, sondern desshalb, 
weit er kein Geld hatte. Uebrigens scheint die in dem angeführten 
Gesetze enthaltene Untersagung der Verwandlung der Strafe nicht viel 
geholfen zu haben. 

6)) Rescript vom 15. Aug. 1607 C. A. T. I. p. 847. Dabei war 
vorgeschrieben, der Geistliche solle bei diesem Verlesen die Namen der 
Schuldigen nicht nennen. Allein dadurch waren sie doch wenig ge- 
schont; denn sie mussten in demselben Gottesdienste mit der Gemeinde 
das Abendmahl nehmen, und dabei die letzte Stelle halten, so dass 
jeder sehen konnte, für wen die Abbitte gesprochen ward. 

63) Vergl. meine Schrift über die Strafarten und Strafanstalten des 
Königreichs Württemberg S. 252. Die vielen Gründe, welche gegen diese 
Strafe sprechen, sind sehr stark und sehr gut in dem, in der folgenden, 
Note angeführten, Rescripte an die Consistorien von Friedrich Au- 
gust ausgesprochen. 
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öffentlichen Verbrechern , sich einer tu derselben Besserung 
abzielenden Privat admonition nach den Schranken des 
ihr anvertrauten Amte s zu gebrauchen. 

So blieben daher nur noch die vorhin angeführten bürger- 
lichen Strafen ityrig, ui*d die Praxis erkannte hier gewöhnlich 
gegen beide Theile vierzehn Tage Gefängniss, beim Rückfalle, 
d. h. wenn Jemand nach erlittener Strafe wegen Stuprums 
sich wieder eines Sluprums schuldig machte, drei Wochen, und 
beim zweiten Rückfalle vier Wochen, beim Versuche eines Stu- 
prums dagegen blos wenige Tage Gefängniss 64 ). Dabei erhöhte 
man aber die Strafen in den S. 179. angeführten Fällen , in 
welchen auch die gemeine Praxis höhere Strafe eintreten liess, 
und erkannte in denselben bald zeitige bald lebenslängliche Lan- 
desverweisung, und die letztere bald ohne bald mit Staupen- 
schlägen. Einen hierher gehörigen Fall heben die Constitu- 
tionen von 1572 (est. 25. P. IV.) noch ausdrücklich heraus, 
nämlich den, wenn der Gefangenwärter die im Gefängniss Be- 
findliche beschläft. Hier soll er mit ewiger Landesverweisung 
und Staupenschlägen bestraft werden, eine Strafe an deren Stelle 
im J. 1783 zweijähriges Zuchthaus trat 65 ). Auch den Fall 
des Stuprums zwischen Juden und Christen zeichnete die Säch- 
sische Praxis immer aus. Es wurde hier in den altern Zeiten 
die der Todesstrafe am Nächsten stehende Strafe, ewige Lan- 
desverweisung und Fustigation erkannt 6 6 ), und noch im J. 1777 
bestrafte die Wittenberger Juristen-Facultät einen Christen, der 
eine Jüdin geschwängert hatte, mit drei Jahren Zuchthaus 67 ). 

* 

64) Hommel rhapsod. quaestion obs. 119. Früher wurde beim 
Versuche häufig auch Geldstrafe erkannt; allein diess fiel in den Erb- 
landen durch die Bescheidung von 1783 weg ; s. oben S. 9. — Bei jedem 
neuen Rückfalle wurde die Strafe erhöht. So erkannte z. B. der Schöp- 
penstuhl in den Jahren 1802 u. 1804 beim sechsten Rückfalle auf 1 Jahr 
Zuchthaus. 

65) S. oben S. 12. Die Consult. Saxonicae hatten die in der est. 25. 
enthaltene Bestimmung unter Berufung auf Boerius decisiones, dec 
317. vorgeschlagen. 

66) Ca rp zov definitiones forenses ad Part IV. est. 26. def. 4. 

67) Tittmann Handbuch der Strafrechtswissenschaft §.568. Not i. 

13 
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Gelinder aber war hier die Leipziger Jurislen-Facultät. Hom- 
mel sagt, er sey zwar dafür, ein solches Stuprum, um nicht 
ganz yon der Bahn der Vorältern abzuweichen , etwas härter, 
als ein gewöhnliches Stuprum, zu bestrafen; doch glaube er 
auch bei den Befangensten Billigung zu finden, wenn er an- 
nehme (sedy setzt er bei, pudetfere statuere), dass ein solches 
Stuprum mit der doppelten Strafe des gewöhnlichen Stuprums, 
also mit vier Wochen Gefangniss zu bestrafen sey, und dabei 
bezeugt er, dass die Facultat nach diesem Grundsatze erkannt 
habe 6S ). Ebenso wurde ein Stuprum, welches eine Verletzung 
der gesetzlichen Trauerzeit enthielt, sowohl am Wittwer, 
wie an der Wittwe, etwas härter bestraft. Zu Hommels 
Zeiten setzte man wegen dieses Schärfungsgrundes der gewöhn- 
lichen Strafe des Stuprums beim Wittwer vier Wochen Gefang- 
niss oder sechs neue Schock bei, das Gleiche bei der Wittwe, 
wenn sie die Unzucht nach dem sechsten Monate, von Auflösung 
der Ehe an gerechnet, begangen hatte. Hatte sie dieselbe früher 
begangen : so wurde sie auf zwei Jahre des Landes verwiesen, 
oder wenigstens der gewöhnlichen Strafe des Stuprums noch 
sechswöchenlliches Gefangniss beigefügt. Die Strafe des mit- 
schuldigen Theiles wurde jedoch in solchen Fällen nie erhöht 69 ). 

Den Beischlaf zwischen Verlobten (concubüus anticipaius) 
bestrafen die Kirchenordnung von 1580 und die Eheordnung 
von 1624 mit arbiträrer Strafe. Doch sieht man, dass sie hier 
eine gelindere Strafe , als in den andern Fällen des Stuprums, 
wollen 10 ). Eben so solle, wenn Nichtverlobte mit einander 



68) Hommel a. a. O. obs. 426. 

69) Hommel a. a. O. obs. 119. 

70) S. Kirchenordnung von 1580 Tit von der Strafe der Unzucht 
§. woz wo und §. gleicher gestalte vergl. mit §. und würde den. Spä- 
ter wurde diess ausdrucklieb bestätigt durch ein Rescript vom 1. Sept. 
1745, welches bestimmte, dass die Fülle, da Personen vor der Trauung 
den coneulitum antidpiren, unter die causas stupri nicht zu ziehen, sondern 
deren Bestrafung denen Erbgerichten zu überlassen. Die Strafe wurde ge- 
wöhnlich mit der Formel erkannt : drei oder vier Tage lang gestalten Sa- 
chen nach und dem heiligen Ehestande zu Ehren mit leidlichem Gehorsam zu 
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Beischlaf begehen, später aber einander heirathen, arbiträre Strafe 
eintreten. Die Praxis erkannte in solchen Fällen in der Regel 
blos wenige Tage Gefängniss T 

2. In Beziehung auf die Hurerei enthalten die Consti- 
tutionen von 1572 die erste Strafbestimmung. Sie beweisen 
zugleich, wie sehr oft in einzelnen Staaten die Anordnungen 
der Reichsgesetze unbeachtet blieben oder nicht berücksichtigt 
wurden. Die zur Berathung gezogenen Rechtsgelehrten mein- 
ten, das gemeine Recht verordne hier keine Strafe, berücksich- 
tigten also blos das Römische Recht, und denselben Satz 
wiederholt die est. 28. P. IV., setzt jedoch bei, dass die Hure- 
rei, oder wie sie sie nennt , die schlechte Hurerei und sim- 
ples fomicatio dennoch, weil in Gottes Wort solche unordent- 
liche Vermischung hart verboten , an dem gemeinen Weibe 
(der öffentlichen Hure) mit Landesverweisung, und an dem 
Manne der mit ihr zu thun gehabt, mit Gefängniss oder mit 
Geldbusse bestraft werden solle, dass dagegen andere ledige 
Weibspersonen, welche nicht öffentlicher hurerischer Weise % 
und doch gleichwohl in Uhkeuschheit heimlich leben 12 ), blos 
mit Gefängniss und nur nach gelegenen Umständen und Vielheit 
der geübten Unzucht mit Landesverweisung zu bestrafen seyen T8 ) # 
Diese Bestimmungen wurden in der Kirchenordnung von 1580 



belegen. Die Braut soll bei der folgenden Trauung mit verdecktem Haupt 
und ohne Spiel zur Kirche gehen. 

71) Horamel rhapsod. quaestion. ob*. 108. 

72) Diess ist, streng genommen, kein Fall der eigentlichen Hurerei ; 
allein die Sächsischen Gesetze rechnen auch ihn zur s. g. schlechten Hu- 
rerei. Man muss daher nach ihnen unterscheiden a. das eigentliche 
Stuprum d. h. wenn Jemand eine unberüchtigte Jungfrau oder Wittwe 
beschläft (part. IV. est. 27. §. 1. Kirchenordnung von 1580. Eheord- 
nnng von 1624.) h. schlechte Hurerei, er. Beischlaf mit einer ei- 
gentlichen Hure, ß. Beischlaf mit einer berüchtigten Weibsperson, die 
sich Mehrerern hingiebt, ohne jedoch eigentlich oder offen das Huren- 
gewerbe zu treiben. 

73) Die Constitution fugt noch bei, dass, wenn in solchen Fällen 
die Weibsperson Jemand mit Franzosen oder andern Krankheiten wissent- 
lich und ohne vorhergehende Verwarnung vergiftet, sie mit ewiger Landes- 
verweisung und Staupenschlägen zu strafen sey. 

13* 

• i 
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wörtlich wiederholt. Die Eheordnung von 1624 ist aher etwas 
strenger. Sie lässt bei dem Manne, der mit der Hure sich ver- 
geht, die Geldstrafe weg, nnd will wohl aus Rücksicht auf 
das vorangegangene Mandat von 1609 (s. oben S. 9.) , dass er 
unbedingt mit Gefängniss bestraft werde; und die heimliche Hu- 
rerei straft sie an der Weibsperson mit Ortsverweisung. Die 
Praxis aber strafte die letztere in der Regel blos mit Gefäng- 
niss, gegen die eigentliche öffentliche Hure dagegen erkannte sie 
die im Gesetze festgesetzte Landesverweisung, und später, nach 
Aufhebung derselben, meist blos Gefängniss, selten Zuchtbaus, 
ausser beim Rückfalle. Bei der Gefangnissstrafe aber ging sie 
hier öfters auf drei Monate. 

3. Den Goncubinat erklärt schon die Landesordnung von 
1550 Tit. mit verdächtigen und leichtfertigen Weibspersonen 
soll Niemand haushalten , für strafbar, ohne aber die Strafe 
näher zu bestimmen. Die Praxis erkannte in früherer Zeit bis- 
weilen zeitige Landesverweisung, besonders beim Rückfalle, in 
der Regel jedoch blos Gefängniss von drei oder vier Wochen. 
Diess that schon die Praxis zu Garpzovs Zeiten 74 ). Doch 
scheint sie nicht immer ein ganz festes Maass gehabt zu haben, 
und sogar, was sich sonst selten finden wird, hier in der neue- 
ren Zeit härter gewesen zu seyn, als in der Carpzov sehen 
Zeit. Denn irre ich nicht: so strafte der Schoppens tu hl 
zu Leipzig noch in neueren Zeiten den Goncubinat mit sechs 
Wochen, und nur dann, wenn die Personen einander heiratbe- 
ten, mit drei Wochen Gefängniss. 

4. I nee st. Wie wichtig auch für das gemeine Recht die 
Sächsische Gesetzgebung über Incest wurde, ist oben S. 186« 
angeführt worden. Das Sächsische Recht unterscheidet hier 
auch in der Benennung zwei Fälle, die Blutschande und 
die unordentliche Vermischung, indem es mit Recht 
dem Ausdrucke Blutschande blos eine beschränkte Bedeutung 
giebt. Es beschränkt nämlich denselben ßlos auf Beischlaf zwi- 



74) Carpzov definitiones forenses ad part. IY. est 28. äet 5. 
vgl. auch Ho mmol rhapsod. quaestion. obs. 78. 
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sehen solchen Verwandten, welche schon nach Mosaischem 
Rechte einander nicht heirathen können, bezieht jedoch das Mo- 
saische Recht, was häufig geschah, in der Seitenlinie nicht auf 
die Personen, die dasselbe n*nnt (Ehe mit der Schwester 
des Vaters oder der Mutter), sondern auf den Verwand- 
schaftsgrad dieser Personen. So ist daher nach dem älte- 
ren Sächsischen Rechte Blutschande der Beischlaf zwischen 
Solchen, welche in gerader Linie, oder im ersten oder zweiten 
Grade der ungleichen Seitenlinie (nach Canon. Berechnung) mit 
einander verwandt sind. In den übrigen Fällen des Beischla- 
fes zwischen nahen Verwandten oder Verschwägerten ist blos 
das Vergehen der unordentlichen Vermischung vorhanden. Die 
Constitutionen von 1572 handeln etwas ausführlicher von diesem 
Verbrechen, weil, wie sie selbst sagen, und wie auch Chur- 
fürst August aus den vorangegangenen Berathungen (s. oben 
S. 186.) sattsam ersehen konnte, bishero wegen der Strafen 
des incestus in den Schoppenstühlen , sintemal die Rechtsieh- 
rer hierinnen widerwärtige Meinungen haben, ungleich ge- 
sprochen. Sie unterscheiden : 

o. Blutschande zwischen Verwandten (gleichviel ob ehe- 
lichen oder unehelichen) in gerader Linie. Hier sollen beide 
Theile mit dem Schwerte, wenn aber bei dem einen oder an- 
dern Theile wegen der Jugend oder anderer wichtiger Um- 
stände Linderung solcher Strafen vorzunehmen , derselbe mit 
ewiger Landesverweisung und Fustigation bestraft werden 7 5 ). 

b. Blutschande zwischen Verwandten im ersten oder 
im zweiten Grade der ungleichen Seitenlinie. Hier 
soll ewige Landesverweisung und Fustigation eintreten. 

75) Cst 22. P. IV. In der est 23. werden dieselben Strafbestim- 
mungen für den Fall wiederholt, wenn Ehebruch und Blutschande 
zwischen Verwandten in geraderLinie coneurrirt. Allein diese Wie- 
derholung war 'insofern überflüssig, als die von der cst. 23. angeführ- 
ten Strafen Schon auf dieser Blutschande allein stehen. Nur in der Hin- 
sicht war sie nicht ohne Wichtigkeit, als durch sie angedeutet wird, die 
Concurrenz der Verbrechen sollte hier die ^Strafe nicht erhöhen. 
Die Sächsische Praxis nahm hier auch an, das« poena major absorbet 
minorem. 
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e. Unordentliche Vermischung zwischen Verschwäger- 
ten in gerader Linie oder im ersten oder zweiten 
Grade der angleichen Seitenlinie. Hier soll ebenfalls 
ohne Unterschied die zuletzt angeführte Strafe erkannt werden 
(est. 24. P. IV.). Ob die Schwägerschaft eine legitime oder 
illegitime ist, macht keinen Unterschied 7 6 ), und ebenso hat es 
in allen den genannten Fällen (nr. 1 — 3.) auf die Strafe kei- 
nen Einfluss , ob der Incest durch Eingehung einer Ehe und 
darauf erfolgten Beischlaf, oder ohne Eingehung einer Ehe be- 
gangen wurde. 

Von den übrigen Fällen der verbotenen Grade 77 ) schwei- 
gen die Constitutionen. Aus diesem Stillschweigen folgt, dass 
der Gesetzgeber die Vermischung in den entferntem Graden 
weder zum Verbrechen der Blutschande, noch zu dem der unor- 
dentlichen Vermischung ziehen wollte , bei ihr daher blos die 
x Strafen des Stuprums, der Fornication oder des Ehebruches, 
sofern die Requisite dieser Verbrechen vorhanden sind, oder, 
wenn die Personen einander geheirathet hatten, die geringem 
polizeilichen Strafen wegen vorher nicht nachgesuchter Dispen- 
sation eintreten sollten 7 8 ). 

Diess wurde jedoch durch die Kirchenordnung von 1580 



76) Die est 24. nennt ausdrücklich den Fall, wenn Jemand zwei 
Schwestern oder Mutter und Tochter wissentlich (s. ob. S. 167.) oe- 
schiafen hat. 

77) Schon durch ein Gesetz von 1543 wurden die Canonischen Ehe- 
verbote beschränkt bis auf den dritten Grad der ungleichen Seitenlinie 
sowohl bei Verwandten als bei Verschwägerten. Etwas weiter gingen 
später das Gesetz vom 8. Mai 1557 {Generalartxhd etc.) und die Kir- 
chenordnung von 1580 Tit. von Ehesachen (C. A. T. I. p. 638.) , wel- 
che bei dem s. g. respectus parentelae auch in den entferntem Graden, 
und bei der Schwägerschaft zweiter Gattung (secundi generis) im 
ersten Grade gerader Linie die Ehe untersagen. 

78) Dass diess die Absicht des Gesetzes war, geht auch aus den 
Consutt. Saxonicae (p. 634. ed. Frid.) hervor. Sie sagen namentlich : 
solche Personen mögen demnach von der Obrigkeit wülkuhrlich bestraft wer- 
den, darumb, dass sie sich ohne »ispensation , also wider übliche Gebräuch 
und contra civüem honestatem et legem eingelassen. 
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und durch die Eheordnung von 1624 geändert * •). Diese Ge- 
setze wiederholen nämlich die Bestimmungen der Constitutionen 
und fügen denselben bei, dass der Beischlaf zwischen Ver- 
wandten und Verschwägerten im zweiten Grade der gleichen, 
und im dritten Grade der ungleichen Seitenlinie mit ewiger Lan- 
desverweisung (jedoch ohne Staupenschlag) bestraft werden soll. 

Bei diesen Strafbestimmungen blieb es bis auf die neueste 
Zeit, nur dass an die Stelle der Landesverweisung vom J. 1770 
an Zuchthaus- und Gefängnissstrafen traten, und später der 
mildere, im J. 1783 für den Ehebruch und die geringem fleisch- 
lichen Verbrechen angeordnete, Maassstab (ob. S. 12.) auch hier 
angewendet werden musste 80 ). 

Indessen trat auch hier die Praxis mit ihrem mildernden 
Sinne ein und zeigte sich wieder mächtiger, als das Gesetz, 
Im XVII. Jahrhundert wurden zwar die Strafen des Gesetzes 
erkannt, wenn alle Requisite, die man zur Anwendung der or- 
dentlichen Strafe forderte, vorhanden waren. Allein man for- 
derte zu diesen ordentlichen Strafen so viele Requisite , dass 
dadurch die gesetzliche Strafe häufig umgangen wurde. Na- 
mentlich nahm man in Beziehung auf das Requisit und den Be- 
weis der seminis immissio Dasselbe an, was man beim Ehe- 
bruche annahm; auch liess man wegen Minderjährigkeit, oder 
wenn die Descendentin vom Adscendenten zur That überredet 
ward , gelindere Slrafe eintreten , und in einem Falle war man 
gerade zu gelinder als das Gesetz, indem man Incest zwischen 
Verwandten im dritten Grade der ungleichen Seitenlinie, sofern 
nur kein respectus parentelae vorhanden war, blos mit zeitiger 

79) Eheordnung yon 1624 Cap. der Ander Pimft etc. C. A. T. I. 
p. 1021. Kirchenordnung ton 1580. Jit. Von Ehesachen. C. A. T. I. 
p. 638. 639. 641. 

80) Denn der Incest gehörte in den Fällen, für welche keine Todes- 
strafe festgesetzt war, im Gegensätze zum Ehebruche offenbar zünden 
geringeren fleischlichen Verbrechen. Es scheint jedoch diess mein 
durchaus von der Praxis anerkannt worden zu seyn. Denn irre ic 
nicht: so worden noch in onsrem Jahrhundert z. B. beim Inceste m 
Fällen, in welchen respectus parentelae vorhanden war, bisweüen vier 
Jahro (statt zwei Jahre s. ob. S. 12.) Zuchthaus erkannt. 



\ 
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Landesverweisung bestrafte 81 ). Noch weiter ging man im 
XVIII. Jahrhundert. In der Mitte desselben wurde, wie Carl 
Ferd. Hommel (obs. 227.) anfuhrt, der Incest bei Verschwä- 
gerten in gerader Linie selten mit Staupenschlägen , sondern 
gewöhnlich blos mit lebenslänglicher Landesverweisung, bei Ver- 
schwägerten in der Seitenlinie, wenn nicht respectus parente- 
lae vorhanden war, blos mit zeitiger Landesverweisung oder 
Gefängniss, der Incest in der zweiten Gattung der Schwäger- 
schaft häufig gar nicht bestraft. Grossentheils wirkte hier und 
auch in den andern Incestsfällen die Bestimmung der est. 22. 
P. IV. ein, nach welcher wegen wichtiger Umstände die Strafe 
gemindert werden solle. Freilich spricht die Constitution nur 
von wichtigen Umstanden. Allein die Praxis hielt sich mehr 
an die Gestattung der Milderung, als an das Requisit der Wich- 
tigkeit der Umstände, und so sagt daher Hommel, dass man 
sehr geneigt sey, bei allen möglichen Umständen (facile ob 
qua&libet mitigationis causas) zu mildern. Auch kam dazu 
der Umstand, dass einige Grade dispensabel wurden, welche 
der Gesetzgeber im XVI. Jahrhundert für indispensabel gehalten 
hatte (z. B. die Verbindung mit der Schwester der verstorbenen 
Frau). Ebenso wurde die Strafe des Incesles zwischen Ver- 
wandten vielfach gemindert. Bei dem zweiten Grade der gleichen 
und dem dritten Grade der ungleichen Seitenlinie erkannte man 
gemeiniglich blos auf zeitige Landesverweisung, von 1783 an also 
nur auf Gefängniss 82 ). Adscendenten zwar, welche mit De- 

81) Carpzov Practica, qu. 73. §. 48. ff. qu. 74. §. 45. ff. Den 
Incest zwischen Verschwägerten zweiter Gattung, z. B. zwischen dem 
Stiefvater und des Stiefsohns Wittwe, oder dem Stiefsohn und des Stief- 
vaters Wittwe, von dessen Bestrafung die Gesetze nichts Bestimmtes 
enthalten, strafte man ebenfalls mit zeitiger Landesverweisung oder mit 
Gefängniss. Carpzov a. a. O. qu. 74. §. 47. 

82) Im zweiten Grade der gleichen Seitenlinie gewöhnlich sechs 
Wochen (z. B. ürtheiie des Schöppenstuhls von 1812, 1818 und 1824), 
und im dritten Grade der ungleichen Seitenlinie vier Wochen Gefäng- 
niss. Selbst auch bei Incest zwischen Geschwistern wurde dann wenig- 
stens die ordentliche Strafe (zwei Jahre Zuchthaus) nicht erkannt, wenn 
sie wegen Armuth in demselben Bette schlafen mussten; man erkannte 
hier blos etwa auf sechs Wochen Gefängniss. 
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scendenten Incest begingen, wurden immer noch zum Tode ver- 
urtheilt; allein man nahm es mit dem Beweise des Thalbestan- 
des, besonders der seminis immissio, so streng, und mit der 
Statuirung von Milderungsgründen so leicht, dass man selten 
mehr Gelegenheit hatte, auf den Tod zu erkennen, sondern 
das Erkenntniss meist auf Staupenschläge und ewige Landes- 
verweisung, später auf vier oder auf zwei Jahre Zuchthaus 
lautete, und bei den Descendenten nahm wenigstens die Ju- 
ristenfacultät ohnehin gewöhnlich an, dass sie aus Rücksicht 
auf ihr Alter, oder auf das Imperium parentum nicht mit dem 
Tode, sondern Mos mit Fustigation und ewiger Landesverwei- 
sung, oder mit der entsprechenden Zuchthausstrafe zu bestra- 
fen seyen 88 ). — Von der andern Seite aber vermehrte auch 
hier wieder die Praxis die strafbaren Fälle, indem sie den 
Beischlaf eines Verlobten mit Verwandten der andern verlobten 

< 

Person als guasi-meestus bestrafte. 

Auch beim Inceste galten in der Lausitz ganz andere 
Grundsätze, als in den Erblanden. Es wurden nämlich die 
Bestimmungen der angeführten Sächsischen Particulargesetze auf 
die Lausitz nicht bezogen, sondern hier das Verbrechen nach 
gemeinem Rechte bestraft. Das in dieser Lehre höchst zwei- 
felhafte gemeine Recht aber fasste die Praxis allmälig so auf, 
dass sie den Incest in gerader Linie mit ewiger Landesverweisung 
und Fustigation (später mit zwei Jahren Zuchthaus), bei Stan- 



83) S. C. F. Hommela.a.0. und den Berieht der Juristen-Fa- 
cultüt ob. S. 159. Noch weiter gingen einige spatere Schriftsteller. So 
behauptet Rud. Hommel Criminal. Blatter Leipzig 1800. S. 74. u. 
80, der Gerichtsgebranch habe die im J. 1783 verfugte Abschaffung der 
Todesstrafe beim Ehebruche auf alle fleischliche Verbrechen, also auch 
auf den Incest ausgedehnt, und es werde nie mehr, als vierjähriges Zucht- 
haus erkannt; und gleicher Ansicht scheint auch Volkmann Lehrbuch 
§. 230 zn seyn. Allein diess lässt sich nicht erweisen. So behandelte, 
was die Praxis betrilft, der Schöppenstuhl noch bis in die neuere Zeit 
den Incest zwischen Adscendenten und Descendenten als Capitalsache, 
und wenn gleich hier im letzten Jahrzehent des XVIIL' Jahrhunderts 
der Gerichtsgebrauch theilweise einen gelindern Weg einzuschlagen ver- 
suchte: so wurde er doch ausdrücklich durch das ob. S. 160. ange- 
führte Gesetz von 1798 gemissbilligt und verworfen. 



Digitized by Google 



1 202 ■ 

despersonen aber, wie wenigstens Hommel versichert, mit 
ewiger Landesverweisung ohne Fustigation (später mit einem 
Jahre Zuchthaus), den Incest zwischen Geschwistern und zwi- 
schen Solchen , hei welchen respectus parentelae stattfand , mit 
der letztgenannten Strafe, die Vermischung in den übrigen ver- 
botenen Graden aber blos mit Gefängniss oder einer verhältnis- 
mässigen Geldbusse bestrafte 84 ). 

Ueber die Verjährung des Incestes schwankte die ältere 
Praxis, besonders da Garpzov meinte, er verjähre nach ge- 
meinem Rechte erst in zwanzig Jahren 85 ). Die spätere Praxis 
aber überzeugte sich, dass nur bei Goncurrenz des Incestes mit 
Ehebruch die zwanzigjährige, in den übrigen Fällen dagegen die 
fünfjährige Verjährung eintrete. 

5. Widernatürliche Unzucht. Die Sächsischen Ge- 
setze berühren ein paar Mal nur ganz allgemein die widerna- 
türliche Unzucht, und sprechen blos von einem Falle genauer, 
und zwar von einem solchen, »von dem das gemeine Recht nicht 

handelt. Man sieht aber aus den Stellen , in welchen sie das 

< 

Verbrechen im Allgemeinen berühren, dass sie es in einer ziem- 
lich weiten Ausdehnung nehmen , und aus der Stelle , wel- 
che von einem Falle genauer spricht, dass sie das Verbrechen 
hart bestrafen wollten. Es handeln nämlich die sonderli- 
chen Constitutionen (s. ob. S. 6.) in der est. 5. von 
dem Falle, wenn Jemand mit verstorbenen Weibspersonen zu 
thun habe» Hier soll ohne Unterschied, ob diese Weibsperson 
noch nicht begraben oder bereits beerdigt gewesen, und dann 
zu solchem Verbrechen wieder aufgegraben worden, Schwert- 
strafe gegen den Thäter erkannt werden 86 ). Von andern Fal- 
len der Sodomie sprechen die älteren Gesetze nicht, und es 



84) C. F. Hommel rhaps. quaestion. obs. 198. 

85) Practica, qu. 141. §. 49. sq. Er fuhrt auch Präjudizien dafür 
an. Schon die Consalt. Saxonicae (ed. Frider. p. 117.) waren dieser 
Ansicht. 

86) Die Consoltationes fuhren dafür die 1. fin. D. XLVII. 17. (de 
sepnlcro viol.) an. Auch meinen sie: videtur crimen Sodomiae; hoc au- 
tem uMmo supplicio afficitur. 

i 

i 
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musste also bei Ihnen das gemeine Reebt eintreten. Diess 
nahm auch die Praxis unserer Dicasterienan , und es wurde 
die sodomia ratione sexus und generis nach der Carolina bis 
in das XVIII. Jahrhundert mit dem Tode bestraft. Dass auch 
die spätere Gesetzgebung die Sodomie zu den Capitalverbrechen 
zählte, diess geht aus der geheimen Bescheidung vom 27. Mai* 
1783 herv or. Denn hier wird das deUctum sodomiae verae zu 
den Verbrechen gezählt, welche Lebensstrafe nach sich zie- 
hen 87 ). Ausserdem bestätigte auch noch der oben S. 160. an* 
geführte Befehl von 1798 ausdrücklich die in der 5ten sonderli- 
chen Constitution für die Sodomie mit todten Weibspersonen 
festgesetzte Todesstrafe; und auch die Dicasterien erkannten 
an, dass die Sodomie zu den Capitalverbrechen gehöre 88 ). In- 
dessen scheint doch schon damals die Praxis etwas geschwankt 
zu haben, wie schon der Inhalt des berührten Befehls von 1798 
beweisst, und in unserm Jahrhundert scheint die Richtung der 
gemeinen Praxis auf unsere particuläre eingewirkt zu haben, 
indem sich Urtheile aus der neuern Zeit nachweisen lassen, in 
welchen z. B. die Sodomie mit Thieren auch bei vollkommen 
berichtigtem Thatbestande , unter Berufung auf den Gerichtsge- 
brauch, der die Todesstrafen der Carolina hier nicht mehr an- 
wende , Mos mit vier Jahren Zuchthaus (s. oben S. 16.) be- 
straft wurde. 

Wenn aber früher von Todesstrafe bei der Sodomie die 

87) Sie wird hier (ad §. 3. — 7. der Instruction) in gleiche Catego- 
rie mit dem Inceste zwischen Verwandten in gerader Linie gestellt. 
Zwar wird sie zugleich blos zu den Verbrechen zweiter Classe ge- 
zahlt. Allein zn diesen Verbrechen zweiter Classe gehören nicht blos 
diejenigen, welche mit längerer als vierjähriger Zuchthaasstrafe zu ver- 
bussen sind, sondern auch solche, welche Todesstrafe nach sich ziehen, 
jedoch keine gewaltsame Störung der Öffentlichen Sicherheit enthalten« 
Dagegen meint wieder Rud. Hommel CriminaL Blätter S. 86. nach 
der fernerweiten Instruction von 1783 sey die Sodomie blos mit vier Jah- 
ren Zuchthaus zu bestrafen. Allein jene Instruction spricht ja nur vom Ehe- 
brüche und den geringeren fleischlichen Verbrechen, und ausserdem 
steht ihr nicht nur die angeführte Stelle der Bescheidung, sondern auch 
der Befehl vom 19. März 1798 entgegen. 

88) S. den oben S. 159. angeführten Bericht der Facultat 
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Rede war : so bezog man diess in der Regel doch nur theils 
auf den Fall der angeführten sonderlichen Constitution, theils 
auf die Fälle, von welchen die Carolina ausdrücklich spricht, 
und diess scheint auch die Bescheidung von 1783 durch ihr 
delirium verae sodomiae andeuten zu wollen. Uebrigens 
strafte die Sächsische Praxis auch in andern Fällen der wider- 
natürlichen Unzucht, namentlich bei der s. g. onania und der 
raastupratio , jedoch hier in der Regel blos mit Gefängniss 8 *), 
und dass wenigstens auch diese beiden letztern Falle bürgerlich 
gestraft werden sollen, diess setzt die geheime Bescheidung von 

1783 als dem bestehenden Rechte gemäss voraus 9 °). 

- 

i 

Viertes Capitel. 

Kuppelei. 

Die Beförderung der Unzucht Anderer und die Theilnahme 
an derselben in irgend einer Hinsicht milder zu behandeln, als 
die Theilnahme an andern Vergehen, dazu hat die Gesetzgebung 
durchaus keinen Grund. Wohl aber erscheint es gerecht und 
rathsam, diese Theilnahme in manchen Fällen nach strengern 
Grundsätzen, als die allgemeinen bei der Theilnahme an Ver- 
brechen überhaupt geltenden sind, zu behandeln. Diess erkennt 
auch unser positives Recht an. Es enthält zum Theile beson- 
dere, härtere Strafbestimmungen gegen Diejenigen, welche die 
Unzucht Anderer befördern oder begünstigen. Auch dehnt es 
zum Theile den Begriff der strafbaren Theilnahme mit Recht 
hier etwas weiter aus. Insofern aber die Gesetze über 
diese Theilnahme nichts Besonderes bestimmen, 
bleibt es auch hier bei den allgemeinen Grund- 



89) G. F. Hommel rhaps. quaestion. obs. 303. 

90) Sie sagt nämlich : hei den in puncto . . . eriminis onanitici et ma- 
stuprationis zu dictir enden Strafen haben eich die Urtelsverf asser eben 
so, wie hei allen andern fleischlichen Verbrechen des Erkenntnisses auf Geld- 
busse zu enthalten. 
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sätzen über Urheber, Gehülfen und Begünstiger 
eines Verbrechens 1 ). 

Unter Kuppelei versteht man gewöhnlich die strafbare 
Theilnahme an den Unzuchtsverbrechen Anderer. Doch wird 
es richtiger seyn, nur in so weit diese Theilnahme zur Kuppe- 
lei zu zählen , in wie weit sie von den Gesetzen als ein be- 
sonderes Verbrechen herausgehoben wird. Dabei unterscheidet 
man noch als Unterart die Hurenwirthschaft , das s. g. lenoci- 
nium vulgare, wenn die Kuppelei als Gewerbe, durch Halten von 
Huren, um Andre damit Unzucht begehen zu lassen, getrie- 
ben wird. 

A. Römisches Recht. 

Das Römische Recht unterscheidet hier vier Hauptfälle : 

1. Das lenoeimum mariti. Ueber dieses kam das Nähere 
schon oben S. 105. 106. u. 121. vor. 

2. Die Begünstigung eines Stuprums oder eines Adulteriums 
von Seiten Dritter. Hier soll, wer irgend die Begehung eines 
fremden Stuprums oder Adulteriums unterstützt, namentlich wer 
die Begehung desselben in seinem Hause gestattet, ferner, wer 
ein Schweigegeld 2 ) wegen Stuprums oder Adulteriums annimmt, 



1) Dieser Grundsatz ist in Beziehung auf die Nothzucht Ton Wich- 
tigkeit, und ausserdem noch besonders in Beziehung auf das Deutsche 
Recht bei den andern Fleischesverbrechen. Es ist nämlich die Frage 
bestritten, von welchen Fällen der Theilnahme an der Unzucht Anderer 
die von der Kuppelei sprechenden Artikel der Carolina handeln. Hier 
wird man jedenfalls behaupten müssen , dass die Fälle, welche die Ca- 

• rolija übergangen haben sollte, zum Wenigsten nach den Grundsätzen, 
die von der Theilnahme an Verbrechen überhaupt gelten, zu beurthei- 
len und zu bestrafen sind. 

2) D. XL Vitt. 5. (ad leg. Jul. de adult) 1. 29. §. 2. Plectitur et 
qui pretium pro comperto stupro acoeperit. Nec internst , utrum marittts 
git , qui aeeeperit, an altus quüxbet. Quicunque emm ob conscientiam stupri 
aeeepit aliquid, poena erit plectcndus. Ceterum si gratis quis remisit, ad le- 
gem non pertmet. Hieraus erklärt sich wohl auch die L 33. §. 2. eod. 
Auch jeder Dritte, welcher, wenn Andere auf dem Ehebruche ertappt 
werden, eine gütliche Ausgleichung der Sache zu bewirken oder zu ver- 
mitteln sucht, ist auf die gleiche Weise strafbar; L 14. pr. eod. 
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beim Stuprum mit den Strafen des Stuprams, beim AduUerium 
mit denen des Adulteriums bestraft werden 8 ). 

3. Wer eine wegen Ehebruchs oder auch nur wegen Stu- 
prams verurtheilte Frauensperson heirathet, begeht das gleiche 
Verbrechen 4 ). 

4. Das lenocinium im eigentlichen Sinne, d. b. wenn Je- 
mand aus dem Halten von Huren zur Wollust -Befriedigung 
Dritter ein Gewerbe macht 5 ). Diess war bis in die späteren 
Kaiserzeiten straflos; nur infamirte das Gewerbe. Wenn jedoch 
ein solcher leno oder auch eine dritte Person es sich unter- 
fing , zur Verfuhrung ehrbarer Personen die Hand zu bieten : 
so konnte extra ordinem der Versuch mit Deportation, das 
ausgeführte Verbrechen mit dem Tode bestraft werden 6 ). Aus« 
serdem sollten nach einer Verordnung von Theodosius und 
Va 1 entin ian us Väter und Herren, die ihre Töchter und Skla- 
vinnen zur Unzucht verleiten und zum Lenocinium benutzen, 
zu Bergwerksarbeit verurtheilt werden Dabei scheinen diese 
Kaiser noch weiter gegangen zu seyn, und die Hurenwirthschaft 
überhaupt untersagt zu haben *)• 

Dieses Letztere bestätigt auch Justin ian in der Novelle 
XIV. ö ). Zugleich bestimmte er in derselben noch weiter: wer 



3) D. eod. L 8. 9. 10. 12. Nov. 134. c 10. im AnL 

4) D. eod. 1. ll. §. fin. 1, 29. §.1. 

5) Diess war der eigentliche leno s. auch D. XXIII. 2. (de R. N.) 
1. 47. §. 7.-9. und III. 2. (de bis qui not) 1. 4. §. 2. 

6) D. XL VII. 11. (de extraord. crim.) 1. 1. §. 2. Da das Römische 
Recht die Hurerei für straflos erklärte: so war es natürlich, auch das 
Gewerbe derer für straflos zu erklären, welche Haren halten, wenn nicht 
eine Verführung sonst ehrbarer Personen vorfiel. 

7) C. XI. 40. (de spectac) est. 6. Diese poena metalli war eine 
lebenslängliche Freiheitsstrafe, welche die servitus poenae und 
eben damit den Verlust des Vermögens nach sich zog. 

8) Novell. Constit Imperator. Jnstiniano anterior. Lib. h tit. 18. (Jus 
Civ. Antejust ed. Berolinens. T. II. p. 1257.). 

9) Diess nehmen auch Cujacius, Balduinns und Rittershu- 
8 ins in ihren Commentarien zu Nov. 14. an, vergl. auch C. I. 4. (de 
episc. aud.) est. 33. XI. 40. (de spectac.) est 7. (non gloss.). 
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Mädchea wider ihren Willen bei sich halte, und mit ihren Kör- 
pern ein Gewerbe treiben wolle, solle naatuv iaxdtag nolvag 
leiden. Was für eine Strafe aber Justinian hier gemeint habe, 
diess war von jeher sehr bestritten. Die Mehrzahl der Aelte- 
ren und schon die Glosse glaubte, Justinian habe Todes- 
strafe gemeint, und mit dieser Strafe unbedingt alle Kuppler be- 
strafen wollen 1 °). Dass aber diese Auslegung "eine irrige sey, 
und Justinian durch jenen Ausdruck blos Deportation und kör- 
perliche Züchtigung habe bezeichnen wollen, diess geht schon 
aus der Novelle selbst, und aus noch andern Momenten ganz 
bestimmt hervor 11 ). 

B. Gemeines Deutsches Recht 

Die Carolina handelt in zwei Artikeln von der Kuppelei. 
In dem einen (Art. 122.) bestimmt sie: wenn Jemand seine 
Ehefrau oder seine Kinder um irgend eines Vortheils Willen 
wissentlich zur Unzucht gebrauchen lasse: so solle er ehrlos 
seyn, und nach vermöge gemeyner rechten bestraft werden. 
Im Art. 123. spricht sie von Denjenigen, welche unschuldige 
und unverleumdete Mädchen zu sündtlichen fleyschlichen wer- 
ken verführen, und bestimmt: dieselbigen bosshafftigen kupier 
vnd kuplerm , auch die jhenen so wissentlicher geuerlicher 
vnd bosshafftiger weise jre hewser darzu leihen , oder solchs 
inn jren hewsern zu beschehen gestatten, sollen nach gele- 
genheyt der Verhandlung vnnd radt der rechtsverstendigen^ 
es sei mit Verweisung des landts, Stellung inn branger y ab- 
schneidung der oren, oder ausshawung mit rutten , oder an- 
dern* gestrafft werden. 

Ueber die Auslegung dieser Artikel aber, besonders über 
die des ersteren , waren die Ansichten von der Erlassung der 
Carolina an sehr getheilt, und sind es noch bis in die neuere 
Zeit. Namentlich stritt man in Beziehung auf den Fall des 

10) So z. B. die vielen Schriftsteller, welche angeführt werden ron 
Ernest. Fried. Haupt Cornnu de sujyplicio lenonum secund. Nov. XIV. ; 
im Anhange zu seiner Diss. de poena adtUt. ex l. Jul. etc. Lips. 1797. 4, 

11) S. besonders Haupt in der angeführten Comment 
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Art. 122. (die s. g, qualificirte Kuppelei, im Gegensalze 
zu dem Falle des Art. 123. , der s. g. einfachen Kuppelei) 
darüber, was unter den Kindern zu verstehen sey, ob auch 
entferntere Descendenten, und ob auch Descendenten männli- 
chen Geschlechts, ferner, ob der Artikel auch auf Begünstigung 
der Unzucht durch Unterlassung (Connivenz) zu beziehen 
sey; ferner, ob auch die Ehefrau eine solche qualificirte Kup- 
pelei in Beziehung auf den Ehemann begehen könne 1 2 ). Am 
meisten aber stritt man sich über die Strafe , welche der Arti- 
kel gemeint habe. Die Mehrzahl der älteren Interpreten glaubte, 
Carl V. habe Todesstrafe gemeint; denn die Novelle CXXX1V. 
strafe den Gehülfen beim Ehebruch, und die Novelle XIV. sogar 
jeden andern Kuppler mit dem Tode. Freilich kam ihnen da- 
bei nicht der Zweifel, dass die Todesstrafe mit der vom Arti- 
kel verhängten Ehrlosigkeit nicht recht harmonirt, und dass es 
gar nicht scheint, Carl V. habe beim Artikel 122. die No- 
velle XIV. vor Augen gehabt 1 3 ). Auch legten sie dabei die 
Novelle XIV. ganz falsch aus. Indessen machte sich doch jene 
Ansicht in der Praxis geltend, und sie wurde später noch durch 
Carpzovs Auetoritat bekräftigt, und so strafte man bis in 
den Anfang des XVIII. Jahrhunderts die qualificirte Kuppelei 
nicht selten mit dem Tode 14 > Im XVIII. Jahrhundert aber 



12) S. mein Lehrbuch B. H. S. 581—587. 

13) Die Carolina scheint vielmehr beim folgenden Artikel (Art. 
123.) diese Novelle vor Augen gehabt zn haben. Einen Beweis davon 
übrigens, wie sehr ein Gesetz missverstanden werden kann, geben die 
Auszüge aus den Entscheidungen des Oberhofgerichts zu Mannheim aus den 
Jahren 1823 — 1828 in Hitzigs Annalen der deutschen und ausländ. 
Crim. R. Pflege B. VI. S. 175. Hier heisst es : Bezahlung verlange die 
Carolina beider Hurenunrthschaft , von weicher der Art. 122., nicht 
hei der Ktippelei, wovon der Art. 123. rede. Dass der Art. 122. von der 
Hnrenwirthschaft (welche diese Entscheidungen dann als vorhanden an- 
nehmen, wenn ein Gewerbe daraus gemacht wird, Weibspersonen zu 
halten, und sie des Gewinnstes wegen zur Wollust herzuleihen) nicht 
rede, diess bedarf wohl keines Beweises. 

14) Noch Berger Electa p. 142. trägt diess als ganz zweifelloses 
Recht vor. 
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mochte wohl den Richtern diese Sttafe gar «n Aarrororkonfemerij 
auch überzeugte man sich allmühüg, daSS der (Gesetzgeber sie nicht 
festsetzen wollte, und so wurde auch, hei diesem Verhrechen4ie To- 
desstrafe nach und nach aus der Praxis verdrängt, wn 4 ma», wird 
ans den letzten funfeig Jahren keinen fall .aMföiren.iönneo, 
in welchem ein Adscendent oder ein Ehemann .wegen Kuppelei 
mit dem Tode bestraft worden Wäre 1 Awh)^ie .itwr%ea 
Fälle der Kuppelei - wobei sie das ; Verton irt* Sinne jeder 
absichtlichen Beförderung der ünzuchtsverifceolHm ^ntfoftf ^ nimmt, 
— straft die Praxis mit arbiträrer Strafe, bei;, weiche? ; sie häufig 
bis auf Zuchthaus geht, und besonders, die ico^ur^nde .Veiv. 
führung und das gewerbsmässige Treiben der Kuppelei: 
als sjraferhöhende Momente in Berechnung zieht W)< — I ü 
Beziehung auf die Kuppelei dagegen, welche, durohJJamlluo*en. 
die erst auf die begangene Unzucht folgen*, begangen., wird, 
scheint die Praxis von jeher sehr milde gewesen udd häufig, 
ganz gegen ihre sonstige Gewohnheit, sogar so, weit gegangen 
zu seyn, den Fall gar nicht zu bestrafen. Es lässt sich aller- 
dings darüber streiten, ob nach der Garolirta solche Handlun- 
gen bestraft werden können , und jedenfalls wurde; durch dio 
Carolina das Lenocinium mariti, das derselbe durch nach- 
folgende Handlung nach Römischem Rechte begeaU sehr he- 



15) Mein Lehrbach B. IL S. 588— 590. Unter den Neuem ver~ 
theidigt beinahe allein Feoerbach Lehrbach §. 475.* äje< Todesstrafe, 
indem er sagt: wenn es gleich noch zweifelhaft seyn möge, ob das Rö- 
mische Recht diese Strafe enthalte: so sey doch so viel gewiss, dass 
man allgemein zu Carls V. Zeiten in dem Römischen Rechte die To- 
desstrafe gefanden habe. Allein das Letztere ist nicht richtig; denn 
z. B. Tengler, welcher im Anfange des XVI. Jahrhunderts schrieb, 
leitet aus dem Römischen Rechte, und namentlich aus der Novelle XIV., 
blos eine Leibes strafe her, und der gleichen Ansicht scheint auch die 
Bambergen sis (s. Art. 147. 148.) gewesen zu seyn. — 

15a) So> um ein Beispiel aus der neuesten Zeit anzuführen, be- 
straften die B rann Schwei g sehen Gerichte im J. 1831 eine Kupple- 
rin, welche die Kuppelei als Gewerbe und Gewinnes wegen, gegen viel- 
fache polizeiliche Warnungen getrieben, und ehrbare, zum Theile ganz 
junge (kaum und noch nicht 15jährige) Madchen verführt zu haben für 
uberwiesen angenommen worden, mit 18 Monaten Zuchthaus. 

14 
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schränkt (s. <ob. S. 126,), Allein die Carolina spricht ja über- 
haupt nicht von allen Fällen 4er Kuppelei, sondern streng ge« 
Dommeö bh>8 V*m derjenigen, welche von Ascendenten oder dem 
Ehemanne »m Gewinnes Willen, und von derjenigen, 
welche in Bdziehun£ auf ehrbare Frauenspersonen begangen 
wird» Hier nahm fcber doch die Praxis keinen Anstand, zu 
supplireti. So straft sie die eigentliche Hure n wi r thschaft, 
von der die Carolina nicht spricht, als Verbrechen der Kup- 
pelei (teuHet*, 'als die Hurerei), und eben so straft sie die 
Fälle, welche nicht $ur qualificirteH Kuppelei gehören, in de- 
nen äbe^ j d6Cll eni Ehemann oder Adscendent die Unzucht der 
Frau oder Sinder unterstützte oder connivirtc (z. B. wenn es 
nicht ^im GeSvfenes WiUeh geschah) nach dem Artikel 123, ob- 
wohl derselbe Voft solchen Fullen nicht spricht; und so hätte 
sie wohl auch keinen Anstand nehmen dürfen, bei nachfolgen- 
den Handlungen wenigstens dann zu strafen, wenn ein Schwei- 
gegeid wegen feiner begangenen Unzucht genommen wurde. 

, C. Sichsisehei Recht 

Auch auf das Sächsische Recht hatte, wie auf die altere 
gemeine ttaiJtis, die falsche Auslegung der Novelle XIV. bedeu- 
tenden Eiufluss. Die zur Berathung bei der Verfassung der 
Constitutionen von 1572 zugezogenen Juristen beantworteten 
die Frage, wie die Kuppelei zu bestrafen sey, ganz nach ge- 
meinem Rechte, d. h. nach ihren Ansichten über die Nov. 
XIV. und über die Carolina, und diese ihre Ansichten und An- 
träge gingen durchaus in die Constitutionen über. So unter- 
scheiden daher die Constitutionen (est. 29. P. IV.) — nur dass 
sie bei ihren Unterscheidungen und bei ihren Strafbestimmun- 
gen weit genauer und bestimmter sich äussern — wie die Ca- 
rolina folgende beide Fälle: 

1. Lenocinium von* Seiten des Ehemanns oder der El- 
tern. Der Ehemann der sein Eheweib, oder die Eltern wel- 
che ihre Kinder um irgend eines Vortheils Willen zur Unzucht 
Preis geben (um Geld oder schändlichen Genusses Willen Je- 
mandem w Ehebruch oder Unzucht prostituireri) , sollen mit 
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dem Schwerte bestraft werden, eine Strafe, welche die Consul- 
tationes Sax. aus der mehrberührten Nov. XIV. hergeleitet, und 
nach ihr vorgesehlagen hatten. Sey aber die That nicht um 
eines Vortheils Willen geschehen s so solle der Schuldige mit 
Staupenschlägen des Landes ewig verwiesen werden. Die pro- 
stituirte Person solle, wenn sie oder ihr Mitschuldiger verhei- 
ratet gewesen, mit den Strafen des Ehebruchs ausserdem 
mit Gefängniss oder Verweisung bestraft werden. 

2. In andern Fällen soll die Kuppelei (die Constitutionen 
besehreiben hier das Verbrechen nicht näher, sondern sagen 
blos : würden auch andere Personen austerhalb der Meieute 
und Eltern eine eheliehe oder ledige Person verkuppeln) mit 
Staupenschlägen und ewiger Landesverweisung wenn die 
That aber nicht eines Gewinnes wegen geschah, mit Gefängniss 
oder höchstens mit einfacher Landesverweisung bestraft werden. 

Diese Bestimmungen wurden in der Kirchenordnung von 
1580, ferner in dem Mandate vom 30. Septbr. 1609, und in 
der Eheordnung von 1624 durchaus wiederholt } 8 ) y nur dass 
die beiden 1 letztern Gesetze noch bestimmter *es aussprechen, 
dass die Strafen der qualificirten Kuppelei (die des Ehemanns 
und der Eltern) auch bei der blossen Connivenz eintreten 
sollen* 9 ). 

Die ältere Praxis befolgte auch diese Gesetze insofern, 
als sie die in ihnen festgesetzten Strafen in der Regel erkannte, 
wenn keine Milderungsgründe vorhanden waren; doch wusste 
sie auch hier wieder manche Milderungsgründe zu finden , und 



16) Da jedoch, wenn der «Mann in Beziehung anf die Frau einLe- 
nocinium begeht, hierin eine Verzeihung des Ehebruchs liegt : so wurde 
in einem solchen Falle gegen die ehebrecherische Frau nicht die or- 
dentliche Strafe des Ehebruchs, sondern eine gelindere erkannt Pütt- 
mann Elem. jur. crim. §. 620. 684. 

17) Diese Strafe leiteten die Consultat. Sax. aus dem Art. 123. 
der Carolina her. } ^ . t 

18) C. A. T. h p. 643. 1448. 1022. 

19) Sie beschreiben diese Connivenz durch: Jemand Ehebruch 
Unzucht mit ihnen (mit der Frau oder den Kindern) zu treiben 

.' • " *\ . 

14* 
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auf andere Weise die Anwendbarkeit der gesetzlichen Strafen 
zu beschränken. So wendete sie z. B. die Strafe der qualtfi- 
cirten Kuppelei nur dann bei den Eltern an, wenn Töchter, 
nicht aber auch wenn Söhne Gegenstand des Verbrechens 
waren; eine Beschränkung, für die sich freilich nur solche 
Gründe anfuhren liessen, von deren Richtigkeit diejenigen, wel- 
che sie vorbrachten, kaum überzeugt seyn konnten 20 ). Fer- 
ner forderte sie zur Anwendung der Schwertstrafe, ebenfalls 
ganz gegen die Worte des Gesetzes, dass der Mann oder die 
Eltern den beabsichtigten Gewinn wirklich gezogen hat- 
ten; 'war. diess nicht der Fall gewesen: so erkannte sie eine 
mildere Strafe 21 )- Weiter nahm sie an, dass der Ehemann, 
welcher den Ehebruch der Frau zu einem Gewinn benutzte, 
nur dann des Lenociniums schuldig sey, wenn er vor dem 
wirklich begangenen Ehebruche von der Sache gewusst hatte, 
nicht aberkenn er sich nachher erst, nachdem der Ehebruch 
ohne sein Wisseu begangen war , das Schweigen und die Ver- 
zeihung vom Ehebrecher abkaufen liess 22 ). Auch strafte der 
Gerichtsgebrauch des XVIII. Jahrhunderts diejenigen Kuppler, 
welche in Beziehung auf schon gefallne Personen sich des Ver- 
brechens schuldig machten, gelinder 28 ). Noch weiter ging man 
nach Erlassung der geheimen Instruction von 1783. Man be- 
zog Das, was dieselbe im §„ 7. über die Herabsetzung der Stra- 



20) Vergl. Carpzov Definitiones forens. ad P. IV. est 29. def. 4. 
Doch erkannte hieT die ältere Praxis auf zeitliche Relegation. 

21) Carpzov Practica qu. 71. §. 50.— 53. 

22) Carpzov definitiones forens. ad P. IV. est 29. def. 2. 

23) Im XVII. Jahrhundert wurde in diesem Falle noch die ordent- 
liche Strafe des Gesetzes erkannt Carpzov ^Practica qn. 71. §. 65. — 
69. Später aber leitete man den Milderungsgrund daraus her, dass ja 
der Art 123. der Carolina blos von ehrbaren Personen spreche. 
Indessen wurde der Milderungsgrund gesetzlich anerkannt in der gehei- 
men Bescheidung von 1783. (ad §. 5. der Instruction von 1770), und 
Hommel (obs. 226.) versichert, dass diejenigen, welche Huren in ihr 
Haas nehmen und um Gewinnes Willen Andern Preis geben, nie mit 
einer Leibesstrafe, sondern gewöhnlich mit zeitlicher Landesverweisung 
(also spater meist blos mit Gefangniss) bestraft werden. 
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fen des Ehebruchs und der geringem fleischlichen Verbrechen 
bestimmte (oben S. 12.), auch auf die Kuppelei: so dass von 
da an bei diesem Verbrechen niemals mehr auf den Tod er- 
kannt, sondern als ordentliche Strafe der qualificirten, um eines 
Vortheils Willen begangenen , Kuppelei vierjähriges , und der 
einfachen, um eines Vortheils Willen begangenen, zweijähriges 
Zuchthaus angenommen wurde 24 ). Diess scheint jedoch hier dem 
Willen des Gesetzgebers nicht unangemessen gewesen zu seyn. 
Denn der Befehl vom 19. März 1798, welcher die zu grosse 
Ausdehnung, die manche Dicastericn jenem §. 7. der Instruction 
geben wollten, missbilligt, und erklärt, dass jene Herabsetzung 
der Strafen auf die in der est. 20. u. 22. P. IV. und in der 
fünften sonderlichen Constitution berührten Verbrechen (lncest, 
Bigamie und Sodomie) keineswegs zu beziehen sey, nennt da- 
bei die von der Kuppelei handelnde est. 29. nicht. 



24) S. Biene r in der 2. Ausg. von Püttmami Klein, jur. Ciiin. 
§. $81. Not m. a. £. 



< 
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Zweiter Abschnitt 



Neuestes Sächsisches Recht, 

mit Rucksicht 
auf die neuem Deutschen legislativen Arbelten. 

Aus Dem, was in dem ersten Abschnitte ausgeführt wurde, 
ergiebt sich, wie sehr in den verflossenen drei Jahrhunderten 
die Ansichten über die strafrechtliche Behandlung der Verbre- 
chen, welche den Gegenstand dieser Schrift bilden, und über 
das bei ihnen anzuwendende Strafmaass wie in Deutschland 
überhaupt, so auch in Sachsen sich allmälig änderten, und 
wie sehr nach und nach , mitunter durch neue Gesetze , be- 
sonders aber durch die Macht des Gerichtsgebrauches die in den 
alten Gesetzen verhängten Strafen gemildert wurden. Eben so 
wird man sich aber auch überzeugen, dass die Grundsätze, wel- 
che hier durch die Gesetzgebung und hauptsächlich durch die 
Praxis festgestellt waren, in vielfacher Hinsicht keine Billigung 
verdienten. In Manchem war man zu streng, in Anderem zu 
gelind; Fälle wurden vor das richterliche Forum gezogen, die 
besser von demselben entfernt geblieben wären, und andere 
Fälle, welche eine ernste Büge verdienten, wurden bald gar 
nicht, bald nicht mit dem gehörigen Ernste bestraft. Dabei 
war in Vielem der Gerichtsgebrauch schwankend und zweifel- 
haft, die Gewalt, die er sich gegen das Gesetz erlaubt hatte, 
nicht zu billigen, und doch von der andern Seite nicht durch- 
greifend genug, um die Mängel der Gesetze gehörig zu heben. 
Ueberdiess galten in verschiedenen Bezirken Sachsens über ei- 
nen Theü der hierher gehörigen Verbrechen so völlig verschie- 
dene Rechtsgrundsätze, dass schon dieser Umstand ein Ein- 
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schreiten der gesetzgebenden Gewalt dringend gebot Denn 
wie sollte es sich der Bürger gehörig reimen, wenn er sah, 
dass in den Erblanden der Ehebruch mit Zuchthaus , in der 
Lausitz dagegen blos mit Gefängniss oder einer geringen Geld- 
busse bestraft wurde? Musste er nicht denken, dass, wenn 
nicht ein Drittes, doch nur das Eine oder das Andere gerecht 
seyn könne, das Eine also noth wendig verworfen werden 
müsse? Htezu kam noch, dass man über die criminal- politi- 
sche Frage, ob und wie die mehrberührten Handlungen straf- 
rechtlich zu behandeln seyen , jetzt in Deutschland ziemlich 
allgemein anders denkt, als in den Zeiten, in welchen die frü- 
hern Gesetze gegeben wurden , und dass manche neuere Deut- 
sche Particulargesetzgebung diese geänderten Ansichten theils 
praktisch durchgeführt hatte, theils durchzufuhren im Begriffe 
stand. ; 

Diess waren die Hauptgründe , durch welche unsere Regie- 
rung mit Recht sich bestimmen liess, ein neues umfassendes 
Gesetz über die Fleischesverbrechen im weitesten Sinne zu ge- 
ben, ohne erst das Zustandekommen einer neuen vollständigen 
Strafgesetzgebung abzuwarten , und die Stände stimmten ihr 
hierin bei. Bei diesem Gesetze selbst mussten aber manche 
sehr zweifelhafte Fragen zur Sprache kommen. Die zweifel- 
hafteste war, welche Ausdehnung man hier dem Verbote 
und der bürgerlichen Strafe geben, welche Principien man na- 
mentlich in Beziehung auf Stuprum, Fornication, Goncubinat 
feststellen , ferner welche Principien man in Beziehung auf Ein- 
schreiten von Amtswegen annehmen sollte. Die Regierung und 
die Stände entschieden sich, freilich nach mancher lebhaften 
Discussion in der Kammer, für ein Princip, welches eigentlich 
weder unserer bisherigen particulären Gesetzgebung und Pra- 
xis, noch dem gemeinen Deutschen Rechte, noch dem Römi- 
schen Rechte in dieser Art zu Grunde lag. Unzucht als Ge- 
werbe wird den Weibspersonen untersagt, und bestraft. Da- 
gegen ist das Stapruin , sofern nicht arglistige Verführung 
oder Verletzung besondrer, im Gesetze näher bezeichneter, 
Pflichten dabei coneurrirt, und ebenso das Quasi - Adulterium 
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(ob. S. 141 0.142.) straflos. DerConcubinat wird zwar für un- 
erlaubt, jedoch 4 nicht für strafbar erklärt, der strafbare In- 
cest sehr beschränkt, und bei manchen Verbrechen, bei wel- 
chen bisher von Amtswegen eingeschritten wurde, die Unter- 
suchung und Bestrafung von den Anträgen einer dabei bethei- 
ligten Privatperson abhängig gemacht. Die Todesstrafe wird 
bei allen Fleischesverbrechen (im weitesten Sinne) ganz ab- 
geschafft. Sogar den Nothzüchtiger soll nicht einmal dann 
Todesstrafe treffen, wenn der Tod der misshandclten Person 
die nächste t^nmittelbare Folge der von ihm verübten Gewalt 
war. Auch sonst wurden die Strafen im Verhältnisse zu 
den frühem Gesetzen grossentheils sehr gemildert, im Ver- 
hältnisse zur bestehenden Praxis dagegen theilweise geschärft. 

Das Gesetz folgt grossentheils Dem, was in diesen Punk* 
ten als ziemlich allgemeine Ansicht in unserer Zeit in Deutsch- 
land sich geltend machte, und was in manche andere legislative 
Arbeiten unserer Zeit überging 1 ). Schon um desswillen wird 
es von Interesse seyn , unser Gesetz nicht isolirt , sondern in 
steter Vergleichung mit diesen Arbeiten zu betrachten. 

In dem Folgenden ist zuerst die Geschichte des Gese- 
tzes kurz zu erzählen, dann sollen nach einem Abdrucke 
des Gesetzes, bei welchem besonders das heraus zu heben 
ist, was am Entwürfe des Gesetzes durch die Verhandlungen 
mit den Ständen geändert wurde, die Grundsätze über Ausle- 
gung der mit Zustimmung von Ständen gegebenen Gesetze 
überhaupt und unsres Gesetzes ins Besondre festgestellt, hierauf 
die allgemeinen Grundsätze über die im Gesetze berührten Ver- 
brechen entwickelt, und endlich die einzelnen Verbre- 
chen, von denen es handelt, unter steter Berücksichtigung 



1) In den Motiven zum Gesetze sagt auch die Staatsregiernng , es 
sey das Absehen vorzüglich dahin gerichtet worden, die Sächsische Ge 
setzgebung mit der Legislation der meisten neuern, vorzuglich benachbar- 
ten Staaten in möglichste Uebereinstimmung zu bringen, und zugleich eine 
angemessene Gradation der Strafe» in den einzelnen Untersuchungsfällen 
eintreten zu lassen. 
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der wiebtigern neuern Deutschen Strafgesetzgebungen 2 } und 
Strafgesetzentwürfe 3 ) erörtert werden. 



Erstes Capitel. 

Geschichte und Abdruck des K. Sachs, Gesetzes 

vom 8. Februar 1834 

Die Staatsregierung brachte den Entwurf des Gesetzes 
mit den Motiven zu demselben im Jan. 1833 an die Stände, und 



2) Ich rechne hierher: das Preussische Landrecht Thl. II. tit. 
20; das Oester reichische Gesetzbach über Verbrechen und schwere 
Polizeiübertretungen vom J. 1803 und das Baieris che Strafgesetzbuch 
vom J. 1813. 

3) Ausser dem Entwürfe eines Criminalgesetzbuchs für das Königreich 
Sachsen Dresd. 1824 (dem Vernehmen nach von St übel aasgearbei- 
tet) sind hier hauptsachlich zu beachten: 

1. der (neueste) Entwurf des Strafgesetzbuches (für das Königreich 
Baiern). München 1831. — Ihm ging voran ein Entwurf (von 
v. Gönner) München 1822; und als dieser verworfen wurde eins 
Revidirter Entwurf des Strafgesetzbuches. München 1827. Für die 
beiden neuern Entwürfe (den von 1627 und 1831) sind besonders 
wichtig die ebenfalls bekannt gemachten Motive zu denselben, näm- 
lich : Motive zum revidirten Entwürfe des Strafgesetzbuches. München» 
1827; und: Motive zum Entwürfe des Strafgesetzbuches. München 
1831. VergL auch meine Abh. über Deutsche particuläre Straf ge- 
setzgebmg überhaupt und den nettsten Baierüchcn Entwurf insbeson- 
dere; im neuen Archive des Crira.R. B. XIV. S. 306—331. 

2. Der Hannoversche Entwurf: Entwurf eines Strafgesetzbuchs 
für das Königreich Hannover mit Anmerkungen von A. Bauer Gott. 
1826. Anmerkungen zu dem Entwürfe eines Strafgesetzbuches für 
das Königreich Hannover von A. Bauer Hr. Th. Gött. 1828. Fer- 
gleichung des ursprünglichen Entwurfs eines Strafgesetzbuches für 
das Königr. Hannover mit dem revidirten Entwürfe, wie solcher den 
Ständen des Königreiches mitgetheüt worden, von A. Bauer Gött. 
1831. 

3. Der neuste Württembergische Entwurf, welcher nach Bei- 
seitlegung des im Jahr 1823 gedruckten ersten Entwurfes neuer- 
lich dem K. geheimen Rathe vorgelegt wurde: Entwurf eines 
Strafgesetzbuchs für das Königr. Württemberg. Stuttgart 1832. Vergl. 
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zwar zunächst an die zweite Kammer 4 ). Wenige Monate dar- 
auf stattete die Deputation der zweiten Kammer, welcher diese 

i 

Obliegenheit zugefallen war, ihren Bericht über den Entwurf (Refe- 
rent warH.Dr. Ghn. Glieb Eisenstuck) an die Kammer ab. 
Nach einer ausführlichen Berathung am 18, 20, 21, 22, 24 und 
29. Mai — und zwar wegen des Gegenstandes des Gesetzes in 
geheimer Sitzung — nahm die Kammer, so jedoch, dass sie manche 
wichtige Aenderungen vorschlug, und nur unter der Vorausse- 
tzung , dass diese Aenderungen von der Staatsregierung gebil- 
ligt würden , mit 53 gegen 8 Stimmen das Gesetz an 5 ). Hier- 
auf wurde am 15. Jun. der Entwurf mit den Verhandlungen 
der zweiten Kammer an die erste Kammer gebracht, und der 
ersten Deputation derselben zum Berichte gegeben* Wenige 
Wochen darauf wurde dieser Bericht durch den Referenten der 
Deputation [H. Domherr Prof. Dr. C. Klien] vorgelegt 6 ), und 

auch meine Abh. im neuen Arch. des Crim.R. Neue Folge B. I. 
1834. S. 303 — 338. 

4) Derselbe ist abgedruckt in: LandUtgsacten vom J. 183?. \ste AbtK 
die Königlichen Mittheüungen an die Stände, und die Eingaben der Stände 
oder einzelner Kammern an den König enthaltend, Bd. I. S. 189—190. 
Der Entwurf besteht aus 35 §§. Die beigegebenen Motive füllen 5 Sei- 
ten (Landtagsacten a. a. O. S. 197—20?.), und beziehen sich nach ei- 
nigen allgemeinen Bemerkungen über das Gesetz auf die §§. 12. 21. 25b 
32. 33. 34. und 35. des Entwurfs. 

5) Der. Bericht der Deputation der zweiten Kammer ist abgedruckt 
in: Landtagsacten vom J, 18§4* IVte Alth,, die als Handschrift für 
die Mitglieder der Kammern gedruckten Schriften enthaltend. S. 391 — 40. 
Die Verhandlungen der zweiten Kammer über das Gesetz finden sich 
in: Landtagsacten vom J. 1833. lllte AbtK die Protocolle der zweiten 
Kammer enthaltend B. L S. 376 —421. Da bei den folgenden Erörte- 
rungen die Berichte der Deputationen und die Verhandlungen der 
Kammern über das Gesetz sehr häufig angeführt werden müssen : so 
will ich, um weitläufige Citate zu vermeiden, bei den Citaten den 
angeführten Bericht der Deputation der zweiten Kammer bezeichnen 
durch: I. Dep. B er. d. II. Kamm, und die angeführten ersten Ver- 
handlungen der zweiten Kammer durch: L Vhandl. d. IL Kamm. 

6) Derselbe ist abgedruckt in: Landtagsacten vom J. 18^. Beila- 
gen zu den Protocollen der ersten Kammer. Ite Sammlung S. 255—290. Bei 
Citaten soll er unten bezeichnet werden durch: L Dep. Ber. d. 
I* Kamm. 
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die Kammer nahm tran zunächst die allgemeine Berathung über 
den Gesetzesentwnrf in öffentlicher Sitzung, hieran/ die spe- 
cielle Berathung über die einzelnen Paragraphen in geheimer 
Sitzung am 2, 3, 6 — 10 und 13» Aug. vor 1 ). Auch hier 
wurde, jedoch wieder mit manchen Aenderungen, mit 20 Stirn* 
men gegen 5 das Gesetz angenommen. Da aber die von der 
ersten Kammer beschlossenen Aenderungen in Manchem von den 
Vorschlägen der zweiten Kammer abwichen: so musste der 
Entwurf wieder an die zweite Kammer zurück gebracht wer- 
den, und diese trat nun, nachdem ihre Deputation unter dem 
{*. September über die Beschlüsse der ersten Kammer berich- 
tet hatte, in einer Berathung am 7. und 8» Novbr. beinahe 
allen Beschlüssen der ersten Kammer bei *)• 

Um auch noch in den übrigen Punkten, in welchen die 
beiden Kammern verschiedener Ansicht waren, eine Vereini- 
gung herbeizuführen, kamen die Deputationen der beiden Kam- 
mern (das Referat in der Deputation der ersten Kammer hatte 
inzwischen Se. Königliche Hohheit Prinz Johann von Sach- 
sen übernommen) zu einer Berathung zusammen. Durch diese 
Berathung wurde die Vereinigung vollständig bewirkt. Die 
erste Kammer stimmte in ihrer Sitzung vom 21. Novbr. Dem 
durchaus bei, über was die Deputationen unter sich übereinge- 
kommen waren 9 ), und das Gleiche that die zweite Kammer 
in ihrer Sitzung am 7. Dcbr. 1 °) , so dass nun zu der Verfas- 

7) Diese Verhandlungen s. in : Landtagsacten v, 3, 1833. Ute Abth, 
die ProtocoUe der ersten Kammer enthaltend B> IL S. 225 — -299. Bei Ci- 
taten sollen diese Verhandlungen bezeichnet werden durch: I. V ha ndl. 
d. I. Kamm. 

8) Den zweiten Bericht der Deputation der zweiten Kammer s. in : 
Landtagsacten vom J. 1833. Beilagen zu den Protokollen der IL Kammer, 
J, Sammlung. 8, 470 — 484. Er soll unten bei Citaten bezeichnet wer- 
den durch: II. Dep. Ber. d. II. Kamm. Die im Texte erwähnte Be- 
rathang der zweiten Kammer vom 7. und 8. Novbr, sind abgedruckt in: 
Landtagsncten vom J. 1833. III, AjbtK, die Protocolle der IL Kammer 
enthaltend. T, IL 8, 511—521. Bei Citaten will ich diese Verhandlung 
gen bezeichnen durch: IL Vhandl, d. II, Kamm. 

9) Landtagsacten vom J. 1833. Ute Abth. B. III. S. 245—251. 

10) Landtagsacten vom I. 1833. OL Abth. B. IL S. 706. Di« Ver- 



sung der, über den Entwurf bei der Staatsregierung einzurei- 
chenden, ständischen Schrift geschritten werden konnte. Diese 
Schrift legte die zweite Kammer der ersten vor, und sie wurde 
von dieser am 21. Dcbr. einstimmig gebilligt 1 In derselben 
trugen die Stände , unter Entwicklung ihrer Gründe, die Aende- 
rungen vor, welche sie am Entwürfe vorschlagen zu müssen 
glaubten, und erklärten, dass sie in die Erlassung des Ge- 
setzes nach dem ihnen mitgetheillen Entwürfe , und unter 
Modification desselben in Gemässheit der van 
ihnen aufgestellten Anträge die verfassungsmässige Z*~ 
Stimmung ertheilen l2 ). 

Die Staatsregierung genehmigte alle diese Anträge, indem 
der H. Justizminister v. Könneritz (welcher mit den Gehei- 
men Justizräthen , den HH. Dr. Schumann und Dr. Gross 
im Namen der Regierung den ständischen Verhandlungen über 
das Gesetz beigewohnt hatte) den Kammern mündlich 13 ) er- 
klärte, dass von Seiten der Regierung die materiellen Erinne- 
rungen , welche die Stände zu dem Entwürfe gemacht haben, 
insgesammt angenommen worden seyen, und man nur noch 
einige das Materielle durchaus nicht berührende Veränderungen 
in der Redaction zu wünschen habe. Zu diesem Zwecke stellte 
Derselbe anheim, ob man nicht den in der Sache ernannt ge- 



h and hingen selbst ab4r 9 die in dieser geheimen Sitzung vorkamen, finde 
ich in den Landtagsacten nicht; vergl. Landtagsacten a. a. O. S. 720. 
745. 763. 

11) Landtagsacten vom J. 1833. Ute Abth, B. in. S. 306. 

13) Die Ständische Schrift ist abgedruckt in: Landtagsacten vom 
J. 18H Abth, die K. MHtheOungen an die Stande, und die ^Eingaben der 
Stände oder einzelner Kammern an den König enthaltend BML S. 439—457. 

13) Landtagsacten vom J. 18f$ IL Abth. B. III. S. 562. III. Abth. 
B. III. S. 112. In meiner, in der Vorrede angeführten, Dissertation 
8. 45. sagte ich, die Staatsregierung habe die Anträge der Stünde durch 
ein Rescript an die zweite Kammer vom 7. Jan. 1834 genehmigt. 
Diess beruht aber auf einem Irrthum, und was icli dort .in der Not 73. 
anfahrte, ist nur ein der zweiten Kammer von der ersten Kammer 
mitgetheUter, die Redaction der Ständischen Schrift betreffender, Pro- 
tocollsauszug. 
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wesenen Referenten anvertraueri wolle, diese Abänderungen zu 
prüfen, und sie, da ferne sie sich überzeugen, dass sie ganz 
unbedenklich seyen , Namens der Kammer zu genehmigen , ohne 
dass es dessbalb erst eines Vortrages in der Letzteren bedürfe. 
Diesen Vorschlag nahmen die Kammern einstimmig an, und so 
wurde wenige Tage darauf unter dem 8. Februar 1834 folgen* 
des Gesetz 14 ) in der Gesetzsammlung (S. 47 — 55.) publicirt: 

Gesetz 

die Bestrafung der fleischlichen Vergehungen und einiger, hier- 
mit in Verbindung stehender 16 ), Verbrechen betreffend; 

vom 8. Februar 1834. 

Wir, Anton, von Gottes Gnaden, König von Sachsen 
etc. etc. etc. und Friedrich August, Herzog zu Sach- 
sen etc. haben für nöthig befunden, unter Zustimmung Uns-: 

14) Bei dem folgenden Abdrucke des Gesetzes, welchen ich schon 
desswegen geben zn müssen glaubte, weil das Gesetz manchen Lesern 
dieser Schrift nicht zur Hand seyn wird, suchte ich Das besonders za 
bezeichnen, was durch die Anträge der Stände an dem Ent- 
würfe g e ändert ©der zugesetzt wurde, Um diese Aenderult- 
$en um so schneller mit Einem Blicke ubersehen zu tonnen, habe ich 
«ie mit cursiver Schrift, diejenigen Stellen des Entwurfes dagegen; 
welche ungeändert in das Gesetz übergingen, mk geraden Lettern 
(antiqaa) abdrucken lassen. Zngleica suchte ich in den Noten auf die. 
Quellen des Gesetzes aufmerksam zu machen, und führte diejenigen' 
Stellen des Entwurfes naher an, welche durch die ständischen Verhand- 
lungen geändert wurden. 

15) üeber solche, in dem Abdrucke des Gesetzes cursi v gedruckte 
Stellen s. die vorhergehende Note. — 6er Entwurf gab in der Ru- 
brik den Gegenstand des Gesetzes Mos so an: du; Bestrafung der fleisch- 
lichen Verbrechen betreffend. Es Wirde aber ans dem Grunde, weil das 
Gesetz zugleich mit über die Bestrafung der Nothzucht, der Entführung 
und Bigamie di&ponire , und hier wirkliche Verbrechen in Frage gelangen, 
deren Anlass zwar gewöhnlich in beabsichtigter Befriedigung der Ge~ 
schicchtstust zu suchen, deren .grössere Strafbarkeit jedoch in Verletzung 
hölierer Güter und Hechte besteht , so, dass sie eigentlich in eine andere 
Caiegorie der Verbrechen gehören , und hier nur wegen der Verbindung mit 
den fleischlichen Vergehungen vermittelst des Anlasses zur verbrecherischen 
Unternehmung zugleich berüelesichtiget werden (Ständische Schrift S. 44t; 
den eisten Antrag machte die Deput der I. Kammer; vergl. L Dep. 
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rer getreuen Stände, ein Gesetz über die künftige Bestra- 
fung der fleischlichen Vergehungen und einiger, hiermit in 
Verbindung stehender 1 *), Verbrechen zu erlassen. Es wird 
demnach, unter Aufhebung aller, in Besag auf diese Verge- 
hungen und Verbrechen, durch Gesetz oder Gewohnheit im 
Königreiche Sachsen üblich gewesener Strafen 11 ), deshalb 
Folgendes verordnet. 

Nothzucht 

Wer eine Frauensperson durch äussere Gewalt, welche 
nach den vorliegenden Umständen von, ihr nicht abgewendet 
werden konnte, oder durch eine, mit gegenwärtiger gleichfalls 
unabwendbarer 1 8 ) Gefahr für Leben und Gesundheit dersel- 
ben 1 •) verbundene , Drohung zu der Duldung unehelichen Bei- 

Ber. d. I. Kamm. S. 263. 8. oben Not 6.) von den Standen gewünscht, 
dass die Ueberschrift so geändert werde, wie sie nun im Gesetze steht 
YergL auch unten Iltes Capitel nr, I. 

16) S. Not 15. 

17) Im Entwürfe hiess esi unter Aufhebung sHmmtlicher auf die ßc- 
strafung solcher Vergebungen sieh beziehender Verordnungen der Säch- 
sische* sowohl, als der in uitsem Landen reeipirten fremden Gesetze. 
Indessen bemerkte die Deputation der I. Kammer (LDep.Ber. d. I.Kamm. 
S. 263.), dass diess etwas zu weit ausgedruckt sey, und trag dar- 
auf an, die Stelle so zu andern, wie sie jetzt im Gesetze gelesen wird; 
ein Antrag der allgemein angenommen, und von den Stunden in der 
ständischen Schrift (S. 442. vergl oben Not 12.) mit Folgendem be* 
gründet wurde: Wenn gewünscht wird , für die Stelle im Gesetzeseingange 
eine Fassung dahin zu wählen, dass nur die Straf bestimmungen in sjK'cie 
aufgehoben werden: so hat man dabei die Meinung, dass das neue Gesetz 
zwar die Norm für die ... zu erkennenden Strafen abgeben sollte, gleich 
wohl aber dem erkennenden Richter nicht die Anwendung der allgemeinen, 
in diesem Specialgesetze vorausgesetzten, und daher nicht besonders ausge 
hobenen Principien des m Sachsen geltenden Crimmalrechts entbehrlich ma 
chen könne. 

18) Diese Worte fehlen im Entwürfe , und wurden auf den Antrag 
der Deputation der ersten Kammer (um noch bestimmter darauf hinzu* 
weisen, dass diese Strafe nur dann eintreten könne, wenn harte und ernst- 
liche Drohungen erfolgt sind), in das Gesetz aufgenommen. S. I. Dep. Ber. 
d. I. Kamm. S. 264. Ständische Schrift S. 442. 

19) Der Entwurf hatte hier noch die Worte: oder ihrer nächsten 
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I 

schlafsnbthigt, wird mit sechs- bis zehnjähriger Zuchtbausarbeit 
bestraft 20 ). 

§. 2. 

Wer eine Person männlichen Geschlechts auf die vorste- 
hend beschriebene Weise zu widernatürlicher Befriedigung der 
Wollust braucht* 1 ), wird mit drei- bis fünfjähriger Zuchthaus- 
strafe belegt. . } ; , MJ 

§• 3. 

1) Uiben Mehrere eine gewaltsame Zunöthigung gemein- 
schaftlich aus, so wird die, durch das Verbrechen, wenn es 
von einem Einzelnen begangen worden wäre, nach §. 1. und 2. 
verwirkte 4 Strafe für jeden gleichen Theilnehmer um ein bis 
vier Jahre erhöht. 

2) War die, von Einem oder Mehrern verübte, Noth- 
zucht mit einer solchen Beschädigung der gemisshandelten 
Person verbunden , welche einen bleibenden Nachtheil für die 
Gesundheit gehabt, oder den Tod der Verletzten beschleu- 
nigt hat; so ist das Verbrechen mit zwölf - bis fünfzehnjäh- 
riger Zuchthausarbeit zu bestrafen. 

3) Ist der Tod der genothzüchtigten Person als die näch- 
ste unmittelbare Folge der ausgeübten Gewalt zu betrachten} 
so tritt sechszehn- bis zwanzigjährige Zuchthausstrafe cw"). 



Angehörigen; allein aus Granden, von denen unten im IV. Cap. naher 
die Rede seyn wird , wurden auf den Antrag der Dep. der II. Kammer^ 
dem auch die Dep. der I. Kammer beistimmte, diese Worte gestrichen; 
s. I. Dep. Ber. d. II. Kamm. S. 393. I. Dep. Ber. d. I. Kamm. S. 264. 
I. Vhandl. d. II. Kamm. S. 382. I. VhndL d. I. Kamm. S. 233. Stand. 
Schrift S. 442. 

20) Dieser §. ist zum grössten Theile genommen aus dem (Stübel- 
sehen) Entwurf eines Criminalgesetzbuchs für dasKÖnigr. Sachsen $.507; 
nur hatte Stube 1 eine gelindere Strafe (4—6 J. Zuchthaus) vorge- 
schlagen. 

21) Im Entwürfe heisst es: zu der Duldung widernatürlicher Unzucht 
nöthigt. Die Aenderung wurde von der Dep. der II. Kammer beantragt 
Als Grund wurde blos angeführt, dass man es für richtiger halte. 

22) Dieser §. lautete im Entwürfe so: Erleidet durch die Nothzucht 
die gemisshandelte Person einen bleibenden Nachtheil an ihrer Gesundheit, 
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J '< §. 4. 

Unzucht mit Personen im bewusstlo sen Zustande 33 ). 

Wer eine Frauensperson, die sich in einem bewusstlosen 
Zustande befindet, zur Befriedigung der Wollust missbraucht, 
wird mit Zuchthausstrafe von sechs Monaten bis zu zwei Jah- 
ren™) belegt. 

Hat der Verbrecher den bewusstlosen Zustand absichtlich 
zu Erreichung dieses Entzwccks herbeigeführt, so findet zwei- 
bis /Ö7i/jährige 25 ) Zuchthausstrafe statt. 

Treten die §. 3. erwähnten Schärfungsgründe ein, so kann 
die Strafe auf sechs bis zehnjährige Zuchthausarbeit erhöht 
werden**)* 



oder ist sie an deren Folgen verstorben, oder haben sieh Mehrere gemein- 
schaftlich des Verbrechens der Nothzucht gegen dieselbe Person schuldig ge- ' 
macht; ist die Dauer der Strafe verhältnissmässig »u verlängern, und lann diese 
Schärfung in den beiden letztem Fällen bis zu zwanzigjähriger Zuchthaus- 
strafe ansteigen. Die II. Kamm, nahm bei der ersten Berathung den §. 
an (I. Vhndl. II. Kamm. S. 283.). AHein um dem Ermessen des Rich- 
ters nicht zu viel einzuräumen, sonderte die Dep. der I. Kamm, beinahe 
ganz auf die Weise, wie es im Gesetze steht, die einzelnen Fälle, und 
setzte ihren Vorschlag mit einigen, von H. Domherrn KUen besonders 
zur Verdeutlichung der Sache beantragten, Aenderungen durch. L Dep. 
Ber. d. I. Kamm. S. 265. I. Vhndl. d. I. Kamm. S. 236. II. Vhndl. d. 
IL Kamm. S. 512. St Schrift S. 443. 

23) Im Entwurf hiess die Üeberschrift Mos: Unfreiwillige Unzucht. 
Allein die Dep. d. IT. Kamm, fand diess nicht passend (T), und trug die 
im Gesetze stehende Rubrik an. 

24) Die Regierung hatte angetragen: mit Gefängnisstrafe von sechs 
Monaten bis zu einem Jahre, oder Zuchthausstrafe ven 1 — 2 Jahren. Die 
Aenderung des Entwurfs wurde angetragen von der Dep. d. II. Kamm. 
I. Dep. Ber. d. II. Kamm. S. 394. I. Dep. Ber. d. I. Kamm. S. 267. 
und St. Schrift S. 444. * 

25) Im Entwürfe stand: Bis vierjährige. Die Dep. d. II. Kamm, 
trug an: ein bis fünfjährige; aber auf den Vorschlag des H. Dr. Haase 
nahm die II. Kammer, und später auch die I. an: zwei bis fünfjährige. 
I. Vhndl. d. II. Kamm. S. 386. St. Schrift a. a. O. 

26) Diese Bestimmung wurde auf den Antrag des H. Domherrn 
D. Klien angenommen. I. Vhndl. d. I. Kamm. S. 241. 242. St. Schrift 
a. a, O. 
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§.5. 

Unzucht mit Kindern unter vierzehn Jahren. 

1) Diejenigen, welche Kinder unter zwölf Jahren zum 
Beischlafe, oder zur widernatürlichen Befriedigung des Ge- 
schlechtstriebes missbrauchen , sind, wenn den Kindern hier- * 
durch kein bleibender Nachtheil an ihrer Gesundheit zugefügt 
worden ist , mit ein - bis dreijähriger Zuchthausstrafe zu 
belegen. 

2) Ist ein solcher bleibender Nachtheil entstanden, oder 
das Verbrechen die mitwirkende Ursache eines frühzeitigen 
Ablebens des Kindes geworden; so tritt vier- bis achtjährige 
Zuchthausstrafe ein. 

3) Hat die Misshandlung den Tod des Kindes zur näch- 
sten unmittelbaren Folge gehabt, so wird die Strafe auf zehn- 
bis fünfzehnjährige Zuchthausarbeit erhöht. 

4) Wer mit einer Frauensperson über zwölf, jedoch unter 
vierzehn Jahren alt, sich fleischlich einlässt, ohne dass daraus 
ein Nachtheil für deren Gesundheit und Leben entstanden ist, 
wird mit ein- bis sechsmonatlicher 21 ) Gefängnisstrafe belegt* 
Treten aber in einem solchen Falle die No. 2 oder 3. bemerkten 
JSt achtheile ein, so üt auf die Hälfte der, bei jeder Nummer 
angedrohten, Strafe zu erkennen™). 

§•6. 

\" Entführung. 

Wer sich einer Person in der Absicht , sie zu der Befrie- 
digung des Geschlechtstriebes zu missbrauchen, mit Gewalt oder 
List bemächtigt , und sie wider ihren Willen entweder aus dem 

_^ 

27) In den Exemplaren der Gesetzsammlung steht hier: vier bis 
sechsinonatlicher. Es beruhte diess aber nur auf einem Versehen bei 
der Redaction des Gesetzes, und desslialb wurde auch unter dem 3. Febr« 
d. J.. gekannt gemacht, dass ein- bis sechsmonatlicher zu lesen sey. 
Gesetzsammlung von 1835. S. 99. YergL auch meine in der Vorrede 
angeführte Diss. S. 52 — 57. 

. 28) Dieser durch die Stände völlig geänderte §. hiess im Entwürfe 
so : Diejenigen, welche Kinder, die noch nicht das vierzehnte Altersjahr zu- 

15 



Staatsgebiete entfernt, oder innerhalb desselben ausser Stand 
setzt, den bürgerlichen Schutz anzurufen 29 ), hat ein- bis 
zweijährige Zuchthausstrafe und , im Fall der beabsichtigte Ent- 
zweck wirklich erreicht worden ist, zwei- bis vierjährige Zucht- 
hausstrafe verwirkt. 

§. 7. 

Mit ein - bis dreijähriger Gefängnissstrafe ist derjenige zu 
belegen, welcher in gleicher Absicht eine Person unter Vier- 
zehn Jahren, zwar im Einverständnisse mit derselben, aber 
wider Wissen und Willen ihrer Aeltern, oder der, die Stelle 

rückgelegt haben, zum Beischlafe oder zu einer widernatürlichen Befriedir; 
gmg des Geschlechtstriebes missbrauchen, sind mit ein - bis dreijähriger 
Gefängnis*- oder drei - bis fünfjähriger Zuchtlinusstrafe zu belegen. — 
Die Dep. d. II. Kamm, schlug die im Gesetze nnnmehr enthaltene 
Rubrik, und dass für den im Entwürfe genannten Fall, also für 
jede Unzucht mit Personen unter vierzehn Jahren, was nicht 
zu billigen war, die Gefängnisstrafe weggelassen und blos Zuchthaus 
(von 1 — 5 J.) gesetzt werde, vor. Auch nahm diess die Kammer, ob- 
wohl der H. Justizminister sehr triftige Grunde dagegen einwendete, 
mit 61 gegen 5 Stimmen an. (I. Vhndl. d. II. Kamm. S. 386. 387.). 
Die Dep. d. I. Kamm, dagegen trat dieser Ansicht nicht bei , nahm aber 
auch mit Recht nicht die dein richterlichen Ermessen zu viel einräu- 
mende Bestimmung des Entwurfes an, sondern schlug vor, so zu un- 
terscheiden, wie es nun im Gesetze steht (I. Dep. Ber. d, I. Kamm. 
S. 268.), und diesen Vorschlag nahm auch die I. Kammer an, nur dass 
sie auf den Antrag der HH. Dr. Deu trieb und von Welk die Strafe, 
welche die Dep. für den ersten Fall vorgeschlagen hatte {\ — 2 J. Zucht- 
haus), etwas erhöhte, und alles diess ging auch später in der IL Kam- 
mer durch. I. Vhndl. d. I. Kamm. S. 244 L II. Vhndl. d. II. Kamm. 
S. 515. St Schrift S. 445. 

29) Diesen §. nahmen die Stande, wie es scheint, ohne weitere 
Verhandlungen an, nur dass auf den Antrag der Dep. d. II. Kamm. (I. Dep. 
Ber. d. II. K. S. 395.) die cursiv gedruckten Worte statt der Worte des 
Entwurfes: dem bürgerlichen Schutze entzieht, gesetzt wurden , weil, wie 
es in der St. Schrift S. 445. heisst, der Fall, wo eine Person dem bür- 
gerlichen Schutze ganz entzogen wäre, wohl kaum vorkommen (?), und die 
in diesem §. erthe'dte Strafbestimmung vielmehr auf den Fall gerichtet seyn 
möchte, wo es unmöglich gemacht worden ist, den bürgerlichen Schutz in 
Anspruch zu nehmen. Sollte aber diess nicht ganz Dasselbe seyn? Der 
$. des Entwurfes ist grossentheils genommen aus dem S t üb eischen Ent- 
würfe §. 461. 467. Doch ist derselbe in einigen Punkten wesentlich 
verbessert 
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derselben vertretenden, Personen entführt 30 ). Ist die körperli- 
che Vereinigung (§. 24.), jedoch ohne bleibenden Nachtheil für 
Leben und Gesundheit der Entführten, wirklich erfolgt, so 
tritt ein- bis dreijährige Zuchthausstrafe ein. Im entgegen- 
gesetzten Falle kommen die, §. 5. No. 2. und & angedrohten 
Strafen zur Anwendung 31 ). 

§- 8 ; 

Wenn in derselben Absicht eine , über Vierzehn Jahre alte 
und noch im älterlichen Hanse lebende, Person mit ihrer Zu- 
stimmung, aber wider den Willen ihrer Aeltern, oder eine 
Ehefrau mit ihrer Zustimmung, wider den Willen ihres Ehe- 
manns , entführt wird , sind der Entführer und die Entführte, 
ein jedes im erstem Falle mit drei Monaten Gefänguiss , und 
im zweiten mit sechs Monaten Gefängniss zu bestrafen 32 ). 

§.9. 

Die Strafen der Entführung sind in den, §. 6 und 7. an- 
gegebenen Fällen auf dreimonatliches bis einjähriges 3 3 ) Gefäng- 
niss zu ermässigen, wenn der Entfuhrer freiwillig den beab- 
sichtigten Entzweck aufgegeben und die entführte Person un- 
verletzt aus seiner Gewalt entlassen hat. 



30) Vergl. den Stube Ischen Entwurf §. 469, dessen Straf an trag 
aber weit harter ist. 

31) In dem Entwürfe hiess es blos so: Ist der Zweck erreicht wor- 
den : so tritt die §. 5. angedrohte Strafe mit verhältttissmässiger Schärfung 
etni Die II. Kanuner änderte auf den Antrag ihrer Dep. blos die letz- 
tern Worte in: so tritt ein- bis fünf jährig e Zuchthausstrafe ein. Die 
Dep. der I. Kammer aber schlug Das vor, was nun im Gesetze steht, 
und die I. Kammer nahm diess, wiewohl H. GJR.- Gross aus, wie 
mir wenigstens scheint, ganz triftigen Granden widersprach, einstim- 
mig an, und auch die II. Kammer trat später bei. I. Vhndl. d. II. Kam- 
mer S. 388. I. Dep. Ber. d. I. Kamm. S. 269. I. Vhndl. d. I. Kamm. 
S. 248. 249. St Schrift S. 446. 

32) Dieser §. wurde von beiden Kammern einstimmig angenommen. 

33) Der Entwurf hatte : sechsmonatliches- bis dreijähriges Gefängniss. 
Indessen zogen die Karamern auf den Antrag der Dep. der II. Kammer 
(I. Dep. Ber. d. II. Kamm. S. 395.) die gelindere, nunmehr im Gesetze 
stehende, 8trafe vor. Im Uebrigen wurde über diesen §. in den Kam- 
mern nichts verhandelt Vergl. auch Stübels Entwurf §. 473. 

15* 
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§. 10. 

Wer eine unverheirathete Frauensperson 34 ) entfährt, um sie 
zu Eingehung der Ehe* zu nöthigen, wird mit ein- bis dreijäh- 
riger Gefängnissstrafe belegt. Diese Strafe fällt jedoch weg, 
wenn die entführte Frauensperson 3 5 ) aus freiem Willen und, 
in 80 fern sie sieh nickt mehr in den Händen des Entfüh- 
rers befindet* 6 ), die eheliche Verbindung mit dem Entfuhrer 
eingeht 37 ). 

§. IL 

Die Entfuhrung einer unverheirateten, über Vierzehn Jahre 
alten Frauensperson mit ihrer Einwilligung, um sie zu eheli- 
chen, jedoch wider den Willen derjenigen, deren Einwilligung 
nach den Gesetzen erforderlich ist, wird mit zwei- bis sechs- 



34) Der Entwurf hatte hier noch das Wörtchen gewaltsam einge- 
schoben. Statt desselben schlng die Dep. d. II. Kammer vor: mit Ge- 
walt oder List wider ihren Willen, und die Kammer nahm diess an ; auch 
billigte es die Dep. der I. Kammer, nur dass sie noch statt entführt 
das Wort bemächtigt vorschlug. Als aber darüber in der I. Kammer 
Streit entstand , bemerkte H. Domherr K 1 i e n : dass jede Entfuhrung, 
wie auch §. 6. zeige, voraussetze, der Entführer bemächtige sieh der Per- 
son der Entführten, was im Oesetzesentwurfe durch das Wort gewalt- 
sam ausgedrückt gewesen. Sollte nun die List erwähnt werden; so genüge 
der Au&lruck entführen nicht, und möge man lieber, wenn man densel- 
ben beibehalten wollte, die Worte gewaltsam oder mit List ganz 
weglassen, wo dann von selbst der §. 6. definirte Begriff eintrete. Diess 
wurde einstimmig von der I. Kammer angenommen und später auch 
von der zweiten gebilligt. I. Dep. Ber. d. II. Kamm'. S. 396. I. Vhndl. <L 
II. Karam.S. 388. I. Dep. Ber. d. LKamm. S.270. I. Vhndl. d. I.Kamm. 
S. 250. St. Schrift S. 446. ^ 

35) Der Entwurf hatte hier eingeschoben: späterhin. Die Kammern 
hielten es aber für überflüssig. 

36) Hier scheint etwas ausgefallen zu seyn, indem auf das Wört- 
chen: und, da ihm ein Comma beigefügt ist, nichts folgt, worauf es 
sich beziehen konnte. Allein man sieht aus den Verhandlungnn , dass 
nichts fehlt, und „dass die Stelle so gelesen werden muss: Wenn die - 
entführte Frauensperson , aus freiem Willen und in so fern sie sich nicht 
mehr in den Händen des Entführers befindet, die eheliche Verbindung mit 
dem Entführer eingeht. ^ 

3?) Die Dep. der I. Kammer glaubte, dass auch in diesem Falle 
eine Strafe eintreten sollte, und zwar \ Jahr Gefiingniss (I* Dep. Ber. 
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monatlichem Gefängnisse bestraft, auch, auf den Antrag der 
zu dem Widerspruche berechtigten Personen, die Frauensper- 
son mit Gefängnissstrafe von Vierzehn Tagen bis zu Vier Wo- 
chen belegt. 

Hat die entführte Person das vierzehnte Altersjahr noch 
nicht zurückgelegt , tritt gegen den Eiitffihrer die §. 10. be- 
stimmte Strafe ein 38 ). 

§. 12. 

Ehebruch. 

Verletzt eine in einer, nach gesetzlicher Form vollzoge- 
nen und durch die competente Behörde noch nicht für getrennt 
oder für nichtig* 9 ) erklärten, Ehe lebende Person die dem 
andern Ehegatten schuldige Treue durch ausserehelichen Bei- 
schlaf, so ist sie mit Gefangnissstrafe von Einem Monate bis 
zu Zwei Monaten* 0 ), so wie die unverehelichte Person, wel- 

d. I. Kamm. S. 271.) » und die I. Kammer trat nach längerer Discussion 
bei, jedoch so, dass die Strafe blos 3—6 Monate seyn sollte (L Vhndl. 
d. I. Kamm. S. 250 f.). Allein die II. Kammer, welche das im Entwürfe 
Enthaltene bereits angenommen hatte, beharrte mit ihrer Dep. mit Recht 
auf ihrer frühem Ansicht, dass die Handlung straflos seyn soUe ; und 
endlich trat dann auch die I. Kammer (II. Vhndl. d. I. Kamm. S. 246.) 
der zweiten hierin bei, jedoch mit dem Antrage, dass die Worte: in 
sofern sie sich nicht mehr in den Händen des Entführers befindet noch beige- 
fügt werden sollten. Diess ging dann auch in der II. Kammer durch. 

38) Dieser §. wurde in beiden Kammern ohne Discussion angenom- 
men. Er ist beinahe ganz aus dem S t ü b e 1 sehen Entwürfe §.475.476. 
genommen. 

39) Statt dieser^Worte hatte der Entwurf blos das Wort; aufgelöst. 
Allein die Deputation der II. Kamm, beantragte die Aenderung, wie sie 
im T*ftxte zu lesen ist, und beide Kammern nahmen diess einstim- 
mig an. Ueber die Gründe, auf welche sich dieser Antrag stutzt, s. 
unten Cap. VII. 

40) Der Entwurf hatte hier und bei der am Schlüsse des §. ange- 
führten Strafe das von S tu bei in dessen Entwurf §. 632. 634. vorge- 
schlagene Strafmaass aufgenommen, und enthielt hiernach eine abso- 
lut bestimmte Strafe für beide Fälle, nämlich für den ersten 3 Mo- 
nate, für den folgenden 4 Wochen Gefangniss. Allein die Dep. der 
II. Kammer zog eine relativ bestimmte Gefängnissstrafe vor, jedoch — 
alternativ mit Geldstrafe (für die verehelichte Person i— 2 Mon. Ge- / 
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che des Beischlafs mit einer verehelichten Person sich schuldig 
• macht, mit rares- bis viertoochentUcher 4 *) Gefängnissstrafe feu 
belegen. 

§. 13. 

Sind beide Personen, welche sich mit einander des Ehe- 
bruchs schuldig machen , verehelicht , tritt für eine jede xwei- 
bis dreimonatliche * 2 ) Gefängnissstrafe ein. 

§. 14. (§. 15. des Entw.) 48 ). 

Wenn der Ehegatte, welcher sich des Ehebruchs schuldig 



fangniss oder 10 — 20 Rthlr. Geldstrafe, für die unverehelichte 2 — 4 
Wochen Gefangniss oder 5 — 10 Rthlr. Geldstrafe), besonders weil auch 
früher in der Lausitz nach dem bestehenden Gewohnheitsrechte, und 
in den Erblanden wenigstens bei nachgesuchter Abolition auf Geldstra- 
fen erkannt worden sey, ohne dass diess eine Vermehrung des Verbre- 
chens herbeigeführt hätte , und weil sonst die Anträge auf Abolition 
lind Verwandlung der Strafe eben so häufig, wie bisher vorkommen 
würden. (I. Dep. Ber. d. II. Ramm. S. 396'.). Nach langer Debatte 
nahm die II. Kammer mit 35 gegen 29 Stimmen diesen Vorschlag an; 
nur dass sie die Geldstrafe im erstem Falle auf 20 — 40 Rthlr., im letz- 
tern auf 10—20 Rthlr. erhöhte (I. Vhndl. d. II. Kamm. S. 393). Die 
Dep. der I. Kammer (I. Dep. Ber. d. I. Kamm. S. 272 ff,) war zwar 
für das vorgeschlagene Maas« der Gefangnissstrafe , verwarf aber die 
Geldstrafe, und es trat ihr hierin die I. Kammer einstimmig bei, 
und später nahm diess auch die II. Kammer, wie es scheint, ohne wei- 
tere Discussion einstimmig an. S. II. Vhndl. d. II. Kamm. S. 515. 516. 

41) S. Not. 40. 

42) Der Entwurf enthielt hier wieder eine absolut bestimmte Strafe, 
4 Mon. Gefangniss, wie S t ü b e 1 s Entwurf §. 635. Die Dep. d. II. Kamm, 
trug auf 4 Monate Gefangniss oder 40 Rthlr. an. (s. Not. 40). Die 
II. Kamroer aber beschloss auf den Antrag v. H. ^ M e y e r mit 43 ge- 
gen 16 Stimmen : 2— 3 Mon. Gefängnis*, oder Geldhusse*von 40— 60 Rthlr. 
(I. Vhndl. d. II. Kamm. S. 395). Die Dep. der I. Kammer aber trug 
auf Wegfall der Geldstrafe an, und diess wurde spater von beiden 
Kaminern ohne Weiteres angenommen. 

43) Der §. 14. des Entwurfes lautete so: Ist aber ein Ehepatte zum 
ausser ehelichen Beischlafe durch absichtlich herbeigeführten Irrthum in der 
Person verleitet worden, ist der schuldige Theil mit Gefangniss von Vier bis 
Sechs Monaten zu bestrafen. Allein die Dep. der II. Kammer beantragte 
den Wegfall dieses etwas unklaren §., und die Kammer trat ihr bei 
(I. Dep. Ber. d. II. Kamm. S. 397; und I. Vhndl. d. II. Kamm. S. 396). 
Die Dep. der I. Kammer aber trug auf Beibehaltung des §. an, jedoch 
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macht, 44 ) von Usch und Bette geschieden» oder von seinem 
Ehegatten verlassen worden ist, ist die, von ihm nach §. 12. 
oder 13. verwirkte, Strafe auf die Hälfte herabzusetzen. 

§. 15. (§. 16. des Entw.) 
Bigamie. 

Ein in einer, nach gesetzlicher Form vollzogenen und durch 
die competente Behörde noch nicht für getrennt oder nichtig 4 *) 
erklärten , Ehe lebender Ehegatte , der sich anderweit verehe- 
licht, wird mit ein- bis zweijähriger Zuchthausstrafe 46 ) belegt. 

§. 16. (§. 17. des Entw.) 

Die Person, welche mit einer bereits verheiratheten Per« 
son eine eheliche Verbindung eingegangen ist, wird mit drei- 
bis sechsmonatlichem Gefängnisse bestraft. 

§. 17. (§. 18. des Entw.) 

Leben beide Personen, welche sich des Verbrechens der 
doppelten Ehe schuldig machen, schon in ehelicher Verbin- 
dung 47 ), findet für jede zwei- bis dreijährige* 9 ) Zuchthaus- 
strafe statt. 



in deutlicherer Fassung (I. Dep. Ber. d. I. Kamm. S. 274.), und die 
I. Kammer nahm diess einstimmig an. (I. Vhndl. d. I. Kamm. S. 260). 
Die II. Kammer aber beharrte auf ihrem frühern Beschlüsse, und spa- 
ter trat ihr auch die I. Kammer bei. 

44) Der Entwurf hatte hier die Worte eingeschoben: ohne seine 
Schuld (von Tisch etc. geschieden); allein die Dep. der II. Kammer 
(I. Dep. Ber. <L II. Kamm. S. 398.) trag den Wegfall dieser Worte an, 
und die Kammern traten bei ; s. St Schrift S. 448. 449. 

45) Der Entwurf hatte: aufgelöst. Auf den Antrag des Abg. 
H. Roux nahm die II. Kammer die im Texte enthaltene Aenderung 
an, und die L Kammer trat bei; vergl. Not. 39. 

46) Die Dep. der L Kammer trug darauf an, dass das Minimum 
auf £ J. Zuchthaus herabgesetzt werde. Die Kammer ging aber nicht 
darauf ein. 

47) Im Entwürfe standen hier noch die Worte: und ist einer jeden 
das eheliche Verhältnis* des Andern bekamt gewesen. Die Stände beschlos- 
sen aber die Weglassung dieser Worte, das Nähere hierüber unten 
cap. VII. VIII. 

48) Der Entwurf hatte hier wieder eine absolutbestimmte (3 jährige 
Zuchthaus-) Strafe, und die II. Kammer hatte diese Bestimmung an- 
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§•18. (§. 19. des Entw.) 
Ein Ehemann , welcher unter dem Vorgeben , dass er un- 
sey, eine Frauensperson zu einer ehelichen Ver- 
bindung mit ihm verleitet» ist mit drei- bis vierjähriger Zucht- 



ihm verleitet , ist mit drei - bis \ 
hausstrafe zu belegen* 9 ) 



§. 19. (§. 20. des Entw.) ' 
Ist die erste Verehelichung rücksichtlich des schuldigen 
Ehegatten als null und nichtig anzusehen , oder war eine Son- 
derung der Ehegatten von Tisch und Bette für beständig, 
oder wenigstens auf unbestimmte Zeit, schon vor der zweiten 
Verehelichung rechtlich eingetreten, oder ist der erste Ehe- 
gatte des schuldigen Theils abwesend und das bereits erfolgte 
Ableben desselben bei Eingehung der zweiten Verbindung aus 
wahrscheinlichen Gründen vorauszusetzen gewesen, oder ist 
bei der zweiten Verehelichung die eheliche Beiwohnung nicht 
erfolgt, sind die, §. 15. 16. 18. vorgeschriebenen, Strafen 
bei dem schuldigen Ehegatten auf sechsmonatliches bis zwei- 
jähriges Gefangniss , und bei der mitschuldigen Person auf ein- 
bis zweimonatliches Gefangniss herabzusetzen, in dem §. 17. 
bemerkten Falle aber nur die »Strafen der einfachen Bigamie in 
Anwendung zu bringen ). 



genommen. Allein die Deputation der I. Kammer trag auf eine Mos 
relativ bestimmte an; diess genehmigte auch die I. Kammer, nur dass 
sie das von der Deputation beantragte Maas* : 1 — 3 Jahre Zuchthaus, 
auf den Antrag des H. Domherrn Klien in: zwei bis drei Jahre Zucht- 
haus änderte. Diess ging dann später auch in der II. Kammer durch. 

49) Von beiden Kammern unverändert angenommen. Die Deputa- 
tion der I. Kammer trug auf Herabsetzung der Strafe in zwei bis vier 
J. Zuchthaus an. Allein die Kammer nahm den Vorschlag nicht an« 

50) Im Entwürfe war, ausserdem, dass er die cursiv gedruckten 
Worte nicht hat, die Stellung der einzelnen Fälle des Vordersatzes eine 
etwas Andere. Die Deputation der II. Kammer (I. Dep. Ber. d. II. Kamm. 
S. 399.) schlug zunächst blos vor, noch beizusetzen: oder eine ' Sonde- 
rung von Tisch und Bette auf Zeit vder für beständig erfolgt. Diesem 
Vorschlage aber widersprachen mit Recht die Organe der Regierung 
(I. Vhndl. d. II. Kamm. S. 400.); allein die Kammer nahm ihn doch an, 
und beschloss nur spater, den Zusatz etwas anders zu redigiren (so: 
oder war eine Sonderung bei der Ehegatten von Tische und Bette auf Zeit 
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§. 20* (§. 22. des Entw.) 51 ). 

I n c e s t 

Diejenigen, welche Verwandte in absteigender Linie zum 
Beischlaf missbrauchen , sind, mit ein - bis dreijähriger Zucht- 
hausstrafe, so wie die Descendenten , welche sich dazu hinge- 
ben, mit ein- bis sechsmonatlicher Gefängnisstrafe zu belegen. 

§. 21. (§. 23. des Entw.)- 

Leibliche und Stiefgeschwister, Schwiegeraitern und Schwie- 
gerkinder, welche mit einander Unzucht treiben, ingleichen 
Stiefältern, welche mit ihren Stiefkindern sich dieses Verbre- 
chens schuldig machen, werden und zwar, was die Stiefaltern 
anlangt, in so fern nicht die Bestimmung des §. 22. auf sie 
anzuwenden, mit Drei bis Sechs Monaten Gefängniss bestraft; 
Stiefkinder aber , welche sich ihren Stiefältern zur Unzucht 
hingeben, sind mit, ein- bis sechsmonatUcher Gefängnissstrafe 
m belegen**). 

oder für beständig schon vor der zweiten Verehclichung rechtlich eingetreten) 
und auch im Uebrigen die einzelnen Fälle des Vordersatzes zum Theile 
(so, wie sie nun im Gesetze stehen) umzustellen. I.Vhndl. d.U. Kamm. 
S. 408. Dieser UmsteUung trat nun zwar die I. Kammer bei; allein 
was den Zusatz über die Separation betrifft: so beschloss sie auf den 
Antrag ihrer Deputation (I.Dep.Ber. d. I.Kamm. S.278.), dass in dem- 
selben die Worte : auf Zeit oder für beständig geändert werden sollen in : 
für beständig oder wenigstens auf unbestimmte Zeit, und die- 
sem trat auch später die II. Kammer bei. 

51) Im Entwürfe stand hier als §. 21. der Tom Verfahren von Amts- 
wegen handelnde Paragraph. S. $. 23. 

52) Dieser §. war im Entwürfe so gefasst: Leibliche und Stiefge- 
schwister, Stiefältern, insofern nicht die Bestimmung §. 24. auf sie anzu- 
wenden , und Stiefkinder, Schwiegerältcm , und Schiviegerkmder , welche 
mit einander Unzucht treiben, werden mit Drei bis Sechs Monaten Gefäng- 
niss bestraft. Hr. Dr. H aase trug in der II. Kammer eine geänderte 
Redaction bis zu dem Worte : bestraft an (wie nun das Gesetz sie hat), 
und die Kammern traten bei. Ausserdem trug ebenfalls Hr. Dr. Haase 
den Zusatz (von den Worten: Stiefkinder aber etc.) in der Fassung an: fcm- 
gegen sind die Stiefkinder, weiche sich zur Unzucht mit ihren Stiefältern 
hergegeben, nur mit 1—6 monatlicher Gefängnissstrafe zu belegen (I. Vhndl. 

d. II. Kamm. S. 406.) , und so nahmen ihn auch die Kammern an. m 
(St. Schrift S, 453.). Die kleinen Aenderungen in der Fassung wurden 
später gemacht VergL oben S. 220. 
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§. 22. (§. 24. des Entw.) 

Missbrauc h 'gut Unzucht* 3 ). 

1) Pflegeältern, Erzieher und Vormünder, welche ihre 
Pflegbefohlnen znr Unzucht missbrauchen, mgieichen richterli- 
che und polizeiliche Beamte, Gefangenwärter und Aufseher in 
Strafanstalten, welche mit den ihnen untergebenen Gefangenen 
Unzucht treiben, werden mit Zuchthaus von Sechs Monaten bis 
zu Einem Jahre bestraft; es mag jedoch in solchen Fällen, 
wo der Missbrauch der anvertrauten Gewalt und der vermittelst 
selbiger ausgeübte Einfluss nur gering ist, ausnahmsweise 
nur auf Gefängnissstrafe von Drei bis Sechs Monaten erkannt 
werden. 

2) Wenn Jemand, um seine Lüste zu befriedigen, un- 
bescholtene Personen durch Betrug oder Arglist zur Unzucht 
verleitet, so findet gegen den Verfuhrer, nach Verschieden- 
heit der Fälle, ein ■• bis sechsmonatliche Gefängnissstrafe 
statt 5 4 ). 

63) Der Entwarf hat die Rubrik : Missbrauch der zur besondern Für- 
sorge anvertrauten Personen. Die meisten der in diesem §. berührten 
FäUe sind auch schon in dem Stü bei sehen Entwürfe §.919. besonders 
berücksichtigt; die dort vorgeschlagene Strafe besteht aber Mos in Ge- 
fängniss von 2 Monaten. 

54) Im Entwürfe lautete der ganze §. blos so: Pflegeältern, Erzie- 
her . . . [wie im Gesetze bis zu den Worten] Unzucht treiben, werden 
mit Gefängniss von 3 — 6 Monaten, oder Zuchthaus von 6 Monaten bis 
zu Einem Jahre bestraft. Die II. Kammer änderte wenig. Sie bescüloss 
blos, auf den Vorschlag ihrer Deputation, wiewohl sehr mit Recht der 
H. Justizminister widersprach, dass die Strafe allein in Zuchthaus 
("von 6 Mon. bis zu 1 Jahr) bestehen solle. Da aber diese Strafe für 
viele Fälle zu hart seyn wurde , und um auch noch einige andre nicht 
zu übergehende Falle mit zu umfassen, schlug die Deputation der 
L Kammer (I. Dep. Ber. d. I. Kamm. S. 282.) Folgendes vor: 
a. den Nr. 1. des Gesetzes so zu bestimmen, wie er im Gesetze 
gelesen wird. Nur hatte sie nach den Worten mittelst selbiger in 
ihrem Vorschlage die Worte auf die Geschwächte. Die Kammer 
nahm den Vorschlag an, jedoch auf den Antrag des H. Bürger- 
meister Ritter städt (da sich doch auch der Fall denken lasse, 
dass eine Pflegemutter ihren Pflegesohn missbrauche) mit WegfaU 
der Worte : auf die Geschwächte, und auch die II, Kammer trat 
diesem später bei. ... 
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§. 23. (§. 21. des Entw.) 

Beschrankung des richterlichen Verfahr en§ ss ). 

1) Wegen der, in den §§. 7. 8. 11. 12. und 13. 5Ä ) er- 
wähnten. Vergehungen 57 ) ist nicht von Amts wegen, sondern 
nur auf den Antrag einer, durch ein solches Vergehen in ih- 
ren Rechten verletzten, Person mit der Untersuchung zu ver- 
fahren 58 ). Auch m den §. 22* bei No. 2. gedachten Fäl- 
len wird nicht von Amtswegen verfahren, sondern nur auf 
vorherige glaubhafte Anzeige der verführten Person, ihrer 
A eitern, Pflegeeltern und Vormünder**). 

2. Wird der Antrag im Laufe der Untersuchung wie* 
der zurückgenommen, so wird selbige nicht weiter fortgestellt ; 
doch muss der Denunciant solchenfalls alle, bis dahin auf- 
gelaufene, Unkosten übernehmen* 0 ). 

b. den Nr. 2., den das Gesetz enthalt, beizusetzen, Nor hatte auch 
hier der Vorschlag noch einen Beisatz, indem er nach den Wor- 
ten zur Unzucht verleitet noch enthielt: oder wenn das Gesinde die 
unter 18 Jahre alten Kinder oder Pflegekinder seiner Dienstherrschaft, 
oder Letztere das Gesinde zur .Unzucht verfuhrt. Die I. Kammer nahm 
den Vorschlag einstimmig an; die zweite verwarf ihn ganz. Später 
aber vereinigten sich die Kammern dahin, die das Gesinde betref- 
fenden Punkte wegzulassen, das Uebrige aber anzunehmen, s, 
I. Vhndl. d. I. Kamm. S. 275. II. Vhndl. der II. Kamm. S. 518. 
St. Schrift. S. 454 

c. dass in den unter Nr. 2. angeführten Fallen nur auf Anzeige der 
verführten Person oder ihrer Aeltern oder Pflegeeltern zu verfahren 
sey, und es traten diesem mit dem, von H. v. Carlowitz vorge- 
schlagenen, Zusätze und Vormunder beide Kammern so bei, dass 
dieser Punkt in den 9* 23. eingeschoben werden sollte. 

56) Die Rubrik im Entwürfe hiess: Beschränkung des Verfahrens 
von Amtswegen. 

56) Im Entwürfe stand hier auch noch 5. 14. 8. oben Not. 43. 

57) Hier fehlen die Worte des Entwurfs : der nicht gewaltsamen Ent- 
führung, des Ehebruchs und doppelten Ehebruchs. Sie wurden auf Antrag des 
H. GJR. Dr. Schumann weggelassen, s. I. Vhndl. d. I. Kamm. S. 294. 

58) Statt alles dessen, was im Gesetze folgt, hiess es im Entwürfe 
blos: es kann jedoch, wenn einmal ein solcher Antrag erfolgt ist, die Zu- 
rücknahme desselben die FortsteÜung der Untersuchung nicht hindern, 

59) Ueber diesen Zusatz s. Not 54. lit. c 

ÖO) Diese bedeutende Aenderung des Entwurfes (Not 68.) wurde 
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3. Will aber der unschuldige Theil gegen den des Ehe- 
bruchs schuldigen auf Ehescheidung klagen, so muss auch 
künftig, in sofern nicht Verjährung eingetreten ist, die Un- 
tersuchung vorausgehen. Doch verbleibt dem unschuldigen 
Ehegatten das Recht, das weitere Verfahren in der Sache 
zu hemmen, wenn er dem schuldigen Ehegatten verzeiht, und 
des Rechts auf Scheidung zu klagen, sich begiebt* 1 ). 

4. Bei dem einfachen und doppelten Ehebruche ist eine 
Untersuchung , selbst nicht auf Anzeige des unschuldigen Ehe- 
gatten, zu verhängen, auch eine bereits begonnene nicht fort- 
austeilen, wenn nachgewiesen wird, dass der unschuldige 
Ehegatte dem schuldigen ausdrücklich oder stillschweigend 
verziehen hat 92 ). 



im Wesentlichen von der Deputation der II. Kammer in der Art bean- 
tragt, dass bestimmt werden solle : a. Wenn ein solcher Antrag geschehen 
ist, und die Untersuchung diess falls begonnen hat: so ist, wenn der darauf 
geschehene Antrag von der verletzten Person wieder zurückgenommen wird, 
die Untersuchung nicht weiter fortzustellen, b. Der Antrag des, hei einem 
Ehebruch verletzten, unschuldigen Ehegatten auf Untersuchung, muss jedoch 
von Demselben längstens innerhalb 6 Wochen von erlangter Wissenschaft an, 
tewirkt werden, und es ist, wenn die Anzeige innerhalb dieser Frist nicht 
geschieht, auf eine später erfolgte Anzeige mit der Untersuchung nicht zu 
verfahren. I. Dep. Ber. II. Kamm. S. 480. Die Kammer verwarf zwar 
den letzteren unter h. angeführten Vorschlag, nahm aber den unter a. 
angeführten einstimmig an (I. Verhandl. der II. Kamm. S. 463. 404.), und 
eben so nahm ihn die I. Kammer — mit der von ihrer Deputation 
vorgeschlagenen geänderten Fassung, wie sie im Gesetze sich findet, 
und dem Zusätze wegen der Kosten, welchen Aenderungen später auch 
die II. Kammer beitrat — einstimmig an. I.Dep. Ber.d. LKamm. S. 279. 
I. Verhandl. d. I. Kamm. S. 294. St Schrift S. 462. 

61) Dieser Zusatz wurde von der Dep. der I. Kammer vorgeschla- 
gen, und sowohl von der I. Kammer — mit dem vom H. GJR. 
Dr. Gjtoss und H. Dr. Deutrich vorgeschlagenen Zusätze: insofern 
nicht Verjährung eingetreten ist — als auch später von der II. Kammer 
angenommen. I. Dep. Ber. d. I. Kamm. S. 279. I. Verhandl. d. I. Kamm. 
S. 294. II. Verhandl. d. II. Kamm. S. 518. / 

6?) Diesen Znsatz schlug die Dep. der II. Kammer vor. Näheres 
s. unten Cap. VII. 
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§. 24. (§. 25. des Entw.) 
Consummation der Verbrechen. 

Die, in diesem Gesetze der Vollziehung gesetzwidrigen Bei- 
schlafs angedrohten, Strafen treten ein, sobald die körperliche 
Vereinigung 63 ) erfolgt ist. Hat diese nicht statt gefunden, und 
ist sonach das, zur Untersuchung kommende, Verbrechen nicht 
als vollendet anzusehen, sind die bestimmten Strafen, nach Ver- 
schiedenheit der Grade des Versuchs, verhäUnissmässig**) her- 
abzusetzen. 

» 

* 

§. 25. (§. 26. des Entw.) 
Unzucht als Gewerbe. 

Weibspersonen , welche die Unzucht als Gewerbe betrei- 
ben, sind mit drei - bis, sechswöchentlkher Gefängnissstrafe zu 
belegen 65 ), und ist diese Strafe im Wiederholungsfalle zu ver- 
längern. Ist eine solche Weibsperson zu der Zeit des Beischlafs 
wissentlich mit der Lustseuche behaftet gewesen, so findet sechs- 
monatliche bis einjährige Zuchthausstrafe statt 66 ). 
• . 

§. 26. (§. 27. des Entw.) . » 

Kuppelei. 

Wer Weibspersonen, welche sich für Lohn zur Unzucht 
brauchen lassen, Andern zufuhrt, oder ihnen das unzüchtige 
Gewerbe in seiner Wohnung verstattet, ist mit drei - bis sechs« 
wöchentlicher Gefängnissstrafe zu belegen 61 ). Diese Strafe 



63) Heber eine später ausgeglichene Differenz beider Kammern im 
Betreff dieses Ausdruckes s. unten Cap. III. nr. III. 

64) Der Entwurf hatte : auf die Hälfte oder ein Drittheil derselben. 
Die II. Kanuner hatte diess angenommen. Allein in der I. Kammer 
trag H. Ritterstädt an, statt dessen zu setzen verhatin issm russig. 
Diesem trat die L Kammer (I. Verhandle d. I. Kamm. S. 277.), und spä- 
ter auch die zweite bei. 

65) Eben so in dem St üb eischen Entwürfe $. 920.; nur in etwas 
anderer Fassung. , 

66) ImStübelschen Entwürfe §. 922. war für diesen Fall Mos Ver- 
längeruni? der Gefanftnissstrafe um die Hälfte vorgeschlagen. 

67) Aus dem Stüh eischen Entwürfe 5. 926.^ 
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steigt auf drei- bis sechsmonatliches Gefängniss, wenn die 
Weibspersonen mit der Lustseuche behaftet gewesen sind 68 ), 
oder die Kuppelei gewerbsmässig betrieben wird, und in den 
beiden letztern Fällen , bei der Wiederholung , auf sechsmonat- 
liche bis einjährige Zuchthausstrafe. 

§. 27. (§. 28. des Entw.) 
Die Verleitung unbescholtener Personen zu fleischlichen 
Vergeltungen mit Andern wird mit drei- bis sechsmonatlichem 
Gefängnisse belegt. Wird dieses Fergehen wiederholt , oder 
sind eigne oder fremde Ehefrauen, oder auch nahe Verwandte, 
oder zur Erziehung anvertraute Personen auf die oben 69 ) 
gedachte Weise verführt worden, so erfolgt Zuchthausstrafe 
von Sechs Monaten bis %u Zwei Jahren 10 ). 

§. 28. (§. 29. des Entw.) 

Widernatürliche Unzucht 

■ 

Die widernatürliche Befriedigung des Geschlechtstriebes zieht 



68) Der Stübelsche Entwurf $. 925. hatte hier Mos die in der Not 
66. angeführte Schärfung vorgeschlagen. 

69) Dieses oben ist wohl ein Druckfehler statt: eben, Vergl I.Dep. 
Ber. d. I. Kamm. S. 384. St Schrift S. 455. 

70) Im Entwürfe heisst dieser g. so: Die Verleitung unbescholtener 
Personen insbesondere der eignen oder fremder Ehefrauen , oder verwandter 
oder zur Erziehung anvertrauter Personen zur Unzucht mit Andern, wird 
mit Gefängniss von Secfis Monaten bis zu Einem Jahre, oder Zuchthaus von 
Einem bis zu Zwei Jahren bestraft. Die II. Kammer nahm diesen §. mit 
der Aenderung an , dass sie auf den Antrag ihrer Deputation die Ge- 
fangnissstrafe ganz in "Wegfall brachte, und blos Zuchthaus stehen Hess, 
und zwar von sechs Monaten bis zu zwei Jahren. Allein die Dep. der 

I. Kammer (I. Dep. Ber. d. I. Kamm. S. 384) schlug eine gänzliche Um- 
änderung des §. in der Art, wie er nun im Gesetze steht, vor, nur dass 
sie noch nach : fleischliche Vergehungen beisetzte : und insbesondere zur 
Unzucht, und dass ihr Vorschlag die Worte : Wird das Vergehen wieder- 
holt oder nicht enthielt Die I. Kammer nahm den Vorschlag an ; je- 
doch mit der Aenderung, dass (auf den Antrag des H. GJR. Dr. 
Gross) die Bestimmung: Wird dieses Vergehen wiederholt, beizusetzen, 
und (auf den Antrag des H. Fürsten von Schönburg) die Worte 
des Vorschlages: und insbesondere zur Unzucht wegzulassen seyen (I. 
VhndL <L L Kamm. S. 279.}. Später trat diese Beschlüssen auch die 

II. Kammer bei. 
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Gefängnissstrafe von Emern Monat* bU zu Zwölf Monaten* l ) 
nach sich. 

■ 

§. 29. (§. 31. des Entw.)"). 

Strafe der ungleichen Theilnehmer an dem Verbrechen 

Anderer. 

Diejenigen, welche zu der Verübung eines, in den vorste- 
henden Paragraphen benannten, Verbrechens auf irgend eine 
Weise beigetragen, dabei mitgewirkt, solches befördert oder be- 
günstigt haben , ohne jedoch als völlig gleiche Theilnehmer an- 
gesehen werden zu können, sind, nach Massgabe ihrer meh- 
rern oder mindern Verschuldung, und der dem Hauptverbre- 
cher angedrohten Strafe, verhältnissmässig %u bestrafen" 1 *). 
■ 

§. 30. (§. 32. des Entw.) 

Ort der Verbüssung erkannter Gefangnissstrafen« 

Die, nach diesem Gesetz eintretenden, Gefangnissstrafen, 
welche Drei Monate nickt ubersteigen , werden jedenfalls in 
den Gerichtsgefängnissen, diejenigen aber, welche Drei Manate 
übersteigen, nur so lange, bis Landesgefängnisse eingerichtet 
sind, in den Gerichtsgefängnissen verhütet 1 *). 



71) Der Entwurf hatte hier: von 3 Wochen bis zu 6 Monaten; der 
S tu b e Ische Entwurf $. 928. Mos von 3 Wochen bis zu 3 Monaten. Die 
Straferhöhung wurde von der Dep. der II. Kammer (I. Dep. Ber. d. II. 
Kamm. S. 401. 402.) vorgeschlagen, und von den Kammern angenommen. 

72) Der §. 30. des Entwurfs, welcher durch die Stand. Beschlüsse 
in Wegfall gebracht wurde, ist unten Cap. III. nr. IL abgedruckt, und 
eben daselbst sind auch die Grunde angeführt, aus welchen die Stande 
seinen Wegfall gewünscht hatten. 

73) Im Entwürfe hiess es: sind nach dem Verhältnisse ihrer mehren 
oder mindern Verschuldung mit zwei Drittheilen, der Hälfte, einem Drittheil 
oder Viertheil der dem Hauptverbrecher angedrohten Strafe zu belegen. 
Die II. Kammer und ihre Deputation, und ebenso die Deputation der 
I. Kammer stimmten bei. Allein auf den Vorschlag der HH. Dr. Hartz 
und Bürgerin. Ritterstädt beschloss die I. Kammer, und später auch 
die II., die Aenderung, wie sie im Gesetze steht 

74) Der Entwurf hatte vorgeschlagen: Alle in diesem Gesetze ange- 
drohten Gefängnissstrafen von und unter Drei Monaten werden m den Ge- 
richtsgefängnissen, längere aber in dem Landarbeitshaitsc verbüsst. IÄe 
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§. 31. (§. 33. des Entw.| 

Bestimmungen über die Verjährung der, in diesem Gesetz 
benannten, Verbrechen und Vergehen. 

Bei allen, in diesem Gesetz erwähnten, Vergehungen, 
mit Ausnahme der JNothzucht und gewaltsamen Entführung, 
findet eine Verjährung van Fünf Jahren statt T 5 ). 

§. 32. (§. 34. des Entw.) 
Eintritt der Wirksamkeit des Gesetzes. 

Die, in diesem Gesetz enthaltenen» Vorschriften treten so- 
fort mit dem Tage der Publication desselben in Wirksamkeit, 
und sind auch auf die bereits anhängigen Untersuchungen zu 
erstrecken; nur die darin erwähnten Verbrechen, welche bis- 
her, nach den in der Oberlausitz geltenden besondern gesetzli- 
chen Vorschriften , mit einer geringem Strafe belegt worden 
sind, als im gegenwärtigen Gesetze bestimmt ist, sind, insoweit 
sie vor Publication desselben begangen worden sind, ohne Un- 
terschied, ob die deshalb angestellte Untersuchung vorher oder 



Deputation der II. Kammer aber erklärte sich sehr gegen die Verbussung 
im Landarbeitshause (I. Dep. Ber. d. II. Kamm. S. 402. sq.), und die II. 
Kammer beschloss nach längerer Debatte auf den Vorschlag des H. 
Dr. Haase, dass der §. so, wie er im Gesetze steht, geändert werden 
möchte. 

75) Die Fassung dieses §. war im Entwürfe folgende: 

Verjährung der nicht von Amtswegen zu untersuchenden Verbrechen. 

in Ansehung der im $. 21. erwähnten Vergehungen, wesshaU» nicht von 
Amtsivegcn mit der Untersuchung zu verfahren ist, findet ohne Unterschied 
eine Verjährung von fünf Jahren statt, insbesondere wird die Vorschrift der 
L. 39. D. ad L. Jul de adulU coerc. ausser Wirksamkeit gesetzt. 

Die Deputation der II. Kammer schlag allgemein fünfjährige Ver- 
jährung vor bei allen Verbrechen, von denen das Gesetz handelt (I.D. 
Ber. d. II. Kamm. S. 403.). Allein in der II. Kammer wurden von den Or- 
ganen der Regierung hiergegen Bedenken erhoben, besonders wegen der 
Nothzucht und der gewaltsamen Entfuhrung, und so ging endlich 
der, später auch von der I. Kammer angenommene, Vorschlag des Abg # 
H. Roux durch, den §. so zu fassen, wie er im Gesetze steht (I. Ver- 
handL d. II. Kamm. S. 413.). Die Aenderung der Rubrik wurde von 
der Deputation der I. Kammer beantragt 



Digitized by Google 




erst nachher ihren Anfang genommen hat, nach den bisherigen 
Grundsätzen zu benrlheilen. 

» ■ 

§. 33. (§. 35. des Entw.) 

Vorschriften wegen bereits anhängiger Untersu- 
chungen. 

Sind bei Publication dieses Gesetzes Untersuchungen anhän- 
gig, welche nach den Vorschriften desselben von dem Richter 
nicht von Amtswegen, sondern nur auf den Antrag einer dabei 
betheiligten Person angestellt werden können, so hat, insofern 
ein solcher Antrag nicht bereits in den Acten vorliegt, der 
Richter, vor Fortstellung der Untersuchung, die betheiligte Per- 
son zu einer Erklärung diesshalb zu veranlassen und, im Fall 
dieselbe nicht binnen einer Sächsischen Frist, von Zeit der ihr 
zugekommenen Notiz, auf Fortstellung der Untersuchung anträgt, 
solche beizulegen. 

§. 34. (§. 36. des Entw.) 
Die, wegen der, in diesem Gesetz nicht erwähnten^ leich- 
tern fleischlichen Vergeltungen, vor Publication dieses Gesetzes 
bereits anhängig gemachten, Untersuchungen sind beizulegen, 
auch mit Vollstreckung der erkannten und noch gar nicht oder 
nur theilweise verbüssten Strafen anzustehen. Im Uebrigen 
haben die Polizeibehörden in Städten und auf dem Lande 
genaue Obsicht zu führen und nicht zu gestatten, dass Per- 
sonen verschiedenen Geschlechts, ohne sich zu verehelichen, 
gleich Eheleuten zusammenleben und, durch Erzeugung un- 
ehelicher Kinder in einer solchen unsittlichen Verbindung, 
den Ortsgemeinden zur Last fallen' 16 ). 



76) Im Entwürfe fehlt die 2. Periode des §. 34. des Gesetzes ganz 
(von den Worten : Im Uebrigen an). Der §. des Entwurfes ging vielmehr 
dahin : Die, in diesem Oeselse nicht genannten, leichteren fleischlichen Verbre- 
chen, so verahscheuungswürdig sie auch sind, sollen ferner nicht mehr Gegen- 
stand der Strafgesetzgebung seyn. Die, wegen solcher Vergehen vor Publica- 
tion dieses Gesetzes bereits anhängig gemachten, Untersuchungen sind beizu- s . 
legen, auch mit Vollstreckung [der erkannten und noch gar nicht oder mir 
theilweise verbüssten Strafen anzustehen. Allein dieser §. gab den Depu- 
tationen beider Kammern zu mancherlei Vorschlägen , und beiden Kam- 

16 
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§. 35. (§. 37, des Entw.) 
Wenn, in den §. 33. u. 34. erwähnten Fallen, Unter- 
suchungen beigelegt werden, haben die Inculpaten die bis dahin 
aufgelaufenen Unkosten abzustatten. Ist die Verbindlichkeit zu 
der Kostenabstattung nach der Lage der Untersuchung zweifel- 
haft; so hat der Richter über den Kostenpunkt einen Bescheid 
abzufassen, oder rechtlich erkennen zu lassen. 



Zweites CapiteL 

lieber die Auslegung der in den constitutionellen 
Staaten mit Zustimmung der Stände gegebenen 
Gesetze überhaupt, und des K. Sächsisc/ien Ge- 
setzes v. 8. Februar 1834 ins Besondere. 

Man ist in unsrer Zeit in der Gesetzgebungskunst doch 
wohl noch nicht so weit gekommen, dass, um den Sinn der 
neuen Gesetze zu erforschen, die Anwendung der Auslegungskunst 
nicht vielfach nöthig wäre. Dabei ist aber auch zuzugeben, 
dass es zu den schwierigsten Arbeiten gehört, ein Gesetz mit 
der Schärfe, Umsicht und Präcision zu verfassen, dass sein 
Sinn dem Leser klar vorliegt, dass nichts vieldeutig, dunkel 
und unbestimmt ausgedrückt ist, dass die Worte vollkommen 
Das aussprechen, was man durch sie aussprechen wollte, dass 
sie nicht aufinehr, nicht auf weniger und nicht auf Anderes 
führen, als was man eigentlich durch sie bestimmen wollte. 
Diess ist so schwierig, dass man es keinem Gesetze zu einem 
Vorwurf machen kann , dieses Ziel nicht ganz erreicht zu ha- 
ben. Beides, dass das Ziel nicht leicht erreicht wird, dass 
aber auch dieses Nichterreichen in der Natur der menschlichen 



mern zu langen und vieliachen Debatten Veranlassung, bis man sich am 
Ende in den Aenderungen, wie sie im Gesetze gelesen werden, verei- 
nigte. Das Nähere hierüber kann erst unten gegeben werden. 
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Kräfte liegt, beweisen die unstreitig wichtigsten Gesetze, die in 
den neuern Zeiten gewiss nicht ohne die reiflichste und allsei- 
tigste Erwägung gegeben" wurden, unsre neuern Verfassungs- 
urkunden. Zu wie vielen Zweifeln, Discussionen und Meinungs- 
verschiedenheiten haben sie nicht schon Veranlassung gegeben, 
und selbst Verfassungen, welche zum grossen Theile das Re- 
sultat langjähriger Prüfung und Erfahrung waren , haben sich 
von diesen Mängeln nicht frei zu halten gewusst 1 ). Beson- 
ders schwierig ist es, solche Mängel zu vermeiden bei einem 
Gesetze, über dessen Inhalt und Fassung eine grössere Zahl 
von Personen mitspricht, und zwar grossentheils von solchen, 
die mit den juristischen Verhältnissen und Grundsätzen nicht 
besonders vertraut sind, und die der Gesetzgebungskunst 
kein besonderes Studium widmen konnten. Es ist diess gerade 
eine Klippe, an welcher die Präcision, die Schärfe und Klarheit, 
und leicht auch die Gonsequenz derjenigen Gesetze scheitern 
kann, die unsern ständischen Kammern zur Zustimmung 
vorzulegen sind, und es ist gewiss eine Sache grosser Geschick- 
lichkeit und tüchtiger Steuermannskunst, durch die hier dro* 
henden Klippen das Schiff ohne vielfachen Leck durchzuführen. 
Denn unsre Kammern beschränken sich nicht darauf, das Ge- 
setz einfach anzunehmen oder zu verwerfen, nicht einmal dar- 
auf, die Principien, die sie im Gesetze durchgeführt wünschten, 
der Regierung vorzulegen , die Ausführung aber und die Re- 
daction derselben ihr zu überlassen , sondern sie gehen auf die 
Stellung unöl auf die Wahl beinahe eines jeden einzelnen Wor- 
tes ein , so dass unter diesen Umständen das Zustandekommen 
eines Gesetzbuches, wenn auf diesem Verfahren beharrt wird, 
mehr als misslich erseheint. Noch eher mag die Sache im Ci- 
vilrechte gehen. Denn hier lassen doch die Meisten, theils 



1) Diese Bemerkung machte auch »neuerlich Rob. Mobl bei Gele- 
genheit der Nordamerikanischen Verfassungsurkunde, eines Werkes ge- 
wiss ausgezeichneter Männer und der reiflichsten Berathung und viel- 
seitigsten Erwägung; s. Dessen interessante Abhandlung in der krit. 
Zeitschrift für Rechts-W. des Auslandes herausg. von Mittermaier 
und Zachariae B. VII. S. 24. ff. 

16* 
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weil sie weniger Interesse am Gegenstande haben, theils weil 
sie sich gar zu sehr gesteben müssen, nicht ganz competente 
Mitsprecher zu seyn, nur einige Wenige sprechen. Im Crinri- 
nalrechte aber scheint Alles so ad, homincm zu seyn, dass hier 
Jeder zum Mitsprechen sicfi vollkommen für befähigt hält. 

Indessen soll dadurch keineswegs der Grundsatz gemiss- 
billigt werden, dass zur Gültigkeit eines Gesetzes Zustimmung 
der Stände erforderlich ist. Vielmehr scheint mir dieser Grund- 
satz, der auch in unserm Sachsen gilt, einer der wichtigsten 
und werthvollsten unsrer Verfassungsurkundeu zu seyn; nur 
sollte man. ihn etwas freier handhaben. Von der andern Seite 
aber fuhrt er wieder theilweise ein Heilmittel gegen die Mangel 
der Gesetze in sich. In den frühern Zeilen wurden in den 
meisten Staaten Deutschlands in den Gesetzen blos nackt und 
kurz, und ohne Motivirung, oder mit nur wenigen ganz allge- 
meinen Motiven die Resultate hingestellt, die als Gesetz ins 
Leben treten sollten. War hier etwas zweifelhaft, oder zwei- 
deutig gegeben : so fehlte es in der Regel ganz an Hülfsmitteln, 
den wahren Sinn des Gesetzgebers herauszufinden, und man 
musste sich gar oft im Dunkeln streiten. Diess ist jetzt in 
unsern constitutionellen Staaten grossen theils anders. Die Re- 
gierung legt ihre Entwürfe mit Motiven vor, die Organe der 
Regierung verth eidigen den Entwurf in der Kammer, die 
Stände suchen ihre Amendements mit Gründen zu unter- 
stützen, und so bekommen wir jn den Vorlagen der Regierung 
und in den ständischen Verhandlungen ein höchst wichtiges und 
erspriessliches Hülfsinittel zur Eruirung des wahren Sinnes des 
zu Stande gekommenen Gesetzes. Von grosser praktischer Wich- 
tigkeit aber ist hiebei die Frage: in wie weit der Richter 
und der Interprete zum Zwecke praktischer Resultate von 
diesem Hülfsmittel Gebrauch machen dürfe und müsse. Meines 
Wissens ist diese Frage noch nirgends genauer beantwortet wor- 
den, und ich versuchte desshalb in meiner in der Vorrede an- 
geführten Dissertation S. 50 — 57. die hier zu befolgenden Grund- 
sätze nachzuweisen. Von diesen Grundsätzen weiss ich auch 
nach wiederholter reiflicher Erwägung nicht abzugehen, wie- 
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wohl sie mir in mancher mündlichen Discussiea von gewichti- 
gen Stimmen bestritten wurden. 

Es ist nämlich in unsrer Zeit keinem Streite unterworfen, 
und auch in den bei uns geltenden Rechtsquellen bestimmt aus- 
gesprochen, dass der Richter den nachweissbaren Sinn des Ge- 
setzes zu befolgen hat, dass er die Worte des Gesetzes in dem 
nachgewiesenen Sinne Dessen , von dem das Gesetz herrührt, 
zu nehmen und anzuwenden hat, und dass er, wenn erweis- 
licher Maassen das Gesetz mit seinen Worten mehr ausdrücken 
oder weniger bestimmen wollte, als ihre eigentliche Be- 
deutung besagt, 4hn erstem Falle das Mehr, im letztern 
Falle das Weniger zur Anwendung bringen ' muss , und 
nicht an die Worte sich halten darf. So lange nun die« 
ses Princip gilt, und so lange nicht ein neues Gesetz uns b 1 os 
an die Worte des Gesetzes bindet, müssen wir consequenter 
Weise über die Benützung der oben angeführten Hülfsmittel 
folgende Grundsätze — die praktische Wichtigkeit eines je- 
den derselben lässt sich, wie sich unten ergeben wird, aus un- 
serni Gesetze durch mehr als ein Beispiel belegen — anerkennen : 

1. Ist eine Stelle des von der Regierung vorgelegten Ent- 
wurfes von den Ständen geradezu angenommen worden: so 
ist vorauszusetzen, dass sie in dem Sinne angenommen wor- 
den sey, den ihr die Regierung beilegte. In einem solchen 
Falle kanu und muss daher der Sinn des Gesetzes aus den von 
der Regierung beigegebenen Motiven, und aus den Erklärungen, 
welche die Organe der Regierung bei den Ständen über die Stelle 
gaben, entnommen werden. 

2. Ist auf den Antrag der zur Begutachtung des Gesetzes 
erwählten Gommission oder Deputation der verschiedenen Kam- 
mern eine Stelle am Entwürfe von den Ständen (von beiden 
Kammern) geändert, und diese Aenderung von der Regierung 
durchaus angenommen und in das Gesetz aufgenommen worden : 
so muss nuu diese Gesclzesstelle in dem Sinne genommen wer- 
den, den ihr die ständische Deputation beigelegt hatte. 

3* Ist von einem einzelnen Ständemitgliede ein Amende- 
ment vorgeschlagen , und von den Ständen und der Regierung 
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angenommen und in das Gesetz raufgenommen worden t so ist 
es im Zweifel in dem Sinne zu nehmen und anzuwenden, wel- 
chen das Mitglied bei Motivirung des Amendements entwickelte. 

4. Ist aber in den beiden letztern Fällen in der standischen 
Schrift (s. oben S. 220.) ein neues oder ein anderes Motiv für 
das Amendement angegeben 2 ), und der Antrag der standischen 
Schrift, wie diess bei unserm Gesetze durchaus der Fall ist, 
von der Regierung genehmigt: so muss der Ausleger den Sinn 
befolgen, den die ständische Schrift ausspricht. Denn diese 
Schrift enthält die scblicssliche Entscheidung der Stände über 
den Sinn , in welchem sie ihre Beschlüsse riahmen , und wenn 
sie von der Regierung genehmigt wurde, somit auch den Sinn 
der Regierung oder des Gesetzgebers. 

5. Lässt die Fassung des Gesetzes zweifeln, ob seine 
Strafe auf gewisse Fälle mit zu beziehen scy, aber die eine Kam- 
mer nahm mit Zustimmung der Organe der Regierung und ohne 
Widerspruch der andern Kammer das Gesetz in dem Sinne, dass 
es nicht auf jene Fälle bezogen werden dürfe: so muss der 
Richter diess befolgen. Denn man muss dann annehmen, dass 
diess der Sinn des Gesetzes sey. 

6. Wird etwas auf den Reschiuss der Stände aus dem 
Entwürfe desshalb herausgeworfen, weil es sichvon selbst 
verstehe, oder wird aus diesem Grunde beschlossen, einen 
zur Sprache gebrachten Punkt in das Gesetz nicht aufzuneh- 
men: so ist, wenn sich auch sehr darüber streiten Hesse, ob 
sich jener Punkt von selbst verstehe, diess doch als Ansicht 
und Vorschrift des Gesetzes anzunehmen, also das Weggelas- 
sene als Requisit der Anwendung des Gesetzes zu behandeln *)• 
Denn die Kammern erklären hierdurch, dass sie nur in diesem 
Sinne dem Gesetze beistimmen, und die Regierung, wenn sie 

2) Ich sagtein meiner, in der Vorrede angeführten, Dissertation S. 51., 
dass für diesen Fall unser Gesetz ein Beispiel nicht an die Hand gebe. 
Allein ich irrte hierin. Ein Beispiel wird unten bei der Lehre vom 
Ehebruche vorkommen. 

3) VergL unten das über den subjectiven Thatbestand des Ehebruchs 
und der Bigamie Ausgeführte. 
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•nicht« dagegen bemerkt, dass sie diesem Sinne das Gesetz 
promulgirt habe* 

7. Was im Uebrigen das eine oder das andere Kammer- 
mitglied zur Unterstützung seines Votums ausführte» davon kann 
man zur Auslegung ,des Gesetzes keinen Gebrauch machen. 
Denn die Motive, welche ein einzelnes Kammermitglied be- 
stimmten, dem. Gesetze c4er r t einer von den Ständen beantragten 
Aenderung beizustimmen, kann man nicht als die Motive der 
Ständeversammlung oder der den ständischen Beschluss 
genehmigenden Regierung betrachten. 

8. Nur das, was in den Worten des promulgirten Gesetzes 
enthalten ist, oder was der Gesetzgeber unter diesen Worten 
begreifen wollte (welches Letztere im Zweifel aus den unter 
1—6 angeführten Momenten zu eruiren und zu entscheiden ist) 
hat man als Gesetz anzuwenden. Kamen daher in den Kam- 
mern Anträge über neue Bestimmungen vor, sie wurden aber 
vom Gesetzgeber nicht genehmigt, und nicht in das Gesetz auf- 
genommen : so sind solche Anträge ohne alle gesetzliche Kraft. 
Das Gleiche ist der Fall, wenn nicht über neu zu bestimmen- 
des Recht, sondern über das bestehende Recht Ansichten in den 
Kammern geäussert wurden, z. B. wenn von einem Falle, von 
dem das Gesetz nicht handelt, geäussert wurde, dass er schon 
nach dem bestehenden Rechte strafbar sey; ja selbst wenn 
die Kammern dieser Aeusserung beistimmten, wenn sogar die Re- 
gierung in ihren Motiven zum Gesetzentwürfe etwas der Art 
bemerkte, aber in das Gesetz nichts darüber aufgenommen wurde, 
noch aufgenommen werden wollte: so enthalten solche Aeusse- 
rungen für den Richter durchaus nicht etwas Bindendes, und er 
hat vielmehr nach seiner Ansicht über das bestehende Recht die 
Frage zu entscheiden. Denn das bestehende Recht kann nur 
durch ein neues gehörig promulgirtes Gesetz (oder in gewissen 
Fällen durch Gewohnheitsrecht), nicht aber durch blosse ständische 
Beschlüsse oder durch Bemerkungen, welche die Regierung ei- 
nem Gesetzesentwurfe beifügte, abgeändert werden 4 ). 

4) Ich erörtertem meiner, in der Vorrede angeL, Dissert S. 52— 57. 
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Gegen diese unter nr. l-~6. ausgeführten Grundsätze hat 
man mir eingewendet, dass ja bei ihnen der Richter die Land- 
tagsacten auf das Genaueste studiren, und aus ihnen praktische 
Resultate herleiten müsste, während sie doch nicht als Gesetz 
promulgirt seyen. Diess ist ganz richtig. Allein es beweist 
nicht gegen meine Ansicht. Der Richter soll sich freuen, durch 
das Hülfsmittel der Landtagsacten nunmehr manchen Zweifel 
sich lösen zu können, der ihn ohne diese Acten im Dunkeln ge- 
lassen hätte, und der Mühe des genauen Studiums derselben 
überhebt ihn vielleicht bei manchem Gesetze — ein Schriftstet» 
ler. Was aber das Schöpfen praktischer Resultate aus Quellen 
betrifft, die nicht als Gesetz promulgirt sind: so kommt diess 
täglich ganz unangefochten vor, und lässt sich auch nicht an- 
fechten, so lange wir bei der Befolgung der Gesetze an den 
Sinn und an die A b s i c h t des Gesetzgebers gewiesen sind. Jede 
glaubhafte bewährte Nachricht über diesen Sinn muss und darf 
der Jurist benutzen, und die Worte des Gesetzes sind blos der 
Träger dieses, durch alle Hülfsmittel der logischen Interpreta- 
tion zu eruirenden, Sinnes, und so gut man über die Worte 
des Gesetzes hinausgeht und hinausgehen muss , wenn die Be- 
trachtung des Gesetzes selbst auf einen andern, vom Gesetzge- 
ber mit diesen Worten verbundenen, Sinn führt 5 ), eben so darf' 
und muss man auch über diese Worte hinausgehen, wenn aus 
andern Quellen bestimmt nachzuweisen ist , dass der Gesetzge- 
ber einen andern Sinn mit ihnen verband. Denn in einem sei* 



aoeh noch die Frage: wie es zu halten sey, wenn ein Beschluss der 
Stande von der Regierung genehmigt wurde, in dem nachher promnl- 
girten Gesetze aber etwas Anderes steht, als was die Stände beschlossen 
hatten, z. B. eine höhere oder geringere Strafe als diejenige, welche' 
Ton den Standen beantragt war. Indessen übergehe ich hier diese an 
sich wichtige Frage, weU sie für unser Gesetz kein praktisches Moment 
mehr hat. Vergl. oben S. 225. Not. 27. 

5) Beispiele hievon giebt aoeh unser Gesetz an die Hand. So sind 
z. B. die Worte: lieben und Gesundheit in §. I. u. §. .(>. nr. 4. zu neh- 
men für: Leben oder Gesundheit. Ferner die Worte: daraus ein Nach- 
theil für deren Gesundheit etc. in §. 5. nr. 4. zu nehmen für: ein blei- 
bend er NachtheU u. s. w. 
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eben Falle hat dann der Gesetzgeber diesen Sinn mit seinen Wor- 
ten promulgiren wollen und wirklich — wenn auch nicht immer 
ganz deutlich und so, dass zu seiner Eruirung die Anwendung be- 
sondrer Hülfsnüttel entbehrt werden könnte — promulgirt. Auf 
diese Weise tragen wir kein Bedenken, das Römische Recht aus 
den Institutionen von Cajus, aus den Regulae von Ulpianus, aus 
der Paraphrase von Theophilus, selbst aus den nichtjuristischeu 
Classikern und aus den spätem Basiliken, die Carolina aus ih- 
rer Quelle, der Bambergensis, und aus den llaliäniscben Grimi- 
nalisten, unsre Sächsischen Constitutionen aus den Consulta» 
tiones Saxonicae u. s. f., mit praktischen Resultaten 
zu erläutern. Wie viel weniger dürfen wir Bedenken tragen, 
oder wie viel mehr sind wir verbunden, unsre neuern Gesetze 
aus den ständischen Verhandlungen praktisch zu interpretiren, 
Verhandlungen, welche so zu sagen die wahrhaft authentischen 
Quellen dieser Gesetze uns an die Hand geben. 



Drittes Capitel. 

Allgemeine Grundsätze über die Anwendung des 
Gesetzes und über die Verbrechen^ roi* welchen 

es handelt. 

L 

Gegenstand des Gesetzes und Verhaltnils desselben 

znm frühern Rechte. 

Dass unser Gesetz von denjenigen Handlungen, und zwar 
ganz umfassend und vollständig , handeln wollte , welche nach 
dem S. 20. Not. 1. Bemerkten, besonders von den altern Cri- 
minalisten, unter den Fleischesverbrechen im weitesten 
Sinne begriffen werden, ergiebt schon eine flüchtige Ansicht des 
Gesetzes. Was versteht aber das Gesetz unter fleischlichen 
Verbrechen? Diese Frage hat nicht btos eine theoretische Be- 
ziehung, sondern ist nicht ganz ohne praktische Wichtigkeit. 



Digitized by Google 



Namentlich hängt von ihr die Begründung des Gerichtsstandes 
ah. Es gilt nämlich in Sachsen seit dem Jahr 1820 der 
Grundsatz , dass das Gericht des Ortes , an welchem ein Ver- 
brechen begangen worden, für die Untersuchung des Verbrechens 
das zuständige sey. Von diesem Grundsatze giebt es aber ei- 
nige Ausnahmen. Besonders gehören zu diesen sämmtliche 
fleischliche Verbrechen, Bei diesen ist der Richter zuständig, 
in dessen Bezirke der Angeschuldigte sich aufhält oder ergrif- 
fen worden ist 9 ). Die älteren Gesetze nahmen den Ausdruck 
fleischliche Verbrechen in dem engeren S. 20. Not» 1. an- 
geführten Sinne d. h. sie schlössen blos Nothzucht und EnU 
fuhrung aus, rechneten aber Bigamie, Ehebruch, Incest und 
Sodomie zu den fleischlichen Verbrechen 7 ). Der Entwurf un- 
sere Gesetzes dagegen nahm den Ausdruck im weitesten Sinne, 
zählte also auch Nothzucht und Entführung zu diesen Verbre- 
chen 8 ). Allein die Stände erklärten sich dagegen. Sie mein* 



6) V. O. Tom 7. Febr. 1820. 8. 1. 7. Ges. Samml. S.9. and für die 
Lausitz V. O. vom 30. Marz 182?. Ges. S. S.222. Zwar bezieht man 
diess häufig blos auf solche fleischliche Vergehen, bei welchen eine feier- 
liche Besetzung der Gerichtsbank nicht erforderlich ist, und dafür scheint 
allerdings Das zu sprechen, dass bei allen Vergehen , bei welchen diese 
Besetzung nicht erfordert wird, die oben angeführte Ausnahme eintritt. 
Allein die angeführten Verordnungen sprechen ganz allgemein von 
»ämmtlichen fleischlichen Verbrechen, nnd die frühern Sächsischen 
Gesetze begriffen unter diesem Ausdrucke ganz bestimmt auch solche, 
auf welchen eine Leibes- und Todesstrafe stand. Desshalb machte auch 
in einem vor Kurzem vorgekommenen Falle, in welchem ein gewisser 
J. zwei Mal Nothzucht und zwei Mal Sodomie in verschiedenen Gerichts- 
bezirken begangen hatte, und der Richter des Bezirkes, in welchem das 
letzte dieser Verbrechen verübt wurde, einschreiten wollte, das Gericht 
des Wohnorts dieses Verbrechers hiergegen Einsprache unter Berufung 
auf die vorhin angeführten Verordnungen, und (der Fall fiel in der Lau- 
sitz vor) die Oberamtsregierung von B u d i s s i n bestimmte fijir den vorge- 
legten Fall, ohne übrigens für jetzt die Competenzfrage definitiv entscheiden 
zu wollen, dass die Untersuchung sämmtlicher gegen J. angezeigter Ver- 
brechen von dem Gerichte seines Wohnorts geführt werden solle. 

7) S. z. B. Befehl vom 19. März 1798 (C. C. A, T. II. p. 525. auch 
in Weiske s Sammlung S. 195.). 

8) S. oben S.221. Not 15— 17. und die Motive zum Entwürfe S.197. 

■ 
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ten, Ndtbzucbt, Entführung und Bigamie gehören nicht zu 
den fleischlichen Vergebungen , nnd trugen desshalb auf eine 
Aenderung in der Rubrik und dem Eingänge des Gesetzes an 9 ). 
Wenn nun gleich der Ansicht der Stande in ihrer ganzen Aus- 
dehnung oder in ihrer Beschränkung sehr schwer beizustim- 
men seyn möchte 1 °) : so ist sie doch durch die Billigung der 
Regierung, und durch die demgemäss vorgenommene Aende- 
rung im Gesetze für den gesetzlichen Sprachgebrauch erklärt 
worden 11 ), und so sind daher nunmehr nach unserm Gesetze 
unter fleischlichen Verbrechen oder Vergehen , alle strafba- 
ren Befriedigungen des Geschlechtstriebes, mit Ausnahme der 
Nothzucht, der Entführung und der Bigamie, zu verstehen. 

Unser Gesetz hebt nicht alle Grundsätze» die nach dem 
frühem Recht über die vom Gesetze berührten Handlungen be- 
standen hatten , auf. Es ist zwar correctorisch in Beziehung 
auf den Begriff (und auf das , was zum Thatbestande der von 
ihm berührten Verbrechen gehört, ferner in Beziehung auf die 
Frage, ob die von ihm berührten Handlungen zu strafen seyeo, 
und worin die gesetzliche Strafe der für strafbar erklärten 
Handlungen bestehe. Wo aber, und in wie weit die nähere 



9) S. ob. S. 221. Not. 15—17. 

10) Dagegen ist nichts einzuwenden, dass man Nothzucht und 
Entführung von den Fleischesverbrechen ausschliesst. Will man aber 
auch die Bigamie von denselben ausseht iessen: so muss man con- 
sequenter Weise auch den Ehebruch und das s. g. stuprum neque 
voluntarium neque violentum ausschliessen , sofern man zur consum- 
mirten Bigamie, wie es das Gesetz thut, Vollziehung des Beischlafes 
verlangt Denn auch im Ehebruche, besonders in der Art, wie ihn un- 
ser Gesetz auffasst, und im stuprum neque voluntarium neque violentum 
liegt eine Verletzung besonderer Rechte und Verhältnisse, durch 
welche erst diese Handlungen nach unserm Gesetze strafbar, nach frü- 
hem Rechte im höhern Grade strafbar werden. Die Stande dehnten 
also den Begriff der fleischlichen Verbrechen entweder zu sehr aus (sie 
hatten die eben genannten Vergehen nicht darunter begreifen sollen), 
oder sie beschränkten ihn zu sehr (sie hätten die Bigamie nicht davon 
ausschliessen sollen). 

11) Wir haben hier ein Beispiel für das S. 245. unter nr. 2. An- 
geführte. 
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Bestimmung und Ausmessung der Strafe dem Ermessen des 
Richters überlassen ist, ist der Richter immer noch, sofern das 
Gesetz nicht in einem einzelnen Falle Besonderes festsetzt, an 
die Principien des frühern Rechtes in der Art gewiesen , dass 
er diejenigen Momente hiebei zu beachten hat, welche nach den 
Bestimmungen des frühern Rechts auf die Strafe von Einfrass 
sind 12 ). Vielfache Anwendungen dieses Grundsatzes werden 
später vorkommen. 

Auch über die nach Sächsischem Rechte dermalen noch zu 
erkennenden ausserordentlichen Strafen wegen nicht 
vollständigen Beweises der That (s. hievon auch a. E. der folg. 
Nr. II. nach Not. 18.), ferner über den nach Sächsischem 
Rechte leider auch jetzt noch in vielen Fällen zu erkennenden 
Rcinigungseid 13 ), und über die Besetzung der Ge- 
richtsbank 14 ) ändert das Gesetz am altern Rechte nichts. 


12) S. ob. S. m Not. 17. 

13) Dieser Reinigungseid iat in sehr vielen Fällen die Veranlassung 
eu einem neuen Verbreeben, zum Meineide, und weniger ein Schutz für 
die Unschuld, als. ein Mittel fyr die Schuld, sich Straflosigkeit zu ver- 
schaffen. Für die Unschuld muss es besonders wichtig seyn, gänzlich 
absolvirt zu werden. Wird sie blos in Mangel mehrern Verdacli ts 
(blos von der Instanz) absolvirt (eine Absolution, welche überhaupt 
gänzliche Abschaffung verdiente, aber bis jetzt noch beinahe in allen 
Staaten Deutschlands vorkommt) i so wird sie eigentlich in die Catego- 
rie der Schuld gesetzt, und die bedingte und verclausulirte Losspre- 
chung kann für sie, beim rechten Gefühle, wenig Werth haben. Der- 
jenige aber, der den auferlegten Reinigungseid schwort, wird bei uns 
nie völlig freigesprochen, sondern blos in Mangel mehrern Verdachts 
absolvirt, und muss die Kosten tragen, welche in Sachsen, da jeder 
gerichtliche Act besonders bezahlt werden muss, nicht unbedeutend sind. 

14) Es entstand bei dem neuen Gesetze darüber Zweifel, in wel- 
chen Fällen die Besetzung der Gerichtsbank erforderlich sey, da das 
Gesetz auch mehrmonatliche und mehrjährige Gefängnissstrafen 
festsetzt Da aber die Besetzung der Gerichtsbank nach dem Generale 
vom 30. Apr. 1783. nur bei solchen Verbrechen erfordert wird, welche 
Lebens- oder Leibes- (Zuchthaus-) Strafe nach sich ziehen: so kann 
auch bei den in unserm Gesetze berührten Verbrechen nur dann diese 
Besetzung erfordert werden, wenn der Fall ein solcher ist, bei welchem 
Zuchthaus strafe zur Anwendung kommt. 
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II. 

■ 

Festsetzung des Straf maasses im einzelnen Falle. 

Es wurden schon oben S. i3 — 17. die Grandsätze ange- 
führt, welche das frühere Sächsische Recht und die Sächsische 
Praxis bei Bestimmung des Maasses der Freiheitsstrafen in der 
Regel befolgte. Von diesen Grundsätzen weicht unser Ge- 
setz I5 ) völlig ab, und schlägt in diesem Punkte einen ganz 
neuen Weg ein. Denn 

1. adoptirt es das in andern neuern Deutschen Gesetzge- 
bungen herrschende System des Maximum und Minimum. 
Es bestimmt in der Regel die Strafen nicht absolut, iiberlässt 
sie auch nicht ganz dem richterlichen Ermessen, sondern be- 
zeichnet das höchste und das niedrigste Maass so , dass inner- 
halb desselben der Richter für den einzelnen Fall die angemes- 
sene Strafe zu bestimmen hat. 

2. Es überschreitet bei den Freiheitsstrafen das Maass, das 
man früher (oben S. 16.) als das höchste annahm. So bestimmt 
es z. B. für manche Fälle, dass 7 — 14, 10 — 15, 12 — 15, 
16 — 20 Jahre Zuchthaus erkannt werden sollen. Ueber 20 
Jahre aber geht es nicht hinaus. 

3. Die Gefängnissstrafe beschränkt es nicht auf Tage 
und Wochen, sondern setzt sie auch auf mehrere Monate und 
Jahre fest. 

Dieses Alles ist gewiss sehr zu rühmen. Dabei kommt 
nun aber die wichtige Frage zur Sprache, nach welchen Grund- 
sätzen der Richter in den Fällen, in welchen das Gesetz ein 



. . 15) Ein zweites neueres Gesetz, welches ebenfalls von jenem Wege 
des altern Rechtes abweicht, ist das allgemeine Strafgesetz, die Verge- 
hangen gegen Gesetze und Verordnungen über indirecte Stnatsabgahen be- 
treffend vom 21. Decbr. 1833. Auch dieses befolgt das System des Maxi- 
mum und Minimum, and steigt bei der Festsetzung der Gefängnissstra- 
fen bis auf Jahre. Ein grosser Uebelstand aber scheint mir zu seyn, 
dass im Uebrigen dieses Gesetz das System des Maximum oder Mini- 
mum nach ganz anderen Grundsätzen durchfuhrt, als dieses System im 
Gesetze über Fleisches verbrechen durchgeführt wurde, s. die §§. 56. 76. 
83. u. §. 4. des angeführten Gesetzes von 1833. 
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Maximum lind Minimum der Strafe festgesetzt hat, bei der Aus- 
messung der Strafe für den einzelnen Fall zu verfahren hat. 

Das Princip, aus welchem diese Frage zu entscheiden ist, 
scheint mir folgendes zu seyn! Wenn der Gesetzgeber ein 
höchstes und ein geringstes Maass der Strafe so bestimmt, dass 
der Richter innerhalb dieses- grössern ihm gestatteten Raumes 
die Strafe für den einzelnen Fall festsetzen soll: so kann er 
im Zweifel hiezu nur durch den Gedanken geführt worden seyn: 
das Verbrechen , ron dem es sich handle , könne unter so ver- 
sehiedenen Modificationen vorkommen, dass eine absolut be- 
stimmte Strafe in vielen Fällen zu ungerechter Härte oder zu 
übergrosser Müde führen würde ; bei jener Grenze des Maximum 
und Minimum aber seyen alle Momente, welche auf Erhöhung 
oder Minderung der Strafen von Einfluss seyn können, in der 
Regel so beachtet, dass in ihnen für alle Modificationen des 
Verbrechens, unter welchen es auch vorkommen möge (wenn 
nur sein Thatbestand gehörig berichtigt sey), die gerechte Strafe 
gefunden werden könne. 

Giebt man mir dieses zu: so ergeben sich hieraus mit 
Notwendigkeit folgende Grundsätze, welche bei der Anwen- 
dung unsers Gesetzes um so mehr befolgt werden müssen, 
als von dem Princip, aus welchem sie mit notwendiger Con- 
sequenz folgen, bei unserm Gesetze der Gesetzgeber bestimmt 
ausging 16 ). 

1. Der Richter muss innerhalb des vom Gesetze bestimm- 
ten Maximum und Minimum nach den allgemeinen positiv recht- 
lichen Strafrechtsgrundsätzen, also unter Erwägung aller Mo- 



16) Diess erweist sich schon durch die beigegebenen Motive. Es 
heisst nämlich in denselben S. 197 : Bei den meisten Verbrechen ist die 
fast in allen neueren Gesetzgebungen reeipirte, in den Sächsischen Crimi-. 
nalgesetzen aber nur selten anzutreffende Bestimmung des höchsten und 
niedrigsten Grades der Strafe aufgenommen worden, um dem erkennenden 
Richter zu gestatten, innerhalb dieser Grenzen das Maass der Strafe nach 
den in den einzelnen Untersuchungsfiitten sich ergebenden speciellcn Verhalt 
nisstn abzumessen, wonach der Schuldige mehr oder minder strafbar 
erscheint. 
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mente , welche auf Erhöhung oder Minderung der Strafe von 
Einfluss seyn können, im einzelnen Falle die Strafe so bestim- 
men , dass er von dem im Gesetze bestimmten Maximum selbst 
oder vom Miniraum, und von jedem innerhalb dieser Grenze 
Kegenden Strafgrade Gebrauch machen kann. Wenn daher 
z. B. eine Zuchthausstrafe von 6 — 10 Jahren im Gesetze fest» 
gesetzt ist: so ist der Richter nicht an ganze Jahre gebun- 
den, sondern kann auch auf Jahresbrüche z. B. auf 7£ Jahre 
erkennen 1 '). » 

2. Der Richter kann jedoch die vom Gesetze gesetzten 
Grenzen, das gesetzliche Maximum und Minimum in der Regel 
nicht überschreiten. Er darf daher, wenn auch noch so viele 
Strafminderungsgründe im einzelnen Falle vorhanden sind, un- 
ter das gesetzliche Miuimum nicht herabgehen, noch darf er, 
wenn auch noch so viele Straferhöhungsgründe vorliegen, das 
gesetzliche Maxiraum überschreiten. Denn der Gesetzgeber 
wollte ja alle Nuancen , unter denen das Verbrechen begangen 
werden könnte, durch sein Minimum und Maxiraum im Zwei- 
fel umfassen. Nur wenn das Gesetz ausdrücklich in gewissen 
Beziehungen hier eine Ausnahme festsetzt, also ausdrücklich 
erklärt, dass für diese Beziehungen sein Maximum oder dass 
für dieselben sein Minimum nicht gelte, sondern ein anderes 
Maass eintreten solle, {dann ist natürlich der Richter an jenes 
Maximum oder Minimum nicht gebunden. Solche Ausnahmen 



17) Ob «Hess die Sächsische Praxis künftig <hun wird? Bis jetzt 
war es wohl in Sachsen unerhört, ganzen Jahren noch Bruche zuzu- 
fügen. VergL auch oben S. IS. Zu wünschen wäre es aber, dass die 
Praxis von jenem ihr eingeräumten Rechte Gebrauch machte, und ei- 
gentlich mass sie es thun. Denn man kann doch nicht sagen, der 
Ranm von 365 Tagen sey ein so geringer, dass man bei der Festse- 
tzung einer Strafe sich auf Theile dieses Raumes nicht einlassen könne, 
und daher lieber ein ganzes Jahr mehr oder weniger erkenne. Diess 
würde die Freiheit sehr leicht gewogen heissen. So müsste daher nach 
meiner Ansicht bei dem im §. 4. Abs 2. des Ges. angeführten Verbrechen 
unter Berücksichtigung des nachher unter nr. 3. anzuruhremten~Grund- 
s alz es gewöhnlich, wenn keine besondern Straferhöhongs - oder Straf- 
minderungsgründe vorhanden sind, auf 3£ Jahre Zuchthaus erkannt werden. 
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kommen bei den einzelnen Verbrechen in unserm Gesetze häußg 
vor z. B. §. 3. §, 4. a. E. §. 14. u. a. Eine ganz allge- 
meine Ausnahme macht es in dieser Hinsicht beim Versuche 
und bei Gehülfen und Begünstigern (im Gesetze s. g. unglei- 
che Theilnehmer). Bei der Bestrafung des Versuches nämlich 
and. dieser ungleichen Theilnehmer kann der Richter — er 
muss aber nicht s. nachher nr. III. — unter das im Gesetze 
bestimmte Minimum herabgehen 1 8 ). — Eine weitere allge- 
meine Ausnahme wird noch für zwei andre Fälle zu machen 
seyn. Der eine ist, wenn wegen nicht vollständigen Beweises 
auf eine ausserordentliche Strafe zu erkennen ist. Von diesem 
Falle handelt das Gesetz gar nicht» und es. gilt daher bei ihm 
ganz das, was bisher Rechtens war. Bisher erkannte man in 
einem solchen Falle in der Regel auf die Hälfte der Strafe, wel- 

18) §. 24 und. 25. des Gesetzes. Von den ganz gleichen Grand- 
gatzen gehen aus und erkennen sie ausdrücklich und klar an die beiden 
neuern oben S. 217. angeführten Baierschen Entwürfe, und der 
eben daselbst angeführte neueste Württembergische Entwurf. 
Dagegen macht der Hannoversche Entwurf Art. 112. von diesen 
Grundsätzen eine bedeutende Ausnahme dadurch , ; dass er dem Richter 
gestattet wegen Menge und Wichtigkeit zusammentreffender mildernder Um- 
stände unter gewissen Beschränkungen noch unter das gesetzliche Mini- 
mum herabzugehen, und das Gleiche thut auch Stübel in seinem Ent- 
würfe $.24«. Soll ein solches Recht dem Richter zukommen: so müsste 
es im Gesetze sehr klar und bestimmt ausgesprochen seyn; denn im 
Allgemeinen und im Zweifel liegt in der Festsetzung eines Maximum 
und Minimum die Erklärung des Gegentheils. Dem Richter aber eine 
solche Befugniss einzuräumen, wie es der Hannoversche und der 
Stübel sehe Entwurf thun, diess scheint mir im höchsten Grade be- 
denklich zu seyn , besonders bei der grossen Neigung zur Milde , die 
häufig unsre Praxis zeigt Es ist auch im revidirten Hannö ver- 
schen Entwürfe diese Gestattung zurückgenommen worden, also 
nunmehr in demselben auch ganz das anerkannt, was ich oben im Texte 
ausführte. Zwar erklärt sich A. Bauer in seiner oben S. 217. Not 3. 
angeführten Vergleichung u. s. w. S. 43. f. sehr gegen diese Aenderung ; 
allein seine Ausführung konnte mich doch nicht überzeugen. Für die 
Aenderung ist noch das zu vergleichen, was der (Württ) Präsident von 
Pfizer aus seiner genauen Kenntniss des Sinnes und des Ganges nn- 
srer Criminalrechtspraxis in der Tübinger crit Ztschrift für R. W. B. III. 
S. 97. f. gegen den berührten §. 248. des St üb eischen Entwurfes an- 
führt. 
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che bei vollständigem Beweise verdient gewesen wäre, und so 
ist daher auch nun die durch das Verbrechen, bei vollständigem 
Beweise, an sich verdiente Strafe verhältnissmässig und ohne 
Rücksicht auf das gesetzliche Minimum herabzusetzen , z. B. bei 
einer Nothzucht (gesetzliche Strafe 6 — 10 Jahre Zuchthaus), 
bei welcher an sich 8 Jahre Zuchthaus verdient wären , wegen 
unvollständigen Beweises auf 4 Jahre zu erkennen. Die zweite 
Ausnahme ist , wenn der Angeschuldigte unverdienterweise eine 
zu lange (Untersuchungs -) Haft erlitten hat» Hier ist nach ge- 
meinem und nach Sächsischem Rechte 1 9 ) die , durch das 
Verbrechen an sich verdiente, Strafe verhältnissmässig nach der 
Zeit der ungebührlich ausgedehnten Haft zu mindern, und zwar 
ohne Rücksicht auf das im Gesetze für das Verbrechen festge- 
setzte Minimum. Denn es ist diess nicht sowohl ein Strafmil- 
derungsgrund als vielmehr ein Ersatz für ein erlittenes Un- 
recht, dessen Ausdehnung sich nach der Grösse des erlittenen 
Unrechts richten muss 2 °). 

3» Hiebei entsteht noch die Frage: welche Strafe muss 
der Richter in der Regel und im Zweifel erkennen, wenn 
das Verbrechen weder unter besonders erschwerenden, noch 
unter besonders mildernden Umständen verübt wurde? Weder 
das gesetzliche Maximum, noch das Minimum. Denn 
da das Gesetz bei der Bestimmung eines Maximum und Mini- 
mum der Strafen nur die Absicht haben konnte, durch diesen 
Strafraum verschiedene Fälle der Strafbarkeit zu umfas- 
sen, so also, dass der minder Strafbare mit einer geringem, 
der mehr Strafbare mit einer höhern, innerhalb dieses Raums 
liegenden, Strafe bestraft werde : so muss die Strafe, welche in 
der Regel und im Zweifel, wenn keine besonderen Strafminde- 



19) S. Rescript v» 16. Noy. 1811. (DL C* C. A. Tom, L p. 261. 
auch in Weiske's Sammlung 8. 362.) 

20) Auf solche Falle kann schon der Natar der Sache nach das 
gesetzliche Strafminimum gar nicht berechnet seyn. Ein eigentlicher 
Strafmilderungsgrund aber ist der angeführte Umstand nicht, 
weil bei ihm das b egangene* Verbrechen an sich nicht als ein 
geringeres and nicht in einem milderen Lichte erscheint. 

17 
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rungs - oder Straferhö'hungsgriinde vorliegen , zu erkennen ist, 
so beschaffen seyn, dass diese Strafe bei vorhandenen Minde- 
rungsgründen gemindert, bei vorhandenen Erhöhungsgrün- 
den erhöht werden kann. Würde daher der Richter für 
die Regel das Minimum erkennen wollen : so könnte er bei vor-» 
handenen Strafminderungsgründen diesen keine Geltung gewäh- 
ren, da er unter das Minimum nicht herabgehen darf; wollte 
er dagegen das Strafmaximum regelmässig erkennen: so würde 
er bei den strafbarem Fallen die Strafe nicht erhöhen können, 
und so würde er in dem einen und hn andern Falle ein Prin- 
cip befolgen , das nothwendig zu Ungleichheiten und Ungerech- 
tigkeiten fuhren müsste , und gegen den Willen des Gesetzgebers 
wäre. Will er diese Ungerechtigkeiten und Ungleichheiten ver- 
meiden, so muss er in der Regel das mittlere Straf- 
maass erkennen, welches zwischen dem gesetzli- 
chen Maximum und Minimum mitten inne liegt. 
Dieser mittlere Strafgrad bildet gleichsam die ordentli- 
che Strafe, und von diesem Grade muss man dann, wenn 
Straferhöhungsgründe im einzelnen Falle vorhanden sind, die 
Strafe gegen oder bis auf das Maximum erhöhen, wenn aber 
Strafmilderungsgründe vorliegen, die Strafe gegen oder bis auf 
das Minimum herabsetzen 2 *). 

4. Die Momente , nach welchen der Richter bei der Fest- 
setzung der Strafe innerhalb des gesetzlichen Maximum und 
Minimum und bei der Erhöhung oder Minderung des mittleren 
Strafgrades zu verfahren hat, muss er theils aus dem Gesetze 
selbst, wenn dieses welche andeutet, theils aus den allgemei- 
nen Strafrechtsprincipien schöpfen, welche, sey es nach gemei- 
nem Rechte oder nach besondern Sächsischen Gesetzen, oder 
nach dem Gerichtsgebrauche bei uns bisher galten, (s. oben 



21) Ich glaubte bei der Erörterung dieser Frage etwas ausführli- 
cher seyn zu müssen , da seit der Erlassung unseres Gesetzes über die- 
selbe sehr gestritten wurde. TJebrigens sind seitdem von der Juristen- 
facultät schon mehrere Urtheile ganz nach diesen Principien gefallt, z. B. 
beim einfachen Ehebrüche (s. $. 12. des Gesetzes) 6 Wochen Gefäng- 
nis* als die regelmässige Strafe behandelt worden. 

i 
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S. 251 .)• Diese Principien genauer auszufahren ist hier nicht 
der Ort. Denn ich müsste sonst die ganze Theorie vom Maass- 
stabe der Strafbarkeit nach unserm positiven Rechte hier ent- 
wickeln. Nur Folgendes erlaube ich mir hier zu bemerken. 
Zu den Momenten welche eine Herabsetzung der Strafe vom 
mittlem Grade innerhalb der gesetzlichen Grenzen nach unserm 
bestehenden Rechte bewirken müssen , gehört Trunkenheit, fer- 
ner ein solcher geistiger Zustand, in welchem die Thätigkeit 
der höhern Seelenkräfte erkennbar gehemmt, aber nicht ganz 
aufgehoben wurde 22 ), sodann der Umstand 1 , dass wegen be- 
sonderer Gründe die in dem Verbrechen enthaltene Verletzung 
als eine geringere , als sie der Gesetzgeber für die Regel vor- 
aussetzte, erscheint, und der durch das Verbrechen erzeugte 
Schaden ein besonders geringer war (vgl. auch unt. Not. 25 
a. E.), und endlich die Jugend des Verbrechers 23 ). Zu den 
Momenten aber, aus welchen die Strafe innerhalb der gesetzli- 
chen Gränze über das mittlere Maass in der Regel zu erhöhen 
ist, gehören Fortsetzung des Verbrechens, Goncurrenz mehre- 
rer Verbrechen, und Rückfall 24 ). 



22) Ich bin zwar der Ansicht, dass ein solcher Zustand des Ver- 
brechers dem Richter nicht das Recht giebt, eine gesetzlich bestimmte 
Strafe herabzusetzen. AUein da, wo die Bestimmung der Strafe in das 
Ermessen des Richters gestellt ist, (nnd diess ist ja der Fall bei der 
Ausmessung der Strafe innerhalb des gesetzlichen Maximum und Mini* 
mum) , wird er ohne Zweifel zu beachten seyn. 

23) D. h. die Minderjährigkeit des Verbrechers, also in Sachsen, 
wenn er das 2lste Jahr noch nicht zurückgelegt hat. Dass diese auf 
Minderung der Strafe von Einfluss sey, nimmt zwar nicht der Schöp- 
penstuhl, aber ganz bestimmt die Praxis der Juristenfacultät an (s. das 
oben S. 18. Not 27. angeführte Programm), und es lassen sich hiefür 
ans den Sächsischen Gesetzen, besonders in Beziehung auf Fleisches- 
verbrechen, triftige Grunde anführen. S. est. 22. 23. P. IV. und den 
oben S. 160. angeführten Befehl von 1798. 

24) Das Gesetz erlaubt in diesen Fällen eine Erhöhung der Strafe 
über das Maximum nicht, und so kann man die im Texte angeführten 
Momente nur als Strafschärfungsgründe innerhalb des Maximum behan- 
deln. In diesem Punkte weichen die andern Deutschen Legislationen 
lind Gesetzesentwürfe zum Theile von unserm Gesetze sehr ab. Indes- 
sen kann ich hier auf diese Abweichungen nicht näher eingehen, weil 

17* 
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Man hat somit nach dem Angeführten zwei ganz verschie- 
dene Fälle von Straferhöhung und Strafmilderung zu unterschei- 
den. Dereine ißts wenn die Strafe innerhalb des gesetzt 
liehen Maximum und Minimum über das mittlere Maass 
erhöht oder unter dasselbe herabgesetzt wird. Die Momente, 
welche eine solche Erhöhung oder Herabsetzung motiviren* 
will ich künftig zur Unterscheidung Straferhöhungs - und 
Straf herabsetzunggründe (innerhalb des Maximum und 
Minimum) nennen. Der andere ist: wenn das Gesetz eine 
Ueber schreitung des Maximum oder Minimum gestattet 
(s. vorhin nr. 2. a. E.) oder ausdrücklich vorschreibt (s. z.B. 
§. 3. des Ges.). Die Momente, bei welchen diess der Fall 
ist, will ich durch Strafänderungsgründe, und zwar, 
wenn das Maximum zu überschreiten ist, durch Strafschäiv 
fun gs gründe wenn unter das Minimum herabgegangen 
w erden kann , durch Straf milderungs gründe bezeichnen. 
Setzt das Gesetz für einen einzelnen Fall ausdrücklich eine 
höhere Strafe, als das Maximum, oder eine gelindere, als das 
Minimum fest: so entsteht dadurch ein gesetzlich ausge- 
zeichnetes Verbrechen, und zwar im erstem Falle ein s. g. 
qualificirtes, und im letztem ein , freilich unpassend , s. g. 
privilegirtes. 

Die in dem Vorstehenden ausgeführten Grundsätze werden, 
wie schon in der Not. 16. bemerkt wurde, durch die Motive 
des Gesetzes bestätigt. Ausserdem erhalten sie noch eine be- 
sondere Bestätigung durch den §. 30. des 'Gesetzesentwurfs, 
und die darüber gepflogenen Verhandlungen. Dieser §. lautete 
so: Wo in den vorstehenden $§. die Strafe für die darin 
erwähnten Verletzungen des Strafgesetzes nach dem niedrig- 
sten und höchsten Grade bestimmt ist, bleibt es dem richtet* 
liehen Ermessen überlassen, unter Berücksichtigung der, bei 
jedem eintretenden, besondern Verhältnisse, welche den Schul- 
digen nach der Beschoffenheit der *u bestrafenden Handlung 

diese nicht geschehen könnte, 'ohne die ganze Theorie von Rückfall 
nnd Concurrenz, die jenen legislativen Arbeiten zu Grande liegt, zu 
entwickeln. 
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an und für sich, und dem Grade der Gesetzwidrigkeit des 
Willens mehr oder minder strafbar darstellen , den Grad der 
Strafe innerhalb der erwähnten Grenzen festzusetzen. Ins- 
besondere sind bei den Verbrechen der Nothzucht und Ent- 
führung die Grade der Strafbarkeit mit Rücksicht \)auf das 
Verhältniss der gemisshandelten oder entführten Person zu dem 
Verbrecher , da sie z. B. höhern Standes ist, als dieser, 
2) auf die BesehoÜenheÜ oder Unbescholtenheit derselben, 
und 3) auf die Grösse der mit dem Verbrechen verbundenen 
Gefahr für das Leben oder die Gesundheit der Person , wel- 
che das Verbrechen betroffen, zu bestimmen. 

Dieser §• des Entwurfes wurde zwar in das Gesetz nicht 
aufgenommen, indem die Stände die Weglassung desselben be- 
antragten. Allein seine Weglassung wurde nicht aus dem Grande 
beschlossen, weil man etwa irgend an der Richtigkeit der Be- 
stimmung, die in der ersten Hälfte desselben enthalten ist (bis 
zu den Worten : Grenzen festzusetzen) gezweifelt hätte , son- 
dern weil diese Bestimmung so ausser allen Zweifel sey , und 
sich so sehr von selbst verstehe, dass man einer aus- 
drücklichen Erwähnung derselben im Gesetze nicht bedürfe 25 ). 



25) Die Kammer fand Mos an der 2ten Hälfte des §. (von den 
Worten: inbesondere sind an), welche aus Stübels Entwarf §. 471. ge- 
nommen ist , einigen Scrupel. Die Deputation der II. Kammer nämlich 
beantragte den Wegfall des höhern Standes (nr. 1.),. weil das Anführen 
einzelner Beispiele leicht Missverständnisse erzeugen könne (?), und weil 
das Gesetz für Alle im Staate ohne Unterschied des Standes 'gleich sejn 
solle. Zwar fÄrte der Hr. Justizminister sehr mit Recht dagegen an, 
dass der Grund der Bestimmung lediglich der sey, weil bei der Un- 
gleichheit des Standes dem Verbrecher in der Regel die Möglichkeit 
durch etwanige Verehelichung diejEhre der Gemisshandelten Wieder her- 
zusteUen, benommen, also der hier zugefügte Schaden ein grösserer 
sey. Jedoch' fand Derselbe es ohne Bedenken, das Beispiel unangefiihrt 
zu lassen, und die Kammer beschloss dann seine Weglassung. Noch 
weiter ging aber die Dep. der I. Kammer. Sie meinte, der ganze §. 
sey entbehrlich; denn der erste Theil stelle ein Princip auf, das 
sich von selbst verstehe, und der zweite Theil sey von ihr in den vor- 
hergehenden einzelnen §§. benützt, und auf naher bestimmte Grund- 
sätze zurückgeführt worden. Dieses Letztere war freilich nur theilweise 
richtig ; denn einige Hauptpunkte dieses zweiten Theiles waren Ton der 



Freilich hätte die Bestimmung gar wohl in das Gesetz aufge- 
nommen werden dürfen , wie diess auch der Herr Justizminister 
in der Kammer nachwies. Denn wenn sie sich auch von selbst 
versteht: so zeigte nun doch die Erfahrung, dass diess nicht 
jeder Leser des Gesetzes annimmt, und so hätte das Gesetz, 
um jede Gontroverse abzuschneiden, wohl etwas scheinbar Ue- 
berflüssiges enthalten dürfen. Indessen kann , da aus den Acten 
die Gründe dieser Weglassung nachgewiesen worden sind , dar- 
über nunmehr wohl kein Zweifel mehr seyn, dass das Gesetz 
ganz in dem Sinne, in welchem die Auslassung beschlossen 
wurde, anzuwenden sey, 

JU, 

Consnmmation der Verbrechen, von welchen das 

Gesetz handelt 

Es ist schon oben an mehrern Orten berührt worden , dass 
bei denjenigen Fleischesverbrechen, welche durch Beischlaf ver- 
übt werden, eine seminis emissio oder immissio zur Consum- 
mation nicht gefordert werden sollte, und dass — wenigstens 



Deputation bei ihren Vorschlagen nicht beachtet worden (s. nnt Cap.IV. 
nr. III. A.). Indessen gingen doch beide Kammern darauf ein, und be- 
schlossen den Wegfall des ganzen §. (I. Dep. Ber. d. II. Kamm. S. 402. 
I. Vhndl. d. II. Kamm. S. 410. I. Dep. Ber. d. I. K amm. S. 284. I. Vhndl. 
d. I. Kamm. S. 281. II. Vhndl. d. II. Kamm. S. 519.) Man sieht aber 
aus den Verhandlungen , dass, was den 2ten Absatz des §. betrifft, die 
Kammern keineswegs dagegen waren, die in demselben angeführten 
Momente innerhalb des gesetzlichen Maximum und Minimum zu beach- 
ten. Nnr die zweite Kamroer war gegen die Beachtung des hö- 
hern Standes; allein die I. Kammer trat hierin nicht bei, sondern 
war zwar für die Weglassung des Punktes, aber blos desshalb, weil 
diese Momente schon an andern Stellen beachtet worden seyen, und es 
einer Erwähnung desselben nicht bedürfe, und so drückt sich auch die 
St. Schrift S. 455. aus, welche nur noch beifügt, dass gegen einzelne 
Dispositionen dieses Theiles bei den Verhandlungen nicht unerhebliche 
Bedenken sich geäussert hätten, ohne aber diesen Bedenken weitere 
Folge zn geben. Desshalb kann der Richter bei der Strafausmessung 
innerhalb der gesetzlichen Grenze wohl auch auf den Stand Rücksicht 
nehmen, so fern dadurch die Rechtsverletzung als eine grössere und 
irreparablere erscheint. 



4 
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nach dem gemeinen Rechte — nur durch eine zu weit getrie- 
bene Consequenz oder durch das Bestreben, die Anwendung der 
ordentlichen Strafe eingehen zu können, zu diesem Requisite 
viele Schriftsteller und die Praxis geführt wurden. Mit Recht 
wird es daher von den neueren Gesetzgebungen und Strafge- 
setzentwürfen verworfen, und so auch von unsrem Gesetze. 
Dasselbe verlangt (§. 24.) in den Fällen, in welchen wegen 
Vollziehung gesetzwidrigen Beischlafs Strafe gedroht ist, 
zur Consumniation blos körperliche Vereinigung d. h. (bei 
dem naturgemässen Beischlafe) Vereinigung der Geschlechtstheile, 
und die Motive (S. 199.) fuhren als Grund hiefür richtig an, 
dass ein weiter gehendes Requisit aus dem Wesen der fragli- 
chen Verbrechen auf keine Weise hergeleitet werden könne, 
und bei gerichtlichen Untersuchungen zu sehr unschicklichen 
Erörterungen fuhren müsse. . j 

In der I. Kammer schlug der H. Referent der Deputation 
vor, statt körperliche Vereinigung , um jeden Zweifel zu ent- 
fernen, zu setzen; Vereinigung der Geschlechtstheile, und 
die Kammer nahm diess auch an, obwohl der H. Regierungscom- 
jnissair bemerkte, dass jeder Zweifel schon durch die Motive 
gehoben werde. Allein die Deputation der II. Kammer erklärte 
sich gegen diese Aenderung, und die 11. Kammer trat ihr ein- 
stimmig, und später ebenso auch die I. Kammer bei. Hieraus 
geht hervor, dass, wenn gleich der Ausdruck: Vereinigung 
der Geschlechtstheile nicht gebraucht ist, doch das Gesetz nicht 
ein Mehreres , als Dieses bezeichnen wollte. Die angeführte 
Bestimmung des Gesetzes schliesst es übrigens nicht aus, in 
einem Falle Gonsummation anzunehmen, in welcher Vereini- 
gung der Geschlechtstheile nicht erwieseu ist, nämlich wenn 
ohne - alle Vereinigung der Geschlechtstheile — Schwängerung 
erfolgt ist. In diesem Falle, welchen berühmte Aerzte wenig- 
stens als möglich annehmen (oh. S. 28.), kann man doch in 
der That nicht sagen, dass das Fleischesverbrechen nicht 
vollbrächt sey, von welchem Gesichtspunkte man auch bei die- 
sen Verbrechen ausgehen mag. Auch steht unser Gesetz nicht 
entgegen. Denn eine körperliche Vereinigung ist doch wohl 
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im angeführten Falle vorhanden und die Vereinigung der Ge- 
schlechtstheile jedenfalls nur das Minimum, -was das Gesetz 
verlangt Ist aber ein Drittes vorhanden , was noch weit mehr 
ist (seminis immissio und Schwängerung) : so folgt schon aus 
dem argumentum a minori, dass auch hier Gonsummation an* 
zunehmen ist. 

Ein andrer Zweifel könnte dadurch entstehen , dass der 
§. 24. über die Gonsummation eingeschoben ist vor den 
§§. 25. 26. 27. 28. 9 welche von dem Gewerbe der Unzucht, 
von Kuppelei und Verleitung zur Unzucht und von Sodomie 
handeln. Dadurch ist ohne Zweifel angedeutet, dass bei der 
Gonsummation dieser Verbrechen wenigstens zum Theile an« 
dre Gesichtspunkte eintreten. Diess bestätigen auch die Ver* 
handlungen. H. Domherr Dr. Klien nahmlich trug darauf an, 
dass der §, 24. , weil er eine allgemeine Bestimmung enthalte, 
erst na'ch §. 28, (29. des Entw.) gesetzt werde. Allein der 
H. Regierungscommissair fand diess unpassend, weil bei den 
§. 26 — 28. (des Entwurfs, §, 25 — 27. des Gesetzes) aufge- 
führten Verbrechen auf die Consummation m der §. 25. (des 
Entw. §, 24. des Ges.) angegebenen Maasse nichts ankomme, 
worauf H. Domherr JUien seinen Antrag wieder fallen liess. — 
Eine Lücke scheint aber jedenfalls das Gesetz nunmehr zu ha- 
ben , da für die §§. 25 -^28, leicht Zweifel entstehen könnten, 
theils darüber, was bei den von ihnen berührten Fällen zur 
Gonsummation gehöre, theils darüber, ob in ihnen bei blossem 
Versuche unter das gesetzliche Minimum herabgegangen wer- 
den könne, und namentlich eine unbedingte Anwendung der 
berührten Aeusserung des H, Regierungscommissairs zu un- 
richtigen Resultaten fuhren könnte, Ueber diese Fragen kann 
aber erst bei den betreuenden §§♦ näher gehandelt werden* 

Ueber den Beweis der Gonsummation bestimmt das Ge- 
setz nichts, Eine Beibehaltung der alten strengen Thesis der 
Praxis (ob, S. 34, 138, 157,) in dieser Hinsicht würde sich 
nicht rechtfertigen lassen. Diese Thesis verdankte zunächst ih- 
ren Ursprung der Scheu vor der Todesstrafe, oder dem Wun- 
sche, diese möglichst selten zu machen. Dieser Grund fällt 
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aber nach unsrem Gesetze ganz weg. Auch musste die Praxis 
bei ihrem Erfordernisse des übereinstimmenden Geständnisses 
beider Theile ohnehin inconseqnent werden. Denn bei der So* 
domie mit Thieren konnte sie nicht darauf halten (Vgl. auch 
ob. S. 138). Ueberdiess ist jetzt das Requisit der Consum- 
mation ein solches, über welches sich der gestehende Verbre- 
cher nicht leicht täuschen konnte , und so wurde es sich nicht 
rechtfertigen lassen, wenn die Praxis auch jetzt noch an der , 
alten Thesis festhalten wollte. Vielmehr muss man das, vom 
andern Theile nicht widersprochene, und durch den Erfund 
nicht widerlegte oder verdächtig gemachte Geständniss des 
Thäters für hinreichend annehmen , und eine positive Bestäti- 
gung desselben durch die Aussage des andern Tbeiles nicht 
fordern. 

Ist — was diejenigen Verbrechen betrifft, welche durch 
(naturgemässen) Beischlaf verübt werden — nicht erwiesen, 
dass die Vereinigung der Geschlechtstheile erfolgt sey : so sind, 
wiedas Gesetz sagt, die bestimmten Strafen, nach Verschie- 
denheit der Grade des Versuchs, verhältnissmässig herabzu- 
setzen. Hieraus folgt 

1. dass in einem solchen Falle unter das gesetzli- 
che Minimum herabgegangen werden kann, aber nicht unbe- 
dingt unter Dasselbe herabgegangen werden muss. Denn die 
gesetzlich* bestimmte Strafe , welche in einem solchen Falle her* 
abgesetzt werden «soll, ist der Strafraum, der durch das ge- 
setzliche Minimum und Maximum umfasst wird, und dieser 
Strafraum ist daher beim Versuche nach §. 24. herabzusetzen. 
Nimmt man daher z. B. an, dass der nächste Versuch einer 
Nothzocht im Zweifel um £ gelinder zu bestrafen sey, als die 
consummirte Nothzucht: so bekäme man, da die Strafe der 
consummirten Nothzucht 6 — 10 jähriges Zuchthaus ist, für den 
nächsten Versuch derselben einen Strafraum von vier bis ge- 
gen sieben (6|) Jahre Zuchthaus, so dass auch beim blossen 
Versuche noch das Minimum der bestimmten Strafe erkannt 
werden kann. Diess auch mit Recht, weil der Milder- 
ungsgrund des Versuches wenigstens theilweise, wieder aufge- 
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wogen werden kann durch einen vorhandenen Straferhöhungs- 
grund. Es wird auch diese Ansicht durchaus bestätigt durch 
den §. 25. des Entwurfes, welcher beim Versuche eine Her- 
absetzung der bestimmten Strafe um £ oder •£ vorgeschlagen 
hatte. Diess ist nun zwar im Gesetze geändert worden (oben 
S. 237.) , allein nicht desshalb, weil man das Princip, auf 
welches jener Vorschlag sich stützte, verwerfen woHte , sondern 
nur um das richterliche Ermessen im Grade der Milderung nicht 
zu beschränken. Aus diesem Letzteren folgt auch 

2. dass beim Versuche die gesetzlich bestimmte Straf art 
wohl geändert, z. B. bei einem entfernten Versuche des im 
§. 4. erwähnten Verbrechens nach Umständen wohl auf blosses 
Gefängniss erkannt werden kann. 

Was übrigens die verschiedenen Grade des Versuches , auf 
welche es bei der Ausmessung der arbiträren Strafe ankommt, 
und die bestrittene Frage, welches der Anfangspunkt der straf- 
baren Versuchshandlungen sey, betrifft: so ist hierüber an die- 
sem Orte Näheres nicht zu geben, da in diesen Beziehungen 
lediglich die allgemeinen Grundsätze zur Anwendung zu bringen 
sind , und das Gesetz etwas Besonderes nicht festsetzt. Kei- 
nen Zweifel kann es übrigens leiden, dass unzüchtige Beta- 
stungen einen strafbaren Versuch bilden können 26 ). 

i 

IV. 

Verfahren von Amtswegen. 

Nicht blos erst von den meisten neueren Strafgesetzgebungen 
und Strafgesetzbuchsentwürfen, sondern, wie aus dem oben (na- 
mentlich S. 27 , 62 , 89, 104 f., 112 f., 118.) Ausgeführten 
erhellt, schon von dem gemeinen Recht ist das Verfahren von 
Amtswegen bei vielen Fleischesverbrechen beschränkt, und nur die 
gemeine Praxis war es, welche die guten Gründe, auf die sich 
diese Beschränkungen stützten, übersah, und hier beinahe durch- 
aus das Verfahren von Amtswegen gegen das Gesetz einführte 
(ob. S. 31, 95, 130.). — In Sachsen galt bei allen Flei- 



26) Hievon wird unten noch weiter die Rede seyn. 
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schesverbrechen ohne Ausnahme der Grundsatz, dass sie vom 
Richter von Amtswegen zu bestrafen seyen. Allein sehr mit 
Hecht änderte hier das neue Gesetz bedeutend. Nur möchte 
es sich zeigen lassen, wenn hier der Ort wäre, eine Kritik 
des Gesetzes zu schreiben, dass das Gesetz in Manchem nicht 
weit genug geht, indem es in Fällen das Verfahren von Amts- 
wegen vorschreibt, in welchen benachbarte Gesetzgebungen mit 
gutem Grunde es ausschliessen 27 ), theils dass es in Manchem 
zu weit geht 28 ). 

Das Besondere über diese Frage, welches auf einzelne Ver- 
brechen sich bezieht, ist bei den Letzteren erst zu berühren. 
Hier ist blos das Allgemeine zu bemerken: 

Bei manchen Fleischesverbrechen (der s. g. nicht gewalt- 
samen Entführung, dem Ehebruche und der arglistigen Verlei- 
tung zur Unzucht) darf der Richter nur dann einschreiten, wenn 
die durch das Verbrechen in ihren Rechten verletzte Person den 
Antrag, mit der Untersuchung zu verfahren , bei Gericht macht. 

Dabei hat der Denunciant das Recht, im Laufe der Unter- 
suchung seinen Antrag wieder zurück zu nehmen. Diess hat 
die Folgen, dass die Untersuchung nicht weiter fortgestellt wer- 
den darf, er jedoch die bis dahin aufgelaufenen Unkosten be- 
zahlen muss (ob. S. 235)* 

Hierbei entstehen aber noch mehrere Fragen: Einmal, 
was heisst im Laufe der Untersuchung? heisst diess blos: 
während der Zeit, in welcher die Untersuchung wirklich ge- 
führt wird, so also, dass die Zurücknahme nicht mehr gestat- 
tet wäre, wenn die Acten zum Spruche schon versendet sind ? 
oder bedeutet es: vom Anfange der Untersuchung bis zum Mo- 
mente vor der Verkündigung des Unheils? 

Die Verhandlungen geben hierüber keine Auskunft, und 
scheinbare Gründe lassen sich für die eine, wie für die andere 

27) S. unten die Lehre von der Nothzucht, Entführung. 

28) Hierher gehört das durch; die standischen Beschlüsse in das 
Gesetz gekommene Recht des Denuncianten , die angebrachte Denun- 
ciation im Laufe der Untersuchung wieder zurückzunehmen. Vgl. auch 
unt. die Lehre vom Ehebruche. 
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Auslegung anfuhren. Doch dürfte die Erwägung fiberwiegen, 
dass durch die Versendung der Acten die Untersuchung nicht 
unbedingt aufhört, dass der Untersuchungsstand des In- 
culpaten (reatus im eigentlichen Sinne) bis zur Verkündigung 
des Urtheils fortdauert, und dass — im Zweifel die gelindere 
Auslegung vorzuziehen ist. So wird man daher die zweite 
Auslegung vorziehen müssen, und irre ich nicht: so ist diese 
von den Dicasterien wenigstens schon in sofern angenommen 
worden, als die nach §. 33. für den Fall anhängiger Untersuchun- 
gen vor deren Fortstellung vorzunehmende Befragung , so viel 
ich mich erinnere, auch dann angeordnet wurde, wenn die Acten 
schon zum rechtlichen Erkenntnisse versendet waren. 

Ausserdem fragt sich noch : Fällt das Recht zur Denuncia- 
tion in den Fällen, in welchen nicht von Amtswegen einzu- 
schreiten ist, weg, wenn der zur Denunciation Berechtigte dem 
Verbrecher verzeiht, oder gar durch einen Vertrag ihm zusagt, 
nicht denunciren zu wollen? Das Gesetz (§. 23.) bejaht diess, 
aber blos beim Ehebruche, und auch bei diesem blos 
dann, wenn dem schuldigen Ehegatten (nicht, wenn dessen 
Mitschuldigem) verziehen wird 2 »). Hieraus folgt, schon ver- 
möge des argumentum a contrario, dass in andern Fällen eine 
solche Verzeihung oder ein solcher Vertrag wirkungslos seyn 
muss, der Verletzte also, ungeachtet eines entgegengesetzten 
Versprechens das Recht zur Denunciation, so lange das Verbre- 
chen nicht verjährt ist, behält. 

Endlich fragt es sich : wie geht es, wenn Mehrere am Ver- 
brechen theilnehmen, der Verletzte aber blos gegen Einen de- 
nuncirt, etwa gar mit der ausdrücklichen Erklärung, dass er 
eine Bestrafung der andern Theilnehmer, z. B. der Gehülfen, 
nicht wolle? Eine solche Trennung uud theiiweise Denuncia- 
tion räumt das Gesetz (indem es hierüber schweigt) dem Ver- 

29) Auch diess kam erst durch die ständischen Antrage in das Ge- 
setz, und auch die stand. Motive beziehen sich ganz specieU blos auf 
den Fall des Ehebruches, wodurch das im Texte Behauptete um so mehr 
bestätigt wird. Ueber Verzeihung beim Ehebruche, und die manchen - 
Zweifel, die auch hier entstehen, s. unt. Cap* VII. 
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letzten nicht ein. Sie ist ihm daher zn versagen; und nimmt 
er die Denunciation nicht zurück: so gilt die Denunciation ge- 
gen einen als Denunciation gegen alle Theilnehmer 30 ). 

V. 

Verjährung der Verbrechen, Ton denen" das Gesetz 

handelt* 

Es wurde schon im ersten Abschnitte die Frage über die 
Verjährung der Fleischesverbrechen an manchen Orten berührt* *). 
Nach Römischem Rechte geht in dieser Beziehung das Resultat 
kurz dahin: Die Verbrechen, von denen die lex Julia de adul- 
tcriis handelt, also Stuprum, Ehebruch, Lenocinium, Sodomie 
und Incest 32 ) verjähren in 5 Jahren; nur wenn Incest und 
Ehebruch in einer Handlung vorkommen, verjährt das Verbre- 
chen erst in 20 Jahren. Entführung und Nothzucht aber verjäh- 
ren immer erst in 20 Jahren, weil sie nicht unter die lex Julia de 
adultfriis, sondern zum crimen vis gehören 33 ). Nach Deut- 
schem Rechte musste man die fünfjährige Verjährung auch auf 
die Bigamie, welche das Deutsche Recht als Ehebruch auffasst, 
anwenden , und eben so auf die Fornicaüon , die das Deutsche 
Recht für strafbar erklärt, und auf den Concubinat, welcher 
durch das Deutsche Recht in die Kategone des Stuprums kam. 

In Sachsen behielt man diese Grundsätze bei; nur fügte 
ihnen das Sächsische Recht noch die Ausnahme hinzu, dass der 
doppelte Ehebruch, und somit auch die doppelte Bigamie erst 
in 20 Jahren verjähren sollen 34 ). 

30) Beim Ehebrache muss diese wegen der be sondern Wirkung, 
welche bei ihm die, dem schuldigen Gatten ertheilte, Verzeihung hat, 
in einem FaUe eine Modiiication leiden; s. unk Cap. YU. Auch bei 
der Entfuhrung kommt eine Ausnahme vor. 

31) Z. B. in Beziehung auf Ehebruch S. 114 f. 116. 134.; Bi- 
gamie S. 161. ; Incest S. 169. 202. 

32) Bei Incest ist diess freilich bestritten, s. oben S. 169, und 
auch bei der Sodomie desshalb, weil Viele behaupten, die lex Julia 
habe nicht von ihr gehandelt; ob. S. 173. 

33) Mein Lehrbuch B. I. S. 266. und D. XLVIII. 5. (ad leg. JuL 
de adult.) 1. 29. §. 9. XLVIII. 6. (ad leg. Jul. de vi publ.) L 6. $. 2. 

34) Oben S. 134. 161- 
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Unser Gesetz aber giebt der fünfjährigen Verjährung wie- 
der eine grössere Ausdehnung. Der Entwurf änderte am be- 
stehenden Rechte die Bestimmung, nach welcher der doppelte 
Ehebruch, und Ehebruch in Verbindung mit Incest erst in 20 
Jahren verjähren, dahin ab, dass hier schon eine fünfjährige 
Verjährung eintreten solle, und das Gleiche setzt er für die 
Entführungsfalle fest, in welchen nicht von Amtswegen einzu- 
schreiten ist. Allein es konnten hiebei darüber Zweifel entste- 
hen, wie es mit der doppelten Bigamie gehen sollte, indem 
der Entwurf bei der Verjährung blos von solchen Verbrechen 
spricht, welche nicht von Amtswegen zu bestrafen sind 
(ob. S. 240. Not. 75.). Diesen Zweifel entscheidet das Gesetz in 
Folge einer auf den Vorschlag des Abgeordneten H. Roux ge- 
machten Aenderung. Nach dem Gesetze verjähren nunmehr 
alle Verbrechen, von denen das Gesetz handelt, in fünf Jah- 
ren, mit Ausnahme der Nothzucbt und der gewaltsamen Ent- 
führung 35 ). Wann aber diese beiden letztern Verbrechen ver- 
jähren sollen , sagt das Gesetz nicht. Es leidet jedoch keinen 
Zweifel, dass diese Lücke aus dem bisher bestandenen Rechte 
zu suppb'ren ist, dass sie also in 20 Jahren verjähren 36 ). 

Zweifelhafter aber scheint die Frage zu seyn, ob die fünf- 
jährige Verjährungszeit bei den Vergehen, welche nicht von 
Amtswegen zu rügen sind, unbedingt vom Augenblicke des be- 
gangenen Verbrechens an laufe (tempus conünuum) , oder erst 
von dem Augenblicke an, an welchem die zur Denunciation 
berechtigte Person vom begangenen Verbrechen Wissenschaft 
erhalten hat (tempus utile ratione initii). Das Gesetz berührt 
diese Frage gar nicht. Eben so wenig ist sie in den Verhand- 
lungen, im Entwürfe oder in den Motiven zu demselben aus- 
drücklich berührt. Doch scheinen die Motive auf die letztere 
Ansicht hinzudeuten, indem sie die fünfjährige Verjährung bei 
den nicht von Amtswegen zu bestrafenden Vergehen u. A. da- 



35) $. 31. des Gesetzes. Was gewalUamc Entführung sey, davon 
unten im Cap. VI. 

36) S. oben S. 240. und I. Vhndl. d. II. Kamm. S. 412. 
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durch motiviren, dass, wenn wahrend dieser Zeit die betheilig- 
ten Personen die Anzeige unterlassen hätten, eine stillschwei- 
gende Remission des Vergehens anzunehmen sey. Allein 
es ist mehr als zweifelhaft , ob bei dieser von den Ständen 
amendirten Stelle auch die Stände diesem Motive beistimmten. 
So scheint namentlich die II. Kammer mehr an ein tempus con- 
tinuum gedacht zu haben 37 ). Auch scheint das Motiv der Re- 
gierung, dass in einem fünfjährigen Schweigen des Betheiligten 
eine Verzeihung des Vergehens liege, durch einen von der Re- 
gierung genehmigten Beschluss der Stände bestimmt verworfen 
worden zu scyn. Denn im §. 23. nr. 3. des Gesetzes wird 
die Klage auf Ehescheidung auch dann gestattet, wenn der 
Ehebruch schon verjährt ist, und diese Bestimmung 
könnte bei jenem Motive gar nicht bestehen , und gerade bei 
der Verhandlung über diesen Punkt sprach sich ein Organ der 
Regierung so aus, dass man bestimmt annehmen muss, es habe 
dasselbe bei der fünfjährigen Verjährung auch bei den nicht von 
Amtswegen zu bestrafenden Vergehen nur an ein tempus con- 
tinuum gedacht 33 ). Bedenkt man nun weiter, dass man nach 
dem bisherigen Rechte den Lauf der Verjährung von der Wis- 
senschaft des Betheiligten auch bei den Verbrechen, bei welchen 
es auf Denunciation ankam, in der Regel nicht abhängig machte 39 ), 
und dass man im Zweifel correctorische Gesetze in dem Sinne 
auslegen muss, der vom bestehenden Rechte am Wenigsten ab- 
weicht: so wird es wohl richtiger seyn, wenn wir annehmen, 
dass die Verjährung bei den Fleiscbesverbrechen in allen Fäl- 
len ohne Rücksicht auf die Wissenschaft der betheiligten Per- 
son unbedingt vom Augenblicke des begangenen Verbrechens 
an laufe 40 ). In dem Falle, in welchem dem Betheiligten der 



37) I. Vhndl. d. IL Kamm. S. 413. 414. vergL mit dem L Dep. 
Ben d. II. Kamm. S. 403. 

38) I. Vfcndl. d. II. Kamm. S. 401. Es ist hier das Missliche bei 
der Berechnung eines tempus utile sehr richtig hervorgehoben worden. 

39) Z. B. beim Familiendiebstalile ; nur bei den Injurien ist darüber 
Streit 

40) Wird während der Verjährungszeit das Verbrechen wiederholt: 
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entgegengesetzte Grundsalz am Meisten von Interesse seyn könnte» 
dem des Ehebruches, kann sich ja Derselbe, wenn das Verge* 
hen verjährte, ehe er von demselben Kunde bekam, durch eine 
Klage auf Ehescheidung immer noch theilweise Satisfaction ver- 
schaiTcn. 



Viertes CapiteL 
Nothzucht. 
I 

Princip und Begriff. 

Die neueren Gesetzgebungen und Gesetzgebungsversuche 
verwerfen bei der Nothzucht den feinern Gesichtspunkt, von 
welchem die Carolina ausgeht, und folgen einem Principe, wel- 
ches schon durch die gemeine Praxis und noch mehr durch die 
Ansichten mancher Theoretiker ziemlich vorbereitet war , das 
aber nach dem S. 22. f. Ausgeführten Vieles gegen sich haben 
dürfte. Auch sind sie unter sich in der Ausdehnung dieses 
Princips nicht ganz einig. 

Das Preussische Landrecht (Th. II. Tit. 20. §. 1048. f.) 
macht den Begriff der Nothzucht vom Unverleumdetseyn der 
Misshandelten nicht abhängig. Doch geht es nicht noch wei- 
ter. Es beschrankt immer noch den Begriff auf Gewalt eines 
Mannes gegen ein Weib. Mit demselben stimmt in diesen 
Hinsichten ganz u'berein das Oesterreichische Gesetzbuch 
§. 110. Weiter aber geht das Baicrische Strafgesetzbuch 
von 1813, indem es hier (mit Feuerbach s. oben S. 23.) 
sich durch den Gesichtspunkt der verletzten Disposition über 
den Körper leiten lässt 1 ). Desshalb dehnt es den Begriff der 

so wird natürlich dadurch die Verjährung unterbrochen, und sie muss 
nun von Neuem wieder beginnen, üeber die Bigamie s. oben. S. 161. 

1) 8. die Anmerkungen zum Baier. St G. B. München 1813 B. II« 
S. 62. Nr. 4. Diese Anmerkungen sind aus den Verhandlungen des k. 
Geheimenrathes über den Entwurf des Gesetzbuches geschöpft, und mit 
Gesetzeskraft versehen. 
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Nothzucht aus auf Gewalt, welche ein Mann an einem Weibe 
oder an einer Person männlichen Geschlechts zum 
Zwecke natürlicher oder widernatürlicher Befriediffuuff 
der Wollust begeht, und kehrt somit gleichsam zu dem Römi- 
schen Rechte zurück, welches das puerum vel feminam vel 
quemquam per vim stuprare zusammenfasse Hätte es aber 
diesen, übrigens nicht zu billigenden, Gesichtspunkt ganz oon- 
sequent verfolgen wollen : so musste es noch weiter gehen. 
Es musste auch die von einem Weibe an einem Weibe 
oder Manne begangene Gewalt zum Zwecke der Unzucht — 
freilich ein casus rarissimus — zur Nothzucht zählen. Allein 
diess thut es nicht 2 ). In dieser Hinsicht scheinen jedoch spä- 
ter der Gönnersche Entwurf von 1822 Art. 263. , und der 
revidirte Baierische Entwurf von 1827 Art. 194. die Co*, 
seguenz noch weiter getrieben zu haben. Der neuste Baieri- 
sche Entwurf von 1831 Art. 228. aber verlässt wieder, wenig- 
stens was den Begriff der Nothzucht betrifft, die beiden 
letztern Entwürfe, und sogar das Gesetzbuch. Er beschränkt 
die Nothzucht (wie auch der Hannoversche Entwurf Art. 
247.) auf Gewalt, die ein Mann gegen eine Frauensperson 
begeht; allein nach seinen. Motiven hätte er consequenter Weise 
noch mehr beschränken müssen. In diesen) Motiven heisst es 3 ); 
Das Verbrechen der Nothzucht — die sittliche Existenz, 
eines unbe scholtenen Weibes vernichtend^ dessen 
ganzes Daseyn auf der Sittlichkeit beruht gehört unter 
die verabscheuungswürdigsten Verbrechen. Ferner: die Ver- 
letzung der weiblichen Geschlechtsehre giebt den 
.. , • ',- -v j . ,r 

2) Es heisst zwar in den (Baier.) Motiven von 1831. S. 195. (oben 
S.217.), dass die Frage, ob auch von einem Weibe an einem Mann ei- 
gentliche Nothzucht verübt werden könne, von dem revidirten Entwürfe, 
wie von dem Stnafges etzbuch e Art. 186, bejahend beantwortet 
werde. Allein dids^ist, was das Str. G. B* betrifft, unrichtig. Denn 
wenn sich anch übeiMdie Auslegung des Art. 186. an, sich streiten liesse: 
so sagen doch die Öh geführten gesetzlichen Anmerkungen B. II. S. 60., 
dass nach dem Art 186. die Nothzucht nur von Personen mannli« 
eben Geschlechts begangen werden könne. 

3) Motive zum Entw. des Str. G. B. Münch. 1831. S. 196. 196. 

18 
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wahren Gesichtspunkt bei der Nothaucht. Wie lasst sich aber 
bei diesen Motiven es rechtfertigen , dass der Entwurf gegen 
Frauenzimmer jeder Art, auch gegen die liederlichste J)irne, 
Nothzucht als möglich annimmt? Mit demselben Rechte, mit 
welchem aus 'den angeführten Gründen die Motive die Frage, 
ob auch an einem Manne Nothzucht begangen werden könne, 
verneinen, konnten und mussten sie die Möglichkeit der Noüh 
zucht an einer verleumdeten Frauensperson ausschliessen 4 ). 
Der Würtlembergische Entwarf von 1£32 Art. 272. 
scheint, was den Begriff des Verbrechens betritt, dem Baier*, 
sehen Strafgesetzbuche zu folgen, und so finden wir, dass hier 
alle angeführten legislativen Arbeiten durch ein Princip geleitet 
werden, welches jedenfalls erbeblichen Bedenken unterliegt, und 
dass die Meisten derselben dieses Princip nicht durchaus con- 
sequent durchrühren. 

Dieses, sowohl was das Princip, als was die Durchführung 
desselben betrifft, dürfte auch von unserem Sächsischen 
Gesetze gelten, obwohl es keiner der angeführten legislativen 
Arbeiten ganz folgt. Unser Gesetz folgt nicht den früheren 
Bäuerischen Entwürfen; denn es nimmt nicht an, dass eine 
Frauensperson No thzucht begehen könne. Es folgt auch 
nicht dem Hannoverschen und dem neusten Baierischen Entwürfe 
von 1831 , oder dem Preussischen und Oesterreichischen Ge- 
setzbuche ; denn es nimmt an, dass auch gegen eine Mannsper- 
son Nothzucht begangen werden könne. Es folgt aber auch 
nicht dem Baierischen Gesetzbuche von 1813, und dem Würt- 
tembergischen Entwürfe ; denn es schliesst bei der vpn einem 
Manne gegen eine Frauensperson zum Zwecke der widern a- 



4) Die angeführten Motive S. 196. fahren als Grund, den man ge- 
wöhnlich für die Verneinung der Frage, ob an; einer öffentlichen 
Hure Nothzucht begangen werden könne, vorbringe Dirlos einen Grund, 
an, den, so viel ich weiss, Cella zuerst vorbrachte^ 'und den ihm ei- 
nige Wenige nachgeschrieben haben. Allein dieser tiellasche Grund ist 
ein durchaus schiefer und in sich mrrichtiger für* eine aus andern Grün- 
den richtige Ansicht, und dnreh seine Widerlegung ist daher, was die 
vorliegende Frage betrifft, noch gar nichts widerleg*. 
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türlichen Unzucht begangenen Gewalt den Begriff der Noth- 
zucht aus. 

Naeh unserm Gesetze ist nämlich Nothzueht die rechts- 
widrige Handlung einer Person männlichen Geschlechts, durch 
welche dieselbe mittelst Gewalt entweder eine Frauensperson 
zur Duldung unehelichen Beischlafs nöthigt, oder eine Person 
männlichen Geschlechts zur widernatürlichen Befriedigung der 
Wollust missbraucht. 

Die Uebereinstinunung dieses Begriffes mit den Bestimmun- 
gen des Gesetzes muss sich durch das Folgende erweisen. 



II. 

Thatbefttand der Nothzucht. 

Nach dem Gesetze sind zwei Hauptfalle der Nothzucht zu 
unterscheiden, welche im Thatbestande Das gemein haben, dass 
nur eine Person männlichen Geschlechts das Verbrechen ver- 
üben kann und dass das Verbrechen durch Gewalt verübt 
worden seyn muss. Die beiden zu unterscheidenden Häupt- 
fälle sind: 

* . * *. • . ■ ■ . 

A. Nothzucht an einer Frauensperson, 

(§. 1. des Gesetzes). 

Gegenstand dieses Verbrechens ist jede Frauensperson, 
namentlich auch eine verleumdete, eine liederliche Dirne, die 
eigne Beischläferin des Thäters u. s. w. Denn das Gesetz un- 
tersebeidet hier nicht, und schliesst sich insofern ») ganz 
an das frühere Recht an. Nur an der eignen Ehefrau kann 
eine Nothzucht nicht begangen werden, sollte auch der Beischlaf 
mit ihr unter Umständen erzwungen worden seyn , unter wel- 
chen der Ehemann ein Recht auf den Beischlaf nicht hatte, z.B. 
weil sie krank, oder von ihm von Tisch und Bette geschieden 
war. Denn das Gesetz fordert Nothigung zur Duldung unehe- 



5) Anders in Hinsicht des vom altern Rechte bei der Strafe 
befolgten Princips. üeber die Stand. Verhandlungen, welche das im 
Texte Behauptete bestätigen , ** nachher nr. III. 

18* 
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liehen Beischlafs 6 ). Die eben genannte Handlang des Ehe- 
mannes ist daher blos als crimen vis zn bestrafen. 

Auch darauf kömmt es , was Begriff und Thatbestand des 
Verbrechens betrifft, nicht an, von welchem Alter die Frauens- 
person ist. Auch hier unterscheidet das Gesetz nicht, und 
scbliesst sich an die ausdrückliche Entscheidung des älteren 
Sächsischen Rechtes an , welches auch an Mädchenunter 12 Jah- 
ren Nothzucht als möglich annimmt 7 ). 

Zu der Nothzucht an einer Frauensperson wird als Subr 
ject eine Person männlichen Geschlechts erfordert. Es 
möchte sich zwar der Fall denken lassen, dass eine Frauens- 
person durch eine Frauensperson zur Duldung widernatürlicher 
Unzucht gezwungen würde. Allein da% Gesetz übergeht solche 
Gewalttätigkeiten. Würde ein Fall der vorhin berührten Art 

t • '':<l 

I 

6) An seiner von ihm geschiedenen Ehefrau kann der Mann 
allerdings nach den Worten des Gesetzes eine Nothzucht begehen. Dobfc 
würde man in einem solchen FaUe , wenn er sich ereignen sollte , blos 

auf das Minimum der gesetzlichen Strafe zn erkennen haben Uebri- 

gens ist in dem im Texte angeführten Punkte die Bestimmung unseres 
Gesetzes im Gegensatze zn einigen der, Eingangs erwähnten, andern le- 
gislativen Arbeiten zu rühmen. Denn nach der Fassung, die sich in 
denselben z. B. in dem Hannoverschen Entwürfe findet, und da sie die 
Nothzucht nicht so auffassen wie die Carolina (ob. S. 26.), müsste man 
behaupten, dass nach ihnen auch der Ehemann an seiner eignen Frau 
eine Nothzucht begehen könne. Man kann hier nicht mit Feuerbach 
einwenden, dass ja der Mann ein Recht auf den Beischlaf habe ; denn 
es giebt ja manche Zeiten und FSlIe, in welchen der Mann dieses Recht 
nicht hat • t > 

7) Jeder Zweifel hierüber wird auch noch durch die stand. VhndL 
geboben s. z. B. I. Vhndl. d. I. Kamm. S. 244. Wir haben dess- 
halb auch schon seitdem in der JuristenfacultÜt Jemanden wegen Ge*- 
walt an Mädchen unter zwölf Jahren nach dem §. 1. des Gesetzes be- 
straft. — Die afigefüJbrten neueren Gesetzgebungen und Entwürfe neh- 
men auch in einem solchen Falle Nothzucht an. Ja manche derselben 
zeichnen ihn durch eine härtere Strafbestimmung noch besonders aus, z. B. 
das Preuss. Landrecht II. 20. §. 105. straft hier mit 8 — 10 Jahren Fe- 
stung, und das Baier. Str. G. B., der Baier. Entwurf von 1831 und der 
Hannöversohe Entwurf setzen für ihn die in Not. 38. angeführten Stra- 
fen fest Zu einer solchen Auszeichnung aber scheint hier kein 
genügender Grund zu -seyn. 
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vorkommen (doch wird die Praxis schwerlich einen solchen 
aufweisen können) : so wäre er ehen als Verbrechen der Ge- 
waltthätigkeit zu strafen. Keinen Zweifel aber kann es leiden, 
dass Frauenspersonen bei einer von einem Manne begangenen 
Nothzucht als Theilnehme rinnen sich strafbar machen und 
selbst als (inteDectuelle) Miturheberinnen concurriren, und im 
letzteren Falle im gleichen Grade zu bestrafen seyn können, 
wie der die Nothzucht physisch vollziehende Mann. 

Als Handlung wird zu der an einer Frauensperson ver- 
übten Nothzucht erfordert ein, durch die unten naher zu be- 
schreibende Gewalt erzwungener, (naturgemässer) Beischlaf. 
Den Fall, dass ein Mann eine Frauensperson zu Duldung wi- 
dernatürlicher Unzucht zwingt, übergeht das Gesetz (über die 
anderen neueren legislativen Arbeiten s. ob. S. 273.) gänzlich. 
Denn es spricht blos von Nöthigung zur Duldung des Beischla- 
fes. Unter Beischlaf aber versteht der Sprachgebrauch die na- 
turgemässe Befriedigung des Geschlechtstriebes, und jeden- 
falls hat wenigstens das Gesetz durchaus diesen Spracbgebraueh. 
Denn nirgends bedient es sich bei der widernatürlichen Unzucht 
des Wortes Beischlaf (s. §. 2. 5. 28.); es setzt vielmehr im 
§. 5. den Beischlaf der widernatürlichen Befriedigung des Ge- 
schlechtstriebes entgegen. Käme daher ein Fall der eben 
bezeichneten Art vor 8 ) : so müsste er als Verbrechen der Ge- 
waltthätigkeit bestraft werden. Da übrigens die Strafe des cri- 
men vis arbiträr ist, und Zuchthausstrafen bei demselben nicht 
ausgeschlossen sind 9 ) : so kann sich in einem solchen Falle, 
nach Umständen die Strafe der der Nothzucht wohl nähern. 

Gonsummirt ist das Verbrechen sobald die Vereinigung der 
Geschlechtstheile erzwungen ist (ob. S. 262.). Ist aber die 
Gonsummation auch dann anzunehmen, wenn die Geschwächte 
während der That, nach der erzwungenen Vereinigung, der Ge- 

8) Am Ende des verflossenen Jahres kam in der Jaristenfecoltät ein 
Fall dieser Art vor. Es hatte ein Inculpat ein unmannbares Mädchen, 
m dasselbe 2ttr Unauoht zu zwingen, au Boden geworfen, eanvroe in 
os pronum jecit atque tergo ejus ineubans per anum constnpravit 

9) Sememe oben'S* 26» Kot 3. aiigefuhrte AbhandUingv 
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schlechtstheile , durch den entstandenen sinnlichen Reiz hinge- 
rissen , weiteren Widerstand unterlässt? Diese schon von den 
alteren Schriftstellern über gerichtliche Medicin und auch von 
einigen älteren Criminalisten berührte Frage wird nach unsrem 
Gesetze zu bejahen seyn. Wenn freilich eine Gesetzgebung 
wie die der Carolina, die Nothzucht blos als Raub der frauli- 
chen oder jungfräulichen Ehre auffasst ; so möchte die Bejahung 
der Frage sehr zweifelhaft werden, und eher mit Heffter 10 > 
anzunehmen seyn , dass hier , wo das Frauenzimmer durch sein 
nachheriges Benehmen seine weibliche Ehre selbst derelinquire, 
überhaupt von N o t h z u c h t gar nicht gesprochen werden könne. 
Allein unser Gesetz fasst, wie überhaupt die neueren Gesetz- 
gebungen, die Nothzucht so zu sagen blos auf, als eine durch 
Gewalt erzwungene Vereinigung der Geschlechtsteile, und ist 
diese einmal erzwungen : so ist Alles vorbanden , was zur Con- 
summation des Verbrechens gehörte, und durch spatere Zustim- 
mung kann das Geschehene so wenig ungeschehen gemacht wer« 
den, als ein Diebstahl oder ein Raub durch spätere Schenkung 
des Entwendeten an den Thäler aufhört, ein consummirter 
Diebstahl oder Raub zu seyn 1 *). Ob jene Auffassung der Noth- 
zucht legislativ die richtige sey, diess ist freilich eine andre 
Frage; der Richter kann aber in einem solchen Falle nunmehr 
nach unsrem Gesetze nicht umhin, die Strafe der consummir- 
ten Nothzucht auszusprechen 12 ). Jedoch wird er hier blos das 
gesetzliche Minimum zu erkennen haben. 

B. Nothzucht an einer Person männlichen Ge- 
schlechts. (§. 2. des Gesetzes). 

Gegenstand ist hier — da das Gesetz nicht distinguirt — 

fO) Lehrbuch des Crim. R. Halle 1833. §. 293. Not 5. 

11) Der hier berührte FaU ist von dem oben S. 37. angeführten 
wesentlich verschieden. Diess faUt wohl in die Angen, sobald man be- 
denkt, dass in dem im Text© berührten Falle angenommen wirdi' der 
Thäter habe einer ernstlich Widerstrebenden Gewalt zufügen 
wollen , und die Angegriffene habe sich bis zur Vereinigung der G** 
schlechtstheile widersetzt. j 

12) Das einzige Gesetz derneuer» Zeit* welches sieb, so viel ich 
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jede Person männlichen Geschlechts, ohne Rücksicht auf das 
Alter. Ab Subject des Verbrechens wird ebenfalls eine Per- 
son männlichen Geschlechts erfordert. Es lässt sich zwar der 
Fall denken, dass ein Weib durch Drohungen einen Mann zum 
Beischlafe nöthigte. Auch fuhren ältere Schriftsteller aus ihrer 
Praxis einige Beispiele hiervon an, und viele Aeltere, sowie 
noch manche Neuere wollen nach gemeinem Rechte diesen Fall 
zur Nothzucht zählen 13 ). Allein das Letztere war jedenfalls 
unrichtig, und auch nach dem früheren Sächsischen Rechte 
gehörte dieser Fall nicht zur Nothzucht (S. 34.). Ebenso über- 
geht ihn unser Gesetz bei der Nothzucht 14 ). Es gilt daher 
von ihm Dasselbe, was von dem bei Note 8. berührten Falle 
gesagt ist. 

Als Handlung wird erfordert ein durch Gewalt erzwun- 
gener Missbrauch zu widernatürlicher Befriedigung der Wollust. 
Das Gesetz giebt nicht näher an, welche Fälle es hierunter 
begreifen wollte 1 *). Keinen Zweifel leidet es , dass gewaltsame 
Päderastie (§. 28.) im Sinne des Gesetzes liegt. Ob aber 
auch gewaltsame Mastupration? Diess hängt wohl von der 
später zu gebenden Auslegung des §. 28. ab. Consummirt 
ist das Verbrechen im ersteren Falle durch intrusio membri, 
im letzteren Falle, wenn man ihn noch hierher zählen kann, 
erst semine elicito. Auch hierüber schweigt das Gesetz. Denn 
der §.24. bezieht sich blos auf naturgemässe Befriedigung des 
Geschlechtstriebs. Allein nach Analogie des §. 24. wird man 
zur consummirten Päderastie eine seminis emissio oder immis- 

weiss, auf diese Frage ausdrücklich einlas« t, sind die (mit Gesetzeskraft 
versehenen) Anmerkungen zum Baier. Str. G. B. B. II. S. 63, und 
diese bejahen die Frage ganz conseqnent, da das Baier. Str. G. B. 
dieselben Prämissen enthält, wie unser Gesetz. 

13) S. die in meinem Lehrbuche B. II. S. 16. Not 17. Angeführten. 

14) Weder §. 1. noch $.2. des Gesetzes sprechen von diesem Falle. 
Auch geht aus dem I. Dep. Ber. d. II. Kamm. S. 394. hervor, dass man 
ihn tibergehen wollte, üeber die andern legislativen Arbeiten s. oben 
8.273. 

15) Eben so unbestimmt sind die andern neuem legislativen Arbei- 
ten, welche diesen Fall berühren. 
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sio nicht erfordern können , sondern die körperliche Vereinigung 
als hinreichend annehmen müssen. Bei der Mastupration aber, 
hei weicher eine solche Vereinigung nicht bezweckt wird, lässt 
sich die Vollendung des Verbrechens auf keine andre, als die 
vorhin angegebene Weise bestimmen. 

Indessen sind Erörterungen über die Auslegung dieses §. 
des Gesetzes unpraktisch, da, wie auch mehre Mitglieder der 
L Kammer bei der Debatte bemerkten, solche Fälle zum Glücke 
in der Praxis fast niemals vorkommen. 

■> « 

CS. Gemeinschaftlicher Thatbeetand der beiden 
Hauptfälle der Nothzucht. 

Zu beiden Hauptfällen der Nothzucht gehört wesentlich, 
dass der Beischlaf oder der Missbrauch zur widernatürlichen 
Befriedigung der Wollust erzwungen wurde. Das Gesetz 
(§. 1.) bestimmt diese Gewalt näher, und entscheidet dadurch, 
was die compulsive Gewalt betrifft, einige Controversen des 
früheren Rechts. Die Gewalt muss nämlich seyn entweder 
t 1. physische, oder wie das Gesetz sagt, äussere Ge- 
walt, welche nach den vorliegenden Umständen von der be- 
drohten Person nicht abgewendet werden konnte 1 *)} oder 

2. compulsive, Gewalt durch Drohungen. Welche 
Drohungen hier zu der, zu einer Nothzucht erforderlichen, Ge- 
walt hinreichen, ob und in wie ferne sie im Verbältnisse zum 
bedrohten Gute stehen müssen, ob Gefahr für Ehre, Freiheit 
u. s. w. hinreiche, hierüber ist nach gemeinem Rechte Streit 17 ). 



16) Das Preussische Landrecht beschreibt diess durch: mit un- 
widerstehlicher Gewalt. Das Oesterreichische Gesetzbach durch: 
wirMich ausgeübte Gcualtthätigkeit. Der HannÖTersche Entwurf Mos 
durch: mittelst körperlicher Gewalt. Eben so der Baierische Entwurf 
von 1631 und der Wiirttembergische Entwurf. Ueber die Fragen, 
welche in Betreff des Beweises dieser Gewalt entstehen können, s. die 
in meinem Lehrbuche B. II. S. 20. Litt. a. b. Angeführten, und S. P. 
Gans Zeitscb. für die Rechtspflege im Konjgr. Hannover B. I. (mehr 
erschien nicht) 8. 676 l und Heffter Lehrb. des Crim. R. §. 293. 
Not 5. 

17) Vergi. Martin Lehrb. des Crim. R. 2. Ausg. §. 297. Not. 15. 
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Unser Gesetz entscheidet diese Frage, indem es bestimmt, dass 
die Drohung eine solche gewesen seyn müsse, welche mit ge- 
genwärtiger unabwendbarer Gefahr für Leben und Gesund- 
heit der bedrohten Person verbunden war 18 ). 

Das Gesetz sagt: für Leben und Gesundheit. Nach die- 
sem Ausdrucke möchte es scheinen, als ob von den Drohungen 
erfordert werde, dass durch sie Beides zugleich bedroht 
worden sey. Allein ohne Zweifel geht der Sinn des Gesetzes 
dahin, dass Aas und hier für oder zu nehmen ist, somit auch 
blosse Bedrohungen der Gesundheit hinreichen. Denn sonst 
würde das Gesetz einen Pleonasmus enthalten (da ja jede Be- 
drohung des Lebens auch die Gesundheit bedroht); auch wird 
das Wörtchen und wohl bisweilen in dem Sinne von oder ge- 
braucht, namentlich ganz ohne allen Zweifel an einer anderen 
Steile des Gesetzes selbst 19 ), und die ständischen Motive durf- 
ten ebenfalls hierauf hindeuten 20 ). 

Im Entwürfe wurden noch zu den hier genügenden Dro- 
hungen diejenigen gerechnet, welche mit einer gegenwärtigen 
Gefahr für Leben oder Gesundheit der nächsten Angehörigen 
der vergewaltigten Person verbunden waren. Und diess gewiss 
sehr mit Recht. Allein die Ständeversammlung (zuerst auf den 
Antrag der Deputation der II. Kammer) wünschte die Weglas- 
sung dieses Punktes, indem sie dafür anführte, theils die Rück- 
sicht, dass die gesetzliche Strafe nur bei harten und ernstlichen 



18) Aach hier sind die in den andern legislativen Arbeiten gewähl- 
ten Bezeichnungen verschieden. Das Preussische Landrecht hat : 
durch gefährliche Bedrohungen des Lebens oder der Gesundheit, unter Um- 
stünden, wo deren Erfüllung mit Wahrscheinlichkeit zu erwarten war; das 
Oesterreichische G. B. und der Württembergische Entwurf 
Mos : durch gefährliche Bedrohung ; der Hannoversche Entwurf: mit- 
telst Drohung, welche mit dringender Gefahr für Leib und Leben verbunden 
ist, und der Baieri sehe Entwurf von 1831 eben so, nur dass er statt 
Leib und Leben richtiger setzt Leib oder Leben. 

19) In §. 5. nr. 4. wo auch Gesundheit und Leben steht, es aber 
ganz ohne Zweifel für Gesundheit oder lieben genommen ist 

20) Dass die gesetzliche Strafe nur bei harten und ernstlichen 
Drohungen eintreten solle. Stand. Schrift S. 442. 
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Drohungen eintreten solle» theils, dass der Fall, wo eine Noth- 
zucht durch Drohungen gegen andere Personen, ausser der 
Bewältigten selbst ins Werk gesetzt wird, zwar denkbar, doch 
gewiss nur höchst selten vorkommen dürfte und über dem die 
Frage, was alles zu den nächsten Angehörigen zu rechnen sey, 
eine sehr verschiedene Beantwortung zulassen wurde 21 ). 

Zwar widersprachen die Organe der Regierung diesem An^ 
trage aas sehr guten Gründen. Namentlich führte H. GJR. 
Gross den Fall an, wenn eine Frau, die ihr Kind hei sich 
habe, durch Bedrohung des Lebens desselben zur Duldung des 
Beischlafs vermocht werde. Hier sind die Drohungen doch ge- 
wiss sehr harte und können ernstliche seyn. Und was die Sel- 
tenheit des Falles betrifft 2 a ) : so muss ein Gesetz auch die sel- 
tenen Fälle dann wenigstens beachten , wenn man , wie hier, 
im Begriffe steht, eben allgemeinen Grundsatz so zu fassen, 
dass seltene Fälle, die unter ihn gehören, wenn sie sich 
ereignen, gar nicht unter ihn subsumirt werden können * also 
nun legislativ unrichtig entschieden werden. Denn der berührte 
Fall gehört nach richtigen legislativen Principien gewiss zur 
Nothzucht. Durch die Bestimmung des Gesetzes aber wird er 
nun von der Nothzucht ganz ausgeschlossen. Selbst aber 
auch hievon abgesehen, sollte überhaupt, wenn das Gesetz eine 
allgemeine Norm aussprechen will, die Nonn nicht so eng aus- 
gedrückt werden, dass Fälle, welche vorkommen können, und 
unter diese Norm gestellt zu werden verdienen, nun ohne alle 
Norm bleiben 23 ). Diess haben die Kammern selbst bei unsrem 
Gesetze mehrfach befolgt. So wurde, um nur das Eine anzu- 
führen, in der I. Kammer zugegeben, dass gewaltsame Sodomie 
unter Männern fast nie vorkomme, und doch wurden Bestim- 



21) Stand. Schrift a. a. O. Vgl. auch ob. Cap. I. Not 18. 

32) Sollte hier einigen Kammermitgliedern D. I. 3. (de legg.) 1. 4. 
5. 8. 10. 12. Torgeschwebt haben : so würde diesen Stellen eine unrich- 
tige Deutung gegeben worden seyn. 

23) Desshalb unterscheidet sieb unser Fall wesentlich Ton dem un- 
ter Cap. VII. nr. VIII. anzufdlireiideii. 
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mungen über dieselbe angenommen und in das Gesetz aufgenom- 
men 24 ). 

Käme ein Fall der bezeichneten Art vor, würde z. B. Je- 
mand eine Mutter mit ihrem Säugling überfallen, und, um die 
Mutter zur Duldung der. Unzucht zu zwingen,. (Mos) den Letz- 
teren mit Misshandlung bedrohen, und dadurch allein die Mutter 
gezwungen, sich dem Verbrecher hinzugeben: so würde nun 
allerdings dieser Fall nach unsrem Rechte als Nothzucht 
nicht bestraft werden können. Denn das Gesetz schliesst das 
Verbrechen der Nothzucht durchaus aus , sobald die Drohung 
nicht die Gesundheit oder das Leben der Vergewaltigten selbst 
betrifft. 

Ist es Nothzucht, wenn der Verbrecher den Widerstand, 
welchen er bestimmt vorhersieht, durch List im Voraus un- 
möglich macht, z. B. dadurch, dass er eine Schlafende bindet, 
und sie dann missbraucht? Erwacht die Schlafende und sucht 
sich vergeblich zu widersetzen : so kann es keinen Zweifel lei- 
den, dass hier alle Requisite der zur Nothzucht erforderlichen 
Gewalt vorhanden sind. Wie aber, wenn sie nicht erwacht, 
oder wenn der Thäter einer Frauensperson unter 
dem Scheine eines gewöhnlichen Getränkes be- 
täubende Mittel beibringt, und er sie nun in einem 
von ihm absichtlich herbeigeführten betäubten Zu- 
stande, in welchem sie sich gar nicht widersetzen kann, miss- 
braucht? Die Ansichten sind hier, was das gemeine Recht 
betrifft, sehr verschieden. Boehmer und Grolman 25 ) be- 
jahen es, und ich folgte Denselben in meinem Lehrbuche. Da- 
gegen wollen manche Aeltere , wie Leyser, Koch und Qui- 
storp (Not. 25.) die Frage nur dann bejahen, wenn der Thä- 
ter von der Geschwächten vorher vergeblich den Beischlaf ver- 
langt hatte. Allein dieses Letztere scheint indifferent, sobald 
— - 1 ■ 1 — 

24) Nur dann geht das Gesetz in der Genauigkeit zu weit, wen» 
es unmögliche Fälle beachtet; wie z. B. das Sachs. Gesetz vom 8. 
Mai 1557, welches sagt : es wird keine Ehe zugelassen zwischen Kindern 
und Eltern, und wenn sie auch tausend Glied von einander wärm. 

25) S. Mein Lehrtmch B. TL S. tti Vi l :i 
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der Tbater nur gewiss wusste, dass er ohne Gewalt seinen 
Zweck nicht erreichen werde; auch würde dann gerade in den 
Fällen, in welchen diess am Gewissesten ist, in welchen er 
desshalb gar nicht wagte, die Verletzte vorher um den Bei- 
sehlaf anzugeben, der Begriff und die Strafe der Nolhzucht aus- 
geschlossen. Einige Wenige, wie z. B. Feuerbach und Heff- 
ter verneinen die Frage unbedingt. Feuerbach beruft sich 
auf die Worte der Carolina , welche verlangt , dass die Noth* 
Zucht geschehe mit Gewalt und wider ihren (der Verletzten) 
Willen. Allein die Gewalt, der majoris rei impetns, qui repelli 
non potest, den die Gesetze zur vis verlangen, ist doch- wohl 
auch in dem Falle vorhanden, in welchem durch ein widerrecht- 
lich angewendetes Mittel aller Widerstand unmöglich 
gemacht wird; und wider ihren Willen kann die 
Person missbraucht seyn , wenn ihr auch keine Zeit oder Gele- 
genheit gelassen wurde, ihren Dissens durch Worte oder Hand- 
lungen zu erklären. Heffter führt für sein Verneinen noch 
an, dass ein listiges Handeln keine vis sey, und dass der be- 
harrliche Wille eines Widerstandes sich nicht schlechthin prä- 
sumiren lasse. Allein ein listiges Handeln ist allerdings dann 
keine vis, wenn man den Ueberlisteten blos durch den lrrthum, 
in welchen er versetzt ist, bewegen will zu einer (im Uebri- 
gen äusserlich freien) Handlung, ihm also die äussere Frei- 
heit des Handelns nicht entzogen wird. Im vorliegenden Falle 
aber bleibt es nicht bei der List , sondern die List ist nur das 
Mittel, die Entziehung der äusseren Freiheit zu bewerkstelligen 
und die Person in einen Zustand zu versetzen, in welchem 
sie physisch ganz widerstandsunfähig der Willkühr des Thä- 
ters preisgegeben ist. Und was den anderen Grund -von Heff- 
ter betrifft: so kommt es allerdings auf die Umstände des Fal- 
les an, ob die ganze That wider Willen der Verletzten war. 
Zeigt sich aber diess: so muss angenommen werden, dass sie 
auch im Verlaufe der Handlung selbst diesen Willen nicht auf- 
gegeben haben würde. Wollte man diess leugnen, und wollte 
man durchaus den Einwand von Heffter zugeben: so mjtote 
man auch behaupten, dass Derjenige, welcher , eioeiH .ehrbaren 
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Mädchen begegnet, und sie, um sie zu schänden, ohne Weite- 
res durch einen Sehlag auf den Rupf betäubt und nun miss- 
braucht, keine Nothzucht begangen habe. Zwar beruft sich 
Heffter mit vielem Scheine noch darauf, dass auch ein Raub 
unter den oben angegebenen Umständen nicht begangen werde. 
Diess wird wohl zuzugeben seyn'. Wenn z. B. Jemand einem 
Andern mit List ein opiatisches Mittel beibringt, und ihm dann, 
während er betäubt daliegt, das Geld aus der Tasche nimmt t 
so wird man ihn wegen Raubes nicht verurtheilen können. 
Allein der wesentliche Gesichtspunkt beim Raube ist die Gefahr 
gewaltsamer persönlicher Misshandlung, welche hier (so wie 
z. B. in dem Falle, wenn A. die Zimmerthür des B. von aus- 
sth verschliesst, und dadurch den B. einschliesst , um auf dem 
Vorsaale stehlen zu können) nicht vorhanden ist die erfolgte 
Entwendung der Sache aber betrifft Etwas, was nicht zur Person 
gehört. Der wesentliche Gesichtspunkt bei der Nothzucht da- 
gegen ist die Verletzung der weiblichen Ehre durch einen ma- 
joris rei impetus, qui repelli non potest, und diese, so wie die 
hier wesentliche persönliche Misshandlung (die Schändung), 
ist in den oben gesetzten Fällen vollkommen vorhanden.' — 
Und fassen wir die ganze Natur solcher Fälle, die Niederträch- 
tigkeit der Handlung j ihre Gefährlichkeit, überhaupt alle die 
Gründe ins Auge, aus denen es sich rechtfertigt, die Nothzucht 
als ein besonders strafbares Verbrechen auszuzeichnen : so 
möchte es sich schwer in Zweifel ziehen lassen, dass die an- 
geführten Handlungen strafrechtlich völlig auf derselben Linie 
stehen mit den übrigen Fällen der Nothzucht. Desshalb finden 
wir auch, dass die* neueren Deutschen Strafgesetzgebungen und 
Entwürfe den Fall, wenn der Thäter die Unzucht durch argli- 
stige Betäubung der Missbrauchten sich möglich gemacht, durch- 
aus zur Nothzucht rechnen. So stellt das Preussische 
Landrecht (II. 20. §. 1048.) den Fall, wenn Jemand eine un* 
schuldige Frauensperson durch Getränke oder andere 
^— 

26) Vergl. auch Martin Lehrb. des Crim. R. % Ausg. §. 204. 
Not 5. 7. 



chen, unter die Rubrik der Nothzucht, und bestraft ihn, wenn 
das Verbrechen consummirt ist, sogar noch härter, aU die 
durch Drohungen verübte Nothzucht (mit 4 — »6 Jahren Zucht- 
haus), das Oesterreichische Gesetzbuch Th. 1. §. 110. 
zählt den Fall, wenn Jemand eine Frauensperson durch arg- 
listige Betäubung ihrer Sinne ausser Stand setzt, seinen 
Lüsten Widerstand zu leisten , und in solchem Zustande sie 
schändet, durchaus zur Nothzucht, und das Gleiche thut mit 
jden gleichen, aus dem Oesterr. Gesetzbuche genommenen, Wor- 
ten der Württemberg. Entwurf Art. 272. Der Hanno v. 
Entwurf Art. 247. bestimmt wenigstens , dass solche Falle wie 
Nothzucht bestraft werden sollen, und auch die Bai er is chen 
Entwürfe 27 ) weichen hier mit Recht vom Baier. Strafgesetzhu- 
che, welches Art 190. diese FäHe nicht' zur Nothzucht rech- 
nete, ab, und rechnen sie zur Nothzucht. 

Allein unser Gesetz geht von einer ganz anderen An* 
sieht aus. Der Entwurf rechnet diese Fälle nicht zur Noth- 
zucht, sondern zur unfreiwilligen Schwächung, und die Kam- 
mern nahmen diess auch an , ohne dass , wie es scheint , dar- 
über , ob nicht vielmehr diese Fälle zur Nothzucht zu zählen 
seyn möchten, irgend ein Zweifel hei den Verhandlungen zur 
Sprache gekommen wäre. 

III. 

« 

Strafe der Nothzucht 

Die an einer Frauensperson begangene consnmmirte Noth- 
zucht ist mit 6—10 Jahren Zuchthaus zu bestrafen* 8 ). . >■ 

— 1 1 , — ... _ 

27) Entwurf von 1827 Art. 194. und Entwurf von 1831 Art 228. 

28) Die neuem legislativen Arbeiten enthalten hier ein zum Theile 
sehr verschiedenes Strafmaass, stimmen aber darin überein, dass sie 
(nur in dem Falle machen einige eine Ausnahme, wenn die Genotb- 
züchtigte an den Folgen der Misshandlongen starb) keine Todesstrafe 
festsetzen. Das Oesterreichische Gesetzt), setzt schweren Kerker 
zwischen 5 und 10 Jahren fest, das Baierische Arbeitshaus von 4 — 8 
Jahren, verbunden mit jährlicher körperlicher Züchtigung, und ein- 
samer Einsperrung in dem Zuchtgefangnisse; der Hannoversche 
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Bei der Ausmessung der Strafe sind die oben S. 25$ be- 
rührten Momente zu berücksichtigen; Ausser denselben sind 
hier aber noch zu beachten 

1. alsStrafherabsetzungsgrund innerhalb des gesetzlichen Mi- 
nimum» wenn die Verletzte das Erbieten des Thäters, sie zu 
ehelichen, annimmt 20 ). 

2. als Straferhöhungsgrund innerhalb des gesetzlichen Ma- 
ximum, körperliche Misshandlungen, welche mit der Nothzucht 
verbunden wurden, und (vorübergehende) bedeutendere nachthei- 
lige Folgen , die etwa die That für die Gesundheit der Genoth- 
züchtigten hatte. Namentlich würde auch die Ansteckung mit 
der Lustseuche hieher gehören. Dass diese Momente eine, wie 
es hier der Fall ist, wenigstens theil weise in das Ermessen 
des Richters gestellte Strafe nach allgemeinen Grundsätzen er- 
höhen müssen , leidet keinen Zweifel. Hatte jedoch die That 
einen bleibenden Nachtheil für die Gesundheit der Verletz- 
ten zur Folge , oder wirkte sie auf deren Tod ein : so ist diess 
ein besondrer gesetzlicher Strafschärfungsgrund, bei welchem 
eine ganz andre Strafe zur Anwendung kommt (unten Nr. IV.) 

3. der Ruf und Lebenswandel der Genothzüchtigten. Dass, 
wenn man auch den Begriff der Nothzucht auf Gewalt an un- 
verleumdeten Frauenspersonen nicht beschränken will, doch 
der Umstand, ob die vergewaltigte Person eine verleumdete 
war oder nicht, nach den allgemeinen, unsrem positiven Rechte 
zu Grunde liegenden, Grundsätzen auf die Grösse der zu erken- 
nenden Strafe, falls dieselbe theilweise in das Ermessen des 

Richters gestellt ist, vönEinfluss seynmuss, diess dürfte schon 

■ -. >• 

Entw. geschärftes Zuchthaas von 4—8 Jahren, oder Karrenstrafe von 
5—10 Jahren; der neuste Baierische Entw. für die Regel geschärf«. 
tes Arbeitshaus von 4 — 10 Jahren; der Württembergische Entw. 
für die Regel körperliche Züchtigung und Zuchthaus von 6 — 10 Jahren, 
jedoch so, dass der Richter befugt ist, bei mildernden Umstanden die 
Strafe bis auf 3jlihriges Arbeitshaus herabzusetzen. Das Preussische 
Landrecht enthält' hier eine eigentümliche Unterscheidung. Es straf); 
die durch physische Gewalt verübte Nothzucht mit 6 — 8 jähriger, daT. 
gegen die durch Drohungen verübte blos mit 3 — öj ähriger Festungsstrafe. 

29) S. hierüber unt. nr. V. 
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durch die Betrachtung sich erweisen, dass im letzteren Falle 
die durch das Verbrechen zugefügte Verletzung eine weit be- 
deutendere ist , als im ersteren. Auch erkannte diess der Ent- 
wurf unsres Gesetzes an, indem er im §. 30. vorschlug, dass 
bei der Ausmessung der Strafe der Nothzucht Rücksicht genom- 
men werden solle auf die Bescholtenheit oder Unbescholtenheit 
der verletzten Person. Dieser §. ist nun zwar nach dem Wun- 
sche der Rammer im Gesetze weggelassen worden 30 ), allein nicht 
weil die Stände jenen Grundsatz hätten verwerfen wollen , son- 
dern aus anderen Gründen. Die Deputation der I. Kammer, 
welcher hierin beide Kammern später beitraten , trug nähmlich, 
was die 2te Hälfte des §en (er ist oben S. 260. abgedruckt) 
betrifft, auf Wegfall derselben aus dem Grunde an, weil sie 
bei den vorhergehenden §§en bereits benutzt, und auf bestimmte 
Gründe zurückgeführt worden sey, und dieser Grund ist auch 
in der ständischen Schrift S. 455. angeführt. Das Letztere 
war auch wirklich zum Theile geschehen (s. §. 3. 4. 5. 7; 
des Ges.)* und namentlich war es von jener Deputation 
in Betreff des Punktes der Bescholtenheit geschehen. Allein ge- 
rade der desshalb von ihr vorgeschlagene Zusatzparagraph wurde 
zwar von der I. Kammer angenommen , später jedoch von der 
II. Kammer verworfen, und so fiel die Erwähnung dieses Punk- 
tes im Gesetze ganz aus, und das angeführte Motiv für den 
Wegfall der 2ten Hälfte des §. 30. passte nun freilich nicht 
mehr. Die Deputation der I. Kammer hatte nämlich vor- 
geschlagen , bei Nothzucht und Entfuhrung gegen eine der 
Hurerei hinreichend überwiesene Person (also beim höchsten 
Grade der Verleumdetheit) die Strafen dieser Verbrechen bedeu- 
tend unter die Minima der §§. 1. sq., zum Theile auf 
Gefängniss herabzusetzen 3 *) , und die Kammer nahm auch den 



30) S. oben S. 261. Not. 25. 

31) L Dep. Ber. d. I. Kamm. S. 271. 272. In der Kammer wurde 
zwar entgegengehalten, dass der Zweck dieses Vorschlages schon durch 
den §. 30. des Entwurfes erreicht werde. Allein sehr richtig wendete 
H. Fürst von Schoenburg ein, dass jener Vorschlag viel weiter 
gehe , als der Entwarf im §. 305. I. VhnöU. der I. Kamm. S. 253. 
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Vorschlag mit 16 gegen 10 Stimmen an. Allein die Depu- 
tation der II. Kammer erklärte sich gegen den Vorschlag 32 ), 
worauf die II. Kammer ihn verwarf, und später auch die I. Kam- 
mer ihn einstimmig fallen Hess 33 ). Mau sieht aber aus den 
unten in der Note angeführten Gründen der Deputation der. 
II. Kammer (durch welche beide Kammern sich zu ihrem Be- 
schlüsse bestimmen liessen) und überhaupt aus dem Vorschlage 
der Deputation der I. Kammer, über welchen debattirt wurde, 
dass es sich nicht yon der Frage handelte, ob die Bescholten- 
heit der Genothzüchtigten eine Strafminderung innerhalb des 
gesetzlichen Minimum zur Folge haben solle (wovon der 
§. 30. des Entwurfs allein handelte), sondern von der ganz 
anderen Frage , ob beim höchsten Grade der Bescholtenheit , bei 
Nothzucht gegen eine feile Dirne, das gesetzliche Mini- 
mum noch herabzusetzen sey. Bios diese letztere Frage 
wurde verneint* über die erstere Frage dagegen wurde gar 
nichts entschieden, und der Richter ist daher nun wohl nicht 
gehindert, hier den allgemeinen Grundsätzen zu folgen und in- 
nerhalb des gesetzlichen Maximum, und Minimum härter oder 
gelinder zu strafen, je nachdem bei der Verletzten ein wichti- 



32) An der Richtigkeit der von der Deputation angeführten Gründe 
mochte ich sehr zweifeln. Sie sagt (II. Dep. Ber. der II. Kamm. S. 474. 475.) : 
Aothzucht gegen eine ühel berüchtigle Person wird wohl kaum irgend statt- 
finden [die Praxis der älteren nnd der nenerenZeit giebt doch Beispiele 
an die Hand], da einesteils der Mann schwerlich mit Gewalt erringen 
wird, was er durch wenig Geld hei derselben Person erreichen kann 
[wie aber, wenn er z. B. kein Geld hat, oder die Dirne ihm um Geld 
sich nicht hingeben will?], und anderntheils wird eine Weibsperson, die 
übel berüchtigt und der Hurerei hinreichend überwiesen, ihre nicht mehr be- 
sitzende Fr au enehre wohl nicht so hoch stellen, dass sie es bis zur 
wirklichen Nothzucht Kommen lassen sollte [ihre Ehre allerdings nicht: 
allein kann sie nicht andre Grunde zum Widerstande haben?]. Sollte 
aber eine solche Weibsperson einen solchen Lebenswandel aufgegeben haben, 
und nun , weil sie nicht mehr für Geld sich der Wollust hingiebt, genoth- 
züchtigt werden : so ist kein ausreichender Grund vorhanden, um eine mil^ 
dere Strafe Platz greifen zu lassen [? s. ob. 8. 22. 23.]. 

33) II. VhndL d, I. Kamin. S. 247. 

19 
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ges , vorhandenes Gut verletzt , ihr ein bedeutender Schaden 
zugefügt wurde , oder nicht • *). 

Ist das» was oben S. 257 f. ausgeführt wurde, zn billigen: 
so dürfte wohl der Richter dem Sinne des Gesetzes am Gemäs- 
sesten verfahren , wenn er bei der, an einer Frauensperson be- 
gangenen consummirten, Nothzucht die Strafe so bestimmt, dass 
er 8 Jahre Zuchthaus als die ordentliche Strafe einer , an ei- 
ner un verleumdeten Person begangenen Nothzucht an- 
nimmt, und von dieser Strafe herabsteigt (aber nicht unter 
6 Jahre) wenn die Person mehr oder weniger verleumdet war, 
oder dem Thäter Trunkenheit , oder Jugend , oder Stupidität zu 
Statten kam, oder die Verletzte sich dazu versteht, ihn zu hei- 
rathen. In dem letzteren Falle namentlich , so wie in den oben 
S. 278. und S. 276. not. 6. angeführten Fallen wäre in der Regel 
blos das Minimum zu erkennen. Dagegen müsste der Richter 
die Zuchthausstrafe erhöhen, und gegen, nach Umständen bis 
auf das Maximum ansteigen, wenn andre nicht unbedeutende 
Verbrechen coneurrirten , namentlich der Thäter an Mehreren 
Nothzucht verübt oder sich eines Rückfalls schuldig gemacht, 
oder Misshandlungen der S. 287. angegebenen Art der Verletz- 
ten zugefügt hat. Natürlich können auch solche Straferhöhungs- 
gründe von der anderen Seite durch Mindernngsgründe wieder 
aufgewogen werden, und so erkannte z. B. die JuristenfacuL» 
tat im Dec 1834 gegen Jemanden, welcher zwei Mädchen 
unter 12 Jahren genothzüchtigt, mit einem Kalbe Sodomie ge- 
trieben und das Not. 8. angeführte Verbrechen verübt hatte, 
aber an einer bedeutenden Stupidität (die jedoch die Zurechen- 
barkeit nicht aufhob) litt, auf das Minimum der Strafe der 
Nothzucht. 



34) Die ineisten neueren Entwürfe und Gesetzgebungen verfahren 
liier auf die gleiche Weise, wie unser Gesetz. Poch weichen einige 
mit Recht ab. So bestimmt das Preuss. Landrecht (II. 2Q. 1058). 
yerhältnissmässige Minderung der Strafe, wenn die Genothzüchtigte schon 
vorher in dem Rufe einer schlechten liederlichen Lebensart gestanden, 
und der Wiirttemb. Entwurf Art 274. gestattet bei Nothzucht an einer 
feilen Dirne Herabsetzung der Strafe bis auf 1 Jahr Arbeitshaus. 
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Die Strafe für die an einer Person männlichen Ge- 
scltohts begangene Nothzucht ist 3 — 5 Jahre Zuchthaus (§. 2« 
des Gesetzes) 35 ). 

fei der näheren Bestimmung dieser Strafe ist nach densel- 
ben Grundsätzen, wie bei der an einer Frauensperson began- 
gcnenNotbzucht , soweit sie sich auf diesen Fall anwenden las- 
sen, u verfahren. 

* 

m 

rv. 

Qualificirte Nothzucht. 

r * r * ■ 

(§. 3. des Gesetzes.) 

Das Gesetz qualificirt drei Fälle der Nothzncht, d. h. setzt 
fwt Dieselben ausdrücklich eine härtere Strafe fest, als dieje- 
nge ist , welche regelmässig bei der Nothzucht eintritt (oben 
t 260.). Diese Fälle sind : 

1. Wenn, wie das Gesetz sagt, Mehrere eine gewaltsame 
lunothigung gemeinschaftlich ausüben. Hier ist die Strafe 
er einfachen Nothzucht (s. bei not. 28. 35.) für jeden 
Reichen Theilnehmer um 1—4 Jahre zu erhöhen 86 ). 

Es könnte hier wohl der Zweifel entstehen , was unter der 
gmeinschafllichen Ausübung einer gewaltsamen Zunöthigung 
ud unter den gleichen Theilnehmem zu verstehen sey. Ist 
hir auch der Fall gemeint, in welchem blos Einer der Theil- 
nomer den physischen Act der Nothzucht ausüben wollte und 



35) Die oben S. 273. angeführten Gesetzbücher nnd Entwürfe, wel- 
ch diesen Fall auch zur Nothzucht zählen, weichen darin von unsrem 
Gsetze ab, dass sie für ihn nicht, wie unser Gesetz, ausdrücklich eine 
gändere Strafe, als die für Nothzucht an Frauenspersonen verhängte 
isv festsetzen. 

36) Ueber die Aenderungen des Entwurfes in diesem Punkte , s. 
S.223. Sehr richtig wendete gegen dieselben H. GJR. Dr. Schu- 
mnn (I. Vhndl. d. I. Kamm. S. 237.) ein, dass nun auch bei der 
gtssten Brutalität und bei der abscheulichsten Vereinigung Mehrerer 

^zedem Verbrechen das vom Entwürfe vorgeschlagene Maximum nicht 
eitreten könne , wenn nicht der Tod der Gemisshandelten unmittelbare 
Flge der That war. — Die oben angeführten Entwürfe und Gesetz- 
g)ungen zeichnen diesen Fall nicht besonders aus. 

19* 
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ausübte? Es kam einmal, wenn ich mich recht erinnere» 4er 
Fall vor , äass zwei junge Bauern , über ein Mädchen, die hre 
Bewerbungen früher abgewiesen und sich mit einem Anden rer- 
lobt hatte, erbittert, beschlossen, es solle dem Mädchen wn ei- 
nem von ihnen Gewalt angethan werden; sie überfiele das 
Mädchen und der Eine vollzog die Ünthat , während der Vndre 
das widerstrebende Mädchen hielt. Ist von dem Gesetze auch 
ein solcher Fall (in welchem nach allgemeinen Grundsätzenwohl 
Beide als Miturheber, oder wie man es jetzt häufig aberwohl 
weniger passend nennt, als gleiche Theilnehmer zu bestafen 
seyn würden) gemeint, oder bezieht sich das Gesetz biosauf 
Fälle, in welchen Jeder von Mehreren die Absicht hatte, len 
physischen, zur Nothzucht gehörigen, Act zu vollziehen? )ie 
Verhandlungen und die Worte des Gesetzes geben hierüber keiie 
bestimmte Auskunft, und auch die ursprüngliche Fassung de 
Entwurfes (S. 224.) scheint den Zweifel nicht zu heben 
Will man ihn zerhauen durch das in dubia in mitius und so- 
mit das Gesetz blos auf die zweite Classe der vorhin angefiihr« 
ten Fälle beziehen: so muss man consequenterweise weitei 
behaupten, dass die volle Strafe des §. 3. Nr. 1. nur dam 
eintreten könne, oder dass diese qualificirte Nothzucht nur daqi 
consummirt sey, wenn wirklich Jeder von Mehreren den a 
der Nothzucht gehörigen physischen Act vollzogen hat. Dem 
sonst' ist ja nicht von Mehreren die gewaltsame Zunöthigug 
gemeinschaftlich ausgeübt worden. Jedoch folgt aus §. 24. uil 
aus der Natur der Sache , dass , wenn eine solche qualificire 
Nothzucht versucht wurde, bei der Ausmessung der gelin- 
deren Versuchsstrafe das Strafmaass des §.3. Nr. 1. zu Grün« 
zu legen, also ein solcher Versuch härter, als der Versiih 
einer einfachen Nothzucht zu bestrafen ist 3T ). 

* • a 

37) z. B. A., B., C. wollen auf die angebene Weise eine NothzniU 
verüben. A. und B. vollziehen die That; als C. im Begriffe ist, sie aich 
zu vollziehen, wird die Verletzte befreit. Hier trifft A. und Bi die vdle 
Strafe der consummirten qualificirten Nothzucht, C. die Strafe des V<r- 
suchs derselben. Würde das Mädchen befreit, auch noch ehe B. tie 
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Im Uebrigen ist bei der näheren Bestimmung der, für eine 
qualßcirte Nothzucht innerhalb des gesetzlichen Maximum und 
Mimmum festzusetzenden, Strafe nach den unter Nr. III. aus- 
gefäarten Grundsätzen zu verfahren , und dabei die Zahl der 
Thäter and die Brutalität, mit der sie bei der That verfuhren, 
zu berücksichtigen. 

2. Ter zweite Fall der qualiBcirten Nothzucht ist, wenn 
die That m't einer solchen Beschädigung der misshandelten 
Person verbunden war, welche einen bleibenden Nachtheil 
für die Gesundheit gehabt, oder den Tod der Verletzten be- 
schleunigt hat**). Die Strafe ist hier 12—15 Jahre Zucht* 
Äaus. (Ges. §. 3. Nr. 2.) 

Diese Strafe kann somit, was den Nachlheil an der Ge- 
sundheit betrifft, nur dann erkannt werden, wenn nach der 
Erklärung der Aerzte dieser Nachtheil bleibend d. h. durch 



That vollziehen konnte: so wäre überhaupt blos eine Yenachte quali- 
ficirte Nothzucht vorhanden, die nur bei A. härter za bestrafen seyn 
wurde , als bei B. und C. Auf diese Entscheidung fuhrt wenigstens die 
Conseqoenz, wenn man das Gesetz blos auf den zweiten Fall bezieht 

38) Diese Fälle sind auch in den oben angeführten Gesetzgebun- 
gen und Entwürfen zum Theile besonders ausgezeichnet. Nur werden 
sie in denselben sehr verschieden — zum Theile gar zu unbestimmt — 
bezeichnet Das Preuss. Landrecht (II. 20. §. 1055.) schreibt Erhö- 
hung der Strafe, verhältnissmässig , bis zu 10 und 12 Jahren vor, wenn 
die Geschändete durch die an ihr verübte Gewalt <m tnrer Gesundheit er- 
heblich wid dauernd gelitten hat; das Oesterreich. Gesetzb. will 
gleiche Erhöhung, wenn die Gewaltthatiykcit einen wichtig en Nachtheü 
der Beleidigten an ihrer Gesundheit oder gar ant Lehen zur Folge gehabt. 
Das Baier. Str. G. B. Art. 188. dagegen verhangt 8 — 16 Jahre Zucht- 
haus, wenn die genothzüchtigte Person durch die verübte Gewalt oder durch 
den Beischlaf selbst an ihrer Gesundheit irgend einen Nachtheü erlitte* 
hat. Die gleiche Strenge hat im Wesentlichen der neueste Bai er. Ent- 
wurf v. 1831. Er wül lÄ— 15 Jahre Zuchthaus , wenn die Person durch 
teThatanfaerGeswidhäi^ hat; der Hannoversehe 

Entwurf will 8—15 Jahre Karrenstrafe bei einem bedeutenden 
Nachtheile an der Gesundheit, und der Württemb. Entwurf 10—20 
Jahre Zuchthaus bei bleibenden Nachtheilen ah der Gesundheit oder 

bei lebensaefäJirlichen MinhantUutiaeiL. \ V 
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Kunst oder Zeit nicht zu heilen ist 39 ). Glaubt der Arzt her- 
über eine bestimmte Erklärung nicht gehen zu können : s> ist 
das Requisit des Gesetzes nicht erwiesen, und es kann (aher 
in einem solchen Falle nur die Strafe der §§. 1 oder 2. (oben 
S. 286.291«) oder wenn Mehrere miteinander Nothzucht verübten, 
die des §. 3. Nr. 1. des Gesetzes eintreten , welche jedoch bei 
bedeutenden vorübergehenden Nachtheilen für die Gesundheit in- 
nerhalb des in den genannten §§en bestimmten Maximum zu 
erhöhen ist. 

Zu manchen Zweifeln in der Anwendung dagegen kann die 
Bestimmung Veranlassung geben, dass 12— löjährige Zucht- 
hausstrafe eintreten solle, wenn die Beschädigung den Tod der 
Verletzten beschleunigte, namentlich im Gegensatze zu dem 
nachher anzuführenden dritten Falle der qualifieirten Nothzucht. 
Wörtlich darf diese Bestimmung nicht genommen werden. 
Wenn z. B. eine von den Aerzten für unrettbar Erklärte, etwa 
eine Schwindsüchtige, mit solcher Brutalität genothzüchtigt wird, 
dass sie an den erlittenen Misshandlungen stirbt , und die Aerzte 
erklären, blos diese Misshandlungen hätten die ohnehin 
schwache Person getödtet: so hat hier die Nothzucht den 
Tod der Person beschleunigt. Allein der Tod war hier zu- 
gleich die nächste unmittelbare Folge der ausgeübten Gewalt: 
• und so ist dieser Fall nicht nach Nr. 2, sondern nach Nr. 3. 
des Gesetzes (mit 16 — 20 Jahren Zuchthaus) zu bestrafen. 
Es ist wohl bei jener, durch die Anträge der Stände in das 
Gesetz aufgenommenen, Bestimmung nur an solche Fälle gedacht 
worden, bei welchen die Aerzte sich dahin erklären : dass sie hier 
nicht, oder nicht mit Bestimmtheit , behaupten können , die aus 
der That des Verbrechers entstandene Verletzung sey die Ur- 
sache des Todes gewesen, dass aber diese Verletzung in Ver- 
bindung mit anderen durch die Verletzung nicht erst erzeugten 
oder durch sie nicht erst in Wirksamkeit gesetzten Ursachen 

3*) Beispiele solcher Nachtheile s. bei M ende jHandlroch d. ge- 
richtl. Mediän. B. IV. S. 495 f. Natürlich gehört hymen coitu diruptai 
nicht hierher. 
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auf die Herbeiführung des Todes mit eingewirkt habe. Hieffir 
spricht auch die Erklärung, welche in der II. Kammer (II. Vbndl. 
- d. II. Kamm. S. 512.) von jener Bestimmung dahin gegeben 
wurde , dass damit wohl gemeint sey : wenn die Beschädigung 
eine mitwirkende Ursache des Todes gewesen™). 

Ist in diesen Fallen die Nothzucht von Mehreren auf die un- 
ter Nr. 1. angegebene Weise verübt worden: so darf desshalb 
das gesetzliche Maximum (von 15 Jahren) nicht überschritten 
werden. Diess beweisen schon die Gesetzesworte unter Nr. 2. 
von Einem oder Mehreren, und ebenso die Verhandlungen 
(s. I. Vhndl. d. I Kamm. S. 236.)*'). Allein natürlich ist 



40) Noch weniger gelungen dürfte die Bestimmung des neuesten 
Baier. Entwurfes A. 228. (vgl. den Entw. v. 1827 A. 194.) «oyn. Dieser 
setzt, wenn die Genothzuchtigte durch die vollbrachte That das Leben ver- 
loren, (lebenslängliche) Kettenstrafe fest, ausgenommen in dem Falle, 
wenn der Tod dadurch erfolgte, dass eine denselben nach sich ziehende 
Krankheit durch die That aufgeregt worden ist. Hier sollen Mos 
15— 20 Jahre Zuchthaus eintreten. Als Beispiel für diese Ausnahme 
wird in den Motiven von 1827 S. 164 f. der, wirklich vorgekommene, 
Fall angeführt, in welchem ein vom Nervenfieber kürzlich genesenes 
Mädchen von einem Wüstlinge genothzüchtigt wurde, das Madchen durch 
die Anstrengung und durch die Gemütsbewegung in das Fieber zu- 
rückfiel und starb. — Allerdings kann in einem solchen Falle die Culpa 
des Thäters (vorausgesetzt, dass er von der früheren Krankheit 
nichts wusste) geringer seyn, als in manchen — aber keineswegs in 
allen — anderen Fällen einer durch Nothzucht oder durch die damit 
verbundenen Misshandlungen herbeigeführten TÖdtung. Allein, wenn 
hier der geringere Grad der Culpa auf diese Weise beachtet wird, 
warum geschieht es nicht auch in den anderen Fällen ? Und wie, wenn 
der Thäter wusste, dass das Mädchen kaum erst von einer schweren 
Krankheit genesen war? Was aber den Causalzusammenhang betrifft: 
so war im angebenen Falle die Nothzucht allein die Ursache des Todes. 
Nur war sie so zu sagen blps in Concreto, nicht in Abstracto letal, 
was aber anerkannt in Betreff der Beurtheilung des objectiven Thatbe- 
Standes einer TÖdtung keinen Unterschied macht. 

41) Dadurch wird freilich nach Umstanden für diesen Fall die Straf- 
erhöhung sehr unbedeutend. Man nehme den Fall, Drei verüben mit 
einander eine Nothzucht auf solche Weise und unter solchen Umstan- 
den, dass das Maximum der durch Mehrere verühten qualificirten Noth- 
zucht, also 14jähriges Zuchthaus (S. 291.), erkannt werden müsste. Kommt 
nun derselbe Fall vor, aber noch mit dem weiteren Sohärfungsgrunde, 
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dieser Umstand als straferhöhend innerhalb des Maximum 
(15 Jahre) zu behandeln. 

3. Der dritte Fall der qualificirten Nothzucht ist: wenn 
der Tod der genothzüchtigten Person als die nächste unmit- 
telbare Folge der ausgeübten Gewalt zu betrachten ist. Hier 
soll 16 — 20jährige Zuchthausstrafe erkannt werden (§. 3. Nr. 3» 
des Ges.). 

Die im Gesetze enthaltene nähere Bestimmung dieses Fal- 
les (nächste unmittelbare Folge) soll wohl ausdrücken : wenn 
die erlittene Gewalt wirklich die Ursache war, welche den 
Tod herbeiführte, und man wird auf das nächste unmittel- 
bare einen zu starken Nachdruck nicht legen dürfen. Wird 
z. B. eine nervenschwache Person genothzüchtigt und dabei so 
gemisshandelt , dass ihr die erlittene Gewalt ein gefahrliches Fie- 
ber zuzieht, an welchem sie stirbt: so war streng genommen 
die Gewalt nicht die nächste unmittelbare Ursache des 
Todes , sondern nur des Fiebers ; allein es wird nicht zu zwei- 
feln seyn, dass nach dem Sinne des Gesetzes hier ein Fall des 
Nr. 3. des Gesetzes vorhanden ist 42 ). — Bei der näheren 
Bestimmung der Strafe sind wieder , so weit möglich , die 



dass die That den Tod der Genothzuchtigten beschleunigte: so kann die 
Zuchthausstrafe nur um ein Jahr erhöhet werden. 

4?) Zum Theile auch schon nach den Worten des Gesetzes. 
Denn unter Nr. 2. des Gesetzes gehört dieser Fall nicht, da man 
von ihm gewiss nicht sagen kann, dass hier die Nothzucht den Tod 
blos beschleunigt habe. Das Gleiche muss von dem in Note 40. 
angeführten Falle behauptet werden. — Einfacher und gewiss ganz 
richtig druckt das Preuss. Landrecht (§. 1056.) die Sache so aus: 
Ist der Tod durch die gewaltsame Misshandlung verursacht worden, und es 
setzt hier die Strafe des Schwertes (was wohl auch mehr zu billi- 
gen seyn dürfte, als die Bestimmung unsres Gesetzes) fest Das Baie- 
rische Str. G. B. Art. 189. setzt hier ebenfalls Todesstrafe fest, und 
bestimmt den Fall durch: Ist die genothzüchtigte Per*» an den Miss- 
handlungen gestorben. Gelinder ist der Baier. Entwurf von 1831 , aber 
doch immer noch strenger, als unser Gesetz; s<iNot. 40. Ebenso setzt 
der Hannoversche und der Württemb. Entwurf lebenslängli- 
che Freiheitsstrafe fest, wenn der Tod der genothzuchtigten Person durch 
die Misshandlungen verursacht worden ist» -,. 
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S. 290. angeführten Momente und übcrdiess die Grosse der Culpa 
in, Beziehung auf den herbeigefühlten Tod zu berücksichtigen. 

Noch möehte es sich fragen, ob hier nicht nach Umstan- 
den auch Todesstrafe zu erkennen ist. Das Gesetz bestimmt 
allerdings die Todesstrafe nicht, obwohl es sich sehr fragen dürfte, 
ob nicht für manche Fälle die Todesstrafe nach legislativen Princi- 
frien sich durchaus rechtfertigen Hesse (vgl. Not. 42). Allein man 
wird doch wohl nicht annehmen können, dass dadurch die Grund- 
sätze über Tödtung abgeändert werden sollten. Ohne 
Zweifel setzt das Gesetz hier um desswillen Todesstrafe nicht 
fest, weil hier die Tödtung in der Regel eine Mos culpose (aus 
s. g. culpa dolo determinata) seyn wird. Wie aber, wenn die 
Tödtung eine dolose, wenigstens aus dolus indeterminatus ist 43 )? 
Es ist mir ein Fall bekannt, in welchem ein Mann eine hoch- 
schwangere Frauensperson überfiel, ihr Gewalt anthun wollte, 
sie, als sie sich widersetzte, sehr misshandelte, und endlich 
nach vielen Misshandlungen die ohnmächtig gewordene Person 
auf die brutalste Weise notzüchtigte. Die Frau starb an. den 
Iflolgen der erlittenen Gewalt. Der Thäter wusste, dass bei 
der Individualität der Person und seiner rohen Gewalt sogar 
das Leben der Vergewaltigten gefährdet sey. Allein die Folgen 
waren ihm gleichgültig; er wollte seine Lüste um jeden Preis 
befriedigen. Hier hatte er offenbar dolo indeterminato 
getödtet. Käme nun ein ähnlicher Fall vor, sollte hier nicht 
selbst nach unsrem nunmehrigen positiven Sächsischen Rechte 
auf Schwert zu erkennen seyn? Ich würde kein Bedenken 
tragen, diess zu bejahen. Nach dem Gesetze über Nothzucht 
könnte allerdings nicht auf Todesstrafe erkannt werden, wohl 
aber nach den Gesetzen über Tödtung. Denn das gemeine, 
bei' uns hierin nicht aufgehobene, vielmehr bestätigte (z. B. 
const. 6. P. IV.) Recht straft Tödtung aus dolus indeterminatus mit 
dem Tode. Soll nun der Umstand , dass mit einer solchen Töd- 



43) Mit Recht »etzt daher der Hannoversche Entwurf seiner in Not. 42. 
angeführten ?e«timmang hei: fa/fe nicht die That t* eine vorsätzliche 
Tödtung übergegangen ist. 



tung noch Nothzucht concurrirt, bewirken, dass der 
Thäter der verdienten Todesstrafe entgehe, und gelinder be- 
straft werde? Soll, während Jeder, welcher eine Schwangere 
durch einen Schlag auf den Kopf oder auf den Unterleib dolo 
indeterminato tödtet, zum Tode verurtheilt wird, derjenige nicht 
zum Tode verurtheilt werden, welcher eine solche Person eben- 
falls dolo indeterminato durch Nothzucht und die damit verbun- 
denen Misshaodlungcn tödtet? Diess kann das Gesetz - unmög- 
lich gemeint haben. 

Das Gesetz wird vielmehr so auszulegen seyn. Es will, 
dass, wenn der Tod der Genothzüchtigten die Folge der Tbat 
war, jedenfalls wenigstens die angeführte hohe Zuchtbaus- 
strafe eintrete, so dass also hier die culpa dolo determioata, 
ohne Rücksicht auf den Grad der Culpa (welcher Mos auf die 
Strafausmessung innerhalb des Maximum und Minimum von 
Einflnss ist) mit 10 — 20 Jahren Znchthaus zu bestrafen ist 
Den Fall dagegen, wenn die Handlung erweislichermaassen in 
ein , schon nach den bestehenden Gesetzen mit dem Tode zu 
bestrafendes, Verbrechen übergeht, bat es durchaus nicht im 
Auge; und für ihn ändert es daher auch das bestehende Recht 
über Tödtungen nicht *ab 44 ). 

■ i » 

Verfahren von Amtswegen. 

■ 

Die Nothzucht ist unter den Fällen , in welchen der §. 23. 
des Gesetzes das Einschreiten von Amtswegen ausschliesst, 
nicht begriffen. Es hat daher bei derselben der Richter, wie 



44) Den an diesem Resultate etwa Zweifelnden könnte auch noch 
das Argument entgegengesetzt werden: Man nehme den Fall , dass 
der Thäter, ausser der Absicht der Nothzucht, bei seiner Tbat mör- 
derische Absicht gehabt hat, und der Tod aus seiner That folgte. 
Hier (und dass solche Fälle schon vorgekommen geyen, bezeugen we- 
nigstens die Motive zum Baier. Entw. y.. 1827 S. 163.) wird doch Je- 
der zugeben, dass die auf den Mord gesetzte Todesstrafe eintreten 
muss. Giebt man aber diess zu : so kann auch das im Texte Behaup- 
tete consequenterweise nicht in Abrede gezogen werden. 
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nach dem früheren Rechte, immer 45 ) von Amtswegen einzu- 
schreiten. 

Soll es aber noch, wie nach der früheren Praxis (S. 36.)» 
ein Strafherabsetzungsgrund (versteht sich innerhalb des gesetzli- 
chen Minimum) seyn, wenn die Verletzte nicht klagt, oder 
gar dem Thäter später ausdrücklieh verzeiht? Diess ist wohl 
zu verneinen. Ich wüsste wenigstens irgend einen haltbaren 
Grund nicht dafür anzuführen. Anders verhält sich die Sache 
nach gemeinem Rechte. Hier will die Carolina gar keine 
Strafe, wenn die Verletzte nicht klagt. Die gemeine Praxis 
schreitet aber dennoch ein , und straft , wenn auch die Verletzte 
schweigt, und hier konnte man dann wenigstens mit einigem 
Scheine sagen, dass dem Gesetze, welches in solchen Fallen 
gar keine Strafe will, eine gelindere Strafe angemessener seyn 
möchte, als die volle, für den Fall der erhobenen Klage fest- 
gesetzte, gesetzliche Strafe. 

Von der anderen Seite aber wird es keinem Anstände un- 
terliegen, dass das von der Verletzten angenommene Erbieten 
zur Heirath ein Strafherabsetzungsgrund (innerhalb des gesetzli- 
chen Minimum) ist. Denn die zugefügte Verletzung und der 
verursachte Schaden wird dadurch bedeutend gemindert. Ja, 
es dürfte hier am Gesetze auszusetzen seyn, dass es nicht ge- 
stattet, in diesem Falle unter das gesetzliche Minimum herab- 
zugehen, und es kann nun leicht die sechsjährige Zuchthaus- 



45) Ob diess legislativ zu billigen ist, mochte sehr die Frage seyn« 
S. die Baierischen Motive "von 1827 S. 169, ferner die Baier. Mo- 
tive ;von 1831 S. 198. und die dort angeführten Schriftsteller. Das 
Preussische Landr. (II. 20. §. 1060.) lässt Verfahren von Amts wegen 
nnr dann zu, wenn die That öffentliches Aergerniss gegeben hat; der 
Baier ische Entwurf von 1831 §. 233. ebenfalls nur in dem angebe- 
nen Falle , oder wenn die That den Tod der Genothzüchtigten oder 
einen Nachtheil für deren Gesundheit zur Folge hatte, oder an einer 
Person unter 14 Jahren begangen wurde; und der Württemberg i- 
sehe Entw. Art. 278. (dessen Bestimmung am Meisten zu billigen 
seyn möchte) nur, wenn die That an Personen unter 12 Jahren oder 
unter Umständen, welche Öffentliches Aufsehen und Aergerniss erregt 
haben, vollbracht wurde* oder den Tod der Genothzüchtigten zur Folge 
liatte. 
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strafe , die hier (falls die That consummirt ist), jedenfalls ein-- 
treten niuss , jene reparatio damni sehr erschweren. 



.. . 

FünftesCapiteL 

Unfreiwillige Schwächung im engeren Sinne. 

Eine Doctrin , welche einmal durch eine Reihe von Jahren 
hindurch festen Fuss gefasst hat, wird auch in die Gesetzge- 
bung, wenn dieselbe gerade thätig ist , in der Regel übergehen. 
So finden wir daher, dass in den neueren legislativen Versu- 
chen und auch im neuesten Sächsischen Gesetze diejenigen Hand- 
lungen, welche oben S. 36. 37. unter der unfreiwilligen Schwä- 
chung im engeren Sinne zusammengefasst wurden, als beson- 
dres Verbrechen verpönt werden 1 ). Unser Gesetz unterschei- 
det hier drei Hauptfälle 2 ) : 

A. Wenn Jemand eine Frauensperson, die sich in 
einem bewusstlosen Zustande befindet, zur Befriedigung der 
Wollust missbraucht. (§. 4. des Ges.) 

Die Strafe ist hier Zuchthaus von \ — 2 Jahren. 
Da das Gesetz ganz allgemein von bewusstlosem Zustande spricht, 
und keinen Fall dieser Zustände ausnimmt : so rauss auch der 
Richter die harte Strafe des Gesetzes ebenso unbedingt auf alle 
Fälle eines Missbrauches eiuer, in solchen Zuständen befindli- 
chen, Person anwenden, also namentlich dann, wenn die 
Person ohnmächtig war, oder im Schlafe sich befand, oder 



1) Nur im Oesterreich. Gesetzbuche und Preuss. Landrechte, 
scheint diess nicht geschehen zu seyn ; vgl. über das Prenss. R. von 
Strombeck Ergänzungen des Preuss. Strafrechts u. s.w. herausg. von 
Ferd. Jul. Hafemann V. Ausg. Berl. 1834. S. 615 sq. 

2) Der Entwurf hatte beide Fälle, wie bisher die Doctrin und die 
Baierischen und Württ. Entwürfe, durch unfreiwillige Unzucht bezeich- 
net Vergl. oben S. 22 sq. Not. 23. Der Hannöv. Öntw. nennt diese 
Fälle Schändung. 
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bis zur Bewusstlosigkeit berauscht 5 ), oder eine Blödsinnige, 
Wahnsinnige, überhaupt eine wahrhaft Geisteskranke war 4 ). 

Eben weil so verschiedenartige Fälle unter dem Ausdrucke 
des Gesetzes begriffen sind, und weil überhaupt auch noch aus 
andern Gründen hier die Strafbarkeit höchst verschieden seyn 



3) Dieser Fall kam in den Karamern besonders znr Sprache, unfl 
schien grosse Debatten zu veranlassen, bei welchen aber von manchen 
Mitgliedern zwei wesentlich verschiedene Fälle nicht ganz scharf unter- 
schieden worden zu seyn scheinen, nämlich die Fälle: 

0. Missbrauch einer Trunkenen, die aber nicht bis znr WiJIens- 
unfahigkeit berauscht war. Diess ist blosses (freiwilliges) Stu-, 
prum, also nach dem Gesetze straflos, wenn nicht der Fall zu 
§. 22. nr. 1. des Gesetzes gehört oder nicht durch besondre Um- 
stände, was hier leicht seyn kann, unter §. 22. nr. 2. des Gesetzes 
fällt. 

&. Missbrauch einer bis znr völligen Willensunfahigkeit Trunkenen. 
Diess ist unfreiwillige Unzucht und dieser Fall fallt auch durchaus 
unter die Worte des §. 4. Dass auch die Kammern diesen Fall 
nicht ausschliessen wollten, geht aus den Verhandlungen hervor. 
Zwar scheint nach dem zweiten Berichte der Deputation der II. Kam- 
mer (S. 473. 474.) diess zu bezweifeln zu seyn. Allein die darauf 
gefolgte Verhandlung in der II. Kammer (II. Vhndl. der II. Kamm. 
S. 513— 1 515.) spricht dafür, dass die Kammer den Fall unter b. 
hier nicht ausschliessen wollte, und jedenfalls nahm sie ja den all- 
gemeinen, vom Entwürfe gebrauchten, und von demselben bestimmt 
auch auf totale Trunkenheit bezogenen Ausdruck: in bewusstlosem 
Zustande ohne alle Beschränkung an. 

Es wurde zwar auch behauptet (I. Vhndl. d. I. Kammer ä. a. O.) 
dass eine Bewusstlosigkeit da, wo der Beischlaf noch consummirt wer- 
den kann , bei blosser Trunkenheit niemals da seyn könne. Allein diess 
mochte sehr zu bezweifeln seyn (der Bai er. und Württ. Entwurf neh- 
men die Möglichkeit an)j und jedenfalls bleibt diess Mos eine quae- 
stio facti. Eine andre Frage ist freilich , ob nicht , wenn solche Fälle 
wirklich Vorkommen sollten, die Strafe des Gesetzes viel zu; hart ist» 
S. die folgenden Noten. 

4) S. I. Vhndl. der II. Kamm. S. 385. I. Vhndl. der I. Kamm. 
S. 239. Bios etwas stupide Personen aber gehören nicht hierher. 
I. Vhndl. der I. tKamin. S. 241. Die neueren Deutschen Entwürfe be- 
schreiben die Personen spezieller, als unser Gesetz, z. B. der Bai er. 
Entw. von. 1831 Art 231. wahnsinnige , blödsinnige, berauschte oder sonst 
betäubte Personen. Ebenso nach ihm der Württ. Entw. Art. 277; der 
Pannöv. Entw. Art. 249, durch: Frauenspersonen , die sich in einem 



kann (vgl. ob. S. 38.) schlug die Regierung sehr mit Recht im 
Entwürfe für diese Fälle nicht unbedingt Zuchthausstrafe tot, 
sondern wollte dem richterlichen Ermessen die Wahl zwischen 
Gefängniss und Zuchthaus lassen (S. 224. Not. 24.). Allein 
die Deputation der II. Kammer schlug den gänzlichen Wegfall 
des Gefängnisses und dass blos Zuchthausstrafe von — 2 Jah- 
ren) gesetzt werde vor , und die II. Kammer nahm diess ein« 
stimmig an , so wie auch später die Deputation der I. Kammer 
beitrat. Bei den Verhandlungen in der 1. Kammer fand man 
jedoch mit Recht Bedenken, die Zuchthausstrafe unbedingt an- 
zunehmen. Namentlich erinnerte H. Burgerm. Ritt er Stadt 
mit Recht an den Fall, wenn der bewusstlose Zustand durch 
Trunkenheit herbeigeführt wurde, und trug wenigstens für die- 
sen eine Gefängnissstrafe an. Diess ging auch in der L Kam- 
mer (jedoch blos mit 15 Stimmen gegen 12) durch ; die II. Kam- 
mer aber verwarf auf den Antrag ihrer Deputation das Amen- 
dement, und hierauf Hess auch die I. Kammer ihren Beschluss 
wieder fallen. 

So ist also nunmehr in allen Fallen , in welchen eine in 
einem bewusstlosen Zustande befindliche Frauensperson miss- 
braucht wird , unbedingt auf Zuchthaus zu erkennen 5 ) so- 
bald die That consummirt ist, eine Strafbestimmung, die hier 
um so härter erscheint , als auch bei Strafherabsetzungsgründen 
unter das gesetzliche Minimum nicht herabgegangen werden 
darf (S. 255.), und als in allen diesen Fällen nach unsrem 
Gesetze ex officio zu verfahren 6 ), also der Thäter sogar dann 



die WillensfrexheH aufhebenden Zustande eines Gemüthsgebrechens , einer 
Ohnmacht, Betäubung oder sonstiger BewusstlosigJceit befinden. 

5) Dieser zu absoluten Bestimmung unsres Gesetzes sind die Be- 
stimmungen der in der Torangehenden Note angeführten Entwürfe (wie- 
wohl auch gegen diese sich Manches erinnern Hesse) legislativ gewiss 
vorzuziehen. Der Baier. Entw. setzt die Strafe auf — 4 Jahre Ge- 
fängniss, der Württ auf Gefängniss von 4 Wochen — 1 Jahr nebst 
Infamie, jedoch so, dass bei mildernden Umständen der Richter die 
Infamie nicht zu erkennen braucht, der Hanno v. Entw. 3 Jahre 
Arbeits- oder 2—8 Jahre Zuchthans. 

6) Denn die Fälle des §. 4. sind nicht unter den Fällen enthalten, 
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mit Zuchthaus zu bestrafen ist, wenn später die Gemisshan- 
delte sich entschliesst , ihn zn heirathen (in welchem Falle je- 
doch aus den S. 299. angeführten Gründen in der Regel nur 
das gesetzliche Minimum zu erkennen ist). Selbst in den oben 
S. 38. angeführten Fällen des Missbrauches einer im bewuss^ 
losem Zustande befindlichen liederlichen Dirne, oder einer Per- 
son, die dem Thäter sich früher freiwillig hingegeben hatte, 
ist nun nach der allgemeinen Fassung des Gesetzes auf Zucht- 
haus (jedoch hier blos auf das Minimum) zu erkennen, und 
nur die eine Beschränkung Hesse sich vielleicht vertheidigen, 
dass in den oben S. 37. angeführten Fällen der Ratihabition, 
jedoch nur dann, wenn der Thäter in der dort angeführten 
Voraussetzung handelte , das Gesetz nicht anzuwenden ist , eine 
Beschränkung übrigens, bei der man nicht leugnen kann, dass 
selbst sie durch die allgemeine Fassung des Gesetzes etwas 
bedenklich wird. 

Bei der Ausmessung der Strafe innerhalb des gesetzlichen 
Maasses sind vom Richter dieselben Gesichtspunkte, wie bei der 
Nothzucht, so weit sie hier anwendbar sind, zunehmen. Als 
hauptsächlicher StraferhÖhungsgrund innerhalb des gesetzlichen 
Maximum ist noch besonders zu beachten, wenn der Thäter zu 
den im §. 22. Nr. 1. des Gesetzes angeführten Personen 
gehört Eigentliche Schärfungsgründe dagegen in dem oben 
S. 260. angenommenen Sinne sind die drei S. 291 ff. an- 
geführten Umstände, durch welche eine Nothzucht qualificirt 
wird. Sind diese vorhanden: so kann der Richter die Strafe 
auf eine 6 — 10jährige Zuchthausstrafe erhöhen 7 ). Man kann 
daher auch hier (wie bei der Nothzucht) unterscheiden die ein- 



in welchen der §. 23. das Einschreiten von Amtswegen ausschliesst 
. Den gleichen Grundsatz scheint auch der Hannoversche Entwurf 
zu haben. Uebrigens möchte sich diess schwer rechtfertigen lassen. Der 
Bai er. Entwurf Art 234. und der Württ Art 278. untersagen hier 
das Verfahren von Amtswegen, jedoch — nicht mit Unrecht — mit den 
Ausnahmen, welche sie auch bei der Nothzucht (soweit diese hier vor- 
kommen können) machen. S. oben S. 299. Not 45. 

7) Hierüber, und über die. Bedeutung dieses Icann s. nachher unter B. 
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fache — mit -} — 2 Jahren Zuchthaas zu bestrafende — Un- 
sacht an hewusstlosen Personen und die qualificirte. 

B. Der zweite Hauptfall der unfreiwilligen Unzucht ist 
nach unsrem Gesetze: Wenn der Verbrecher den hewusstlo- 
sen Zustand der Frauensperson absichlichtlich herbeigeführt hatte, 
um seinen E atz weck zu erzreichen. 

Dass dieser Fall eigentlich zur Nothzucht hätte gestellt 
werden sollen, und dass ihn die neueren Gesetze und Entwürfe 
wirklich zur Nothzucht zählen oder wenigstens ganz wie Jfoth- 
zucht bestrafen, davon war schon S. 283 ff. die Bede. < 

Nach unsrem Gesetze ist hier die Strafe weit gelinder, als 
bei der Nothzucht. Es soll Mos 2 — öjähriges Zuchthaus er- 
kannt werden. Treten jedoch diejenigen Schärfungsgründe hier 
ein, welche die Nothzucht zu einer qualificirten machen (S. 291. 293. 
296.) : so kann die Strafe auf 6 — 10 Jahre Zuchthaus erhöht wer- 
den (qualificirte Unzucht an einer in einen bewusstlosen Zu- 
stand absichtlich Versetzten). Hierbei ist aber ein wichtiger 
Unterschied von den Grundsätzen über Nothzucht nicht zu über- 
sehen. Treten bei der Nothzucht diejenigen Schärfungsgründe 
ein, welche sie nach §. 3. des Gesetzes zur qualificirten ma- 
chen: so muss die erhöhte Strafe der qualificirtca Nothzucht, 
müssen also jedenfalls, wenn auch noch so viele Straf- 
herabsetzungsgründe vorhanden sind, die Minima des §. 3. (oben 
S. 291. 293 .296.) erkannt werden. Treten aber in unsrem Falle der 
unfreiwilligen Unzucht diese Schärfungsgründe ein: so kann 
der Richter zwar die Strafe auf 6 — 10 Jahre erhöhen, aber 
er muss es nicht. Concurriren daher bedeutende Strafherab- 
setzungsgründe : so kann er die Strafe innerhalb einer 2— öjähri- 
gen Zuchthausstrafe ausmessen , oder mit andern. Worten , er 
hat für die angeführten qualificirten Fälle einen Strafraum von 
2—10 Jahren Zuchthaus 8 ). 



8) Nimmt man die Sache ganz scharf: so besteht nach den Wor- 
ten des Gesetzes der Strafraum nicht in 2 — 10, sondern blos in 2 — 5 
und in 6— 10 Jahren Zuchthaus, so dass z. B. der Richter auf 54jäh- 
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Dieselbe Sti^scbärfdng (auf 6— 10 Jahre Zuchthaus) ist 
auch in dem unter A. angeführten Falle gestattet , wenn die 
erwähnten Schärfungsgründe bei ihm eintreten sollten. Zwar 
liesse sich nach der Fassung de# Gesetzes und noch weit mehr 
nach der Fassung der ständischen Schrift (S. 444 , 2r Abs.) 
der Zweifel aufwerten, ob nicht der dritte, durch ein Amen- 
dement in das Gesetz aufgenommene , Absatz des §. 4. des 
Gesetzes, welcher bei den genannten Schärfungsgründen die 
Straferhöhung gestattet (S. 224.) , sich blos auf den unmittel- 
bar vorhergehenden Absatz (den Fall von B*) beziehe, und 
derselbe auf den ersten Absatz (den Fall von A.) nicht zu er- 
strecken sey« Allein das Mitglied, welches das Amendement 
vorschlug, schlug es, wie au« den Landtagsacten erhellt (I. Ver- 
handl. der I. Kammer S. 241. 242.), bestimmt in dem Sinne 
vor, däss es sich auf beide Fälle erstrecken sollte, in diesem 
Sinne nahm es die I. Kammer an, und die II. Kammer trat 
rein demselben bei, und so ist daher (s. ob. S. 245. Nr. 3.) auch in 
diesem Sinne das Gesetz zu nehmen. Freilich scheiflt sich hier- 
aus eine Inconvenienz zu ergeben. Tritt in den unter A* an- 
geführten Fällen einer der erwähnten Schärfungsgründe ein: so 
kann der Richter die Strafe nur bestimmen innerhalb \ — 2 Jah- 
ren, oder innerhalb 6 — 10 Jahren Zuchthaus; er darf also 
hier eine höhere oder niederere, aber nicht die dazwi- 
schen liegende (über 2 Jahren und unter 6 Jahren) Strafe, 
wählen , und somit , während er auf 2 und auf 6 Jahre erken- 
nen darf, nie auf 4 oder ö Jahre erkennen. Denn der Annahme, 
dass ihm hier ein Strafraum von 2 — 10 Jahren zu Gebot stehe, 
steht der Umstand Zu bestimmt entgegen, dass im Gesetze ge- 
sagt fct, er könne die Strafe auf sechs bis 10 Jahre erhöhen, 
da bei jener Annahme gar nicht zu erklären seyn würde, warum 
das Minimum von sechs Jahren genannt ist. v 

Im Uebrigen sind , was den Fall unter B. betrifft , in dem- 
selben in Rücksicht der Strafausmessung ganz die Grundsätze 



riges Znchthauä hier nicht erkennen durfte, s. $. 4 ; 2r und 3t Abs. des 
Gesetzes« 
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anzuwenden , welche S. 290. bei der Nothzucht und welche 
S. 38. ausgeführt wurden. 

C. Der dritte Fall der unfreiwilligen Schwächung ist der 
der Unzucht mit Kindern unter 14 Jahren. 

. Ist Gewalt gegen solche Rinder gebraucht : so gehört der 
Fall zur Nothzucht (S. 276.). Widersetzte sich das Kind 
nicht: so ist doch sein Consens rechtlich als nicht existirend 
zu betrachten, und desshalb gehört denn der Missbrauch eines 
solchen Kindes zur unfreiwilligen Unzucht im engeren Sinne. 
Das Gesetz unterscheidet hier — nach dem Antrage der Stände 
s. S. 225. — folgende Fälle : 

1. Einfache Unzucht mit Kindern unter 14 Jahren: 
a. Beischlaf oder widernatürliche Unzucht mit 
einem Kinde unter zwölf Jahren. (§. 5. nr. 1. des Ges.). 

Wird das Verbrechen consummirt: so ist die Strafe 1 — 3 
Jahre Zuchthaus 9 ). ' ' ' 

Als ordentliche Strafe, von welcher hier in der Regel der 
Richter auszugehen hat, ist somit (unter Vergleichung des 
S. 257 ff. Ausgeführten) zweijähriges Zuchthaus zu betrachten 



9) Die andern neneren Deutschen Gesetzgebungen und Entwürfe sind 
hier sämmtlich. strenger. Das Oesterreichische Gesetzt). Th. L 
§. 112. straft die Schändung einer Person unter vierzehn Jahren wie 
Nothzucht; ebenso das Preussische Recht die an einer Person 
unter zwölf Jahren begangene Unzucht (Pr. LandR. §. 1053. 1064. 
TergL mit Cab. O. y. 9. Nov. 1815.)* Auf die gleiche Weise bestraft 
der Bai er. Entw. Ton 1831 Art. 229. denjenigen, der eine Person 
die das Tierzehnte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt hat, zur Un- 
zucht (auch zur widernatürlichen ; jedoch scheint sich diese, wie aus den 
Motiven yon 1827 S. 171. hervorgeht, blos auf die sodomia sexus be- 
ziehen zu sollen) missbraucht, und der Württ. Entw. Art 275. denje- 
nigen, der solche Handlungen an einer Person unter zwölf Jahren 
verübt, gleich einem Nothzüchtiger. Der Ha nnöversche Entwurf 
Art 249. straft den Beischlaf mit einem nicht mannbaren (?) Mädchen (han- 
delt somit nicht auch von der widernatürlichen Unzucht) zwar nicht so 
hart wie Nothzucht, aber doch mit 2— 8 Jahren Zuchthaus. Nur das 
Baierische Gesetzbuch von 1813 Art 191. 378. war hier weit 
gelinder, eine Gelindigkeit aber, welche die Gesetzgebungscommission 
(s. oben) aulheben zu müssen glaubte. 
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und dann, je nachdem die S. 259. ausgeführten Straferhöbungs- 
oder Herabsetzungsgründe vorhanden sind, die Strafe gegen oder 
auf das Maximum zu erhöhen , oder gegen oder auf das Minimum 
zu mindern. Ein hauptsächlicher Straferhöhungsgrnnd ist hier 
ohne Zweifel, wenn der Thäter in den im §. 22. nr. 1. ge- 
nannten Verhältnissen zur verletzten Person steht. Hier wird 
in der Regel eine höhere, als zweijährige Zuchthausstrafe 
zu erkennen seyn. 

Blosse libidinosae contrectationes gegen Personen weibli- 
chen Geschlechts sind wohl als Conat des Beischlafes zu behan- 
deln. Jedoch ist hierbei das oben S. 265. Bemerkte zu beach- 
ten, so dass bei einem solchen Conate nicht unbedingt unter 
das Minimum herabzugehen ist. Gesetzt z. B. es wäre, wenn 
eine der im §. 22. genannten Personen an mehreren ihr 
untergebenen Kindern von 11 Jahren den Beischlaf verübte, das 
Maximum des Gesetzes zu erkennen: so würde man, wenn 
eine solche Person blos contrectationes der angeführten Art an 
den Kindern begangen, und dadurch zur sittlichen Corruption 
derselben sehr beigetragen hätte, doch 1 Jahr Zuchthaus er- 
kennen müssen. Denn wenn man hier auch desshalb, weil 
der Conat blos in den Grenzen des entfernten Versuches blieb, 
nur •£ der ordentlichen Strafe erkennen zu dürfen glaubt: so 
beträgt dieses Drittel doch ein Jahr Zuchthaus , weil , wenn in 
jenem Falle das Verbrechen consummirt worden wäre, der 
Thäter , wegen der concurrirenden bedeutenden Straferhöhungs- 
gründe mit dem Maximum der gesetzlichen Strafe hätte belegt 
werden müssen. 

Was unter der widernatürlichen Befriedigung des Geschlechts- 
triebes , von der hier noch das Gesetz spricht , zu verstehen 
sey , erklärt dasselbe nicht näher. Es treten somit hier diesel- 
ben Zweifel ein , wie bei der Auslegung des §. 28. 

b. Beischlaf mit einer Frauensperson 10 ) über 12, je- 



10) Widernatürliche Unzucht mit einem Knabsn zinseben 12 und 
14 Jahren ist hier ganz übergangen, und somit nach $. 28, zn bestrafen. 
Ob aber nicht auch dieser Fall mit einer härteren Strafe, als der des 
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doch unter 14 Jahren. Die Strafe dieses Beischlafes » *) 
besteht in 1—6 Monaten Geßngniss (§. 5. nr. 4. des Ges. vgl. 
ob. S. 225. Not. 27.) 1S ), wenn nicht aas der That, wie das Ge- 
setz sagt, ein Nachtkeil für Gesundheit und Leben der 
Frauensperson entstanden ist Doch dürfen die letzteren Worte 
nicht wörtlich genommen werden. Denn es geht aus der 
zweiten Periode des Nr. 4. cit. , verglichen mit Nr. 2 und 3. 
des §. 5. hervor, dass diese Worte in einem theils engeren, 
theils weiteren Sinne gemeint und dahin zu verstehen sind: 
falls nicht daraus ein bleibender Nachtheil für deren Ge- 



§. 58. hatte geahndet werden sollen, dürfte doch wohl kaum zweifel- 
haft seyn. 

11) Das Gesetz sagt: Wer sich mit einer Frauensperson .... fleisch- 
lich ekdässt. Diesen etwas Tagen Ausdruck könnte man denkbarer Weise 
auch auf widernatürliche Befriedigung des Geschlechtstriebes (auf s. g. 
sodomia ratione ordinis naturae) beziehen. Allein hiergegen spricht theils, 
dass dann gar nicht einzusehen wäre, warum nicht auch die widerna- 
türliche Unzucht mit Knaben hier genannt ist, theils der Umstand, dass 
die Strafe der (nicht ausgezeichneten) widernatürlichen Unzucht in Ge- 
fängniss von einem Monate bis zu zwölf Monaten besteht (§. 28.), 
und daher, wenn der §. 5. Nr. 4. den Fall der sod. ratione ordinis 
naturae mit Madchen zwischen 12 und 14 Jahren hätte auszeichnen (d.h. 
unter seiner Bestimmung begreifen) wollen, seine Strafe eine hö- 
here seyn müsste. Dieser Umstand in Verbindung damit, dass der 
§. 1. und 2. des Gesetzes bei Gewalt an Frauenspersonen Mos vom Bei- 
schlafe, also der natürlichen Befriedigung des Geschlechtstriebes, 
und nur bei Gewalt an Personen männlichen Geschlechts von der 
widernatürlichen Wollast spricht, dürfte es wahrscheinlich machen, dass 
das Gesetz jenen Fall der sod. ratione ordinis naturae überhaupt gar 
nicht zu den FäUen der von ihm verpönten widernatürlichen Unzucht 
rechnet 

12) Aus denselben Gründen wie bei der Nothzucht und der Un- 
zucht mit bewusstlosen Personen wird es. auch hier als Strafherabsetzungs- 
grund, jedoch nur innerhalb des gesetzlichen Minimum, zu behandeln 
seyn, wenn die Verletzte vor der Fällung des Erkenntnisses in die 
Lage kam , das ihr vom Thater gemachte Erbieten zur Heirath auf eine 
gültige Weise annehmen zu können und sie es in dieser Lage an- 
nimmt. Das blosse Erbieten des Thäters zur Heirath aber für den 
Fall, dass die Verletzte zu ihren Jahren komme (ob. S. 39.), kann 
nichts wirken , da man ja noch nicht wissen kann , ob sie es seiner Zeit 
annehmen wird oder wird annehmen können. 
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sundheit oder ein Nachtheil für deren Leben entstanden ist. 
Diess ergiebt sich ans dem Folgenden. Das Gesetz zeichnet 

2. als qualificirte Unzucht mit Kindern unter 14 Jah- 
ren ans: 

a. wenn aus der That ein bleibender Nacktheit für die 
Gesundheit des Kindes entstanden, oder sie die mitwirkende 
Ursache eines frühzeitigen Ablebens des Kindes geworden ist. 

Hier soll hei Unzucht mit Kindern unter 12 Jahren 4—8 
jährige, bei Beischlaf mit Mädchen über 12 und unter 14 Jah- 
ren 2 — 4jährige Zuchthausstrafe eintreten. (£. 5. Nr. 2. 3. 4. 
des Ges.). » 

b. Wenn die Misshandlung den Tod des Kindes zur näch- 
sten unmittelbaren Folge gehabt hat. 

Hier ist bei Unzucht mit Kindern unter 12 Jahren 10 — 15 
jährige, bei Beischlaf mit Mädchen zwischen 12 und 14 Jahren 
5 — 74jährige Zuchthausstrafe zu erkennen (Ges. a. a. 0.) 

Ueber die nähere Bestimmung dieser, unter a. und b. an- 
geführten Fälle gilt ganz das S. 293 ff. bei der Lehre von der 
Nothzucht Ausgeführte. Denn das Gesetz bedient sich hier 
theils ganz derselben Ausdrücke (bleibenden Nachtheil an der 
Gesundheit, und den Tod zur nächsten unmittelbaren Folge 
haben) , wie bei der qualificirten Nothzucht, theils kann es kei- 
nen Zweifel leiden, dass mit dem dritten im §. 5. des Gese- 
tzes gebrauchten Ausdrucke (wenn die That die mitwirkende 
Ursache des früh zeit ig e n Ablebens des Kindes geworden) 
ganz dasselbe bezeichnet werden solle , was bei der qualificir- 
ten Nothzucht durch : den Tod der Verletzten beschleunigt 
hat — ausgedrückt werden sollte* 

Noch könnte bei der Unzucht mit Kindern unter 14 Jahren 
die Frage entstehen, ob die Strafen des Gesetzes auch dann 
einzutreten haben, wenn der Thäter das Alter des Kindes nicht 
kannte , und es für älter als 14 Jahre hielt. Diese Frage wird 
wohl zu bejahen seyn. Denn das Gesetz macht für einen sol- 
chen Fall keine Ausnahme, und die Natur der Sache führt hier 
durchaus nicht dahin, anzunehmen, dass jene Strafen Hos für 
den Fall, wenn der Thäter jenes bestimmt wusste, festgesetzt 
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seyen; auch sprechen die Verhandlungen nicht für eine derar- 
tige einschränkende Auslegung. Es ist zwar die Frage in der 
I. Kammer zur Sprache gebracht worden (I. Vhndl. der I. Kamm. 
S. 266.); allein man fand es gerathener, die ganze Frage im 
Gesetze unentschieden zu lassen ; keineswegs aber wurde ir- 
gend ausgesprochen , dass diese Verneinung der Frage sich von 
selbst verstehe. So kann man daher, wie die Sache liegt, 
höchstens das zugeben , dass, wenn das Mädchen physisch schon 
so ausgebildet war, dass der, Thäter es für älter als 12, be- 
ziehungsweise 14, Jahre halten konnte und hielt, diess als ein 
StrafherabsetzuDgsgrund innerhalb des gesetzlichen Minimums 
behandelt werden muss. 



w 

' m * ' 

Sechstes Capitel. 
Entführung. 

i. 

Einleitung und Begriff, 

Bei diesem, in unsrerZeit, wie schon früher bemerkt wurde, 
ziemlich unpraktischen Verbrechen, das aber nach gemeinem 
Hechte eine Menge der zweifelhaftesten Fragen darbietet, such- 
ten unsere neuern particulären Gesetzgebungen und Entwürfe 
durch genauere Bestimmungen manche Zweifel zu heben. Al- 
lein es scheint ihnen doch nicht ganz gelungen zu seyn, ihre 
Bestimmungen so zu geben, dass die Theorie, und, je nach- 
dem sich Fälle ereignen, auch die Praxis von allen Verlegen- 
heiten und Ungewissheiten befreit wäre. Besonders genau ist 
unser Gesetz, und es entscheidet wirklich viele Zweifel des 
früheren Rechtes , setzt aber auch an die Stelle der alten Schwie- 
rigkeiten manche neue. — Was die strafrechtliche Beurtheilung 
des Verbrechens betrifft: so lauten hierum nsere neuern Legis* 
latiooen und Entwürfe ganz anders , als Constantins und Ju- 
stinians Verordnungen und die oben angeführte Sächsische Con- 
stitution aus dem XVI. Jahrhundert. Von Todesstrafe ist keine 
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Rede mehr, und selbst in den, für das Verbrechen durchgängig 
festgesetzten, Freiheitsstrafen ist man ziemlich gelinde, zum 
Theile wohl zu gelinde. 

Die Feststellung des Begriffes des Verbrechens bietet 
nach unserm Gesetze eigentümliche Schwierigkeiten dar, und 
wollte man den Begriff genau geben : so müssle die Definition 
eine sehr schwerfällige werden. Man muss nach unserm Ge- 
setze (ebenso naeh dem Preussischen und Oesterreichischen 
Strafgesetzbuche und dem Hannoverschen Entwürfe) unterschei- 
den das Verbrechen der Entführung (im Ganzen) und die 
Entführung oder das Entführen als Bestandtheil des 
Thatbestandes des Verbrechens der Entführung. 
Die Notwendigkeit dieser Unterscheidung bedarf einer nähern 
Nachweisung nicht, da sie sich beim Anblicke der §§. 7. 8. 
10. 11. des Gesetzes von selbst aufdrängt. Was aber nun 
das Entführen als Bestandtheil des Thatbestandes nach unserm 
Gesetze bedeuten und bezeichnen soll, diess ist eine Frage, 
deren Beantwortung in manchen Hinsichten gleiche Zweifel dar- 
bietet, wie die, was die Carolina unter ihrem entpfuren 
verstanden habe. 

Im §. 10. des Gesetzes ist bestimmt: wer eine unverhei- 
rathete Frauensperson entführt, um sie zur Eingehung 
der Ehe zu nöthigen, wird mit l—Sjähriger Gefängnisstrafe 
belegt. Was heisst nun hier und im §. 7. 8. 11. eni führt? 
Im Entwürfe stand im §. 10. gewaltsam entführt. Allein nach 
mancherlei Verhandlungen über diesen Punkt wurde in der 
Kammer beschlossen, Mos entfuhrt zu setzen, indem dann von 
selbst der im §. 6. definirte Begriff eintrete (oben S. 228« 
not. 34). Dieser Begriff nun lautet so: Wer sich einer Per- 
son, in der Absicht sie zur Befriedigung des Geschlechts- 
triebes zu missbrauchen, mit Gewalt oder List bemächtigt 
und sie wider ihren Willen entweder aus dem Staatsgebiete 
entfernt, oder innerhalb desselben ausser Stand setzt den 
bürgerlichen Schutz anzurufen. Diess Alles aber kann das 
Wörtchen entführen nicht bedeuten sollen. Es kann nämlich 
nicht nothwendig involviren 
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a. dass die Bemächtigung in der Absicht geschehen müsse» 
die Person zur Befriedigung des Geschlechtstriebes zu missbrau- 
chen; denn der §. 10. und 11. sprechen auch von dem, der 
eine Frauensperson entfährt , um sie zu ehelichen. Es 
kann ferner nicht nothwendig involviren, 

b. dass die Person wider ihren Willen in die Gewalt 
des Entführers gesetzt und dass sie gewaltsam weggeführt wor- 
den sey; denn der §. 7. und 8. sprechen von einer Person, 
welche mit ihrer Zustimmung von Jemandem entführt 
wird. So sollte man meinen, es involvire wenigstens 

c. dass die Person aus dem Staatsgebiete entfernt , oder 
innerhalb desselben ausser Stand gesetzt werde, den bürgerli- 
chen Schutz anzurufen. Allein auch diesen Theil des objecti- 
ven Thatbestandes kann das Wort an sieb nicht nothwendig 
begreifen. Denn bei der Entführung mit Willen der Ent- 
führten kann doch nicht gefordert werden, dass sie ausser 
Stand gesetzt werde den bürgerlichen Schutz anzurufen. Wo- 
rin aber das objective Merkmal des Entfährens bei der mit 

, ihrer Zustimmung weggeführten Person liege, diess sagt das 
Gesetz nirgends. Denn es bedient sich bei den von diesem 
Falle der Entführung handelnden §§en immer blos des Wört- 
chens Entführung , ohne aber das, was es bezeichnen soll, 
naher anzudeuten; und man wird hier nicht umhin können, 
diesen Punkt gegen die Worte des Gesetzes nach dem wahr- 
scheinlichen Sinne desselben zn suppliren. Man muss näm- 
lich nach dem Gesetze (wie nach gemeinem Rechte S. 72 ff.) 
zwei Hauptfälle der Entführung unterscheiden, die wider Wil- 
len und die mit Willen der Entführten. Bei dem ersteren be- 
steht der äussere Act, ein Theil des objectiven Thatbestandes, darin, 
dass man sich einer Person mit Gewalt oder List bemächtigt, und 
sie entweder aus dem Staatsgebiete entfernt, oder innerhalb 
desselben ausser Stand setzt den bürgerlichen Schutz anzurufen, 
und dieser äussere Act wird bei dieser gewaltsamen 
oder listigen Entführung bezeichnet durch das Wort? 
eben entführen, Bei dem zweiten Falle besteht der äussere 
Act darin, dass man sich der Person bemächtigt, und sie 
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gegen den Willen gewisser ihrer Angehöriger aus dem Staats- 
gebiete entfernt, oder innerhalb desselben ihre Angehöri- 
gen ausser Stand setzt» mit Hülfe des bürgerlichen Schutzes 
ihre rechtliche Gewalt gegen die Person auszuüben, sie der Ge- 
walt und dem Schutze ihrer Angehörigen entzieht. So 
ungefähr wenigstens muss man für diesen Fall die Worte des 
§. 6* umsetzen, und für diesen Fall bezeichnet dann die- 
sen objectiven Thatbestand das Wörtchen entführen. Die An- 
gehörigen bestimmen sich aber in letzterm Falle nach der Ver- 
schiedenheit der Fälle verschieden; und will man diese verschie- 
denen Fälle im Begriffe genau andeuten, so müsste man den 
Begriff des Verbrechens der Entführung nach unsrem Gesetze 
so fassen ; Es besteht theils in der Handlung Desjenigen , wel- 
cher sich einer Person in der Absicht, sie zur Befriedigung des 
Geschlechtstriebes zu missbrauchen, oder sie zur Eingehung 
der Ehe zu nöthigen, mit Gewalt oder List bemächtigt, und 
sie wider ihren Willen entweder aus dem Staatsgebiete 
entfernt, oder innerhalb desselben ausser Stand setzt, den bür- 
gerlichen Schutz anzurufen ; theils in der Handlung Desjenigen» 
welcher eine Person unter 14 Jahren, wider Willen ihrer El- 
tern oder der die Stelle derselben vertretenden Personen, oder 
eine noch im elterlichen Hause lebende Person über 14 Jahren 
wider den Willen ihrer Eltern, oder eine verheirathete Person 
wider ihres Ehemanns Willen, um dieselben zur Befriedigung 
des Geschlechtstriebes zu missbrauchen, oder welcher eine un- 
verheiräthete Frauensperson wider den Willen derjenigen, de- 
ren Einwilligung zu ihrer Verehelichung erforderlich ist, um 
sie zu ehelichen mit ihrer Zustimmung aus dem Staats- 
gebiete entfernt, oder innerhalb desselben der Gewalt und dem 
Schutze der genannten Angehörigen völlig entzieht. Soll 
der Begriff alle Fälle gehörig umfassen, und nicht mehr um- 
fassen, als zu jedem Falle wesentlich ist und will man sich 
nicht blos mit allgemeineren Andeutungen begnügen : so wird er 
nicht wohl auf eine einfachere Weise gegeben werden können *)• 



1) Die Sache wird nach unsrem Gesetze besonders dadurch ver- 



I 



314 

II. 

Entführung znm Zwecke der Unzucht 

Hier, wie in dem folgenden Hauptfalle, muss man zwei 
Arten unterscheiden, die gewaltsame und nicht gewalt- 
same Entführung. 



* wickelt, da», wie aos dem unter II. und besonders aus dem unter III. 
Auszuführenden erhellen wird , die Personen , an welchen , und die An« 
gehörigen, wider deren Willen Entfuhrung begangen werden kann, so 
verschieden bestimmt sind. Einfacher sind die andern oben berührten 
Legislationen, veranlassen aber dafür manche andre Zweifel. Das 
Preussische Landrecht (II. 20. §. 1095, 1100, 1104) unterscheidet 
folgende Falle : wer 1) ein Frauenzimmer wider ihren und (oder?) ihres 
Vaters, Vormundes oder Ehegatten Willen, um sie um die Ehre zu brin- 
gen entführt; 2) wer in der Absicht, die Person zu heirathen a. eine 
(familienabhängige) Person mit ihrer Einwilligung, aber 
gegen den Witten derjenigen, deren Consent zur Gültigkeit der Ehe noth- 
wendig ist, b. eine Person, die nicht unter Eltern, Vormundern u. s. w. 
steht, wider ihren Willen entführt. Allein es wird, abgesehen von 
dem unter Nr. I. bezeichneten Zweifel, vom Landrechte das, was es 
unter entführen versteht, gar nicht näher bezeichnet; auch ist, streng 
genommen, der Fall ganz übergangen, wenn eine Familien ab häng ige 
Person wider ihren Willen zum Zwecke der Ehe weggeführt wird. 
Ist dieser Fall nach §. 1100, oder nach $. 1104. des Landrechts zu 
entscheiden ? Indessen scheint das Bedürfnis der Praxis eine Entschei- 
dung dieser Fragen bis jetzt wenig gefordert zu haben. Denn ich linde 
weder in der reichen Zeitschrift Hitzigs, noch in v. Strombecks 
Ergänzungen des Prems. Criminalrechts u. s. w. heramgeg. v. Ferd. JuL 
Hafemann 5. Ausg. Berl. 1834. Etwas über diese Fragen. — Das 
Oesterreichische Gesetzb. §. 80. erklärt auch nicht, was es un- 
ter entführen verstellt. Doch ist es im Uebrigen in Betreff des Thatbe- 
standes genauer. Es sagt: Wenn eine Weibsperson in einer, sey es auf 
Heirath oder Unzucht gerichteten Absicht, (a.) wider ihren Willen, mit 
Gewalt oder List entführet, oder (b) wenn eine verheirathete Weibs- 
person, obgleich mit ihrem Witten, dem Ehegatten; (c) wenn ein Kind seu. 
nen Eltern; (d) wenn ein Mündel seinem Vormunde oder Versorger mit 
List oder Gewalt entführet wird, die Absicht des Unternehmens mag 
erreicht worden seyn oder nicht. — Weit genauer, als diese beiden Le- 
gislationen, ist das Baierische Str. G.B. v. 1813. Art. 201. 202. Es 
schliesst, freilich seht mit Unrecht, das Wegfuhren einer E in wi Ii g en- 
den wider ihrer Eltern Willen vom Begriffe der Entfuhrung aus, (nur 
behandelt es die an einer Person unter 12 Jahren mit deren Einwilli- 
gung verübte That als Entführung wider Willen der Entführten), giebt 
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A. Gewaltsame Entführung zum Zwecke der Un- 
zucht ( §. 6. 9. des Gesetzes). 

Zu ihrem Thatbestande gehört: 

1. Als Subject, wie bei der Nothzucht, eine Mannsper- 



T 

aber den Begriff nnd Thatbestand seiner Entführung (d. h. der an ei- 
ner nicht Einwilligenden begangenen) sehr genau und man sieht, dass 
es, wie diess eine neue Gesetzgebung soll, die Zweifel, welche die 
Doctrin über viele Fragen des Thatbestandes erhoben hat, zum grossen 
Theile gehörig berücksichtigte. Die Bestimmung des Baier. Gesetzba- 
ches ging auch in die späteren Baierischen Entwürfe und in den 
Hannöv. und Württ Entwurf im Wesentlichen über. So unterschei- 
det daher der neueste Bayerische Entwurf Art. 270. 271. und mit 
ihm beinahe wörtlioh übereinstimmend der Württembergische 
Art 250. 262., und schon vor ihm im Wesentlichen auf die gleiche 
Weise der Hannoversche Art. 255. 257. folgende Fälle der Entfüh- 
rung in folgender Art: 1. Wer sich einer Person (Frauensperson; Württ 
Entw.) ohne deren Willen durch List oder Gewalt (der Hannöv. Entw. 
fügt ohne Noth noch Betrug bei), oder einer Person (hier hat auch der 
Württ Entw. Person, nicht Frauens p.) unter 14 (15 Hannöv, E. 
16 Württ E.) Jahren, wiewohl mit ihrer Einwilligung, bemächtigt und 
dieselbe mit »ich hinwegführt , in der Absieht, sie zur Unzucht zu miss- 
brauchen, oder zur Elte zu zwingen, otlcr einem Andern in solcher Ab» 
sieht zu uberliefern', wer eine Person (auch hier hat der Württ E. Per» 
son, nicht Frauens p. , wodurch er aber sich nicht consequent bleibt) 
Ii» vorbestimmter Absicht durch List oder Zwang wider ihren Witten in 
seiner Gewalt von ilirem Aufenthaltsorte (die letzten 3 Worte fehlen im 
Hannöv. E.) zurückhält. 2) Wenn eine Person (Frauensperson, Württ 
nnd Hannöv. E.) von mehr als 14 (15 Hannöv. 16 Württ E.) Jahren mii 
Ihrem Witten (jedoch ohne Einwilligung ihrer Eltern oder Vormünder oder 
ihres Ehemannes; Hannöv. E.) ent führt (?) worden ist. Indessen möchte 
doch auch bei diesen Bestimmungen die Festsetzung des objectiven 
Thatbestandes manche Zweifel übrig lassen. Was hebst entführt im 
Falle von Nr. 2? Was heisst hinwegführt unter Nr. 1? Ist ein blosses 
Wegführen durch List zur Consummation genügend? Soll es Entfüh- 
rung seyn, wenn Jemand ein Mädchen überredet, mit ihm wider Wis- 
sen ihrer Eltern eine Redoute zu besuchen , und er die Absicht hat, sie 
bei dieser Gelegenheit zu verfuhren (Nr. 2.)? Auch scheint nach dem 
Baier. und Württ Entwürfen (der Hannöv. hat in diesem Punkte eine 
andre Fassung, durch welche er diesen Widerspruch vermindert) an 
einer einwilligenden Person unter 14 (16 Württ, E. ) Jahren durch 
Zurückhalten eine Entführung nicht begangen werden zu können, 
während an ihr durch Wegführen eine solche begangen werden kann. 
Unser Gesetz ist hier doch in diesen Hinsichten zum Theile weit be- 
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son. Das Gesetz sagt diess freilich nicht ausdrücklich; denn 
sein Wer könnte man auch auf Frauenspersonen beziehen nach 
der Regel : „ verbum si quis tarn masculos quam feminas com- 
plectitur 2 )." Allein es wird doch eines Beweises nicht bedür- 
fen, dass hier so wenig, wie bei der Nothzucht, das Gesetz 
daran dachte, dass auch durch Frauenspersonen (allein) an Frauen 
oder Männern eine Entfuhrung sollte begangen werden können. 
Uebrigens gilt auch hier, was die Theilnahme der Frauensperso- 
nen an der von einem Manne begangenen Entführung betriflt, ganz 
Dasjenige was S. 54. über das gemeine Recht ausgeführt wurde. 

2. Object des Verbrechens ist eine Person weiblichen 
oder männlichen Geschlechts. Auch darüber, ob an Per- 
sonen männlichen Geschlechts eine Entführung begangen werden 
könne, äussert sich das Gesetz nicht bestimmt und in den 
ständischen Verhandlungen kam meines Wissens nichts darüber 
vor. Zwar spricht der §. 7. und 8. von der Entführten, und 
diess scheint blos anf eine Frauensperson hinzudeuten. Allein 
dass auch Mannspersonen gemeint seyen, dürfte daraus hervor- 
gehen, dass im §. 6. 7. und 8 je im Anfange und in den, den 
Thatbestand beschreibenden, Worten blos von einer Person im 
Allgemeinen, nicht von einer Frauensperson die Rede jst, 
während das Gesetz da, wo es seine Bestimmungen auf Frauens« 
personen als Object beschränkt, z. B. §. 1. 4. §. 5. Nr. 4. 
und bei der Entführung selbst §. 10. und 11. ganz speciell von 
Frauenspersonen spricht. Auch ist für diese Auslegung die 
Analogie dessen, was das Gesetz bei der Nothzucht annimmt 3 ). 
Ob die Frauensperson verleumdet oder unverleumdet ist, hat auf 

8timmter, und es wäre wohl zu wünschen, dass in einem neuen Ge- 
setze das Gute unsres Gesetzes und jener Entwürfe coinbinirt würde. 

2) D. L. 16. (de V. S.) 1. 1, III. 5. (d"e neg. gest.) 1. 3. §. 1. 

3) Das P reu ss. Landrecht und das Oesterr. G.B. beschränken 
ihre Bestimmungen (Not 1.) auf Frauenspersonen, das Baier. Str.G.B. 
aber und die späteren Baierischen Entwürfe gehen, wie unser Gesetz, 
weiter; der Hanno v. und der Württemb. Entwurf scheinen — was 
schwer zu vertheidigen seyn mochte — in gewissen Fällen die Ent- 
führung zum Zwecke der Unzucht auf eine Frauensperson zu beschran- 
ken , in andern nicht. S. Not. 1. 
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den Begriff der Entführung nach unserm Gesetze <) keinen Ein- 
fluss. Eben so wenig, 'ob sie mit dem Entführer verlobt ist, 
oder nicht; denn das Gesetz unterscheidet hier nicht, und es 
ist ohnehin hier, wo es sich vom Missbrauch zur Unzucht 
handelt , das Verlöbniss ganz ohne Bedeutung 5 ). 

3. Zweck des Thäters muss seyn, die Person zur Be~ 
friedigung des Geschlechtstriebes zu missbrauchen, also bei 
einer entführten Person männlichen Geschlechts widernatürliche 
Unzucht mit derselben zu begehen. Eine genauere Bezeichnung 
giebt das Gesetz nicht. Die sicherste Analogie wird aber seyn, 
wenn wir annehmen , dass der Zweck auf dieselbe Befriedigung 
des Geschlechtstriebes gerichtet seyn muss, welche zu einer 
Nothzucht erfordert wird (S. 277 . 279 vergl. auch unt. Not. 16). Die 
Erreichung' dieses Zweckes gehört aber nicht zur Consum- 
mation dieses Verbrechens ; sie ist jedoch ein Strafschärfungs- 
grund (in dem S. 260. angeführtem Sinne). 

4. Als äussere Handlung ist erforderlich, dass der 
Thäter sich der Person mit Gewalt oder List bemächtigt, und 
sie gegen ihren Willen aus dem Staatsgebiete entfernt, oder 
innerhalb desselben ausser Stand setzt, den bürgerlichen Schutz 
anzurufen (§. 6. des Gesetzes«), Es ist zwar bei den 
standischen Verhandlungen von Manchen die listige Entführung 
der gewaltsamen entgegengesetzt worden. Allein die List 
bezeichnet das Gesetz nur als das nächste Mittel der Bemächti- 
gung , und durch das , auch bei der listigen Entführung gefor- 
derte, Wegführen der Person wider ihren Willen, oder das 
Ausserstandsetzen derselben den bürgerlichen Schutz anzurufen, 
deutet es an, dass es jedenfalls eine Gewalt, sey es im Be- 
mächtigen oder im Wegführen, oder im Zurückhalten fordert. 
So dürfte daher nach unserm Gesetze auch ganz das gelten, 



4) Ebenso aoch nach den andern neueren in Not. 1. angeführten 
Deutschen Iegislati?en Arbeiten. 

6) Hiermit stimmen ebenfalls die Not i. angeführten Legislationen 
überein. 

6) üeber die andern Deutschen legislativen Arbeiten vergl. Not. 1. 



was S. 91—93 über das gemeine Recht ausgeführt wurde, und 
es gehört somit auch die mit List begonnene Entführung zur 
gewaltsamen , und unter der nicht gewaltsamen ist blos 
der Fall zu verstehen, wenn die Person mit ihrer Zustim- 
mung weggeführt wird. Diess dürfte sich auch noch besonders 
bestätigen durch die Verhandlungen über den §. 31. des Ge- 
setzes 7 ). Die gemeinrechtliche Gontroverse aber, ob ein Weg- 
führen nothwendig zur Entführung gehöre (ob. S. 93.), ent- 
scheidet unser Gesetz verneinend *). Denn in dem Falle, wenn 
die Entführung innerhalb des Staatsgebietes ausgeführt' wird, 
verlangt es ja blos, dass die Person ausser Stand gesetzt werde, 
den bürgerlichen Schutz anzurufen, und diess kann ja auch durch 
blosses Zurückhalten geschehen. Gonsummirt ist [das Ver- 
brechen, sobald die Person wider ihren Willen aus dem Staats- 
gebiete entfernt, oder sobald sie innerhalb desselben wirklich 
ausser Stand gesetzt ist, den bürgerlichen Schutz anzurufen, 
also völlig in die Gewalt des Entführers gebracht ist. 

Wenn in die That die Eltern oder der Ehemann der ent- 

■ 

führten Person einwilligten: so wird dadurch das Verbrechen 
nicht ausgeschlossen. Es gilt hier ganz, was S. 80 it. über das 
gemeine Recht ausgeführt wurde 8a ). 



7) Der $. 33. des Entwurfes (ob. S. 240. Not. 75.) nämlich wollte 
die fünfjährige Verjährung blos bei der an einer Einwilligenden 
begangenen Entfuhrung zulassen; in den übrigen Fällen sollte die 
zwanzigjährige Verjährung eintreten. Jenen Fall nun bezeichnen die Motive 
ad §. 33. durch nicht gewaltsame Entführung, die übrigen Fälle 
aber , also alle EntführungsiaUe , bei welchen die Zustimmung der Ent- 
führten fehlt, wurden bei den Verhandlungen über den $. 33. durch 
gewaltsame Entführung bezeichnet, und der Vorschlag der Regie- 
rung in Betreff der Verjährung der Entführung angenommen d. h. be- 
schlossen, dass es in diesen übrigen Fällen bei der 20jährigen» Verjäh- 
rung bleiben soll. Diese übrigen Fälle bezeichnet nun auch das Ge- 
setz (§ % 31.) durch gewaltsame Entführung. 

8) Auch von den Not. 1. angeführten Entwürfen und von dem 
Baier. Str. G.B. wird die Frage verneint. Nach Preussischem und 
Oesterreichischem Rechte dagegen müsste 60 entschieden werden, 
wie nach der Carolina zu entscheiden ist Vgl. Not 1. mit S. 93. 94. 

8a) So ist auch nach den in der Not 1. angeführten andern Gesetz- 
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Die Strafe dieser ( consummirten ) gewaltsamen Entfüh- 
rung zum Zwecke der Unzacht ist 1 — 2 Jahre Zuchthaas 9 ). 
Bei der Ausmessung dieser Strafen sind im Wesentlichen 
dieselben Grundsätze zu beobachten, welche bei der Noth- 
zucht zur Anwendung kommen. Namentlich gilt hier durch- 
aus das S. 287 ff. über das Unverleumdetseyn und über die 
nachfolgende Heirath Ausgeführte. Die Letztere ist an sich 
(vergl. Note 13.) bei diesem Falle der Entführung nicht ein 
Grund, aus welchem der Richter die Strafe unter das Minimum 
herabsetzen dürfte, selbst dann nicht, wenn keiner der verletzten 
Interessenten gegen die Ehe Einsprache macht 10 ). 

Gesetzlich ausgezeichnet ist der Fall, wenn der Verbrecher 
seineu Ent^weck wirklich erreicht, d. h. die entführte Person 
zu der Befriedigung des Geschlechtstriebes missbraucht hat. 
Hier besteht die Strafe in 2 — 4 Jahren Zuchthaus Hat 
jedoch der Thäter seinen Entzweck durch eine solche Gewalt 

- 

gebungen zu entscheiden. S. anch die (gesetzlichen) Anmerkungen 
zum Baier. Str. 6. B. Bd. II. S. 72. 

9) §. 6. des Gesetzes; nach dem Preuss. L. R. ($. 1096.) 2—3 
Jahre Zuchthaas oder Festangsstrafe; nach dem Oesterreich. 6. B, 
5—10 Jahre schwerer Kerker (jedoch ist in diesem Strafräume auch 
der bei Not 10. bemerkte Fall begriffen); nach dem Baier. Str. G. B, 
1 — 4, nach dem Baier. Entw. ton 1831 2—4, nach dem Württ 
E. $ — 4 Jahre Arbeitshaas. 

10J Der Richter mass hier nach unserm Gesetze von Amtswegen 
einschreiten. Ob diess legislativ zu billigen ist? Der Württ. Entwurf 
bestimmt, dass Untersuchung und Strafe alsdann nicht stattfindet, wenn 
mit der Entführten die Ehe eingegangen worden , und diese von Seiten 
des beleidigten Theiles unangefochten geblieben ist Vgl. auch unten 
Not 36. 

11) §. 6. des Gesetzes. Das Preuss. L. R. setzt für diesen Fall 
acht Jahre Festungsstrafe, das Baier. Str. G. B. 4 — 8 Jahre, der 
Baier. Entw. v. 1831. 4 — 10 Jahre, der Württ Entw. 4 — 0 
Jahre Arbeitshaus, also Alle eine härtere Strafe als unser Gesetz, fest 
Der Hannoev. Entwurf spricht von diesem Falle nicht besonders, 
sondern setzt überhaupt für die gewaltsame Entführung zum Zwecke der 
Unzucht oder der Ehe und für die nicht gewaltsame an einer Peson 
unter 15 Jahren Arbeitshaus (von i — 3 Jahre) und unter erschwerenden 
Umständen Zuchthaus von 2 — 4 Jahren fest 
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erreicht» wie sie zum Verbrechen der Nothzucht erfordert wird 
(vcrgl. ob. S. 59) : so ist natürlich die Handlung als Nothzucht 
tu bestrafen und die Strafe , wegen der coneurrirenden Ent- 
führung, im Zweifel über dem mittleren Grade des für die Noth- 
zucht festgesetzten Strafraumes zu bestimmen. Auch würde es 
keinen Zweifel leiden , dass gegen den, welcher ein Kind unter 
12. Jahren entführt und dasselbe gemissbraucht hat, wenn die 
That einen bleibenden Nachtheil für die Gesundheit des Kindes 
zur Folge hatte, oder welcher eine Frauensperson zwischen 
12 und 14 Jahren entführte und missbrauchte, wenn seine That 
ihren Tod zur Folge hatte, die S. 309. angeführten härteren Strafen 
zuerkennen, und, wegen der coneurrirenden Entführung, über 
dem mittleren Grade, wenn nicht in andern Beziehungen Mfl- 
derungsgründe vorhanden sind, auszumessen sind. 

Dagegen ist es ein bedeutender Strafmilderungsgrund (S. 
260.), wenn der Entführer den genannten Zweck freiwillig 
aufgegeben, und die entführte Person unverletzt 1 -) aus seiner 
Gewalt entlassen hat. Hier soll dann blos eine Gefängniss- 
strafe von 3 — 12 Monaten eintreten 13 ). Wenn er aber die 



12) Man sieht aas dem ganzen Zusammenhange, dass dieses «nwr- 
letzt sich blos auf den Zweck des Entführers bezieht, also blos in Be- 
ziehung auf den Missbrauch zur Unzucht, nicht aber auch auf andre 
Verletzungen, zu nehmen ist Wäre daher die Entführte bei der Ent- 
fuhrung z. B. an der Hand oder im Gesichte verwundet, aber vom Thä- 
ter nicht zur Unzucht gemissbraucht und freiwillig aus seiner Gewalt ent- 
lassen worden: so würde sie doch im Sinne des fi. 9. des Gesetzes, für 
unverletzt gelten, d. h. blos 3 — 12 monatliches Gefangniss zu erkennen 
seyn. Das Preussische Landrecht ist es, so viel ich finde, allein, 
welches (§. 1097.) auch andre Misshandlungen bei der Strafbestimmung 
berücksichtigt. 

13) §. 9. des Gesetzes. Bei der gewaltsamen Entführung scheint 
doch diese Strafe gar zu milde, wenn eine 'unbescholtene Frauensperson 
entfuhrt wurde. Bas Preuss. L. R. und das Oesterreich, und 
Bai er. Gesetzbuch enthalten für diesen FaU keine besondre Herab- 
setzung der Strafe. Der Gedanke einer solchen Herabsetzung findet 
sich erst in den spätem Bai er. und Württ. Entwürfen (nicht im 
Hannoverschen). Der Württ. und der neueste Baier. Entwurf sind 
noch gelinder, als unser Gesetz, indem für den genannten Fall Ersterer 
blos 1 — 12 monatliches , Letzterer blos Gefangniss überhaupt bis zu 
12 Monaten festsetzt 
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entführte Frauensperson, nachdem er sie gemissbraucbl hat, aus 
seiner Gewalt entlässt, und ihr die Ehe anbietet und sie diess 
(wo es nöthig ist, mit Zustimmung ihrer Angehörigen) annimmt: 
so tritt eine Strafmilderung nicht ein. Hier muss— was freilich 
legislativ vieles Bedenken gegen sich, hat — wenigstens auf 
zwei Jahre Zuchthaus erkannt werden. 

Ä Nicht gewaltsame Entführung zum Zweck« der 
Unzucht (§. 7 — 9 des Ges.). '> 

Bei dieser Art der Entführung weicht unser Gesetz sehr von 
Dem ab , was bisher nach gemeinem und Sächsischem Rechte 
bestand, besonders indem es die hierher gehörigen Fälle in Einer 
Beziehung sehr beschränkt (s. den folg. Nr. 2. ). Das Gesetz 
rechnet nämlich hierher folgende Fälle. - .i 

1. Entführung einer Person unter vierzehn 
Jahren. Vom Snbjecte und vom Objecto dieser Entführung 
gilt mit Ausnahme der oben angeführten Altersbestimmung ganz 
das was unter A. ausgeführt wurde« Im Gegensatze zu dem 
vorhin ausgeführten Falle gehört zum Thatbestande dieses Falles 

a. dass die That im Einverständnisse mit der Entführten 
verübt worden ist, aber 

b. wie das Gesetz §. 7. sagt, wider Wissen und Willen 
ihrer Eltern oder der die Stelle derselben vertretenden Per* 
sonen» üeber diesen Punkt könnten einige Zweifel entstehen. 
Warum sagt das Gesetz wider Wissen und Willen der El- 
tern? Wenn z. B. Jemand in das Haus der Mutter eindringt, 
um die einwilligende 13jährige Tochter wegzuführen, die Mutter 
aber mit der Tochter im Zimmer trifft, und nun die Erstere 
bindet, ihr den Mund verstopft, damit sie nicht Hülfe rufen kann, 
und die Tochter hin wegführt: so wäre diess nach den Striefen 
Worten des Gesetzes keine Entführung. Denn er hat die 
Tochter zwar wider Willen, aber mit Wissen der Mutter 
weggeführt. Diess kann aber das Gesetz unmöglich gewollt 
und genieint haben, und es wird daher nach den Regeln der 
logischen Interpretation über die Worte hinwegzugehen, und 
das Wissen und so zu behandeln seyn, als ob es nicht da 
stünde , wie ja auch im folgenden §. blos die Rede ist von iw- 
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«/er den Willen 1 der Eltern*, und wider den Willen des Ehe- 
manns. Das« aber das Gcseüfc im §. 7- durch sein ttfirfer Wis- 
sen unduWUto* tton* Anderes fesUeUen sollte , als im §. 8. 
durch sein- wider „den Willen* diess lässt sich gewiss nicht an- 
nehmen* -~* Unter den JMtem ist : wohl zunächst Mos der 
Vater zu verstehen, wenn/ dieser das Erziehungsrecht wirklich 
ausübt; also z< B. der unehciichei.nicht, wenn das Rind bei der 
Mutter, oder bei seinem Vormunde lefrt. Unter den Personen, 
welche die Stelle der Eltern vertreten , sind wohl alle diejeni- 
gen zu begreifen, weiche das Rrzichungsrccht über die Kinder 
ausüben, also namentlich Vormünder, Pflegeeltern, der Gross- 
vater., tlcm nach der Ellem Tode das Rind zur Erziehung ge- 
geben ist u. s. w. 14 ). J, 

c. Als äussere Handlung wird zu diesem Falle der Ent- 
führung- nach dein S. 313. Ausgeführten erfordert , Entfernung 
der Person aus dem Staatsgebiete, oder eine solche Handlung, 
durch welche innerhalb des Staatsgebietes die Person der facti- 
schen Gewalt , und dem Schutze ihrer genannten Angehörigen 
völlig entzogen und ganz in die Gewalt des Entführers gebracht 
wird. Gonsummirt ist das Verbrechen , sobald das eben An- 
geführte geschehen ist. Die Vollziehung der Unzucht ist lüer 
wieder, wie im vorigen Falle, (unter A. S. 317.) kein Re- 
quisit der Gonsummation , sondern blos ein Strafschärfungsgrund. 

Die Strafe des consummirten Verbrechens besteht in 1 — 3 
Jahren Gcfänguiss 1 5 ). 

Gesetzlich ausgezeichnet sind hier wieder zwei Fälle: 



14) Weder die stand. Verhandlungen noch die Motive geben über 
die im Texte berührten Fragen einigen Aufcchluss. 

15) Das Baier. Str.G.B. und die späteren Entwürfe zeichnen auch 
diesen Fall <ler nicht gewaltsamen Entführung eines Kindes aus, nur 
bestimmen sie das Normalalter verschieden, das Baier. Str.G.B. auf 
12 Jahre, von den S. 314. Not. 1. angeführten Entwürfen der Eine 
auf 14, der Andere auf 15, der Dritte auf 16 Jahre! Auch sind hier 
das Baier. Str.G.B. und die angeführten Entwürfe weit härter, als un- 
ser Gesetz; denn sie strafen diese nicht gewaltsame Entführung ganz 
wie die gewaltsame Entführung, also mit den in Not 9. und 11. ange- 
führten Strafen. 
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a, mit einer höheren Strafe der Fall , wenn zur Entfüh- 
rung die Vollziehung der Unzucht [durch körperliche Vereini- 
gung] 16 ) hinzugekommen. Hier tritt 1 — 3jährige Zuchthaus- 
strafe ein 17 ). Hat aber die Vollziehung der Unzucht die oben 
S. 309. angeführten Folgen für Leben oder Gesundheit 4er ent- 
führten Person gehabt: so sind die oben S. 309. angeführten 
Strafen zu erkennen 1 8 ). Es wird also nach dieser Bestim- 
mung — welche auf diese Weise der Gesetzes entwurf nicht 
enthielt, sondern die erst durch die ständischen Beschlüsse in 
das Gesetz kam — wenn einmal jene Vereinigung erfolgt ist, 
die That ganz wie die s. g. unfreiwillige Unzucht bestraft und 
dabei die Goncurrenz der Entführung gar nicht besonders beach- 
tet 19 ), ausgenommen in einem Falle 20 ). Bei Mädchen zwi- 



16) So sagt ausdrücklich der $. 7. des Gesetzes und die standische 
Schrift — denn die Stelle ist durch standische Beschlüsse so geändert 
worden, wie sie im Gesetze steht, oh. S. 227 — fuhrt als Motiv dieser 
Bezeichnung an: man halte es für angemessener, wenn der Zweck des- 
sen Verfolgung hier das Verbrechen der Entführung charaktcrisire , gera- 
dezu bezeichnet werde. Es ist diess eine nicht unwichtige Stelle , indem 
daraus hervorgeht, in welcher Ausdehnung man die Entführung zum 
Zwecke widernatürlicher Unzucht zu nehmen hat. 

♦ 

17) §. 7. des Gesetzes; also die Strafe, mit welcher die Unzucht 
mit Kindern unter zwölf Jahren bestraft wird. 

18) Ges. §. 7. a. E. Dass das Gesetz an dieser Stelle mit seinen 
Worten ohne bleibenden Nachtheil für Leben und Gesundheit die Negative 
von den Fällen des Nr. 2. uud 3. des §. 5. des Gesetzes, und unter 
den Worten : Im entgegengesetzten Falle gerade die Falle des Nr. 2. und 
3. des §. 5. bezeichnen wollte , kann keinen Zweifel leiden. Es gilt da- 
her hier ganz das S. 309. Ausgeführte. 

19) Diess wurde auch von H. G.J.R. Gross (s. ob. S. 227. Not 31.) 
gegen den ständischen Beschluss bemerkt. 

20) Es scheint von den Standen ubersehen worden zu seyn, dass 
diese Ausnahme in ihrem Beschlüsse liege, indem sie das Amendement, 
durch welches sie den §. 5. des Entwurfes geändert hatten, nicht ge- 
hörig berücksichtigten. Bei dieser Ausnahme bildet die Conen rrenz der 
Entführung einen bedeutenden Straferliöhungsgrund, während doch in 
der ersten Kammer beschlossen (und ihr Amendement i das freilich diese 
Ausnahme schon 'enthielt, allgemein angenommen) wurde, dass diese 
Concurrenz nicht zu beachten sey. (I. Vhndl. d. I. Kamm. S. 249.)« Ein 
ganz andres Motiv führt freilich die Standische Schrift an. Es soll nach 
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sehen zwölf nnd vierzehn Jahren nämlich wird die unfrei- 
willige Unzncht bedeutend harter bestraft, wenn Entführung vor- 
anging, als wenn keine Entführung vorangegangen war 21 )/ 
während bei Madchen , welche nicht über zwölf Jahre alt sind, 
beide Falle unter den gleichen Strafraum gestellt sind. Indes- 
sen kann und muss der Richter doch auch im letzteren Falle 
die Concurrenz dadurch beachten, dass er hier bei concur- 
rirender Entfuhrung die Strafe der unfreiwilligen Unzucht über 
das mittlere Maass erhöht. 

6. mit einer gelinderen Strafe der Fall, wenn der Entfuh- 
rer seinen Zweck freiwillig aufgiebt , und die Person , ohne sie 
zur Unzucht gemissbraucht zu haben, aus seiner Gewalt entlas- 
sen hat. Hier gilt ganz das bei Note 12. und 13. S. 320. An- 
geführte. 

2. Entführung einer Person über vierzehn Jahren. — 
Abgesehen von den Personen, an denen, und von den Perso- 
nen, wider deren Willen das Verbrechen begangen wird, gilt 
in Betreff des objectiven Thatbestandes in diesem Falle ganz das, 
was im Falle von Nr. i. gilt. 

Allein nicht an jeder einwilligenden Person über 14 Jah- 
ren kann nach unsrem Gesetze durch, wider den Willen ihrer 



ihr blos die unbestimmte Vorschrift des Entwurfs anf verhäUnissmüssige 
Schärfung bestimmter ansgedrückt werden. Allein diess konnte nicht 
die Absicht der Kammern seyn, denn der Entwurf wollte ja verhalt- 
nissmässige Schärfang der Strafen des §.5., und diess gerade zu 
verwerfen war Zweck des, Ton den Kammern angenommenen, Amen«» 
demente, nur dass das Amendement doch für einen Fall (bei Mäd- 
chen zwischen 12 und 14 Jahren) eine solche Schärfang enthielt. 

21) Vergl. §. 5. Nr. 4. des Gesetzes mit §. 7. Dieser §. 7. setzt 
seine Strafen ganz allgemein für den Fall der Entführung von einer 
Person unier vierzehn Jahren fest. Es ergiebt sich daraus auch noch 
eine zweite Inconvenienz, Eine unfreiwillige Unzucht mit Personen 
zwischen 12 und 14 Jahren nimmt das Gesetz nur dann an, wenn die Per- 
sonen F r a u e n s personen sind (§. 5. Nr. 4. des Ges. u. ob. S.307 Not. 10.) ; 
die Bestimmungen des §. 7. des Gesetzes aber beziehen sich bei ihrer 
allgemeinen Sprache auch auf den Fall, wenn die That an Personen 
männlichen Geschlechts zwischen 12 und 14 Jahren zum Zwecke 
der widernatürlichen Unzucht begangen wird. 
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häuslichen Vorgesetzten, zum Zwecke der Unzucht geschehene 
Bemächtigung derselben das Verbrechen der Entfuhrung oder 
auch nur ein Verbrechen begangen werden. Ver- 
brechen der Entfuhrung an einer über 14 Jahre alten, einwilli- 
genden Person nämlich ist nur dann vorhanden 22 ): 

tz. wenn die über 14 Jahre alte Person unverehelicht ist 
nnd noch im Hause der Eltern lebt^ und wider der El- 
tern Willen die That mit ihr begangen wird. 

Es ist also keine Entfuhrung, wenn ein minderjähriges 
Mädchen mit ihrer Zustimmung, wider den Willen ihres Vor- 
mundes oder ihrer Pflegeeltern, oder ihrer sie erziehenden Gross- 
eltern weggeführt wird , ja sogar keine Entführung , wenn s i e 
wider den Willen ihrer Mutter oder wider den 
Willen ihresVaters, der sie in seiner väterlichen 
Gewalt hat, zum Zwecke der Unzucht weggeführt wird, so- 
bald nur in den beiden letzteren Fällen das Mädchen nicht 
im Hause der Eltern lebte, also z. B. in einer Pension ausser 
dem elterlichen Hause- sich befand 23 ), oder in einem fremden 
Hause diente, oder bei einem Oheime, bei Pflegeeltern u. s. w. 
lebte 2 *). 

Diese Fälle können überhaupt gar nicht bestraft werden, 
wenn sie nicht aus besondern Gründen andre Verbrechen bil- 



22) Die Belege für das Folgende enthält der §. 8. des Gesetzes, 
welcher, so viele Bedenken er auch zuzulassen scheint, von beiden 
Kammern einstimmig angenommen wurde. 

23) Dass die Worte des Gesetzes noch im elterlichen Hause lebende 
die Dauer der väterlichen Gewalt aussprechen wollen, kann nicht an- 
genommen werden. Denn diese hängt vom Leben im elterlichen 
H a u 8 e nicht ab. Auch hat das Gesetz gewiss den Fall im Auge, wenn 
der Vater todt ist und die im Hause der Mutter lebende Tochter wider 
der Mutter Willen weggeführt wird. 

24) Dass diese Bestimmung schwer zu rechtfertigen seyn möchte, 
dürfte doch wohl kaum zu bestreiten seyn. Die in der Note 1. ange- 
führten Gesetzgebungen nnd Entwürfe enthalten etwas der Art nicht ; 
s. die angef. Not. 1. S. 314 f. Selbst unser Gesetz enthält die ange- 
führte Beschränkung (im Hause der Eltern leben) indem Falle nicht, 
wenn die Entführung zum Zwecke der Ehe geschah , wodurch aber In- 
convenienz entsteht. 
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den . Denn Entführung sind sie nach nnsrem Gesetze nicht ; 
als Versuch des Stuprums kann man sie nicht bestrafen , weil 
das Stuprum nach unsrem Gesetze in der Regel nicht strafbar 
ist, und so ist hier nur dann Strafe zu erkennen, wenn die 
That unter (versuchte oder consummirte) Blutschande , widerna- 
türliche Unzucht, Missbrauch zur Unzucht (im Sinne des §. 22. 
des Gesetzes) , oder sonst unter ein anderes Verbrechen fallt. 

b. Wenn mit einer Ehefrau wider den Willen ihres Ehe- 
manns die That begangen wird. 

In diesen beiden Fällen (a. und b.) soll der Entführer und 
ebenso auch die Entführte mit Gefängniss, und zwar im er- 
steren Falle (o) mit 3 , im letzteren (£) mit 6 Monaten bestraft 
werden. 

Es sind diess die einzigen Fälle, in welchen das Gesetz 
eine absolut bestimmte Strafe enthält ; legislativ möchte 
sich aber sehr darüber streiten lassen , ob diess gut ist. Denn 

bei diesen; absoluten Bestimmung muss nun dieselbe Strafe ein- 

> 

treten , mag ein verleumdetes oder ein unverleumdetes Mädchen 
entführt werden, mag die VerÜbung der Unzucht hinzugekom- 
men seyn oder nicht 25 ). Auch möchte es schwer zu billigen 
seyn, dass der Entführer nicht härter, als die Entführte 
bestraft wird 26 ); dass hier selbst dann, wenn der Entfüh- 
rer freiwillig seine Absicht wieder aufgegeben und die Entführte 

25) Nur wenn durch die Vollziehung der Unzucht ein grösseres 
Verbrechen begangen würde (was bei widernatiirÜcher Unzucht der Fall 
seyn kann), müsste die höhere Strafe des Letzteren eintreten. 

26) Die oben angeführten Entwürfe haben alles Dieses vermieden. 
Der Bai er. Entwurf von 1831 straft in dem S. 315. Not. 1. Nr. 2. 
angeführten Falle den Entfuhrer, wenn die That in der Absicht, Un- 
zucht zu verüben geschehen ist, bei erreichter Absicht mit 1 — 3 Mo- 
naten (der W ü r 1 1. Entw. mit 1 — 12 Monaten) , bei nicht ausgeführter 
Absicht mit Gefängniss bis zu 6 Monaten (der Württ. Entw. blos mit 
Gefängniss von 3 Tagen bis 6 Wochen), und die Entführte in beiden 
Fällen mit Gefängniss bis zu einem Monate. — Uebrigens sind diese 
Strafen bei dieser, die empfindlichste Verletzung der Elternrechte und 
des Elternglückes enthaltenden, That doch zu gelinde. Während das 
Römische Recht, die Carolina, das ältere Sächsische Recht und die mei* 
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unverletzt den Ihrigen zurückgebracht - hat , keine Strafnünde^ 
rang eintritt 27 ), und dass von der andern Seite diese Entfüh- 
rung zum Zwecke der Unzucht gelinder bestraft wird, als die 
an einer Einwilligenden zum Zwecke der Ehe begangene Entfüh- 
rung (vgl. unt. Not. 34.)* Da übrigens die Strafe absolut be- 
stimmt ist: so folgt hieraus, dass der Richter sie aus allen den 
Gründen mildern kann und muss, welche nach dem bisherigen 
Rechte zu den allgemeinen Strafmilderun gsgründen gehörten * 8 ). 

Die Wegführung einer fremden, freiwillig folgenden, Braut 
zum Zweke der Unzucht, wider des Bräutigams Willen, ist, 
wenn sie nicht noch im elterlichen Hause lebt, keine Ent- 
ftiirtiir, überhaupt an sich nicht strafbar. Dagegen ist die 
Wegführung der eignen, im elterlichen Hause lebenden, Braut, 
mit ihrem aber wider der Eltern Willen, zum Zwecke der Un- 
zucht allerdings Entführung. Das Gesetz nimmt diesen Fall 
nicht aus — wozu es auch keinen Grund hätte — und begreift 
ihn unter seiner allgemeinen Sprache. 

in. 

» 

Entführung zum Zwecke der Ehe. 

Object dieser Entführung ist natürlich blas eine Frauens- 
person, jedoch ohne alle Rücksicht auf das Alter. Im Uebri- 
gen sind auch hier folgende zwei Hauptfällc zu unterscheiden. 

A. Gewaltsame Entführung zum Zwecke der 
Ehe. (§. 10. des Ges.). Hierzu wird erfordert 

1. als äussere Handlung, was oben S, 317. unter Nr. 4. 

ten Gesetzgebungen des XVI. und XVII. Jahrhunderts diese That (frei- 
lich zu hart) mit dem Tode bestrafen, kam man in unsrer Zeit bis auf 
wenige Tage Gefängniss herab! , . 

27) Denn die Bestimmung des §. 9. des Gesetzes bezieht sich nicht 
auf die Fälle des §. 8., sondern ausdrücklich blos auf die des §. 6. und 7. 

28) Z. B. bei Trunkenheit und Minderjährigkeit Vgl. in Beziehung 
auf die Letztere S. 259. Not. 23. Hierher gehört aber rieht der bei 
Not 27. angeführte Fall. Denn Reue nach consummirtem Verbrechen 
ist in unsern Gesetzen nicht allgemein für einen Strafminderungsgrund 
erklärt Aach kann man in einem solchen, Falle nicht von vollständi- 
gem Ersätze sprechen. • » i:. 
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ausgeführt wurde. Aach hier kann die Zustimmung der Eltern 
die verbrecherische Natur der Handlung nicht ändern. 

2. Zweck des Thäters muss seyn, die Person zur Einge- 
hung der £he zu nölhigen. — Dieses Verbrechen kann übri- 
gens auch an der eigenen Braut begangen werden. Das Ge~ 
setz spricht ganz allgemein und nimmt diesen Fall nicht aus, 
und nach dem neuesten Sächsischen wechte über die Unwirksam- 
keit der Verlöbnisse lässt sich hieran um so weniger zwei- 
feln^). ■ : 

Die Strafe ist Gefängniss von 1—3 Jahren™). _ Wie 
ist aber zu erkennen, wenn der Thäter, nachdem er die Per- 
son entführt hat, seine Absicht ändert, und die Entführte zur 
Unzucht zu missbrauchen sucht oder wirklich missbraucht? 
Ist die Entführte noch in seiner Gewalt: so geht nun die That 
in gewaltsame Entführung zum Zwecke der Unzucht über, 
und es müssen die Strafen des §. 6. eintreten. Ist sie nicht 
mehr in seiner Gewalt: so trifft ihn blos die vorhin angeführte 
Gefängnisstrafe. 

Ganz straffrei wird der Thäter, wenn er die Entführte, 
so fern sie sich nicht mehr in seiner Gewalt befindet und in 
die Ehe frei einwilligt, heirathet 3 1 ). Wie ist es aber, wenn 



29) Das Gesetz über privilegirte Gerichtsstände u. s. w. v. 28. Jan. 
1835 ändert die Grandsätze, welche bisher in Sachsen (wie nach ge- 
meinem D, Rechte) galten, sehr mit Recht völlig ab, and kehrt hier 
zum Römischen Princip zurück, indem es §. 62. bestimmt: Ein Ehe- 
verlöbniss oder ein vorläufiges Versprechen , sich zu ehelichen, unter was 
für Umständen, oder Bedingungen es gegeben worden, zieht lerne rechtli- 
che Verbindlichkeit zu Vollziehung der Ehe selbst nach sich. 

30) §. 10. des Gesetzes; Tgl. aach unten Not. 34. Die oben S. 314. 
Not. 1. angefahrten legislativen Arbeiten sind hier weit strenger. Das 
P reu ss. Landrecht setzt Gefängniss oder Festung von 1 — 4 Jahren 
fest Noch weiter gehen das Oesterr. und Bai er. G.B. und die oben 
angeführten Entwürfe. Sie stellen diesen Fall unter denselben Straf- 
raum (Not* 9» 11.) , unter welchen sie die gewaltsame Entführung zum 
Zwecke der Unzucht stellen. 

31) §. 10. des Ges. Man wird jedoch hier annehmen müssen , dass 
das Gesetz für den Fall Straflosigkeit nicht aussprechen wollte , wenn 
der Thäter die Person wider ihren Willen and den Willen Derje- 
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er seine That bereut und die Entführte freiwillig und unverletzt 
aus seiner Gewalt entlässt, ohne aber ihr die Ehe nunmehr 
anzubieten oder sie das Anerbieten nicht annimmt ? Für die- 
sen Fall enthält das Gesetz keine Strafmilderung. Es muss 
also die Strafe innerhalb des vorhin bei Note 30. bemerkten 
Strafraums ausgemessen (S. 255.), also wenn der Richter auch, 
was er hier in der Regel zu thun haben wird, das Minimum 
wählt, doch ein Jahr Gefängniss erkannt werden. Denn die 
Bestimmung des §. 9. des Gesetzes erstreckt sich auf den vor- 
liegenden Fall nicht. Es scheint hierin freilich eine Ineonve- 
nienz zu liegen , 'die durch den S. 227. Not. 33. angeführten 
ständischen Antrag erhöht wurde. Entführt nämlich Jemand 
ein Mädchen mit Gewalt zum Zwecke der Unzucht, entlässt 
sie aber wieder unverletzt: so trifft ihn wenigstens drei 
monatliches, höchstens einjähriges Gefängniss (§. 9. des 
Ges.); that er es zum Zwecke der Ehe, entlässt sie aber 
wieder freiwillig und unverletzt: so trifft ihn wenigstens 
einjähriges Gefängniss. 

B. Nicht gewaltsame Entführung zum Zwecke 
der Ehe (§. 11. des Gesetzes). Hier wird erfordert: 

1. dass die That mit Zustimmung der Entführten verübt 
wurde, 

2. in der Absicht, sie zu ehelichen, 

3. wider den Willen Derjenigen, deren Einwilligung nach 
den Gesetzen erforderlich ist 3 2 ). Dass die Entführte im Hause 



nigen, deren Einwilligung zu ihrer Ehe erforderlich 
ist, zum Zwecke der Ehe entführte, und nun die Entführte, in Frei- 
heit gesetzt , gegen den Willen der berührten Angehörigen mit dem Ent- 
fuhrer die Ehe (welche hier nichtig ist) eingeht. 

32) Diese sind nach Sächsischem Rechte: der Vater (nicht gerade 
Hausvater), so dass, wenn er zustimmt, der Widerspruch der Mutter 
nicht beachtet wird, nach ihm, wenn er todt oder dergestalt, dass eine 
Erklärung von ihm gar nicht erlangt werden kann, abwesend ist, oder 
er Frau und Kinder böslich verlassen hat, oder das Kind uneheÜch ist, 
die Mutter, nach ihr die Groseltern. — Dass auch an einwilligenden 
W i 1 1 w e n nach uns rem Gesetze das Verbrechen der Entführung began- 
gen werden kann, leidet keinen Zweifel, da ohne Rücksicht auf das AI- 



der Eltern lebte, ist keineswegs nöthig. Diess ist blos ein 
wesentliches Requisit der nicht gewaltsamen Entführung zum 
Zwecke der Unzucht (Not. 23. 24.). — Ist aber die That 
als Entfuhrung zu strafen, wenn die in der Note 32. angeführ- 
ten Personen aus untriftigen Gründen ihre Einwilligung ver- 
sagten oder versagen? Man kann diese Frage nicht aus dem 
Grunde verneinen, weil ja hier der Consens dieser Personen 
durch die Behörde supplirt werden könnte , also ihre Einwilli- 
gung nicht erforderlich sey. Vielmehr muss sie unter Be- 
rücksichtigung des Sächsischen Eherechts bejaht werden, indem 
nach demselben das Abschliessen eines heimlichen Verlöbnisses 
(dieses aber oder noch mehr ist hier jedenfalls vorhanden) schon 
an sich eine rechtmässige Ursache ist, den Consens zu ver- 
weigern 33 ). Eine zweite Frage, welche hier entsteht, ist : kann 
man auch an der eignen Braut (d. h. wenn das Verlöbniss ge- 
hörig, mit Einwilligung der Personen, deren Zustimmung erfor- 
derlich ist, geschlossen wurde) eine solche Entführung begehen 
z. B. wenn man sie wegführt, um sie früher zu heirathen, 
als die Eltern wollten oder weil die Eltern ihren Consens zu- 
rücknahmen? Nach den Worten des Gesetzes müsste man 
es bejahen, weil diese vom Entführen wider Willen der 
Eltern sprechen, und hier doch ein Wegführen wider den 
Willen der Eltern vorhanden ist. Allein dem Sinne des Gese- 



ter der Tochter, und auf väterliche Gewalt die Zustimmung der ge- 
nannten Personen zu ihrer Ehe erforderlich ist. Vgl. oben S. 57. 58. 78. 
Einwilligung des Vormundes ist zur Ehe nicht nöthig. Die Vormund- 
scliaftsO. verlangt diese Einwilligung blos zu Verlöbnissen Solcher, 
welche das 14 Jahr noch nicht zurückgelegt haben. Von einer Ehe 
aber kann hier ohnehin nicht die Rede seyn. Wenn aber eine Person 
unter 14 Jahren, welche weder Eltern noch Grosseltern hat, wider 
des Vormundes, aber mit ihrem Willen zum Zwecke der Ehe wegge- 
führt wird: so wird man annehmen müssen, dass hier allerdings auch 
Entführung vorhanden ist Anders, wenn sie blos gegen den Willen von 
Pflegeeltern weggeführt wird. Denn der §. 11. wiederholt hier nicht 
die allgemeinere Bestimmung des 7. 

33) Curtius Handbuch des Chursächs. Civilr. Th. I. §.94. (Han- 
sel) Bemerk, und Excurse zu Curtius Handb. Abth. I. S. 99. Haubold 
Lehrb. d. Kön. S. Privatr. 2te Ausg. §. 57. Not* <t« 



tzes wird es doch gemässer seyn, hier nur dann das Verbre- 
chen der Entführung anzunehmen, wenu die in der Note 32; 
genannten Personen wirklich rechtlich zulässige Gründe zur 
Inhibition der Ehe hatten. — 

4. Als äussere Handlung wird das S. 322. unter c. Ange- 
führte erfordert. 

Die Strafe dieser Entführung ist , wenn die Entführte noch 
nicht das 14. Jahr zurückgelegt hat, Gefängniss von 1 — 3 
Jahren 34 ), wenn sie über 14 Jahre alt ist, für den Entführer 
Gefängniss von 2 — 6 Monaten, in der Regel somit 4 monatli- 
ches Gefängniss (S. 258.); also eine härtere Strafe, als 
wenn er sie zum Zwecke der Unzucht entführt hätte 35 ); 
für die Entführte 14 Tage bis 4 Wochen Gefängniss. Bei der 
Strafausmessung hat der Richter hier wohl theils auf die S. 259. 
angeführten Umstände, soweit sie hier Platz greifen können, 
theils auf den Umstand, ob die Eltern mehr oder minder trif- 
tige Gründe gegen die Ehe hatten , Rücksicht zu nehmen. 

Wie ist es aber, wenn hier, bei einer zum Zwecke der 



34) §. 11. des Gesetzes, 2ter Abs. Es tritt also derselbe Strafraum 
ein, mag die Unmündige mit oder wider ihren Willen, mit Gewalt 
oder ohne Gewalt zum Zwecke der Ehe entfährt worden seyn (vgl. §.10. 
des Ges. und oben bei Not. SO). Doch wird der Richter bei ange- 
wendeter Gewalt die Strafe über dem mittleren Grad auszumessen 
haben. Die S. 314. Not 1. angeführten Entwürfe stellen auch die 
nicht gewaltsame Entführung einer Unmündigen zum Zwecke der Ehe 
unter denselben Strafraum (aber einen weit härteren, als unser Gesetz), 
wie die gewaltsame ; s. Not. 9. und 11. 

35) Denn entführte er sie zum Zwecke der Unzucht: so ist die 
Strafe blos drei Monate Gefängniss. Die oben angeführten Entwürfe 
strafen mit Recht den letzteren Fall harter. Dagegen sind sie bei nicht 
gewaltsamer Entführung einer Mündigen zum Zwecke der Ehe viel zu 
gelinde. Der Hannöv, Entwurf straft blos mit 1 — 3 Monaten Gefäng- 
niss, der Württembergi sehe blos mit drei Tagen bis sechs 
Wochen Gefängniss , der neueste Baierische sogar blos mit Ge- 
fiingniss bis zu einem Monate, Es wird somit von diesen Entwürfen 
die That für ein ganz unbedeutendes Verbrechen erklärt, wobei sich 
aber die in der Note 26. gemachte Bemerkung wiederholen lassen 
möchte. Das Prcnsischc L. R. ist weit strenger. Es straft mit 
^ — 2 jäliriger Gefängniss- oder Festungsstrafe. 



Ehe mit ihrer Zustimmt^ Entführten , welche über 14 Jahre 
alt ist, der Entführer nach verübter Entführung und während 
die Person noch in seiner Gewalt ist, seine Absicht ändert, 
die Entführte nicht mehr ehelichen will, und mit ihr Unzucht 
begeht? Dadurch erhöht sich seine Strafe nicht. Denn lebte 
die Entführte nicht mehr im elterlichen Hause : so ist ja sogar 
das Wegführen zum Zwecke der Unzucht wider der Eltern 
Willen an sich gar kein Verbrechen (S. 325.), und lebte sie im 
elterlichen Hause: so würde ja nach Note 34. den, der sie 
zum Zwecke der Unzucht entfuhrt hätte, wenn er auch die 
Unzucht mit ihr verübte , eine gelindere Strafe , als die auf die 
Entführung zum Zwecke der Ehe gesetzte, treffen. Höchstens 
könnte hier der Richter innerhalb des oben angeführten Maxi- 
mum (2 — 6 Monate Gef.) die Strafe etwas höher ausmessen. 
Allein es wäre diess eigentlich gegen die Analogie des §. 8. 

IV. 

Einschreiten vom Amtswegen. 

Das Gesetz §. 23. schliesst das Verfahren von Amtswegen 
in den Fällen des §. 7. 8. und 11., also in den der nicht 
gewaltsamen Entführung aus. In diesen Fällen kann blos auf 
den Antrag einer der, durch die Entführung in ihren Rechten ver- 
letzten, Personen eingeschritten werden. Welche Personen diess 
sind, ergiebt sich aus dem S. 321.325. 326.329. Angeführten. 

In zwei Fällen der nicht gewaltsamen Entführung wird 
auch die Entführte bestraft (S. 326. und S. 331.). Doch tritt 
bei diesen eine Verschiedenheit in Betreff des richterlichen Ein- 
schreitens ein. In dem einen dieser Fälle (S. 326.) muss die 
Entführte bestraft werden, wenn auch nur gegen den Entfüh- 
rer denuncirt ist, und es bleibt hier bei der S. 269. ob. ange- 
führten Regel $ im zweiten Falle dagegen (S. 331.) können die 
Berechtigten gegen den Entführer so denunciren, dass blos 
er, und nicht auch die Entführte bestraft werden soll. Diess 
ergiebt sich unzweifelhaft aus einer Vergleichung der ganz ver- 
schiedenen Fassung der §§. 8. und 11. und Beider mit §. 23. — 
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Ob aber das Verfahren von Amtswegen nicht auch bei der g c- 
waltsamen Entführung hätte beschränkt werden sollen, diess 
ist eine Frage, deren Untersuchung nicht zu dem Zwecke die- 
ser Schrift gehört * •). 



Siebentes Capitel. 

* - 

Ehebruch. 

r • * 

I. 

Uebersicht und Vergleichung mit anderen legislativen Arbeiten. 

Bei der Bestrafung des Ehebruches schliessen sich die neue- 
ren Deutschen Gesetzgebungen und Entwürfe zum Theile den 
Ansichten an, zu welchen sich der Gerichtsgebrauch nach dem 
früher Ausgeführten längst schon hinneigte. Sie setzen nur 
geringe Strafen auf den Ehebruch. In Betreff des Einschrei- 
tens von Amtswegen aber folgen sie dem Grundsatze , von dem 
schon die Carolina ausging. Auch stimmen die Meisten darin 
überein , dass sie in Beziehung auf Begriff und Thatbestand dem 
Römischen Rechte insofern nicht folgen, als sie allgemein an- 
nehmen , auch der ungetreue Ehemann könne wegen Ehebruchs 
bestraft werden, wobei sie aber diesen gelinder bestrafen 
als die ungetreue Frau (nur das Oesterr. Gesetzbuch erkennt 
diess nicht durchaus an). In andern Punkten jedoch weichen 
sie von einander ab, so z. B. in der genaueren Bestimmung 
des Strafmaässes , ferner darin, dass Einige den doppelten Ehe- 
bruch nicht mit besonderer Strafe auszeichnen, Andre dieses 
thun; dass Einige über die Strafe des unverheiratheten Theiles 
beim einfachen Ehebruche Etwas ausdrücklich nicht bestimmen, 

36) Sie möchte wohl zu bejahen seyn. Der neueste Baierische 
Entwurf giebt hier mit Recht dieselbe Bestimmung , welche er in Be- 
treff der Nothzucht (ob. S. 299.) enthalt Der Württ. Entwarf aber 
scheint hier immer (mit Aasnahrae der bei Note 13. nnd in Note 9. be- 
rührten Fälle) Einschreiten Ton Amtswegen zu wollen, was aber mit 
seinen Bestimmungen über dieselbe Frage bei derNothzucht (ob. S. 299.) 
schwer in Einklang zu bringen seyn moclite. 



und so den Zweifel lassen, ob dieser nicht bestraft werden 
könne, oder wie etwa hier die allgemeinen Grundsätze über 
Urheber und jGehülfen anzuwenden seyen ; Andre dagegen aus- 
drücklich Strafe für ihn festsetzen u. s.. w. 

Das Pr eussische Landrecht nämlich (II. 20. §. 1062. 
1063. 1064.) straft den ungetreuen Ehemann mit arbiträrem G c- 
fängniss* die ungetreue Frau härter» mit Gefängniss oder 
Zuchthaus von 3—6 Monaten, und setzt für den doppelten 
Ehebruch — 1 Jahr Gefängniss oder Zuchthaus fest. Von 
der Strafe des unverheirateten Theiles schweigt es, wenn 
; ich nicht irre. Es lässt aber nur dann J> trafo zu, wenn der 
Ehebruch die Trennung der Ehe zur Folge hatte. Das 0 e- 
sterreiclnsciie Gesetzbuch (Th. II. §. 247. 248.) dage- 
gen bestimmt, dass beim Ehebruche der verheirathete und 
ebenso der unverheiratete Theil mit 1 — 6 Monaten Arrest, 
und das Weib, wenn durch ihren Ehebruch ein Zweifel über 
die Rechtmässigkeit der nachfolgenden Geburt entstehen könne, 
strenger (ob innerhalb jenes Maximum, ceteris paribus, 
strenger, oder ob das Maximum überschritten werden solle, 
scheint zweifelhaft) zu bestrafen sey. Einschreiten von Amts- 
wegen, wenn nicht der verheirathete Theil mit der Unzucht 
Gewerbe trieb , untersagt es , entzieht aber dem beleidigten Gat- 
ten das Recht zur Anklage dann , wenn derselbe die ihm bekannt 
gewordene Beleidigung ausdrücklich verziehen hat, oder wenn 
er innerhalb 6 Wochen von der Zeit an, da ihm die Beleidi- 
gung bekannt geworden, nicht klagt (vgl. ob. S. 236. Not. 60.). 
Dass der beleidigte Gatte seine Klage mit Wirkung für beide, 
des Ehebruches schuldige, Theiie wieder zurücknehmen könne, 
geht daraus hervor, dass sogar die bereits erkannte Strafe er- 
lischt, sobald er erklärt, mit dem schuldigen Theiie wieder 
leben zu wollen, und nur gegen den Mitschuldigen eine solche 
Erklärung die schon erkannte Strafe nicht aufheben soll. 
Der Hannoversche Entwurf Art. 260. 261 • 262. straft den 
ungetreuen Ehemann mit 2 Wochen bis 1 Monat Gefäng- 
niss , die ungetreue Frau härter , mit 3 Monaten , den unver- 
ehelichten Theil mit der Hälfte der Strafe, welche die Person 
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zu leiden hat , mit welcher^' Ehebruch getrieben , also* den 
unverheirateten Mann härter, als die unverheiratete Frauens-* 
person. Den Umstand, dass der Ehebruch ein doppelter, war, 
behandelt er Mos als Straferhöbungsgrund innerhalb der anget» 
gebenen Maxima. Ein Einschreiten lässt er nur auf Klage des 
beleidigten Theile* zu, ausser es halte der Gatte; durch ehe- 
brecherischen Goncubinat, oder eine Ehefrau durch Hurerei offen tr 
liches Acrgerniss gegeben- Das Klagrecht fallt durch ausdrück- 
liche oder stillschweigende Verzeihung (der Entwurf bestimmt 
die Letztere nicht näher) weg; auch kann die Anklage noefc 
vor gefällter Sentem wieder zurückgenommen werden, .wen* 
der beleidigte Gatte mit dem Angeschuldigten die Ehe fortsetzen 
zu wollen erklärt, und es findet dann überall (also auch gegen 
den Mitschuldigen) keine Strafe statt. Der Baierisehe Ent- 
wurf von 1S31 Art. 237. setzt die im Entwürfe von 1827 vor^ 
geschlagenen Strafen bedeutend herab und kehrt mehr* zu den 
Strafen des Gesetzbuches von 1813 Art. 401. zurück. Er be- 
stimmt : Es solle auf Klage des beleidigten Theiles 4er unge- 
treue Mann mit Gefängniss bis zu 3 Monaten, die ungetreue 
Frau härter, mit Gefängniss bis zu 6 Monaten bestraft werden. 
Beim doppelten Ehebruche ist die Strafe innerhalb dieser Ma- 
idma zu schärfen. Von der unverehelichten Person, selbst 
von Demjenigen , der mit einer fremden Ehefrau sich vergeht, 
dem Römischen temerator alienarum nuptiarum schweigt, so 
viel ich wenigstens sehe, der Entwurf. Der Württembergi- 
sche Entwurf Art. 282 — 286. zeichnet mit Recht den letzte- 
ren Fall (noch mehr als der Hannoversche) aus. Er setzt 
fest: die ungetreue Frau und ihr Mitschuldiger sollen 
mit 4 Wochen — 3 Monaten, beim Rückfall bis 6 Monaten Ge- 
fängniss, der ungetreue Mann mit 2 — 6 Wochen, beim Rück- 
fall bis 3 Monaten Gefängniss bestraft werden. Hält jedoch der 
Mann eine Beischläferin in seiner Wohnung (diesen Fall 

w 

beachtet dieser Entwurf allein ; Veranlassung gab wohl der Code 
penal) : so trifft ihn die zuerst angeführte Strafe (die der un- 
getreuen Frau , und ihres Mitschuldigen). Von einer Bestra- 
fung der Unverheirateten , mit der sich der Ehemann verging 
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x spricht der Entwarf nicht. Aach erwähnt er des doppelten 
Ehebruches nicht besonders. lAlle jene Strafen treten jedoch 
nur auf Klage des beleidigten Theiles ein , und Verzeihung (über 
die stillschweigende ist nichts Besonderes gesagt) des Beleidig- 
ten , nachdem ihm das Vergehen des Andern bekannt geworden 
ist (ob auch nach bereits angebrachter Klage? Darüber sagt 
der Entwurf nichts) , schliesst Untersuchung und Strafe aus. 

Im Gegensatze zu den angeführten Gesetzen und Entwür- 
fen zeichnet sich unser Gesetz durch grössere Bestimmtheit *) 
aus. Dabei weicht es zwar nicht in der, wenn ich so sagen 
kann , criminalistischen Wagung des Verbrechens an sich , aber 
doch in manchen anderen Punkten wesentlich von denselben ab. 
Es setzt für die ungetreue Frau nicht eine härtere Strafe fest, 
als rar den ungetreuen Mann, sondern bestimmt allgemein , dass 
bei dem einfachen Ehebruche der Ehegatte mit 1 — 2 Monaten 
Gefängniss [im Ganzen gelinder , als die angeführten anderen 
D. Gesetze und Entwürfe] 2 ) bestraft werde ; sodann bestimmt 
es ausdrücklich, dass auch der unverehelichte Theii, ohne aber 
den adulter besonders auszuzeichnen, und zwar mit 2 — 4 Wo- 
chen bestraft werde (§. 12. des Gesetzes). Dem gemäss zeich- 
net es consequent den doppelten Ehebruch besonders aus, in- 
dem bei ihm eine Strafe von 2 — 3 Monaten Gefängniss ein- 
treten solle (§. 13. des Ges.), und ausserdem enthält es noch 
zwei Fälle eines gesetzlich ausgezeichneten, gelin- 
der zu bestrafenden (ob. S. 260.) Ehebruches, indem es im 
§. 14. bestimmt, dass ein ehebrecherischer Ehegatte, welcher 
von Tisch und Bette geschieden oder von seinem Gatten ver- 



1) Namentlich auch in Beziehung auf die Begriffsbestimmung des 
Verbrechens. Die angeführten Entwürfe sprehen blos vom Ehebruche, 
ohne naher zu bestimmen, was sie unter diesem Verbrechen verstehen, 
Diess sollte bei einem Gesetze, durch welches alle früheren Quellen auf- 
gehoben werden sollen, nicht seyn; vielmehr sollte es genau bestimmen, 
was es zum Thatbestande eines jeden Verbrechens fordern. Mit Recht 
ist hier unser Gesetz genauer. 

2) Der Entwurf hatte härtere Strafen vorgeschlagen ; allein die 
Stande trugen auf gelindere an. S. oben S. 229. 
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lassen gewesen, Mos mit der Hälfte de? früher angefahrten 
Strafen (also beim einfachen Ehebruche mit £ — 1 Monat, beim 
doppelten mit 1 — \\ Monaten Gefängniss ) za bestrafen sey. 
Endlich gehört nach §.23. des Gesetzes der Ehebruch zu den 
Verbrechen, bei welchen nicht von Amtswegen einzuschreiten 
ist und die oben S. 266 ff. ausgeführten Grundsätze zur An- 
wendung kommen, jedoch mit einigen näheren Bestimmungen, 
von denen noch unten die Rede seyn wird, 

II. 

Erläuterung des Gesetzes. 

Zur Erläuterung des Gesetzes dürfte Folgendes zu berüh- 
ren seyn : 

A. Das Gesetz beschreibt den Ehebruch durch: wenn 
eine, in einer nach gesetzlicher Form vollzogenen und durch 
die competente Behörde noch nicht för getrennt oder für 
nichtig erklärten Ehe lebende, Person die dem anderen Ehe- 
gatten schuldige Treue durch aussereheUchen Beischlaf ver- 
letzt , und bestraft beim einfachen Ehebruche auch die unver- 
ehelichte Person j welche des Beischlafes mit einer verehe- 
lichten Person, sich schuldig macht 

Es ist hier die Notwendigkeit des Dolus nicht ausge- 
drückt, und es müsste daher nach den stricten Worten des 
Gesetzes z. B. auch diejenige unverehelichte Person mit der 
Strafe des Gesetzes bestraft werden, welche sich des Beischla- 
fes mit einer verehelichten Person schuldig macht, aber nicht 
wusste, dass die Person verehelicht war, sondern sie eben- 
falls für unverehelicht hielt. Ebenso ist auch beim doppelten 
Ehebruche, und — um es gleich hier zu bemerken — bei der 
Bigamie nicht ausgedrückt, dass Dolus in Beziehung auf die 
Verletzung eines ehelichen Verhältnisses, das wissentliche 
Verletzen desselben, wesentlich zum Verbrechen (zu dessen 
subjectivem Thatbestande) erfordert werde. Indessen muss man 
nach der Absicht des Gesetzes dieses Requisit suppliren, und 
als wesentlich in allen genannten Fällen fordern. 

Es hatte nämlich die II. Kammer auf den Vorschlag ihrer 

22 
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Deputation einige Zusätze zu den betreffenden §§. beschlossen, 
um jenes Requisit ausdrücklich auszusprechen 3 ). Auch die De- 
putation der I. Kammer zweifelte daran nicht, dass in den 
erwähnten Fällen Dolus wesentliches Erforderniss sey. Nur 
hielt sie es für überflüssig, diess im Gesetze noch beson- 
ders zu bemerken, weil hier ohne Dolus schon nach allgemei- 
nen Grundsätzen das Strafgesetz keine Anwendung finde. In-> 
dessen schlug sie doch für den Fall, dass die Kammer für 
nöthig finde, dieses Requisit ausdrücklich zu erwähnen, einen 
Zusatzparagraphen vor, jedoch mit der wiederholten Bemer- 
kung, dass ein solcher Zusatz entbehrlich bleibe, indem der 
Richter diese, auf ein allgemeines Princip hinauslaufende, 
Vorschrift auch ohne besondre Anweisung befolgen müsse *). 

Ob diesen Ansichten über die Üeberflüssigkeit eines solchen 
Zusatzes beizutreten war, möchte mehr als zweifelhaft seyn, 
und hätten wir die ständischen Verhandlungen nicht : so könnte 
das Gesetz in dieser Hinsicht zu Controversen Veranlassung 
geben, und sogar mit Hülfe der Verhandlungen bleibt die Sa- 
che in Einem Punkte zweifelhaft. Denn streiten lässt sich 
jedenfalls darüber, ob nicht auch culpos er Ehebruch, culpose 
Bigamie zu bestrafen sey. Ja es bejahen sogar manche Cri- 
minalisten nach gemeinem Rechte [welches noch dazu ganz be- 
stimmt in mehreren Stellen Dolus hierfür wesentlich erklärt 5 )], 
dass culposer Ehebruch als Ehebruch zu bestrafen sey, und 

i 

ebenso nehmen Manche , namentlich auch Sächsische Schriftstel- 
ler 6 ), ein Verbrechen der culposen Bigamie, ein von ihnen 
so genanntes crimen Quasi bigamiae an. Auch möchte es bei 
der Bigamie sich legislativ noch sehr fragen, ob hier eine 
Bestrafung der Culpa so unbedingt zu verwerfen sey, und wirk- 
. lieh enthalten einige neuere Entwürfe (z. B. der Hannoversche 
— — ' 

3) I. Dep. Ber. d. IL Kamm. S. 396. f. und Vhndl. der n. Kam- 
mer S. ■ 391. f. 

4) I. Dep. Ber. d. I. Kamm. S. 273. 277. 

5) S. mein Lehrbuch B. II. S. 428. 462. und oben S. 104 Not 6. 

6) 2. B. Püttmann elem. jur. er. §. 63a 
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Art. 265. und der Baierische von 1831 Art. 236.)» wie 
mir scheint mit Recht, eine Strafbestimmung für culpose Bi- 
gamie. 

Schon aus diesen Gründen war daher eine besondre Beach- 
tung dieses Punktes im Gesetze gewiss nicht überflüssig, und 
der Entwurf beachtete ihn wenigstens in Einem Falle bei der 
Bigamie (s. S. 231. Not. 47.). 

• Allein die I. Kammer trat der Ansicht ihrer Deputation 
bei, und spater vereinigte sich hiermit auch die II. Kammer, 
und so wurde beschlossen, jede Hindeutung anf diesen Punkt 
im Gesetze wegzulassen. Hierbei wurde aber nicht blos bei 
den Verhandlungen, sondern auch in der ständischen Schrift 
bestimmt ausgesprochen, dass die Stände für Weglassung der 
Erwähnung des Requisits des Dolus nur desshalb stimmen, weil 
sie es für ein sich von selbst verstehendes Requisit halten 7 ), 
so dass sie also nur in diesem Sinne das Gesetz annahmen, 
und nach dem S. 246. Nr. 6. Ausgeführten dieser Sinn als 
sententia legis zu behandeln ist. Ohnehin sprachen sich auch 
bei den Verhandlungen die Organe der Regierung dahin aus, 
dass sie in den genannten Fällen den Dolus für ein Requisit 



7) I. YIindL der I. Kamm« 8. 72. Stand. Schrift S. 449. Uebri- 
gens spricht liier die ständische Schrift noch eine Ansicht über das b e- 
stehende Recht aas, welche nicht richtig seyn durfte. Sie sagt: 
Wenn bei dem einen Mitschuldigen die Unkenntniss des verehelichten Zu~ 
Standes des andern Theües erweislich vorhanden sey , so müsse diess 
der Richter berücksichtigen u. s. w. Sie scheint also vorauszusetzen, 
es müsse erwiesen seyn, dass der Thäter geirrt habe, und wenn es 
nicht völlig erwiesen sey : so werde er als doloser Thäter bestraft ; oder 
mit anderen Worten, sie scheint zu glauben, der Dolus sey zu prae- 
sumiren, so dass also die Strafe des dolosen Verbrechens eintrete, 
wenn nicht der Mangel des Dolus erwiesen werden könne. Allein diess 
ist gegen das bestehende Recht (denn nach diesem wird Dolus nicht 
praesumirt, sondern muss dem Angeschuldigten nachgewiesen werden) 
und da das Gesetz über diese Frage des Beweises Etwas weder be- 
stimmte noch bestimmen wollte : so kann hier für den Richter die An- 
sicht der Stände keine Norm geben (oben S. 247.). Natürlich wenn, 
wie dermalen noch in Sachsen, wegen nicht vollständigen Beweises 
ausserordentliche Strafen zulässig sind: so kann, wenn der Thäter des 

22» 



des subjectiven Thatbestandes betrachten. Jedoch ist dadurch 
aller Zweifel nicht gehoben. In den erwähnten Verhandlungen 
ist durchaus nur von dem Falle (beim einfachen und doppelten 
Ehebruche und bei der Bigamie) die Rede , wenn der eine , ver- 
ehelichte oder unverehelichte, Theil das eheliche Verhältniss sei- 
nes Mitschuldigen nicht kannte. Hier soll sich die Not- 
wendigkeit des Dolus von selbst verstehen, also der Irrende, 
wenn er unverehelicht war, gar nicht, wenn er verehelicht 
war, blos wegen einfachen Ehebruches oder wegen einfa- 
cher Bigamie bestraft werden. Wie aber, wenn der verehe- 
lichte Theil über sein eheliches Verhältniss, über das Fortbe- 
stehen desselben sich geirrt, z. B. seinen abwesenden Gatten 
für todt gehalten hatte? Von dieser Frage war, so viel ich 
finde, gar nicht die Rede. Doch wird man auch hier culposen 
Ehebruch (in Beziehung auf die Bigamie s. unten Cap. VIII. 
Nr. I. 4.) verwerfen, und annehmen müssen, dass hier das- 
selbe gilt, was bei Culpa in Ansehung des Verhältnisses des 
andern Theiles. 

Zum Begriffe des Ehebruches ist noch erforderlich, dass 
bei Verübung des Vergehens die Ehe des ungetreuen Gatten in 
gesetzlicher Form vollzogen und nicht wieder getrennt war 
(§. 12. des Ges.). Diese Form besteht nach Sächsischem Rechte, 
auch bei Katholiken, in der priesterlichen Trauung. Dass der 
Eingehung der Ehe Beischlaf zwischen den Gatten gefolgt sey, 
fordert das Gesetz zur Gonsummation des Ehebruches nicht. 

B. Wenn zwei Personen mit einander in einer nichti- 
gen Ehe leben und die Eine, welche die Ehe für gültig hält, 
(Putativehe) verletzt die zugesagte Treue durch Beischlaf mit 
einer dritten Person : so entsteht die Frage , ob sie dadurch 
einen Ehebruch begangen habe. Die meisten Neueren ver- 
neinen diess durchaus, und nehmen hier nicht einmal einen 
versuchten Ehebruch, sondern blosses Stuprum an. Allein 
mit Unrecht. Es ist in einem solchen Falle, wenn die Ehe 



Dolus auch nur dringend verdächtig ist , eine gelindere (ob. S. 256) 
ausserordentliche Strafe eintreten. 
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/ ungeachtet ihrer Vollziehung durch priesterliche Trauung nach 
den Gesetzen im strengsten Sinne null und nichtig ist 8 ) , zwar 
nicht ein consummirter Ehebruch vorhanden, weil eine 
rechtlich existirende Ehe wirklich nicht verletzt wurde, aber 
doch ein versuchter Ehebruch begangen worden, weil der 
Thäter glaubte, eine rechtlich existirende Ehe zu verle- 
tzen 9 ). Noch weiter aber geht unser Gesetz. Nach seinen 
oben S. 337. angeführten Worten ist auch die Untreue einer 
in einer nichtigen Ehe lebenden Person Ehebruch, und 
zwar , wenn die körperliche Vereinigung mit der dritten Person 
erfolgt ist, consummirter Ehebruch 10 ). 

C Das Gesetz setzt auch für den Ehebruch nicht eine ab- 
solut bestimmte Strafe fest. Bei der Ausmessung der Strafe 
innerhalb des Maximum und Minimum wird man unter Zu- 
grundelegung der oben S. 258. 259. ausgeführten Grundsätze 
diejenigen Momente beachten müssen, welche bisher die Praxis 
bei der Milderung der Ehebruchsstrafe befolgte, sofern sie 
nicht (wie das Requisit der seminis emissio) mit unserm Ge- » 
setze im] Widerspruche stehen. Es ist daher hiernach beim 
einfachen Ehebruche in der Regel gegen den Ehegatten Ge- 
fangniss von 6 Wochen, gegen den unverehelichten Theil Ge 
fängniss von 3 Wochen, und beim doppelten Ehebruche Ge- 
fangniss von 10 Wochen zu erkennen, und von dieser Strafe 



8) Ich meine also nicht diejenigen Fälle, in welchen für den einen 
Ehegatten Mos ein* Scheidungsgrund vorlag. Diess zu bemerken 
ist nicht überflüssig, da in mehrern Fällen der letzteren Art nicht sel- 
ten, namentlich in Sachsen, auch von nichtigen Ehen abusive gespro- 
chen wird. 

9) Tgl. ob. S. 124. und mein Lehrbuch B. II. S. 416. 417. 

10) E s kommt sogar nach den Worten des Gesetzes nichts dar- 
auf an, ob die nichtige Ehe eine putative gewesen ist, d. h. der 
eine Gatte oder Beide die Nichtigkeit nicht kannten, oder nicht Denn 
das Requisit der bona fides ist im Gesetze weder ausgesprochen, noch 
angedeutet, und was in den Kammern über Dolus verhandelt wurde, 
bezog sich nicht auf diese Frage. Doch scheint in Rücksicht auf eine 
andere Stelle der Verhandlungen der Wortsinn des Gesetzes etwas be- 
schränkt werden zu müssen. 
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gegen und auf das gesetzliche Maximum aufzusteigen , je nach- 
dem Straferhöhungsgründe vorhanden sind, dagegen die Strafe 
gegen oder auf das Minimum herabzusetzen, je nachdem Straf- 
herabsetzungsgründe beim Thäter vorliegen, Hierbei wird man 
in soweit wenigstens der bisherigen Praxis folgen müssen, 
dass es für den ungetreuen Gatten ein Strafherabsetzungsgrund 
ist, wenn er von seinem Gatten durch lange Abwesenheit ge- 
trennt gewesen, oder sein Gatte beischlafsunfähig war, oder an 
einer ansteckenden, unheilbaren Krankheit litt, oder den Beischlaf 
beharrlich verweigert hatte. Auch wird es sich wohl rechtfer- 
tigen lassen, das angeführte Strafmaas (innerhalb des gesetz- 
lichen Minimum) herabzusetzen, wenn die durch Ehebruch ver- 
letzte Ehe eine, im strengen Sinne des Wortes, nichtige war. 
— Uebrigens ist jetzt, bei den geringen Strafen des Ehebru- 
ches, die Frage über die Herabsetzungs- und Erhöhungsgründe 
der Strafe innerhalb des gesetzliehen Maasses nicht mehr von 
grosser Wichtigkeit. Dagegen bleibt die Frage sehr wichtig, 
in welchen Fällen jedes Einschreiten und jede Strafe wegen 
Ehebruches ausgeschlossen ist, eine Frage, von welcher dess- 
halb besonders ausführlich hier (s. E.) zu handeln seyn wird. 

D. War der ungetreue Gatte vom andern Galten geschie- 
den, oder von ihm verlassen worden; so bildet diess nicht 



Der Entwurf nämlich berührte den Fall der nichtigen Ehe nicht, 
sondern sprach blos von einer noch nicht für aufgelöst erklärten 
Ehe. Die Deputation der II. Kammer aber ( I. Dep. Ber. d. II. }Karam. 
S. 396.) schlug vor, diess so zu ändern, wie es nun im Gesetze steht, 
da sie glaubte, dass eine mildere Bestrafung im Falle der Nichtigkeits- 
erl: färtmg der Ehe aus dem Grunde nicht anzunehmen sey, weil das Un- 
recht an dem andern Ehegatten, der doch immer (?) in matrimonio 
putativo lebe, dasselbe (?) bleibe Die Deputation der I. Kammer 
trat dieser, wie sie es nennt, erläuterten Bestimmung bei, und ebenso 
wurde sie von beiden Kammern, wie es scheint ohne Discussion, ange- 
nommen. Aus den angeführten Motiven aber, mit welchen die Depu- 
tation der II. Kammer ihren zum Gesetze erhobenen Antrag unter- 
stützte, scheint hervorzugehen, dass sie ihn nicht auf jede nichtige 
Ehe unbedingt bezog, sondern nur auf eine solche, bei welcher der ver- 
letzte Gatte in bona iide war, welche für diesen eine putative war. 
Zwar ist in der standischen Schrift jenes Motiv nicht, sondern ein an- 
deres angeführt. Denn diese sagt 447. , die beantragte Aenderung 
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blos einen Herabsetzungsgrund innerhalb des vom* Gesetze für 
den Ehebruch festgesetzten Minimum, sondern es tritt dann ein 
besonderer, niedrigerer Strafraum ein (ob. S. 336,337). Es sind 
diese Umstände eigentliche Strafmilderungsgründe in dem S. 260. 
angeführten Sinne. Jedoch ist diese Strafmilderung 

1. nicht zu erstrecken auf den mitschuldigen Theil; denn 
das Gesetz §. 14. spricht die Milderung blos aus für den un- 
getreuen Ehegatten, der von Tisch und Bett geschieden oder 
von seinem Gatten verlassen war. Für den Mitschuldigen tritt 
daher hier das volle Strafmaass der §§. 12. und 13. ein. 
Jedoeh dürfte hier in soweit der älteren Praxis zu folgen seyn, 
dass in einem solchen Falle innerhalb des Minimum der 
§§. 12. und 13. auch für den Mitschuldigen die Strafe in Et- 
was herabzusetzen ist, so dass z. B. wenn ein Ehemann mit 
einer von Tisch und Bette Geschiedenen sich verging und sonst 
keine Straferhöhungs - oder Herabsetzungsgründe concurriren, 
er nach §. 13* etwa mit 9 Wochen, sie aber nach §. 14. mit 
5 Wochen Gefängniss zu bestrafen seyn möchte. 

2. nicht zu erstrecken auf den Fall, wenn eine hlosse 



betreffe nur mehr die Redacjion, und es sollen den Worten des Entwur- 
fes snbstituirt werden die Worte: noch nicht für getrennt oder für nich- 
tig erklärten Ehe, da (und diess ist der einzige Grund, den sie anfuhrt) 
bei einer gleich anfangs ungültigen Ehe keine Auflösung des 
Eliebandes, welches nicht bestand, sondern nur die richterliche Erklä- 
rung , dass das Verhältniss für keine wirkliche Ehe zu achten, stattfindet. 
Die ständische Schrift nahm also an, es verstehe sieh von selbst, 
dass die Bestimmung des Gesetzes sich auch auf nichtige Ehen beziehe, 
und der Entwurf habe diess auch nicht anders gemeint. Nur werde 
diess durch den Entwurf nicht gehörig ausgedrückt, und desshalb, blos 
zur Verdeutlichung der Sache, schlug sie die Aenderung vor. Ob aber 
der Satz auf wahre Putativehen zu beschränken sey , darüber sagt die 
Schrift nichts. Da wir indessen aus den Verhandlungen sehen, in wel- 
chem Sinne die ganze Aenderung von der Deputation, welche sie ange- 
tragen hatte, vorgeschlagen wurde, und da dieser Antrag der Depu- 
tation von den Kammern angenommen worden ist, so wird man wohl 
nur in diesem Sinne das Gesetz anzuwenden, somit anzunehmen haben, 
dass bei einer Ehe, welche wirklich von Anfang an null und nichtig 
ist, derjenige Gatte kein Klagerecht wegen Ehebruches hat, der die 
Nichtigkeit der Ehe zur Zeit des begangenen Ehebruches kannte. 
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6. g. qnasi desertio vorliegt. Dieser Fall bildet blos einen 
Strafherabsetzungsgrund innerhalb des Minimum der §§. 
12. und 13. Denn der §. 14. spricht vom Verlas se nwor- 
denseyn, bezieht sich also blos auf die eigentliche Desertion. 
Dagegen kommt 

3. die mildere Bestimmung des §. 14. auch dem unge- 
treuen Gatten zu gut, welcher an der Trennung von Tisch 

* 

und Bette schuld war. Diess geht aus der Aenderung des 
Entwurfes, welche die Stände in dieser Hinsicht ausdrücklich 
beschlossen und die auch von der Regierung genehmigt wurde 
(S. Not. 44. S. 231.), und aus den Verhandlungen ganz zwei- 
fellos hervor. 

4. Ebenso ist die Bestimmung des §. anzuwenden, mag 
die Trennung von Tisch und Bette auf bestimmte oder unbe- 
stimmte Zeit oder auf immer ausgesprochen worden seyn. Steht 
aber eine separatio quoad thorum et mensam bei einer gemischten 
Ehe für den protestantischen Theil der Ehescheidung ganz 
gleich so kann er nach einer solchen Trennung gar nicht 
mehr einen Ehebruch begehen. 

E. Eine Untersuchung und Bestrafung wegen Ehebruches 
ist nur zulässig, wenn der beleidigte Gatte denuncirt, und 
die Denunciation nicht wieder vor gefälltem Urtheile zurück* 



11) Diess ist jetzt der FaU, wenn der Beklagte Katholik ist , und 
beständige Scheidung von Tisch und Bette erkannt wird. Ist der Be- 
klagte Protestant and wird Scheidung vom Bande erkannt: so wirkt sie 
für den klagenden Katholiken blos wie beständige Scheidung von Tisch 
und Bette. Gesetz üb. privilegirte Gerichtsstände v. 28. Jan. 1835. §. 
, 57. Ges. Samml. S, 86. — Die Deputation der II. Kammer hatte auch 
* noch angetragen, dass, wenn nach den Grundsätzen der katholischen 
Kirche beständige Scheidung von Tisch und Bette ausgesprochen sey, 
und ein so Separirter Beischlaf mit Dritten begehe, er nicht wegen 
Ehebruches sollte bestraft werden können. Aus sehr triftigen Gründen 
erklärte sich der Herr Justizminister gegen den Antrag. Die Kammer 
aber nahm ihn mit 40 gegen 15 Stimmen an. Allein die erste Kammer 
verwarf ihn mit Recht, sprach sich jedoch hierbei, was den protestanti- 
schen Theil betrifft, für das im Texte Gesagte aus, und später trat auch 
die zweite Karomer diesen Beschlüssen bei. 
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nimmt (§. 23. Nr. 1. 2. des Ges. Vgl. ob. S. 266.). Hier ist 
aber Folgendes noch besonders zu berühren: 

1. Die blos gegen den Einen der Mitschuldigen ange- 
brachte Denunciation wirkt auch von selbst gegen den Andern 
(und gegen die etwanfgen übrigen Theilnehmer) ; es muss nun 
auch gegen diesen mit Untersuchung und Strafe eingeschritten 
werden, und ebenso wirkt, wenn auf geschehene Denunciation 
die Untersuchung gegen beide Theile eingeleitet ist, die Erklärung, 
die Denunciation fc gegen den einen Theil zurücknehmen zu wollen, 
auch für den Andern, d. h. es kann nun auch gegen Diesen 
die Untersuchung nicht fortgesetzt werden. Diess folgt aus der 
ganz allgemeinen Fassung der Nr. 1. und 2. des §. 23. des 
Gesetzes. Denuncirt daher der beleidigte Gatte blos gegen den 
einen Theil, und zwar blos gegen den ungetreuen Gatten: so 
ist nun die Untersuchung nicht blos gegen Diesen, sondern 
auch gegen den anderen mitschuldigen Theil einzuleiten und die 
Strafe auch gegen den Letzteren zu verhängen, und wenn der 
beleidigte Gatte zunächst blos gegen den dritten Mitschuldigen 
denuncirt: so ist die Untersuchung auch gegen den ungetreuen 
Gatten einzuleiten, vorausgesetzt, dass der Beleidigte die 
Denunciation des Letzteren nicht desshalb unterlassen hat, 
weil er ihm das Vergehen verzieh; denn dann findet gar keine 
Untersuchung und Strafe, auch nicht gegen den Mitschuldigen 
statt (unt. Lit. F. nr. 3.). 

2. Stirbt eine der Personen, welche das Vergehen begin- 
gen: so kann der beleidigte Gatte immerhin doch gegen die 
überlebende Person denunciren , also z. B. wenn die ungetreue 
Frau gestorben, der Mann (mag er erst nach ihrem Tode oder 
vor demselben den Ehebruch erfahren haben, wenn er ihn 
ihr nur nicht im letzteren Fall verziehen hatte) Bestrafung des 
Mitschuldigen verlangen. Denn das Gesetz macht das Denun- 
ciationsrecht weder von der Dauer der Ehe, noch von dem Le- 
ben beider Schuldigen abhängig. 

3. Stirbt aber der beleidigte Gatte vor der Denunciation: 
so fallt jede Untersuchung und Bestrafung weg. Wird der be- 
leidigte Gatte geisteskrank: so könnte man zweifeln, ob nun 
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nicht der Vormund seine Rechte ausüben und in seinem Namen 
denunciren könne. Allein diess zuzugeben, möchte doch (das 
Gesetz schweigt hierüber) bedenklich seyn, besonders auch 
bei dem Gegensatze, der in den beiden Perioden des Nr. 1. des 
§. 23. enthalten ist 1 *). 

Stirbt der beleidigte Gatte nach angebrachter Denunciation, 
oder wird er erst nach derselben geisteskrank : so wird es kei- 
nen Zweifel leiden, dass die Untersuchung fortzustellen und die 
Strafe zu verhängen ist. 

4. Denunciren bei einem doppelten Ehebruche beide be- 
leidigte Gatten: so ist die Entscheidung nicht zweifelhaft. Es 
tritt die volle Strafe des doppelten Ehebruches ein. Wie aber, 
wenn Mos der Eine denuncirt? Das Gesetz bestimmt über diese 
Frage etwas Besonderes nicht. Denkbar sind hier drei ver- 
schiedene Entscheidungen. Entweder : es ist nun die Hand-* 
lung blos als einfacher Ehebruch zu bestrafen, weil der andre 
verletzte Theil die an ihm begangene Untreue' nicht geltend 
macht 13 ); oder es kann hier gar keine Strafe eintreten, weil 
der andere verletzte Theil nicht will, dass seine Ehe durch 
eine Untersuchung turbirt werde, und das Recht, diess zu hin^ 
dern, das Gesetz ihm dadurch einzuräumen scheint, d 
die Untersuchung des Ehebruches von der Klage des beleidigten 
Gatten abhängig macht; oder endlich, es ist die Handlung un- 
geachtet der von dem einen beleidigten Gatten unterlassenen De- 
nunciation doch als doppelter Ehebruch zu bestrafen. 

Jede von diesen Ansichten hat, so viel ich weiss, schon 
Vertheidiger gefunden. Mir scheint die letzte vorzuziehen zu 
seyn, und weder die zweite noch die erste sich vertheidigen 
zu lassen. Nicht die zweite: denn theils sagt das Gesetz §.23. 
ganz allgemein, dass auf den Antrag einer durch das Ver- 
brechen in ihren Rechten verletzten Person der Ehebruch zu 
bestrafen sey; ein solcher Antrag aber liegt im vorliegenden 

12) Diess durfte auch noch bestätigt werden durch die Erklärung, 
welche H. GJR. Dr. Gross in der I. Kammer gab. I. VhndL d. I. 
Kamm. S. 270. 

13) So entscheidet Stübel in seinem Entwürfe §. 651. 
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Falle vor; anderntheils räumt das Gesetz dem beleidigten Gat- 
ten blos die Befugniss ein, zu verlangen, dass wegen einer an 
ihm begangenen Untrene seine Ehe nicht turbirt werde, das 
ihm Widerfahrene kann er auf diese Weise verzeihen; im 
vorliegenden Falle aber soll ja nicht zunächst wegen des ihm 
Widerfahrenen, sondern wegen der Verletzung eines andern 
Gatten und der Turbation einer andern Ehe untersucht und ge- 
straft werden, und diess zu hindern, also seinen Gatten selbst 
dann vor Strafe zu schützen, wenn er an Andern Unrecht 
beging, hierzu giebt ihm das Gesetz nirgends die Befugniss, 
eine Befugniss, welche auch in der That höchst exorbitant 
Wäre 14 ). Aber auch nicht die erste Ansicht ist zu verteidi- 
gen. Denn muss, wie diess aus dem Gesagten folgt, im vorlie- 
genden Falle wegen Ehebruches untersucht und gestraft werden: 
so ist doch so viel unzweifelhaft, dass ein doppelter Ehe- 
bruch vorliegt , und auf diesen setzt unser Gesetz , wenn ein- 
mal wegen desselben einzuschreiten ist, ohne Rücksicht auf 
das, was der andere beleidigte Gatte thut, 2—3 Monate Ge- 
fängniss. Nur das wird sich hier rechtfertigen lassen, dass 
die Verzeihung des einen Gatten hier als Strafherabsetzungs- 
grund wirkt, zwar nicht so sehr, dass nun unbedingt auf das 
Minimum zu erkennen wäre, aber doch so, dass, wenn keine 
Schärfungsgründe concurriren, die mittlere Strafe zwischen dem 
Minimum und zwischen der gewöhnlichen Strafe (S. 258.) des 
doppelten Ehebruches, also 9 wöchentliches Gefängniss erkannt 
werden kann. 

5. Haben bei einem doppelten Ehebruche beide Gatten de- 
nuncirt, der Eine aber nimmt seine Denunciation zurück: so 
kommt nun die Sache ganz in die Lage, als ob blos Einer 
der beleidigten Gatten denuncirt hätte. Es muss somit hier 
die gleiche Entscheidung, wie im nur eben erwähnten Faha 
(Nr. 4. a. E.) eintreten. 

14) Ueberhaupt, ao wenig einen Gatten die Ehe gegen die Strafe 
wegen andrer Verbrechen, die er begangen hat, schützen kann, so 
wenig kann sie ihn schützen, wenn er wegen Verletzung einer frem- 
den Ehe bestraft werden soU. 
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6. Ueber das Versprechen, nicht dennnciren zu wollen, 
s. Lit F. ' 

7. Ein Einschreiten von Amtswegen ist bei dem Ehe- 
bruche, als Solchem, durchaus unzulässig, selbst in sol- 
chen Fällen, in welchen andere neuere Deutsche legislative 
Versuche (s. S. 335.) ein Solches zulassen, namentlich also 
auch dann nicht, wenn der Ehebruch ein s. g. öffentliches 
Aergerniss gegeben hat. Denn unser Gesetz untersagt ganz 
allgemein das Verfahren von Amtswegen bei diesem Vergehen, 
ohne irgend eine Ausnahme beizufügen. Auch wird diess noch 

* ausdrücklich durch die Verhandlungen bestätigt. In der I. 
Kammer nämlich hatte H. Bürgermeister Reiche-Eisen- 
stuck wirklich vorgeschlagen, dass, wenn durch den Ehe- 
bruch Öffentliches Aergerniss gegeben worden sey, von Amts- 
wegen solle eingeschritten werden dürfen und müssen, und der 
Vorschlag gab zu einer langen Discussion Veranlassung, indem 
manche Mitglieder für, manche gegen denselben sprachen. Bei 
der Abstimmung waren die Stimmen gleich getheilt, 13 für, 13 
gegen den Vorschlag. So musste daher das Amendement in 
einer späteren Sitzung noch einmal zur Abstimmung gebracht 
werden, und hier wurde es nun von der Kammer verworfen 
(mit 14 gegen 11 Stimmen) 15 ). — Indessen möchte doch 
hiebei die Frage entstehen, ob nicht wenigstens die Polizey 
den Ehebruch bei öffentlichem Aergernisse strafen könne. Auch 
diess kam bei den Verhandlungen zur Sprache. Namentlich 
äusserte sich H. Bürgermeister Dr. Deutrich dahin, dass das 
Gesetz die Verhinderung und Bestrafung öffentlichen Aer- 
gerni88es nicht ausschliesse , und falle diess der Wohlfabrts- 
und Sittenpolizei anheinu Diese dürfe Alles, was Aergerniss 
gebe, nicht dulden; sie bestrafe es auch, nur geschehe diess 
nicht auf criminellem Wege. 

Etwas Richtiges liegt gewiss dieser Bemerkung zu Grunde. 
Doch dürfte sie zu allgemein gefasst seyn. Unser Gesetz han- 
delt nicht bios von crimineller Bestrafung der Verbrechen, 



16) I. Vhndl. der I. Kamm. S. 269 f. 293. 
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* * 

welche seinen Gegenstand bilden, sondern von Bestrafung der- 
selben überhaupt. Diess geht theils aus der ganzen Fassung 
des Gesetzes, theils auch schon aus den Strafen hervor, die 
es festsetzt, indem diese, wie z. B. einige Wochen Gefangniss, 
grosscntheils gar nicht Gr im in aistrafen genannt werden kön- 
nen. Wird nun der Polizey nicht ausdrucklich noch ein Straf- 
recht vom Gesetze eingeräumt: so kann ihr — deren wesent- 
liche Thätigkeit ohnehin gar nicht hu Strafen besteht — un- 
möglich die Befugniss zukommen, gleichsam durch eine Hinter- 
thüre Strafen wieder einzuführen, welche das Gesetz ausge- 
schlossen hat 16 ). Sagt daher das Gesetz, dass der Ehebruch 
nur auf Klage des beleidigten Gatten untersucht und bestraft 
werden könne: so hat die Polizey durchaus nicht das Recht, 
gegen das Gesetz einen Ehebruch, unter welchen Um- 
ständen es auch sey, zu untersuchen und zu bestrafen. Da- 
gegen haben die Polizeybehörden allerdings nach den bestehen- 
den Gesetzen das Recht und die Pflicht, eine öffentliche Ver- 
letzung der Sittlichkeit oder der Schamhaftigkeit nicht zu dulden, 
uud sie sogar zu strafen, z. B. wenn Jemand nackt über die 
Strassen gehen oder vor den Augen des Publicums andere Un- 
züchtigkeiten begehen wollte. Würde nun Etwas dieser Art ein 
Ehegatte begehen: so könnten die Polizeybehörden allerdings 
einschreiten, allein blos um die genannte Handlung zu verhin- 
dern und zu rügen; keineswegs dürften sie wegen Ehebru- 
ches in einem solchen Falle untersuchen oder strafen. Diess 
deutete auch H. Oberhofprediger von Amnion, indem er das 
Eisenstucksche Amendement, das viel weiter gehe, als die Po- 
lizey zu gehen das Recht habe, unterstützte, sehr richtig bei den 
Verhandlungen durch die Bemerkung an : die Polizey unterdrücke 
höchstens, strafe nicht, mindestens nicht das Verbrechen, son- 
dern nur den Scandal. 

Auf diese Weise leidet es auch keinen Zweifel, dass wenn 
der Ehebruch mit einem andern, von Amtswegen zu bestrafen- 

16) Vergl. meine Schrift über die Strafarten nnd Strafanstalten des 
Königreiches Württ. Tüb. 183?. S. 27 f. 
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den* Verbrechen concurrirt, dann allerdings Einschreiten von 
Amtswegen zulässig ist, aber nicht wegen des Ehebruches, son- 
dern blos wegen des anderweiten Verbrechens. Verführt daher 
z. B. ein Ehemann seine Mündel: so ist er von Amtswegen, 
nicht wegen Ehebruches, sondern wegen Missbrauches zur 
Unzucht nach §. 22. Nr. 1. des Gesetzes zu strafen, und be- 
geht er einen Incest: so ist er ex officio wegen Incests, jedoch 
so zu bestrafen, dass wenn sein Gatte nicht klagte, der con- 
currirende Ehebruch durchaus nicht mit in Berechnung gezogen 
werden darf. 

F. Verzeiht der beleidigte Gatte dem schuldigen den 
Fehltritt ausdrücklich oder stillschweigend : so ist Untersuchung 
und Strafe wegen Ehebruches unzulässig (§. 23. Nr. 4. d. Ges.). 
Es ist somit nach uusrem Gesetze die Verzeihung des beleidig- 
ten Gatten nicht, wie nach dem früheren Rechte, ein Straf- 
milderungsgrund, sondern ein S trafausschliessungs- 
grund. — Dieser wichtige Punkt kam zunächst durch die An- 
träge der Deputation der Kammer in das Gesetz , wiewohl von 
den Organen der Regierung mit Recht auf das Missliche dessel- 
ben aufmerksam gemacht wurde. Was 

1. die ausdrückliche Verzeihung betrifft: so berührte 

■ 

H. GJR. Dr. Gross den Zweifel, dass man sie auch darauf 
ausdehnen könnte, wenn zwar das Vergehen selbst nicht re- 
mittirt worden, der beleidigte Gatte aber nur im christlichen 
Sinne erklärt habe, dass er keinen Groll mehr hege, und 
schlug desshalb eine andere Fassung des von der Deputation 
Angetragenen vor, welche, von H. v. Garlowitz unterstützt, 
den H. Domherrn D. Klien zu dem Amendement veranlasste, 
die ganze Stelle von der Verzeihung so zu fassen, wenn 
nachgewiesen wird, dass der unschuldige Ehegatte durch 
seine freiwillige Entschliessung das eheliche Leben mit dem 
schuldigen fortgesetzt hat. Die I. Kammer nahm auch die- 
ses Amendement einstimmig an Allein die Deputation der 
II. Kammer und mit ihr die zweite Kammer beharrten auf der 



17) I. Vhndl. d. I. Kamm. S. 295. 
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Fassung, wie sie im Gesetze steht 18 ), und später trat dann 
auch die I. Kammer einhellig hei: So hebt daher nunmehr 
jede ausdrückliche Verzeihung des begangenen Fehltritts, in 
welchem Sinne sie auch ausgesprochen worden seyn mag, das 
Recht zur Denunciation auf. Selbst wenn die Verzeihung blos 
bedingt ausgesprochen wurde, muss sie das Gleiche wirken. 
Denn aus den in den Noten angeführten Verhandlungen geht 
hervor, dass hier die Stände Dasjenige, was im älteren 
Rechte über die Verzeihung in Beziehung auf Strafmilderung 
galt, nunmehr übertragen wollten auf das Ausschliessen des 
Rechts zur Denunciation, und im altern Rechte stand die be- 
dingte Verzeihung der unbedingten gleich (S. 137). Dass das 
dem ungetreuen Gatten gemachte Versprechen, den Ehe- 
bruch nicht denunciren zu wollen, eine Verzeihung enthalte, 
leidet keinen Zweifel. 

2. Im Grunde genommen hat die Zulässigkeit einer still- 
schweigenden Verzeihung noch mehr Missliches 1 9 ) , beson- 
ders wenn man hiebei das Verhältniss der Frau ins Auge fasst. 
Allein auch sie wurde, beschlossen. Aus den Verhandlungen 
geht hervor, dass die Kammer diese Verzeihung ganz im Sinne 
des bisherigen Rechts nahm; also namentlich den Fall hier 
meinte, wenn der beleidigte Ehegatte nach erlangter Kenntniss 
vom Ehebruche den Beischlaf mit dem Schuldigen vollzog. Es 
versteht sich aber von selbst, dass hierin nur dann eine Ver- 
zeihung gefunden werden kann, wenn vom beleidigten Gatten 
die Handlung unerzwungen vorgenommen wurde,, und wenn 
er von dem begangenen Ehebruche nicht blos Vermuthungen 
(denn hier können die Umstände so seyn, dass er noch gar 
kein Recht zur Denunciation und noch weniger zur Verweige- 



18) Die "Gründe s. II. Dep. Ber. der II. Kamm. S. 477. H. VhndL 
der II. Kammer S. 518. 

19) Die Deputation der II. Kammer hatte nach dem Vorgänge des 
Oesterr. Str. G.Baches (ob. S. 334) eine 6 wöchentliche Verjährung vor- 
geschlagen. Diese wurde aber von beiden Kammern verworfen, s. 
I. Vhndl. der II. Kamm. S. 401 — 403. I. Dep. Ber. der I. Kamm. 
S. 279. 
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rang des Beischlafs hatte), sondern Gewissheit erlangt zu 
haben glaubte. Doch wird man die stillschweigende Verzeihung 
auf jenen Fall nicht beschränken können, wie ihn auch die 
früheren Schriftsteller hierauf nicht beschränken, sondern sie im- 
mer als vorhanden annehmen müssen, sobald der beleidigte Gatte 
solche Handlungen vornimmt, welche keine andre Auslegung, 
als dass er den Fehltritt verziehen haben wollte, zulassen. 

3. Noch könnte die Frage entstehen, wie es gehe, wenn 
der beleidigte Gatte dem mitschuldigen Dritten verzeiht, 
aber nicht dem schuldigen Ehegatten? z. B. der Ehemann er- 
klärt, er werde seine schuldige Frau denunciren und auf Schei- 
dung klagen, aber dem Adulter verzeihe er. Diese Verzeihung 
würde nach den Worten des Gesetzes nichts wirken. Denn 
dasselbe spricht blos davon, wenn dem schuldigen Gatten 
verziehen wird, und schliesst blos bei dieser Verzeihung die 
Untersuchung aus. Der Mann kann daher in einem solchen 
Falle wohl gegen die Frau denunciren, wovon aber dann von 
selbst die Folge ist, dass nun auch gegen den Mitschuldigen 
die Untersuchung zu richten und auch er zu bestrafen ist 
(S. 345). Dagegen wirkt, nach der allgemeinen Sprache des 
Gesetzes, die dem schuldigen Ehegatten gewährte Verzeihung 
auch für den Mitschuldigen von selbst, so dass nunmehr auch 
gegen ihn eine Untersuchung unzulässig wird. Was hier vom 
mitschuldigen Dritten gesagt ist, muss auch von anderen et- 
wanigen Theilnehmern beim Verbrechen, Gehülfen etc. gelten. 

4. Die Frage über remissio praesumta, z. B. beim Tode 
des beleidigten Gatten fällt nach unserm Gesetze weg. (s. Lit. 
E. Nr. 3.) 

5. Beim doppelten Ehebruche kann nur die Verzeihung 
beider beleidigter Gatten Straflosigkeit bewirken. Verzeiht 
der Eine seinem Gatten: so kann der andere beleidigte Gatte 
immerhin noch klagen , und klagt er t so muss nun ganz das 
unter Lit. E. Nr. 4. Ausgeführte eintreten. 

6. Gestattet der eine Gatte dem andern, sey es durch 
Vortheile erkauft oder nicht, die Untreue zum Voraus, oder 
verleitete er ihn gar zur Untreue : so liegt hierin jedenfalls eine 
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Verzeihung der'lhat*»). Es hat also Jener ein Klagerecht in 
einem solchen Falle nicht, und es kann somit wegen Ehebru- 
ches eine Strafe nicht eintreten. In manchen, jedoch nur 
in wenigen , Fällen kann aber hier der Mann wegen Kuppelei, 
die Frau wegen Hurerei bestraft werden (unt. Qap. IX. Not. 
28. Cap. X. Not. 4. und Nr. 2.). 

7. Eine indirecte Nothigung des beleidigten Gatten wegen 
des Vergehens zu klagen, liegt in Einem Falle im Gesetze. 
Will nämlich der unschuldige Theil wegen des Ehebruches auf 
Ehescheidung klagen: so kann er diess, falls nicht das 
Vergehen als solches bereits verjährt ist, nur dann thun, wenn 
er vorher wegen Bestrafung des Ehebruches denuncirt. Denn 
der §. 23. Nr. 3. des Gesetzes sagt, die Untersuchung 
müsse, so fern der Ehebruch nicht verjährt sey, der Eheschei- 
dungsklage vorausgehen 21 ). Denuncirt er also nicht, und 
macht dadurch, oder auf irgend eine andere Weise, z. B. durch 
Verzeihung (§. 23. Nr. 4. des Ges.), die Untersuchung oder 
deren Fortstellung unmöglich : so macht er sich eben damit auch 
die Scheidungsklage oder deren Fortstellung unmöglich 22 ). 



30) Die Aelteren legten diess auch so aus. S. Püttmann elem. 
Jur. er. $. 620. 

21) .Diess ist aus guten Gründen dem Gesetze (§. 23. Nr. 3.) bei- 
gefugt worden; s. I. Dep. Ber. der L Kamm. S. 279. Stand. iSchrift. 
S. 451. 

22) Also auch dann, wenn er verzeiht, sich aber das Recht auf 
Scheidung vorbehält Es sind über diesen letzteren Fall schon ver- 
schiedene Ansichten aufgestellt worden, weil das Gesetz sagt: dem un- 
schuldigen Gatten 1 , welcher, um die Scheidung vorzubereiten, denuncirt 
habe, verbleibe das Recht, das weitere Verfahren zu hemmen, wenn er 
dem Schuldigen verzeihe und des Rechts, auf Scheidung zu klagen, sich 
hegebe. Aus diesem und wurde gefolgert, dass hier die blosse Verzei- 
hung nicht hinreiche, sondern auch noch ein besonderer Verzicht auf 
die Scheidung hinzukommen müsse, ohne welchen die Verzeihung nichts 
wirke, und die Untersuchung fortzusetzen sey. Allein dieser Ansicht 
steht, wie ans dem im Texte Gesagten erhellt, der Nr. 4. des Gesetzes 
in Verbindung mit der ersten Periode des Nr. 3. ganz entgegen. So- 
bald der Gatte verziehen hat, Ist die Untersuchung und Bestrafung des 
Ehebruches unmöglich, und sobald diese Untersuchung aus einem an- 
deren Grunde, als dem der Verjährung unmöglich ist, kann auch die 

23 



G. Der Entwarf hatte im §. 14. noch besondere Strafen 
für einen durch Betrog veranlassten Ehebruch vorgeschlagen. 
Allein der ganze §. und überhaupt die ausdrückliche Erwäh- 
nung dieses Punktes blieb nach dem Wunsche der Kammern im 
Gesetze weg, besonders, da der Fall höchst selten vorkomme, 
und da, wenn ein solcher Betrug vorliege, die übrigens be- 
stehende Criminalgetetzgebung dafür der Bestimmung nicht 
entbehre 23 ). Es könnte übrigens die Frage entstehen, ob nicht 
durch ein von der Kammer später gemachtes Amendement zu 
§. 22. des Gesetzes dieser Fall doch noch eine Norm in dem 
Gesetze erhielt. Hierüber s. unten Cap. IX. Not. 27. 

H. Das oben S. 142. angeführte s. g. quasi -adulterium 
eines Verlobten ist nach unsrem Gesetze straflos , gehört also 
jetzt nicht mehr in die Reihe der Vergehen oder Verbrechen **). 
Denn zum Ehebruche wird dieser Fall vom Gesetze nicht 
gezählt, nnd als Stuprum ist er nach §. 34. des Gesetzes 
straflos. Eine andere Frage dagegen scheint es mir zu seyu, 
ob nicht der Fall, wenn Jemand, während er noch in einem 
nicht aufgehobenen Verlöbnisse steht, mit einer dritten Person 
sich verlobt, immer noch strafbar sey. Das ältere Sächsische 
Recht (C.A.T.I.p. 538) setzt für diesen Fall willkührliche Strafe 
fest. Daraus aber, dass das neuere Recht das Stuprum für straf- 
los erklärt, folgt noch nicht auch für jenen Fall die Straflosigkeit. 
Denn die Gründe der Strafbarkeit sind hier ganz verschiedene. 
Eben so wenig folgt die Straflosigkeit aus §« 34. des Gesetzes, 
da jener Fall nicht zu den fleischlichen Verbrecken gehört» 
noch lässt sich aus der, durch das neueste Recht eingeführten, 
Unverhindlichkeit der Verlöbnisse Straflosigkeit herleiten, da es 



Scheidung nicht verlangt werden. In der Verzeihung liegt somit von 
selbst ein unbedingter Verzicht anf die Scheidung, und man muss die 
Schlussworte des Nr. 3. des Gesetzes so erklären: wenn er dem schul- 
digen Ehegatten verzeiht und somit dadurch des Rechtes, auf 
Scheidung zu klagen, sich hegiebt. r m 

23) Stand. Schrift S. 448. und oben S. 230. Not 43. ,>j 

24) §. -34* des Gesetzes* Ks ist dies* auch in den Motiven zu 
% 34. ausdrücklich gesagt. * ** '.' " a: '« *«'. ,ef*i"' -J» 
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immerhin eine Niederträchtigkeit und eine ahndungswürdige 
Handlung bleibt, mehrere Personen zugleich durch ein mit 
ihnen eingegangenes Verlöbniss glauben zu machen , dass man 
sie heirathen wolle 25 ). 



Achtes CapiteL 
Bigamie. 
I. 

Gesichtspunkt Begriff und Thatbestand. 

Der Richtung, welche die neuere Deutsche Praxis bei der 
Bestrafung der Bigamie eingeschlagen hatte (ob. S. 154), folg- 
ten auch die neueren Deutschen legislativen Arbeiten. Kein 
neueres Gesetz und kein Entwurf setzt auf Bigamie Todes- 
strafe; Alle aber strafen mit Recht die Bigamie härter als den 
Ehebruch, Alle in der Regel mit schwerer Freiheitsstrafe, je- 
doch, falls nicht mit dem Verbrechen Betrug am zweiten Gat- 
, ten coneurrirt, nicht mit vieljähriger; denn die Meisten gehen 
nicht über eine vierjährige Zuchthausstrafe hinaus, Manche, wie 
namentlich unser Gesetz, bleiben noch unter diesem Maasse. 
Im Uebrigen aber weichen im Einzelnen die neueren Legis- 
lationen mannigfach von einander ab , wie aus dem Folgenden 
sich ergeben wird. 

Die Bigamie zerfällt nach unsrem Gesetze in die ein- 
fache und in die doppelte (unt. Nr. II.). Dabei setzt es 
für eine Reihe von Fällen, der einfachen sowohl als der dop- 
pelten Bigamie, ausdrücklich gelindere Strafen fest (gemilderte 
Big. Vgl. oben S. 260), zeichnet; dagegen den Fall, wenn 
mit der Bigamie ein Betrug am zweiten Gatten coneurrirt , zum 
Theile noch besonders aus. 



35) So waren auch bei den Römern die Yerlöbnisse ganz un- 
verbindlich, niul dennoch strafen sie bina sponsalia eodem tempore 
mit Infamie. Vergl. aüch Verordn. V. 31. Marz 1835. Nr. 2. Gesetz- 
samml. S. 235. 

23 * 
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Ueber den legislativen Gesichtspunkt , aus welchem die Bi- 
gamie als Verbrechen aufgefasst werden kann, ist schon oben 
S. 148 f. gehandelt worden. In älteren und neueren Gesetz- 
gebungen machten sich hauptsächlich die zwei letzteren der 
dort angeführten Gesichtspunkte geltend. Entweder forderte 
man zur Bigamie die Consummation eines Ehebruches, fasste 
sie also hauptsächlich auf aus dem Gesichtspunkte eines wahren 
Ehebruches, der inihr liegen kann, und dessen Strafe hier, 
wegen der concurrirenden Uebertretung wichtiger Staats- und 
Kirchengesetze, noch besonders zu erhöhen und von der De- 
nunciation des beleidigten Gatten nicht abhängig zu machen ist; 
oder man fasste zunächst blos die letztere Uebertretung und 
die in jeder Bigamie liegende Untreue ins Auge , ohne davon, 
ob dabei wirklich ein (consummirter) Ehebruch begangen wor- 
den, die Consummation des Verbrechens abhängig zu machen. 
Welches der Gesichtspunkt des gemeinen Rechts sey, darüber 
ist noch in der neuesten Zeit Streit (ob. S. 151. Not. 13.). 
Dem letzteren Gesichtspunkte folgen beinahe alle neueren 
Peuschen Entwürfe und Legislationen; dem ersteren Ge- 
sichtspunkte folgten viele ältere Gesetzgebungen 1 ), folgte die 
gemeinrechtliche und die bisherige Sächsische Praxis, und folgt 
auch unser Gesetz 2 ). 

Auf den ersten Anblick scheint diess nach unsrem Gesetze 
nicht behauptet werden zu können, und ich gestehe, dass icb, 
durch die Fassung des Gesetzes irre geleitet, anfangs eine an- 
dere Ansicht vortrug. Allein bei genauerer Erwägung des Zu- 
sammenhangs zweier §§. des Gesetzes wird man doch behaup- 
ten müssen, dassj?ine Bigamie nach unsrem Gesetze^erst dann 
consummirt ist, wenn Türe h sie ein Ehebruch con- 
snmmirt ist, dass also das Gesetz vom ersteren Gesichts- 
punkte ausgeht. 



1) VergL Jarcke Handb. des gem. D. Straft. Th. JH. S. 69. 
Not 15. 

2) Aucji der Stiibelsche Entwurf §. 639*, nur druckt derselbe 
die Sache bestimmter aus. 
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Das Gesetz sagt nämlich §. 15. unter der Rubrik Biga- 
mie: ein in einer .... Ehe lebender Ehegatte, der sich ander- 
weit verehelicht, wird mit 1 — 3 jähriger Zuchthausstrafe be- 
legt. Folgt man blos diesen Worten: so muss man allerdings 
glauben, dass das Gesetz zur Consummation der Bigamie nichts 
weiter erfordere als eine anderweite Verehelichung 
des Ehegatten, und dass, sobald nur eine solche] geschlossen 
sey , die ordentliche Strafe d. h. 1—2 Jähr Zuchthaus eintre- 
ten solle. Denn den Gatten, der eich anderweit verehe- 
licht, wenn er auch noch nichts weiter gethan hat , straft der 
§. 15. seinen Worten nach mit der angeführten Zucht- 
hausstrafe. Vergleicht man aber den §. 19. : so findet man 
das Gcgentheil, und überzeugt sich, dass die §§. 15-r-18. re- 
strictiv interpretirt werden müssen. Nach §. 19. nämlich 
soll, wenn bei der anderweiten Verehelichung die eheliche 
Beiwohnung nicht erfolgt tat, eine gelindere Strafe, in 
der Regel bloss Gefängniss, eintreten. So wird daher die An- 
wendung der ordentlichen Strafe der Bigamie (der Strafe 
der §§. 15 — 18) 3 > abhängig gemacht vom erfolgten Bei- 
schlafe, oder von dem, was zu einem consummirten Ehe- 
bruche gehört. Fehlt dieser Beischlaf: so ist das Verbrechen 
noch nicht so weit Vollendet, dass die ordentliche Strafe 
eintreten könnte. Es gehört daher zum vollständigen jDaseyn 
oder zur Consummation des Verbrechens erfolgter Beischlaf 
{oder consummirter Ehebruch), und somit geht unser Gesetz, 
abweichend von den andern neueren Deutschen Gesetzgebungen, 
von dem ersteren der Eingangs erwähnten Gesichtspunkt« 
aus 4 ). 



3) Was hier vom §. 15., welcher zunächst von der Bestrafung des 
bigamischen Gatten bei der einfachen Bigamie handelt, gesagt ist, gilt 
auch durchaus vom §. 16. (Strafe des Mitschuldigen), §. 17. (doppelte 
B.), §. 18. (qualificirte B.). £>ie Fassung dieser §§. ist in dieser Hin- 
sicht ganz dieselbe ( §. 16 . . Verbindung eingegangen ist; §. 18 . . ■ zu 
einer ehelichen Verbindung mit ihm verleitet} 9 und doch wird im §. 19. 
auch für diese Fälle die Strafe herabgesetzt, wenn zwar die Verbindung 
vollständig eingegangen, jedoch Beischlaf noch nicht hinzugekommen ist. 

4) Man könnte diese Consequenz nur leugnen durch eine Umkeh- 
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Man nrasg daher die Bigamie nach unsrem Gesetze dahin 
definiren: sie ist ein vermittelst anderweiter förmlicher Ver- 
ehelichung begangener Ehebruch 5 ). 

Zum Thatbestande der Bigamie gehört hiernach Alles, was 
zum Thatbestande des Ehebruches erfordert wird, und ausserdem 
noch, dass der Ehebruch unter der Form einer anderweiten 
Verheirathung begangen wurde, und es stimmt somit unser 
Gesetz hierin mit dem gemeinen Rechte (S. 152.) und mit dem 
frühem Sächsischen Hechte überein, nur dass es die Quasi^Bi- 
gamie des Letzteren verwirft, und dass es auch bei nichtiger 
erster Ehe die Möglichkeit einer consummirten Bigamie (wie 
auch die Möglichkeit eines consummirten Ehebruches S. 341.) 
annimmt. Es wird nämlich zum Thatbestande Folgendes erfor» 
dert ; 



rung oder Verwirrung der Begriffe von Consummation und Conat. 

Hütte das Gesetz das Gegentheil dessen, was ich oben behaupte, sagen 
sollen, so musste es ganz anders gefasst werden. Es hatte nämlich 
(wie es bei der Entführung $.6.7, geschab) das Hinzukommen 
des Beischlafs ab Scharf ungsgrund der ordentlichen 
Strafe behandeln, d. h. die Strafe des §. 19. als die ordentliche 
Strafe der zweiten Verehelichung an sich, dagegen die Strafen der §§. 15. 
—18. als die besonderen ausgezeichneten Strafen für den Fall, wenn 
der Schärfungsgrund des Beischlafes vorhanden sey, aussprechen, also 
sich auf folgende Weise ausdrücken müssen : 
§. 15. .Et» ... Ehegatte, der sich anderweit verehcHchf, wird mit \ bis 

Qjährigem Gefängniss Itestraft. 
§. Ib. Die Pereon, welche eingegangen ist, wird mit 1 hü 2mo- 

natlichem Gefängniss bestraft. 
$. 17. Leben beide Personen .... schon in ehelicher Verbindung, findet 

für jede 1 bis 2jähriges Zuchthaus statt. 
§. 18. Ein Ehemann, welcher .... eine Frauensperson zu einer ehe 
liehen Verbindung mit ihm verleitet, ist mit \ bis Zj Uhr i gern Ge- 
fängnis s zu bestrafen, 
§. 19. /** in den §. 15.— 18. erwähnten Fällen bei der 
zweiten Vereheliehung die eheliche Beiwohnung er- 
folgt: so tritt im Falle des §.15. 1 bis 2jähriges Zucht- 
haus, im Falle des §. 16. 3 — ßmonatliches Gefängniss, 
im Falle des §. 17. 2 bis $ jähriges Zuchthaus, im Falle 
des §. 18. 3 bis Ajähriges Zuchthaus ein. 

5) Von dem oben S. 146. Nr. 2. berührten Falle schweigt unser 
Gesetz, 
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1« als Subject eine Person , welche in einer noch beste- 
henden Ehe lebt. Ist diese Ehe nichtig: so ist nach allge- 
meinen Grundsätzen eine consummirte Bigamie nicht möglich 6 ), 
sondern nur Versuch einer Bigamie (ob. S. 150 a.). Allein 
nach unsrem Gesetze ist es, was den Thatbestand betrifft, 
gleichgültig, ob die erste Ehe gültig oder nichtig ist (oh. S. 231. 
Not. 45. vgl. mit S. 3410- Anders in Beziehung auf Strafe. 
Denn unser Gesetz kehrt in so fern doch wieder zum gemei- 
nen Rechte zurück, als es die oonsmumirte Bigamie, wenn die 
erste Ehe nichtig war, bloss wie versuchte Bigamie 
bestraft. Liest man blos den §. 15. des Gesetzes: so wird 
man diese Behauptung für unrichtig halten. Denn nach den 
Worten des §. 15. ist auch für den Fall der nichtigen er- 
sten Ehe die ordentliche Strafe der consummirten Bigamie aus- 
gesprochen (eint Fassung, welche der §. durch ständische Be- 
schlüsse bekam). Allein vergleicht man die §§. 15. — 18. mit 
§. 19.: so lässt sich an dem Behaupteten nicht zweifeln; denn-, 
im §. 19. ist ausdrücklich erklärt, dass bei nichtiger erster 
Ehe nicht die ordentliche Strafe, sondern die gelindere Strafe 
erkannt werden solle , welche beim blossen Versuche der Biga- 
mie d. h. dann eintritt, wenn zur zweiten Ehe Beischlaf nicht 
hinzukam. 

Es wird daher, was das unter Nr. 1. angeführte Requisit 
betrifft, zur (consummirten) Bigamie weiter nichts erfordert, 
als dass einer der Mitschuldigen früher schon eine, sey es gül- 
tige oder ungültige, eheliche Verbindung nach der gesetzlich er- 
forderten äusseren Form geschlossen hat, und diese Ver- 
bindung weder durch den Tod des anderen Theiles gelöst, noch 
von der competenten Behörde getrennt oder anullirt worden 
ist. Ob die erste eheliche Verbindung auch durch Beischlaf voll- 
zogen war , diess hat auf Begriff und Strafe der Bigamie nach . 
unsrem Gesetze keineu Einfluss. 



6) So entscheiden auch diejenigen neuern Deutschen legislativen 
Arbeiten, welche diese Frage berühren; s. z, B. Baier. Str. G. B. 
Art 297. Baier. Entw. v. 1831. Art. 263. Württemb. Entw. Art. 282. 
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Wifll eine gemischt e Ehe von der competenten Behörde 
geschieden* so ist wie beim Ehebrache zu unterscheiden. 
Der getrennte Katholik begeht durch eine neue Ehe, die er bei 
Lebzeiten des frühern Gatten schliesst, immer Bigamie, mag 
blos Scheidung von Tisch und Bette, oder Scheidung vom Bande 
erkannt worden seyn; der getrennte ^Protestant aber begeht 
durch eine neue Ehe keine Bigamie, wenn vom Bande ge- 
schieden, oder wenn beständige Scheidung von Tisch und Bette 
erkannt wurde, und er im 'letzteren Falle der klagende Theil 
war 7 ). s. 

2. Eingebung einer Ehe mit einer dritten Person unter 
Beobachtung der nach den Gesetzen zum Abschlüsse einer Ehe 
erforderlichen Förmlichkeiten (§. 15. — 17. des Ges.). 

Aus diesem Requisite folgt, dass die Quasi-Bigamie 
des altern Rechts (S. 157;) nach unsrem Gesetze nie mehr 
als consummirte Bigamie bestraft werden kann, vielmehr bei 
ihr ganz das S. 150. b. Ausgeführte gilt. Das Gesetz schweigt 
von diesem Falle, und er ist somit nach §. 34. straflos, sofern 
nicht in der Handlung aus andern Gründen ein Verbrechen 
hegt. Das Letztere aber ist namentlich der Fall, wenn Bei- 
schlaf hinzukam. Hier ist die Handlung jedenfalls wenigstens 
Ehebruch, und zwar ein solcher, welcher wohl innerhalb des 
gesetzlichen Maximum mit erhöhter Strafe zu ahnden ist. 

Es kann aber auch die That, mag Beischlaf hinzugekom- 
men seyn oder nicht, entfernter Versuch der (wahren) Bigamie 
seyn, wenn nämlich der Ehegatte, welcher' sich mit einer drit- 
ten Person verlobte, dabei die Absicht hatte, mit derselben 
noch während der Dauer seiner früheren Ehe eine förmliche 
Ehe einzugehen 8 ). Dagegen wird zur consummirten Bigamie 



7) Die Beweise für das Gesagte enthält die Note 11. S. 344. Ob 
bei einer Scheidung vom Bande die abweichenden religiösen Grund- 
sätze der Katholiken, wie es unser Gesetz thut, beachtet werden soll- 
ten , möchte legislativ sich bestreiten lassen. Die Baierischen Mo- 
tive v. 1831, S* 201. verneinen es. 

8) In der hiesigen Jur, Facultät kam vor Kurzem der Fall vor, 
dass ein Ehemann, welcher mit seiner Frau im Ehescheidungsprocesse 
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nicht erfordert, dass bei der neuen Ehe leine anderweite Nich- 
tigkeitsgründe yorKegen. Denn die nene Ehe ist ja jedenfalls, 
als bigamische, nichtig. Ob noch ein zweiter Nichtigkeitsgrund 
hinzukommt (z. B. Incest, Dissens der Eltern), diess kann 
demnach auf das Vorhandenseyn und die Consummation des 
Verbrechens nicht von Einfluss seyn **), ja es kann im Ge- 
gentheile nach Umständen (z. B. bei Incest) die Strafe inner* 
halb des gesetzlichen Maximum erhöhen. Nur muss jedenfalls 
die zweite Ehe mit Beobachtung der äusseren Formen, 
welche das Gesetz zur Eingehung einet gültigen Ehe verlangt, 
abgeschlossen worden seyn. Fehlen diese Formen: so ist die 
Handlung Mos (versuchter oder ausgeführter) Ehebruch, vor- 
ausgesetzt , dass der Schuldige nicht die Absicht hatte , diese 
Formen zu beobachten. Denn hatte er diese Absicht, ohne sie 
aber ausfuhren zu können, wird er z. B. noch am Altare vor 
der Trauung ergriffen, oder hatte er sich verlobt, um noch 
während seiner früheren Ehe das Veiio'bniss zu vdllzienen: so 
ist er der versuchten Bigamie schuldig. 

3. Vollziehung des Beischlafes nach der geschlossenen 
ehelichen Verbindung (ob. S. 357.). Ist der Beischlaf schon 
vor der geschlossenen zweiten Verehelichung erfolgt, aber 
nach ihr nicht wiederholt worden : so ist in keinem Falle con* 
summirte Bigamie vorhanden. Verlobt sich z. B. der Ehe* 
mann A unter dem Vorgeben, dass er unverheirathet sey, mil 



lag, sich mit einem Mädchen öffentlich und feierlich verlobte^ aber bloi 
in der Absicht, dasselbe erst dann zu heirathen, wenn er Ton seiner 
Frau geschieden seyn wurde. Die Facultät absolvirte ihn gestalten 
Sachen nach, da seine Handlung nach dem Gesetze nicht strafbar 
war. — Doch gebe ich zu, dass man in solchen Fällen die gänzliche 
Straflosigkeit in einer Hinsicht in Zweifel ziehen könnte. Wegen Bi- 
gamie oder Quasi - Bigamie kann Wer allerdings keine Strafe eintreten, 
nicht einmal wegen versuchter. Nimmt man aber an, dass auch jetzt 
noch bina sponsalia eodem tempore strafbar; (s. S. 354.) sind: so ist 
es wenigstens nicht ausser Zweifel, oh nicht im obigen Falle vermöge 
eines argumentum a minori ad majus eine ähnliche Strafe, wie bei den 
bina sponsalia) noch statthaben könnte. 

8a) Vergl. Heffter Lehrb. des Crim. R. S. 464. Not. 3. 
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der 2?, beschlaft sie und lässt sich dann mit ihr trauen, wird 
aber am Tage der Trauung verhaftet: so concurriren hier zwei 
Verbrechen, consummirter Ehebruch und versuchte Bi- 
gamie (des §. 18« )• die Letztere das schwerere Verbre- 
chen ist: so ist die auf sie gesetzte Strafe zu Grunde zu le- 
gen , und dabei der Ehebruch , falls der beleidigte Gatte wegen 
desselben klagt, durch Erhöhung innerhalb des gesetzlichen 
Maximum zu berücksichtigen. Allein die hier für die Bigamie 
zu Grunde zu legende Strafe ist nicht die des §. 18., sondern, 
da die Bigamie nicht consummirt ist, die des §• 19« d. h. blos 
i^2jähriges Gefangniss •). 

4. Zum subjecüven Thatbestande wird nach unsrem Ge- 
setze, wie nach gemeinem Rechte, Dolus erfordert. Doch ist 
diess in einem Punkte zweifelhaft. Man muss hier zwei 
Falle unterscheiden : , 

ö. der zweite Gatte irrte über das eheliche Verhältniss 
Dessen, den er heirathete, er kannte dasselbe nicht. 
Hier leidet es nach dem S, 338. Ausgeführten keinen Zweifel, 
dass in dieser Hinsicht das Gesetz zur strafbaren Biga- 
mie Dolus fordert, dass also der Irrende, sollte er auch aus 
Culpa geirrt haben , gar nicht bestraft werden kann , wenn er 
vor dem Abschlüsse jener Verbindung unverheiratbct war, oder 
dass er blos wegen einfacher Bigamie zu bestrafen ist, wenn 
er verehelicht war. 

b. Der Verehelichte, welcher während des Bestehens sei- 
ner Ehe eine bigamische Verbindung eingeht, irrte über das 
Fortbestehen seinercigenenEhe, er hatte geglaubt, sie 
sey aufgelöst. Kann ihm hierbei auch nicht einmal irgend eine 
Culpa vorgeworfen werden, wurde er z. B. durch falsche Ur- 
kunden, deren Unrichtigkeit er nicht entdecken konnte, in die 

i 

9) Die Worte des f. 19.: ist bei der zweiten Verehelichung die ehe- 
liche Behvohmmg nicht erfolgt, lassen hierüber keinen Zweifel. In 
dem im Texte angegebenen Falle fand die Beiwohnnng vor Abschluss 
der zweiten Vereheüchong statt, konnte also auch nicht einmal un- 
eigentlich (denn bei der bigamischen Ehe ist die Beiwohnnng überhaupt 
nur uneigenüich eine eheliche) eine eheliche genannt werden. 
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Meinung versetzt, sein Gatte sey gestorben: so ist die Sache 
ausser Zweifel. Es ist ihm hier die Doppelehe nicht zu- 
rechenbar, und so muss er straflos seyn 10 ). Wie ist es aber, 
wenn er in Culpa war ? Auf den ersten Anblick scheint in 
einem solchen Falle der §. 19. des Gesetzes in den Worten: 
oder ist der ertte Ehegatte des schuldigen Theäes abwesend 
und das bereits erfolgte Ableben desselben bei Eingehung 
der zweiten Verbindung aus wahrscheinlichen Gründen twr- 
auszusetzen gewesen , Bigamie anzunehmen und eine (jedoch 
mildere) Strafe festzusetzen 11 )« Allein es ist doch zweifelhaft, 
ob man dieses aus der angeführten Stelle folgern kann. Denn 
der §. 19. nimmt an, dass in einem solchen Falle auch der 
unverehelichte mitschuldige Theil Bigamie begehe und we- 
gen Bigamie zu strafen sey, während es doch nach den Ver- 
handlungen (S. 339.) durchaus keinem Zweifel nnterliegt, dass 
das Gesetz diesen nur bei Dolus, nie bei Culpa, (in Beziehung 
auf das eheliche Verhältniss des andern Theiles) strafen will. 
Man wird daher jene Worte anders, und zwar dahin auslegen 
müssen, dass sie von einem s. g. Dolus indet erminatus 
handeln. Ist nämlieh der Verehelichte überzeugt gewesen 1 a ), 
dass seine Ehe aufgelöst sey , sollte ihm auch eine Culpa da- 
bei zur Last fallen : so ist seine Culpa nicht strafbar und es 
gilt dann im Resultate dasselbe, was in dem bei Note 10. er- 
wähnten Falle gilt. War es ihm aber blos wahrscheinlich, 
wenn auch höchst wahrscheinlich, dass seine Ehe nicht mehr 



10) Heirathete er in einem solchen Falle einen fremden Gatten, 
dessen Ehe er kannte, so trifft ihn die Strafe der einfachen Bigamie. 

11) Nicht zu bergen ist, dass für Diese» auoh einige Aeusserungen 
der Organe der Regierung zu sprechen scheinen. I. Vhndl. d. II. 
Kamm. S. 400. 

12) Nur darf er diese Ueberzeugung nicht ans einem Rechts-' 
irrthum gehabt, z, B. geglaubt haben, eine Sonderung von Tisch und 
Bette auf unbestimmte Zeit habe das Elieband gelöst Nur in diesem 
Sinne stimmten die Stände bei, und auph die Organe der Staatsregie- 
rung waren hier nicht andrer Ansicht, s. d. angef. Verliandlungen und 
ständische Schrift, S. 450, Anders ist es nach gemeinem Rechte, Vgl, 
ob, S. 152. Not. 14, 



existirc , er hat jedoch keine subjective Gewissheit darüber er- 
langt, heirathet aber anf diese blosse Wahrscheinlichkeit hin 
von Neuem und riskirt es somit, eine Bigamie zu begeben: so 
kann er dann wegen Bigamie gestraft werden» 

» 

ii. 

Strafe der Bigamie. 

Die Strafe der einfachen Bigamie (d. h. wenn nur der 
eine Theil anderweit verheirathet war; vergl. übrigens S. 362. 
Nr. 4.) besteht für den Theil, welcher schon verheirathet gewe- 
sen, in 1 — 2 Jahren Zuchthaus, für den unverehelicht gewe- 
senen Theil in 3 — 6 Monaten Gefangniss. Die doppelte Bi* 
gamie (wenn beide Personen schon in einer ehelichen Verbin- 
dung lebten, und diess die Eine von der Andern wusste) wird 
mit 2—3 Jahren Zuchthaus bestraft. Doch tritt diese Strafe 
nur ein, wenn die Bigamie consummirt, d.h. hei der zwei- 
ten Verehelichung die eheliche Beiwohnung erfolgt ist. Ist diese 
nicht erfolgt (versuchte Big. S. 357.)* aber doch die bigamische 
Verbindung bereits geschlossen gewesen: so wird die doppelte 
Bigamie mit 1 — 2 Jahren Zuchthaus, die einfache am verehelicht 
gewesenen Theile mit Gefangniss von 6 Monaten bis zu 2 Jah- 
ren, an seinem Mitschuldigen mit Gefangniss von 1 — 2 Mona- 
ten bestraft 13 ). War der Versuch noch nicht einmal so weit 
gekommen, d. h. die bigamische Ehe noch nicht wirklich ab- 
geschlossen: so können die zuletzt genannten Strafen noch 
mehr herabgesetzt werden 14 ). 



IS) §. 15» — 17. TergL mit $. 19. des Gesetzes und oben bei und 
in Note 4. 

14) Diess folgt aus §. 24. des Gesetzes (vergl. oben S. 556.), wenn 
man beachtet, dass die letztgenannten Strafen in §. 19. blos für den 
Fall festgesetzt sind, wenn die zweite Verehelichang schon geschlossen 
worden ist. — Unser Gesetz ist hier weit gelinder, als die meisten 
anderen neueren Deutschen Legislationen und Entwürfe, wenn man be- 
denkt, dass diese zur Consammation der Bigamie den erfolgten Beischlaf 
nicht fordern, und ihre ordentlichen Strafen blos auf die Eingehung 
der zweiten Verehelichung setzen. Während in solchen Fallen unser 
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Bei der näheren Bestimmung der Strafe innerhalb der an- 
geführten Räume wird der Richter dieselben Momente beachten 
müssen, wie beim Ehebruche, soweit sie hier Anwendung lek 
den und der Fall nicht unter die ausgezeichnete Bigamie fällt. 

Unser Gesetz zeichnet nämlich einige Fälle der Bigamie 
noch besonders aus, und zwar: 

1. durch eine härtere Strafe den Fall, wenn ein Ehe- 
mann unter dem Vorgeben, dass er unverheiratet sey, eine 
Frauensperson zu einer ehelichen Verbindung mit ihm verleitet 
Hier wird derselbe bei consummirtcr Bigamie (d. h. wenn die 
eheliche Beiwohnung erfolgt ist) mit 3 — 4 Jahren Zuchthaus, 
wenn die Verbindung zwar geschlossen, aber der Beischlaf 
noch nicht erfolgt ist, mit 6 monatlichem bis 2 jährigem Gefäng- 
niss bestraft 1 *). 

Gesetz die doppelte Bigamie mit 1—2 Jahren Zuchthaus straft, wird 
sie vom Hannoverschen Entwürfe Art. 263. mit vier bis sechs 
Jahren Zuchthaus, im Baier. Entw. v. 1831. mit vier bis zehn 
Jahren Arbeitshaus verpönt, und bei der einfachen Bigamie, welche in 
solchen Fällen unser Gesetz bloss mit Gefangniss, und zwar höchstens 
von 2 Jahren am verheirathet gewesenen Theile , und höchstens von % 
Moniten am Mitschuldigen ahndet, wird die verehelicht gewesene Per- 
son vom Oesterreich. G. B. §. 187. mit Kerker bis zu fünf Jah- 
ren, vom P reu ss. L. R. (II. 20. §. 1066. 1067.) mit 1—2 Jah- 
Ten Zuchthaus, vom Württemb. Entw. Art 282. mit 1—3 
Jahren Arbeitshaus, vom Baier. Entw. v. 1831. Art. 236. mit 
zwei bis vier Jahren Arbeitshaus und vom Hanno v. Entw. Art 
263. mit 2 — 4 Jahren Zuchthaus, der Mitschuldige vom Preuss. L. R. 
mit 4 — 1 Jahr Zuchthaus, vom Baier. Entw. mit 4- — 2 Jahren 
Gefangniss und vom Württ und Hannöv. Entwürfe mit bis 1 Jahr 
Arbeitshaus bestraft — Dabei enthalten diese Entwürfe und Ge- 
setzgebungen für die im §. 19. unsers Gesetzes enthaltenen Fälle keine 
Strafherabsetzungen. 

15) §. 18. 19. des Gesetzes. Vergl. Not. 4. Weit strenger sinA 
hier wieder die eben angeführten anderen Deutschen Legislationen und 
Entwürfe« Der Hannoversche Entw. setzt hier vier bis acht 
Jahre Zuchthaus, der Baier. Entw. v. 183t. vier bis zehn Jahre, 
der Wurtt E. 3 — 6 Jahre Arbeitshaus, das Preuss. L. R. 3 Jahre 
Zuchthaus, das Oesterreich. G. B. schweren Kerker bis zu 5 Jah- 
ren fest; und diess wieder schon für den Fall, für welchen unser Gesetz 
blos Gefangniss festsetzt, d. h. für <den, wenn der Beischlaf noch 
nicht erfolgt ist „ . • . f «i» iwu; 
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Diese härtere Strafe tritt aber nur ein, wenn ein Ehe- 
mann auf die angegebene Weise eine Frauensperson betrügt, 
und darf nicht auf den Fall ausgedehnt werden , wenn eine 
Ehefrau unter dem Vorgeben» sie sey unverheirathet, einen 
Mann zur Eingehung der Ehe mit ihr bewegt. Diese trifft 
blos die Strafe der einfachen, nicht ausgezeichneten, Bigamie 1 6 ). 
2. Durch eine gelindere Srafe folgende Fälle: 

c. wenn die erste Ehe des bigamischen Gatten null und 
nichtig war (ob. S. 359.); 

b. wenn eine Sonderung des bigamischen Gatten von 
Tisch und Bette für bestandig 17 ), oder wenigstens auf unbe- 
stimmte Zeit 1 *) schon vor der zweiten Verehelichung recht- 
lich eingetreten war; 

c. in dem S. 363. angeführten Falle der Abwesenheit 

des ersten Ehegatten des bigamischen Gatten. 
In solchen Fällen ist die doppelte Bigamie blos mit 1 — 2 



16) Also 1—2 Jahre Zuchthaus, wenn der Beischlaf erfolgte, 
ausserdem £ — 2 Jahre Gefängnis*. Doch darf hier der Richter nicht 
blos, das mittlere Maass, sondern auch wegen des concurrirenden Betruges 
eine über dem mittleren Maasse stehende Strafe erkennen. Es wurde, 
so viel ich weiss, schon die Ansicht aufgestellt, auch die betrügerische 
Ehefrau sey in einem solchen Falle nach §. 18. zu bestrafen. Allein 
gegen diese Ausdehnung sind schon die Worte des Gesetzes, welche 
blos Tom Ehemanne sprechen; auch wurde bei den ständischen Ver- 
handlungen noch ausdrücklich erklärt, dass jene Bestimmung auf Ehe- 
frauen nicht zu beziehen sey, und Ii. GJR. Gross führte' mit 
Recht hiefur an, dass die Folgen der Täuschung für ein Frauenzimmer 
weit nachtheiliger und empfindlicher seyen alB für einen Mann. In 
diesem Punkte verdient unser Gesetz den Vorzug vor den in der 
Note 15. berührten Entwürfen und Legislationen, welche die dort ange- 
führten Strafen überhaupt dem betrügerischen Ehegatten, also auch der 
Ehefrau, drohen. . - •• 

17) In Einem Falle ist aber hier gar kein Verbrechen vorhanden, 
s. oben bei Note 7. 

18) "Wird die Separation auf eine gewisse Zeit, jedoch mit dem 
Beisatze : und bis auf Un&re anderweite Anordnung ausgesprochen : so 
ist diess wohl als eine Separation auf unbestimmte Zeit zu behan- 
xdeln. Denn hier ist nur das Minimum der Dauer der' Separation be- 
stimmt, aber das Maximum ganz unbestimmt gelassen. 
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Jahren Zuchtbaus, die einfache Bigamie [selbst auch in dem vor- 
hin unter Nr. 1. angeführten Falle 19 )] am verehelicht gewesenen 
Theile blos mit •£ — 2 Jahren Gefangniss, am Mitschuldigen blos 
mit 1 — 2 monatlichem Gefängniss zu bestrafen. 

Eine Anomalie scheint es aber zu seyn, dass hier das 
Gesetz einen Fall des Versuchs unter denselben Strafraum stellt, 
unter welchem das coiisummirte Verbrechen steht Ist näm- 
lich in den unter m — e angeführten Fällen die bigamische Ver- 
bindung geschlossen worden: so tritt der eben angeführte 
Strafraum ein, mag die eheliche Beiwohnung erfolgt 
seyn oder nicht 20 ). 



Neuntes CapiteL 
Unzuchtsverbrechen im engsten Sinne. 

Das Princip , von welchem unser Gesetz bei den Unzuchts- 
verbrechen im engsten Sinne ausgeht, ist schon oben S. 215. 
angedeutet worden. Die crim in alpo litis che Frage, wel- 
ches Princip hier die Gesetzgebung befolgen solle, ist gewiss 
von nicht geringer Wichtigkeit. Allein ihre Erörterung gehört 
nicht zum Zwecke dieser Schrift, würde mich auch hier zu 
weit führen , da schon die Darstellung unsrer positiven Rechte 
beinahe zu voluminös geworden ist. Man wird es daher ent- 
schuldigen, wenn ich mich bei diesen Verbrechen in Rücksicht 
auf die geringere criminalrechtliche Wichtigkeit, die sie 



19) S. §» 19. des Gesetzes. Diess möchte jedoch bei dem unter 6. 
und c. angeführten Mildertingsgronde manches legislative Bedenken gegen 
eich haben. Denn diese beiden Milderungsgründe mindern durchaus 
nicht den Betrug, der an der getäuschten Frauensperson begangen wird. 
Uebrigens folgt schon aus der Analogie des §. 18» , dass in einem sol- 
chen Falle eine höhere Strafe , als die zwischen dem im Texte ange- 
führten Maximum und Minimum in der Mitte stehende, zu erkennen ist. 

20) Innerkalb des gesetzlichen Strafraumes aber muss man dann, 
wenn der Beischlaf erfolgt ist, harter strafen, als wenn es noch nicht 
zu demselben gekommen ist. / & 't. *.»•.-_.•. ; jt 
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nach unsren neueren positiven Rechten haben , möglicnst knrx 
fasse. Nach unsrem Gesetze gehören hierher: 

1. Widernatürliche Unzucht Das Gesetz (§. 28.) 
drückt sich in Beziehung auf dieses Verbrechen sehr allgemein 
* ans, und setzt, wie Justinian (S. 176.), die Deutlichkeit der 
JDecenz nach. H. OHofprediger von Amnion erklärte sich 
desshalb auch in der I. Kammer aus, wie mir scheint, richti- 
gen Gründen gegen die Fassung des Gesetzes, und wünschte 
nähere Angabe der hier gemeinten Verbrechen und eine genauere 
Bestimmung des Strafgrades für die einzelnen, hierher gehörigen, 
sehr verschiedenen Fälle. Allein die Kammern traten seiner 
Ansicht nicht bei 1 ), und erhöhten blos die Strafe des Entwur- 
fes auf 1 — 12 Monate Gefängniss, jedoch, wie mir scheint, 
nicht genug , namentlich wenn man hier auf die — keineswegs 
unrichtige — Volksansicht in Betreff der sodomia ratione 
generis und der Päderastie Rücksicht nehmen will; auch sind 
hier die meisten neueren Gesetzgebungen und Entwürfe stren- 
ger»). 

Welche Handlungen sind nun aber als widernatürliche 



1) Auch die S. 217. angeführten neueren Gesetzgebungen und Ent- 
würfe sind ahnlich ungenau. So spricht das Preuss. LR. §. 1069. 
blos von SodomUerei und andern dergleichen unnatürlichen Sünden, 
das Oesterr. GB. g. 113. von Unzucht gegen die Natur, die 
Baierischen Entwürfe von 1827 und 1831 Art 201. 235. von wider- 
natürlicher Unzucht (aus den Motiven von 1827 S. 170. 171. gebt her- 
vor, dass sich dieser Ausdruck blos auf die sodomia generis und sexos 
beziehen soll); der Hanno v. Entwurf Art 276. von undernatüriieher 
Wollust; der Württemb. Entwurf endlich spricht gar nicht von 
diesem Verbrechen (als für sich bestehendem; anders bei Nothzucht, 
Entführung u. «. w.), und scheint es dem Policeistraf codex vorbehalten 
zu wollen. , . 

2) Der Hanno v. Entwurf setzt eine Strafe von 3 Jahren 
geschärften Arbeitshauses oder 2 — 8 Jahren Zuchthauses fest, das 
Preuss. L.R. ein oder mehrjährige Zuchthausstrafe mit körperlicher 
Züchtigang und Verweisung aus dem Orte der That; der neueste 
Bai er. Entw. Gefängniss von -| — 2 Jahren; das Oesterr. 6.B. Ker- 
ker von 4 — 1 Jahr. Jedoch wollen der Hannöv. und die Baier. 
Entwürfe nur dann richterliches Einschreiten, wenn die That mit öf- 
fentlichen Aufsehen und Aergerniss verbunden war. - • - 
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Unzucht zu bestrafen? Dass die sodomia generis hierher ge- 
hört, ebenso die sodomia sexus unter Mannern (Päderastie) 
leidet keinen Zweifel *). Auch die Sodomie mit einem Leich- 
name wird man , unter Berücksichtigung dessen , was nach frü- 
herem Rechte galt, hierher zählen müssen. Ob aber auch Ma- 
stupration und Onanie, diess ist zweifelhaft. Beide sollten bei 
gegebenem Aergernisse, und Erstere noch besonders bei Ver- 
führung bestraft werden. Allein das Gesetz selbst bietet hier 
einen schwer auflösbaren Zweifel dar. Nach §. 6. und 7. näm- 
lich kann auch eine Entfuhrung begangen werden an einer 
Mannsperson zum Zwecke der (Widernatürlichen) Unzucht. Die 
Erreichung dieses Zweckes aber wird im §., 7. beschrieben 
durch körperliche Vereinigfing (vgl. ob. S. 323. Not. 16.), 
und es scheint daher das Gesetz hier blos an die Päderastie ge- 
dacht zu haben. 

Auch die j. g, sodomia ratione ordinis naturae scheint das 
Gesetz nicht im Auge zn Wen. Denn sonst hätte der §. 1. des 
Gesetzesund §. 5. Nr. 4. nicht blos auf (natüflichen) Beischlaf be- 
schrankt, auch die Consummation im §. 7. anders bestimmt wer- 
den müssen (vgl. ob. S. 308. Not. II.). — Blosse lihidinosae 
contrectationes sind nur dann strafbar, wenn und so weit sie 
den Versuch einer Handlung, welche das Gesetz für ein Verbrechen 
erklärt (z. B. Incest, Missbrauch zor Unzucht im Sinne des 
§. 22. u. s. w.) bilden, oder ohne Zustimmung der betreffen- 
den Person oder mit Gewalt ausgeführt werden , in welchen 
letzteren Fällen sie bald unter das Verbreche« der Gewalttä- 
tigkeit, bald unter das der Realinjurien fallen. 

Da der Strafraum, den das Gesetz für die widernatürliche 
Unzucht festsetzt, nicht für ein Verbrechen, sondern für ver- 
schiedene gesetzt ist: so versteht es skh von selbst, dass hier 
das mittlere Maass nicht das regelmässige für alle diese Ver- 
brechen seyn kann. Auch ist dabei zu beachten, dass der 
Strafraum zugleich auch für den Versuch gegeben zg seyn 
scheint. Hiernach wird es sich verteidigen lassen, wenn man Pä- 

■ 

3) Vergl. I. VhndL d. I. Kamm. & 281. 

24 
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derastie und sodomia ratione generis , falls sie (üürch inthisio 
membri) consummirt sind, in der Regel, und wenn auch keine 
besondre Scharfun gsgründe vorliegen, wenigstens mit 10 Mo- 
naten Gefängniss bestraft. 

Uebrigens giebt es auch einige Fälle, in welchen die wi- 
dernatürliche Unzucht (abgesehen von Nothzucht, Entfuhrung 
und der S. 306. angeführten unfreiwilligen Unzucht) mit Zucht- 
haus von 6 Monaten bis zu einem Jahre zu bestrafen ist; 
nämlich wenn sie von den S. 375. angeführten Personen mit 
ihren dort angeführten Untergebenen begangen wird. Denn 
bei der allgemeinen Sprache des §. 22. des Gesetzes wird mau 
annehmen müssen, dass er sich auch auf die widernatürliche 
Unzucht bezieht. ' 

IL lncest. — Während das gemeine Recht eine Menge 
Zweifel bei dem Verbrechen des lncestes darbietet, hoben zwar 
die älteren Deutschen Purticularrechte diese Zweifel grossen- 
theils, gingen dagegen von einer, legislativ nicht zu Billigenden, 
zu grossen Ausdehnung des Verbrechens aus. Einen andern 
Weg schlagen die neueren Gesetzgebungen und Entwürfe ein*), 
und ebenso unser Gesetz, welches, im Gegensatze: zum frühe- 
ren Rechte , gewiss teer einen Fortschritt zum Besseren machte. 

■ » • > « , 

4) Das Preusft. Lft. II. 20. §. 1039 f. beschrankt die Blutschande 
auf Unzucht der Eltern oder Grosseltern mit ihren Kindern und zwischen 
Geschwistern (Unzucht zwischen Stiefkindern und Stiefeltern fasst es, 
wie .auch der Baieriscbe und Hannöv. Entwurf, vom Gesichtspunkte der 
Verfuhrung ans auf $. 1033 — 1036 lind Rose. y. 14. Jan. 1822.), das 
Oesterreich. GiB, Th.. I. f. 113. auf Unzucht zwischen Verwandten 
in gerader Linie, Destraft aber 'auch (Th. II. 5. 246.), jedoch nicht 
unter dem Namen Blutschande, Unzucht zwischen Geschwistern* 
zwischen Ehegenossen der Eltern, der Kinder oder Gesehtvister ; der Baye- 
rische Entw. v. 1831 §. 234. auf Unznaht der Etlem und Blutsver- 
wandten in aufsteigender Linie (diess ist t Ii eil weise ein Pleonasmus) und 
ihren Kindern oder andern Abkömmlingen, ferner zwischen leiblichen Ge- 
schwistern; der Württemb. Entw. Art. 279. auf Beischlaf zwischen 
Blutsverwandten in auf- nnd absteigender Linie, Geschwistern, Stief- 
eltern und Stiefkindern; der Hannöv. Entwurf Art 273. auf Unzucht 
der Eltern oder Grosseltern mit ihren' Kindern oder Enkeln und zwischen 
Geschwistern. Doch setzt der revidirte Entwarf noch die Unzucht zwi- 
schen Verschwägerten in gerader Linie bei. 
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Jncest oder Blutschande ist nach nnsrem Gesetze der Bei- 
schlaf , dessen sich theils Blutsverwandte in gerader Linie oder . 
im ersten Grade der Seitenlinie (nach Canonischer Berechnung) 
theils legitime Verschwägerte im ersten Grade der geraden Li- 
Bie , so ferne ihnen ihr Verwandtschafts - oder Schwagerschafls- 
vcrhaltniss bekannt ist, miteinander schuldig machen. Es ge- 
hört somit zum Thatbestande des Incestes; 

1 . ein Beischlaf» also nicht widernatürliche Unzucht 5 ) ; 

2. diejenigeu , welche diesen Beischlaf miteinander verüben, 
müssen seyu , entweder : 

a. Blutsverwandte in gerader Linie, ohne Unterschied, 
ob die Verwandtschaft eine eheliche oder uneheliche ist 6 ) ; oder 

b. Blutsverwandte im ersten Grade der Seitenlinie, also 
leibliche Geschwister, übrigens ohne Unterschied , ob vollbürtige 
oder halbbürtige, eheliche oder uneheliche 7 ); oder 



5) Der §. 20. des Gesetzes spricht blos von Beischlaf. Zwar drückt 
sich der §. 21. allgemeiner aus {Unzucht treiben). Allein dass er 
nicht auf widernatürliche Unzucht geht, ergiebt sicli aus seiner Straf- 
bestimmung, wenn man dieselbe mit §. 28. vergleicht. Widernatürliche 
(incestuose) Unzucht muss theils nach §. 6., theils nach §. 28. (jedoch 
über dem mittleren Strafmaasse dieser §§en) bestraft werden. Nur in 

dem Falle hat das Gesetz eine Lücke , wenn Adscendenten mit Dfcscen- s 
denten, welche das 12. Lebensjahr Überseti ritten haben, widernatürliche 
Unzucht treiben. Unter §. ö. fällt dieser Fall nicht, auch nicht nnter 
§. 20. Soll nun hier blos die Gefangnissstrafe des §. 28. ein- 
treten? Ist der Adscendent noch im Verhältnisse des Erziehers: so 
könnte wohl nach §. 22. Zuchthaus erkannt werden. 

6) Das Gesetz §. 20. distinguirt nicht Begeht auch der Adoptiv- 
vater durch Beischlaf mit der Adoptivtochter Incest? Das Gesetz ist 
hier nicht ganz bestimmt, da es nicht von Blutsverwandten, sondern 
blos von Verwandt** spricht. Die Frage wird aber um so mehr zu 
verneinen seyn, als sogar schon das ältere Recht sie verneinte. Der 
angeführte Fall kann aber wohl als ein anderes Verbrechen (§. 5. und 
§. 22.) zu strafen seyn. 

7; Das Gesetz sagt §. 21. : Leibliche und Stiefgeschwister. Eigent- 
lich bedeutet diess nach dem wahren Sinne dieser Worte vollbürtige 
und halbbürtige (= leibliche) Geschwister u nd die s. g. zusammenge- _ 
brachten Kinder (= Stiefgeschwister , z. B. wenn der A., welcher einen 
Sohn aus früherer Ehe hat, die B., welche eine Tochter aus früherer 
Ehe hat, heirathet, diese Kinder). Allein das Gesetz folgt hier dem abu- 

24* 
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c. Legitime Verschwägerte im ersten Grade der gera- 
den Linie, also, wie das Gesetz sagt, Schwiegereltern und 
Schwiegerkinder , Stiefeltern und Stiefkinder »). 

3. Dolos d. b. es muss den genannten Verwandten oder 
Verschwägerten , die sich mit einander vergehen , ihr nahes 
Verhaltniss za einander bekanot gewesen seyn 9 ). Dass sie 
das Strafgesetz kannten, diess wird za ihrer Strafbarkeit 



■iven Sprachgebrauche des gemeinen Lebens (vgl. Mackeldey Lehrb. des 
heutigen Rom. Rechte; lOteAuä. B.I. $.133. Note), and Versteht anter 
den leiblichen Geschwistern die vollbürtigcn, onter Stiefgeschivistern 
die halbbürtigen Geschwister. — Den Incest zwischen unehelichen 
Geschwistern wird man wohl im Zweifel (innerhalb des gesetzlichen Mi- 
nimum) etwas gelinder strafen müssen, als den zwischen ehelichen. 
Vgl. aach Bäuerische Motive von 1931. S. 199. 

8) Aus dieser Bezeichnung , deren sich das Gesetz bedient, geht 
hervor, dass es nur die legitime d. h. durch eine Ehe begründete 
Schwägerschaft im Auge haben kann. Denn durch jene Ausdrucke 
werden niemals Verhältnisse der illegitimen Seil wägerschaft bezeichnet; 
z. B. wenn A. die B. außerehelich beschläft: so sind deren Kinder, die 
sie schon hatte , oder irgend einmal später von Dritten bekommt , nicht 
seine Stiefkinder , Und ebenso sind ihre Eltern nicht seine Schwiegerei' 
fern, so wenig, als die Eltern einer Hure die Schwiegereltern aller 
derer werden, denen die Hure sich preis gab. Diese Bestimmimg des 
Gesetzes über die Beschränkung des Incestes enthält eine bedeutende 
Abänderung des älteren Rechtes. Es kam uns in dem Spruchcollegiom 
vor Kurzem folgender Fall vor: A. lebte mit der B., welche eine I5jäh- 
rige Töchter hatte, in ansserehetichem Umgange. Einige Jahre darauf 
machte die B. , als ihre Tochter herangewachsen war, dem A. den Vor 
schlag , sie wolle ihr Verhaltniss mit ihm aufheben , ' er aber solle ihre 
Tochter heirathen. Er und die Tochter nahmen diess an und die Ehe 
wurde geschlossen. Nachdem sie in dieser Ehe einige Zeit gelebt hat- 
ten , kam die Sache zur Untersuchung. Die Facultät aber absolvirte 
sie gänzlich, and mit Recht. Denn nach dem Gesetze hatten sie sich 
keines Incestes schuldig gemacht, da durch die früheren Beischläfe des 
A. mit der B. die Tochter der Letzteren nicht seine Stieftochter gewor- 
den war, und er, nachdem er die Tochter geheirathet hatte, mit sei- 
ner nunmehrigen Schwiegermutter sich keines Beischlafes mehr schul- 
dig gemacht hatte. Nach dem früheren Rechte (ob. S. 198. Not 78. 
S. 200.) hatte freilich eine bedeutende Strafe erkannt werden müssen. 

9) Das Gesetz sagt dieses zwar nicht ausdrücklich und hat hier die- 
selbe Lücke , wie beim Ehebrüche und der Bigamie. Allein dass das 
Requisit des Dolus seinem Sinne vollkommen gemäss ist« wird nicht 
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nicht erfordert, und wenn daher der StiefVater mit der Stief- 
tochter eme incestuose Ehe eingeben würde nnd dabei die loci*, 
ter der Meinung gewesen wäre, eine solche Ehe sey nicht un- 
erlaubt : so müsste sie doch wegen Incestes gestraft werden 1 °). 

Die Strafe ist bei den unter a. Angeführten für den Adscen- 
denten 1—3 Jahre Ztfehthau« ") , für den Deseendenten 1—6 
Monate Gefängniss bei den unter und e. Angeführten 
3 — 6 Monate Gefängniss mit Ausnahme der Stiefkinder, 

« 

zu bezweifeln seyn, und sollte man es auch für zweifelhaft halten: so 
müsste man doch im Zweifel die gelindere Ansicht vorziehen. 

10) Diess liegt in den allgemeinen Principien* 8. oben S. 167* 
Not. 12. Die Ausnahmen, welche hier das gemeine Recht macht (S. 167. 
Not. 12; S. 168.) , gelten nach unsrem Gesetze nicht. Denn dasselbe 
sagt nichts davon , nnd halte bei seiner grossen Beschränkung des Be- 
griffes des Incestes auch keinen Grund, solche Ausnahmen zu machen. 

11) Nach dem Preuss. L.R. 3t— 5 Jahre Festungsstrafe, wenn 
die Verwandtschaft eine eheliche ist, ausserdem willkührliche Strafe 
(d. h. nicht über Gefängniss von 6 Wochen), nach dem Oester- 
reich. G.B. aber blos Kerker von 6 — 12 Monaten. Weit stren- 
ger sind die neueren Entwürfe. Der Baierische von 1831 setzt 
2 — 6 Jahre, der Württembergische 3 — 6 Jahre Arbeitshaus und 
wenn der Descendent unter 12 Jahren alt ist, Zuchthaus von 5 — 20 
Jahren, der Hannoversche 2 — 8 Jahre geschärftes Zuchthaus und 
Verlust der elterlichen Rechte und der gesetzlichen Erbfolge in den 
Nachlass jener Deseendenten fest. 

12) Auch hier ist das Preuss. L. R. zum Theite harter. Es 
setzt Zuchthaus von i — l Jahr fest, wenn die Deseendenten eheliche 
sind; das Qesterr, G.B. dagegen verhängt blos die Not. 11. ange- 
fülirte Kerkerstrafe; der Bai er. Entwurf blos Gefängniss bis zu 6 Mo- 
naten, der Württ Entw. Gefängniss von 3 — 12 Monaten; der Han- 
noversche aber Arbeitshaus von | — 2 Jahren. Dabei erklä- 
ren das Preuss. L.R. und der Baier. und Württ Entwurf De- 
seendenten welche ein gewisses Alter (das Preuss. L.R. [setzt hier 18» 
der Württ. Entw. 16, der Bai er. Entw. 14 Jahre fest) noch nicht 
zurück gelegt haben, für straflos. 

13) Unsre frühere Praxis war hier nach dem älteren Rechte bis- 
weilen gelinder. YgL z. B. oben S. 200. Not. 82. — Das Oester- 
reich* GS. straft hier blos mit 1 — 3 Monaten Arrest. Das Preuss. 
LJL straft die. .ehelichen Geschwister mit 1 — 2 Jahren Zuchthaus oder 
Festung, die unehelichen mit Gefängniss bis zu 6 Wochen, der Wut r~ 
*«mb, Eutw, Geschwister mit Gefängniss von 3 — 12 Monaten., o*age r 
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welche mit 1 — 6 Monaten Geßtagniss zu bestrafen sind 14 ). 
Stehen jedoch die Stiefeltern zu den Stiefkindern noch im Ver- 
hältnisse der Erzieher m sind dieselben jmft Zuchihanj 
von 6 Monaten bis zn einem Jahre zu bestrafen. 

Beischlaf zwischen andern Verwandten und Verschwägerten, 
als den unter *-c Angeführten, iflgfeiimea ükr s. g. <fu*tn~ 
incestus (S. 20L) ist' an sich straflo* 

' ■JH. Missbrauch tfnr Unzucht. Das Stuprum (S. 190.) 
gehört nach unsrem Gesetze in der Regel nicht mehr zu den, 
fleischlichen Verbrechen oder Vergehen 17 ). Denn es 



fegen der Hannöt. Entw. mit 1 — 2 jährigem geschärftem Arbeits- 
haas, und der Bai er. Entw. v. 1811 eheliche Geschwister mit 2 — 4 
Jahren Arbeitshaus, uneheliche mit | — 2 Jahren Ge&ngaiss. 

14) Nach dem Wurtt. Entwerfe mit Geßngniss bis za 3 Monaten, 
die Stiefeltern dagegen mit Arbeitshaus ▼0114 — 1 Jahr. 

16) Diess wonen wohl die Worte des f. 21. des Gesetzes : in so 
fern .... anzuwenden ausdrücken. 

16) Diess ergiebt sich daraus, das* das Gesetz über die Bestrafung 
«lieser Fälle schweigt und das blosse Stuprum nicht strafbar ist. Vergt 
auch $. 34. des Gesetzes. Natürlich aber kann ein solcher Beischlaf 
durch besondre Umstände in ein Verbrechen übergehen z. B. unter die 
Strafbestimmungen der $$• 5. 22. 28. feilen. 

• ♦ ■ 

IT) Diess folgt aus dem Eingange des Gesetzes und aus §. 34. 
desselben. Im Entwürfe war dies noch bestimmter ausgesprochen (s, ob, 
S, 24t. Not. 76.) und in den Motiven S. 201. heisst es: Zufolge der tu 
diesem §. enthaltenen Bestimmung fallen aus der Reihe der dem Strafge- 
setze mierliegenden fleischlichen Vergehen weg der anticipirle eheli- 
che Beischlaf, der einfache aussereheliche Beischlaf, 
das quasi-adulterium, der quasi-incestus und der Concuhi- 
nat. Ob in dem, was die Motive weiter sagen, was aber hier, da es 
zum Zwecke dieser Schrift nicht unmittelbar gehört, übergangen werden 
muss, diese wichtige Aenderung des bestehenden Rechts durchaus mo- 
üvirt ist? Diess ist eine Frage, über welche die Meinungen sehr getheilt 
bleiben werden. Sie führte auch zu vielen Discussionen in den Kammern, 
indem sich namentlich manche Stimmen für die Bestrafung desStoprums 
und des Concubinats erhoben. Es wurde aber, was das Stuprum betrifft, 
ein auf Bestrafung desselben gehender Antrag in der II. Kammer mit** ge- 
gen t9 S&nmen und in der I, Kammer mit 19 gegen 6 Stimmen verwerfen 
(I. Vhndl. d. II. Kamm. S. 4 15 f. I, VhndL d. I.Kamm. S.*R8). Ebenso 
wurde auch der Vorschlag einer Bestrafung der im -Gesetze nicht ge- i 
nannteh^nznchtsfaie, soweit dabei der öffentliche Anstand gerietet mi 
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wird nur noch in einigen Fallen bestraft, in welchen besondre 
Gründe der Strafbarkeit hinzutreten, und welche, theilweise 
wenigstens , sohon nach älterem Rechte durch eine höhere Strafe, 
im Gegensatze zu der gewöhnlichen Stnprumsstrafe , ausgezeich- 
net waren. Diese Fälle sind (§. 22. des Ufa)* 

1. wenn Pflegeeltern 18 ), Erzieher oder Vormünder 1 *) 
mit ihren Pflegebefohlenen, richterliche oder poüzeüicbe Beamte, 
Gefangenwärter oder Aufseher in Strafanstalten mit den ihnen 
untergebenen Gefangenen Unzucht treiben. Die regelmässige 
Strafe ist hier für die genannten Personen , welche ihr VerhSlt- 
niss zu den Pflegebefohlenen oder Gefangenen missbrauehcn, 



- . • ■ 



ein Aergerniss gegeben worden, von der L Kammer abgelehnt Dage- 
gen nahm die I. Kammer (I. Vhndl. d. h Kamm. S.287.) den Vorschlag 
ihrer Deputation, dass der Concnbinat bestraft werden »olle, era- 
ttimmig an. Allein die II. Kammer verwarf diesen Vorschlags nnd spa- 
ter trat auch die L Kammer mit 24 gegen 2 Stimmen dieser Verwem 
fung bei (II. Vhndl. d. II. Kamm. S. 519. II. Vhndl, d. I. Kamny 
S. 249.). — So war man also am Ende über die Straflosigkeit der ge- 
nannten Handlungen einverstanden. Nur fand die Deputation der II. Kam- 
mer es bedenklich, die Aufhebung der Bestrafung dieser Handlun- 
gen so offen, wie es im Entwürfe geschehen, hinzustellen, und d ess- 
halb wurde von der zweiten, und später auch von der ersten Kammer 
beschlossen, die Sache so auszudrucken, wie nnn die erste Periode des 
§. 34. des Gesetzes gefasst ist. 

Ueber das Recht der Polizeibehörden , bei Verletzung des öffentli- 
chen Anstände» und bei gegebenem Aergernisse einzuschreiten und zfc 
•trafen, muss hier Dasselbe behauptet werden, wsb oben S. 348 f. beim 
Ehebruche ausgeführt wurde. — Der Hannoversche Entw. sagt, 
die Schwächung sey polizeilich (?? der Entw. des Straföbuches verhängt 
auch ganz geringe Gefängniss - und Geldstrafen) zu strafen. Die B a i e r. 
Entwürfe von 1827 und 1831 strafen die Schwächung an Sich gar nicht 
(vgl. Baier. Motive v. 1827. S. 471,), setzen aber fest, dass Derjenige 
bestraft werden solle , welcher durch unzüchtige , im OeffenÜichen vor- 
genommene Handlungen die Schamhaftigkeit beleidige. Auch das Preus- 
sische Recht straft die Schwächung an sich nicht. Vgl. auch Not. 29. 

18) Auch die Pflegemutter macht sich durch Beischlaf mit ihrem 
Pflegesohne dieses Verbrechens schuldig, S. das S. 534. Not, 54, Lit. * 
angeführte Amendement, verglichen mit S. 245. Nr. 3. \ " : 

19) Diess bezieht sich aber nicht auf Geschlechts Vormünder, 
wie schon aus den folgenden Worten: iAr* Pfiegbefohkne» hervorgeht. 
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6 — 12 Monate aZuchthaus 20 ). Doch kann hier in gewissen 
Fällenauch hfoti .ant Gefangniss von 3—6 Monaten erkannt . 
weinten (ob. S. 234.). — Die Pflegebefohlenen und Gefangenen 
aber sind in solchen Fällen straffrei**), felis nicht die Un- 
zucht aus besondern Granden auch für sie unter ein Verbre? 
eben") fällt. 

2. Wenn Jemand eine unbescholtene 2S ) Person durch 
Betrug oder Arglist zur Unzucht tmrleüet^). Die Strafe für 
den Verfährer ist 1—6 monatliches Gefangniss. Die verführte 
Person ist an sieh straflos; nur kann natürlich aus andern 
Gründen ihre Handlung unter ein Verbrechen fallen (Not.22). — 
Zu solchen Verleitungen gehören unter Anderem namentlich 
Verleitung zur Unzucht unter der nicht erfüllten Zusage der 
Ehe 25 ), und Ueberreden zu Getränken, welche irritirende Sub- 



20) Aehnliche Bestimmungen enthalten das P r e u s s. L. R. II. 20. 
f. 10)8 f., das Oesterr. G. B. Th. I. §. und die Entwürfe für 
Hannover Art. 276., Baiern von 1831 Art. 230. 232., und für 
Württemberg Art. 276, Doch dehnen diese zum Theile die Falle 
noch mehr aus, und sind zum Theile in ihren Strafbestlnunungen 
strenger. 

21) Das Gesetz sagt nirgends, dass auch sie gestraft werden sollen. 
Auch will es ja blos den Missbrauch zur Unzucht und den Missbrauch 
der anvertrauten Gewalt strafen. 

22) Z. B. Ehebruch (in welchem Falle aber nicht von Amtswegen 
gegen sie eingeschritten werden dürfte, wohl aber wegen Missbrauchs 
zur Unzucht gegen die Mißbrauchenden) oder widernatürliche Unzucht 
oder Jncest. 

23) Die Frage, welche Personen zu den unbescholtenen nicht mehr 
gehören, ist- wohl ganz auf dieselbe Weise zu entscheiden, wie die 
Frage über die Bedeutung des unvcrleumdet S.27. 28. entschieden wurde. 

24) Eine gleiche allgemeine Bestimmung enthält das Preuss. L.R. 
H. 20 §. 1050. Es setzt aber eine härtere Strafe (4 — 1 Jahr Festung 
oder Zuchthaus) fest. Das Oesterr. G.B. und die angeführten Ent 
würfe heben nur einzelne Fälle heraus ; s. Not. 7. 

26) Dieser Fall wurde auch bei den Verhandlungen ausdrücklich 
genannt I. Vhndl. d, I. Kamm. S. 274. Das Oesterreich. G.B. 
Th. II. §. 25i. und der Hanno v. Entw. Art. 274. setzen in diesem 
.Falle für den Verführer strengen Arrest von 1—3 Monaten, der Württ 
Entw^ Art. 347. dieselbe Strafe wie unser Gesetz, fegt. — Dann könnte 
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glänzen enthalten, um die Sinnlichkeit der PerWn rii reiaeii 
und sie in diesem Zustande tri FaHe zu bringen «). Zweifel* 
haft aber ist es,: ob auch' der Fall hierher gehört , 1 wenn- Je 1 - 
mand eine Frauensperson in einen Irrthum versetzte, in weK 
ehern Dieselbe sich tum Gestatten des Beischlafes als eines 1 ehe- 
lichen für verpflichtet hielt* oder einen solcher* IwAnu* fei 
seinen Zwecken benutzte* 1 ). ; ! u ■. ■ 

fn diesen, unter Nr. 2. angeführten Fällen kaatt jedoch 

aber natürlich keine Strafe eintreten, wenn entweder die Verfuhrt*» 
selbst durch ihre Schuld genugende Ursache zur Nichtvollziehung des 
Versprechens gab^ oder wenn es dem Verführer unmöglich wurde, sein« 
Zusage zu halten , und er diese Unmöglichkeit nicht schon vor dem yejr.. 
übten Beischlafe kannte, ausser eä wäre erwiesen, dass er schon bei der 
Verleitung zur Unzucht die Absicht hatte, die Zusage nicht zu erfüllen. 

26) Dass dieser Fall von dem der s. g. unfreiwilligen Unzucht (S. 300.) 
ganz verschieden ist, bedarf keiner Ausführung. - ■ 

27) M ende versichert in seinem Handbuche der gerichtU Medicin, 
dass ihm Beispiele vorgekommen, in welchen Frauenzimmer gerade in 
der Zeit, in der, sie ihren Gatten oder ihren Geliebten bei sich zu 
sehen gewohnt waren, im dunkeln von einem Fremden hintergangen, 
mit ihm , ohne den Betrug zu ajinen , den Beischlaf, vollzogen haben. 
Solche Falte (welche Mend'e Wunderlicher Weise zur Nothzucht zahlt) 
würden dann in keinem Falle hierher gehören, wenn der Betrug gegen 
eine Unverheirathete, die ihren Geliebten erwartete, verübt wurde. 
Denn bei Dieser könnte man doch nicht sagen , dass der Fremde sie 
durch Betrug zur Unzucht verleitet habe, da sie ja bereit war, sich 
ihrem Geliebten' ausserehelieh hinzugeben. Wie ist es aber, wenn der 
Betrug gegen eine unbescholtene Ehefrau verübt wurde, oder wenn Je- 
mand , der ein Mädchen vergeblich zu verführen gesucht hatte, dadurch 
seinen Zweck erreichte , dass er dem Mädchen scheinbar die Elie anbot, 
und sich mit ihr heimlich trauen', die Traunng aber nicht durch i einen 
Geistlichen, sondern durch einen verkleideten Genossen vollziehen lies»? 
Auf den ersten Anblick acheinen diese Fälle unter die angeführte Be- 
stimmung unsres Gesetzes zu gehören. Allein mir scheint es doch zwei- 
felhaft zu seya. Denn das Gesetz verlangt, dass die Person* zur Un- 
zucht verleitet werde. Darin hegt wohl, dasa die> Person bewogen 
werden müsse, etwas zu thun oder. zu dulden, was auch' sie als Un- 
zucht erkennen masste. Denn nur -dann kann man von einem Verlei- 
ten und Verführen sprechen. Ein solches Verleiten aber ist» in den 
angeführten Fällen nicht vorhanden. Solche. Fälle scheinen vielmehr 
als Betrug (vgl. auch ob. 8. 354. Not 23.) und zwar, bei «er gro- 
ssen Verletzung, die er enthält , und der Niederträchtigkeit der That, 
weit härter als der Fall, von dem unser Gesetz handelt, in der Re- 



der Richter nicht von Amtswegen, sondern Mos auf Anzeige 
der verführten Person, oder ihrer Eltern, oder ihrer Pflegeel- 
lern, oder ihrer Vormünder einschreiten, (ob. S. 235. Not. 59. 
veigU S. £67 f.) 

IV. Hnrerei (§. 25. des Ges.). Diese gehört jedoch 
nach unsrem Gesetze nicht »ehr unbedingt zu den strafba- 
ren Handlungen. Derjenige nämlich , welcher sich mit einer 
Hure vergeht,, is^ straflos , und auch an der Weibsperson wird 
die Hurerei nur dann bestraft, wenn sie 28 ) die Unzucht als 
Gewerbe betreibt**). Die Strafe besteht in 3— 6 Wochen Ge- 
fangniss. Dabei zeichnet das Gesetz noch zwei Falle besonders 
aus, nämlich: 

a. den fFiederhohingftfalt d. h. wenn die Weibsperson, 
nachdem sie wegen ihres Gewerbes Strafe erlitten hat, das 



gel mit Zuchthaus, zu strafen zu seyn. Die nächste Analogie, die sich 
hier darbietet, sind die Bestimmungen über die s. g. unfreiwillige Un- 
zucht Der Hannoversche Entw. Art. 574. setzt für diese Falle 
Zuchthaus von 2— 8 Jahren fest. 

28) Würde eine Ehefrau aus der Hurerei ein Gewerbe machen, 
der Mann aber nicht denunciren oder gar selbst der Kuppler seyn: so 
könnte zwar wegen Ehebruches nicht gegen sie eingeschritten, sie 
müsste aber von Amtswegen wegen Hurerei in Untersuchung gezogen, 
und nach dem §. 25. des Gesetzes bestraft werden. 

29) Es gehört also hierzu wesentlich, dass sie sich bezahlen tiess, 
und Diejenige, welche swe quaestu passmi se prostituit ist hiernach 
straflos. Die Frage , was die Unzucht als Gewerbe betrete* heisse, be- 
antwortet ein K. Preus*. Rescr. v. 1«. Mai 1814 richtig »ach dem Sinne 
dieser Worte dahin: dass es dabei nicht darauf ankomme, dass in ein- 
zelnen Fitten für die Vollziehung des Beischlafes Bezahlung geor- 
dert oder angenommen worden, sondern wesentlich sey: 3ass die Weibe- 
person eich Jedem ohne Unterschied zur fleischlichen Vermischung gegen 
Bexahlung hingiebt, was nach den concurrirenden Umständen zu beurthei 
len, mul wobei es, m Beziehung auf die Existenz des Gewerbe* über- 
haupt gleichgültig wie oft die Hurerei wirklich getrieben worden.— Ue- 
brigens geht das Preussiiche Recht (L.R. IL 2*. £1N*£) «bei der 
Bestrafung der Hurerei von ganz andern Grundsätzen aus , «In unser 
Gesetz. Ks gestattet den Weibspersonen das genannte Gewerbe, jedoch 
nur in ;den u nie* einer genauen Aufsicht der Pofizey stehenden Häusern, 
und kehrt somit zu Dem zurück, was in Deutschland im Mittelalter 
vielfach galt (vgl. ob. S. 17h Not. 37.). ■ ' 
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Gewerbe wieder treibt. Hier soll die vorhin angeführte Strafe 
verlängert werden 30 ). 

b. Wenn die Weibsperson zur Zeit des Beischlafs mit der 
Lustseuche behaftet gewesen ist, und dieses wusste. Hier wird 
sie mit 6 — 12 Monaten Zuchthaus bestraft. t 

'V. Der Goncubinat ist zwar verboten, aber an sich 
straflos. Dass er an sich straflos ist, geht aus der ersten 
Periode des §• 34. des Gesetzes hervor, und dass er verboten 
ist, liegt in der am Schlüsse des §. 34. enthaltenen Auflage 
an die Policeybehörden , den Goncubioat nicht zu dulden 31 )* 
Uebrigens kann es auch hier zu einer Strafe kommen, nur 
nicht zu einer Bestrafung des Goncubinats, sondern Mos 
zu einer Bestrafung wegen nicht befolgten obrigkeitlichen Be- 
fehls. Sieht sich nämlich die Polizey veranlasst, gegen Perso- 
nen, welche im Goncubinate leben, einzuschreiten: so kann 
sie ihnen unter Srafandrohung befehlen, das verbotene Ver- 
hältniss aufzuheben. Die gedrohte Strafe trifft dann aber diese 
Personen nur, wenn sie dem Befehle nicht Folge leisten, und 
nicht wegen ihres Goncubinats — denn diesen zu bestrafen 
giebt das Gesetz der Polizei nicht die Befugniss (vgl. ob. 348.) 
— sondern wegen Ungehorsams gegen Verfügungen , zu denen 
die Obrigkeit berechtigt war. 



Zehntes Capitel. 

Theilnahme bei der Unzucht Anderer, insbesondre 

Kuppelei. 

Unser Gesetz erkennt bei der Theilnahme an der Unzucht 
Anderer die S. 20*. 206. aufgestellten Grundsätze an. 

30) Aus den Worten des Gesetzes : die$e Strafe zu verlängern folgt, 
dass hier das Maximum von 6 Wochen Gefängnis* überschritten, aber 
nicht in eine andre Strafart, z. B. in Zuchthaus übergegangen wer- 
den kann. Denn ein solcher TJebergang wäre mehr, als eine blosse 
Verlängerung der Strafe, welche allein vom Gesetze gestattet ist. 

31) Vgl. auch Not. 17. 
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Wer an fremden Unznchts verbrechen theilnimmt , wird 
in der Regel ganz nach den allgemeinen Grundsätzen über Theil- 
nabme an Verbrechen bestraft. Nimmt er als Miturheber (s. g. 
gleicher Theilnehmer , z. B. oben S. 277. 292.) Theil : so fallt 
er unter den Strafraum , der für das Verbrechen selbst im Ge- 
setze festgesetzt ist; nimmt er blos als Gehülfe oder Begünsti- 
ger ! ) Theil : so ist seine Strafe nach dem Verhältnisse der Strafe 
des Urhebers, jedoch in geringerem Maasse, zu bestimmen 2 ). 

Es giebt aber einige Fälle , in welchen das Gesetz theils 
die Theilnahme an fremder Unzucht bestraft, während diese 
Unzucht an sich nicht strafbar ist (also nicht die Theilnahme 
an fremden Unzuchtsvergehen), theils die Geb ülfen bei frem- 
den Unzuchts vergehen auf dieselbe Weise oder sogar stren- 
ger bestraft, als diejenigen, welche diese Vergehen verüben. 
Diese Fälle , in welchen also die allgemeinen Grundsätze 
von der Theilnahme an fremden Verbrechen nicht eintreten, 
bezeichnet es durch Kuppelei. Diese Kuppelei besteht in dem 
Verbrechen Desjenigen 3 ) 

1. welcher Weibspersonen, die sich für Lohn zur Un- 
zucht gewerbsmässig *) brauchen lassen. Anderen zuführt, oder 

1) Wer als Begünstiger zu bestrafen sey, diess iuilss sich nach 
dem entscheiden, was im allgemeinen Theile des Strafrechts über 
Begünstiger auszuführen ist. Es gehört hierher z. B. der Fall, wenn 
Jemand weiss, dass ein Andrer eine Entführung, eine Nothzucht u. s. w. 
auszuführen im Begriffe ist, und diese Ausführung nicht nach Kräften 
zu hindern sucht Generale v. 30. Apr. 1783. $. 21. Unterlassene De- 
nunciation eines begangenen Verbrechens aber wird nach Sachs. 
Rechte als Begünstigung nicht bestraft. 

2) §. 29« des Gesetzes und oben S. 256. 

3) Diess gilt auch von einer Frauensperson , welche sich solcher 
Handlungen schuldig macht Das Gesetz sagt: Wer etc. Dass es aber 
hier unter dem Wer tarn masculos , quam feminas complectitur , leidet 
wohl keinen Zweifel, und wird auch durch die stand. Verhandlungen 
bestätigt 

4) Das Wörtchen gewerbsmässig steht im Gesetze nicht Dass es 
aber zu suppliren ist, geht aus den gleich folgenden Worten des Ge- 
setzes (oder ihnen das unzüchtige Gewerbe) hervor. Ob diese Beschrän- 
kung, wie überhaupt die grosse Beschränkung, welche das Gesetz der 
Kuppelei giebt, legislativ sich empfehle, möchte wohl bestritten werden 
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ihnen das Gewerbe in seiner Wohnung zu treiben verstattet *) 
(§. 26. des Gesetzes). Die Strafe is^ Gefängniss von 3 — 6 
Wochen. Qualificirt sind hiebei folgende Fälle (ausgezeich- 
nete Kuppelei): 

a. Wenn die Weibspersonen mit der Lustseuche behaftet 
gewesen, mag diess dem Kuppler oder der Kupplerin 
bekannt gewesen seyn oder nicht 6 ). 

b. Wenn die Kuppelei gewerbsmässig betrieben wird d. fa. 
wenn der Angeschuldigte Jedem , ohne Unterschied, seine Kupp- 
lerdienste gegen Bezahlung leistet 1 ). 

In diesen beiden Fällen ist 3 — 6 monatliches Gefängniss 
zu erkennen. 

c. Die Wiederholung des Verbrechens, d. h. wenn Jemand 
nach erlittener Strafe wegen Kuppelei sich wieder des Vergehens 
schuldig macht. Die Wiederholung ist aber hier nicht, wie in 



können. — ' Anf die unter Nr. 1. angeführte Weise kann auch der Ehe- 
mann sich einer Kuppelei schuldig machen, wenn seine Frau aus der 
Unzucht ein Gewerbe macht. 

5) Diess sind die Worte des Gesetzes , und auf dieses Zuführen und 
Verstatten setzt das Gesetz seine nachher anzuführende Strafe. Man 
muss also annehmen, dass, sobald das Zufuhren oder das Verstatten (zu wel- 
chem Letzteren aber gehört, dass die Person sich wenigstens schon im 
Hause befunden habe, um das Gewerbe auszuüben) geschehen ist, die ge- 
setzliche Strafe eintreten muss , ohne Rücksicht darauf, ob die Unzucht 
selbst schon ausgeübt wurde oder nicht. Es gehört die Ausübung die- 
ser Unzucht nicht zur Consummation der Kuppelei in diesem Falle. 

rj) Diess geht schon aus der Fassung des Gesetzes (§. 26. im Ge- 
gensatze zu §. 25.), und noch mehr aus den ständischen Verhandlun- 
gen hervor. Denn die Deputation der II. Kammer hatte wirklich vor- 
geschlagen , die erhöhte Strafe auf den Fall zu beschranken , wenn dem 
Kuppler oder der Kupplerin jener Umstand bekannt gewesen sey. Al- 
lein mit Recht bemerkten die Organe der Staatsregiemng, dass die 
Strafe darum härter seyn müsse , weil in einem solchen Falle die Kupp- 
ler und Kupplerinnen durch ihre Sorglosigkeit auch noch die Gesund- 
heit Andrer gefährdeten, und so wurde jener Vorschlag von beiden Kam- 
mern verworfen. I. VhndL d. II. Kamm. S. 400. 1. Dep. Ber. d. I. Kamm. 
S. 283. 

7) So legt das S. 378. Not. 29. angeführte K. Preussische Re- 
script das gewerbsmässige Treiben der Kuppelei aus, und man kann 
es auch nicht anders auslegen. v * 

25 * 
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dem S. 379. angeführten Falle der Lohohurerei, immer ein 
Strafschärfungsgrund (S. 260.). Vielmehr ist sie hier in 
der Regel blos ein Straferhöhungsgrund innerhalb des gesetz- 
lichen Maximum d. h. innerhalb des Raumes von drei bis 
sechs Wochen Gefängniss *). Wenn aber gewerbsmäs- 
sige Kappelei nach erlittener Strafe wieder begangen wird, 
oder ein Kuppler sich der unter Ut. a. angeführten Vergehen 
nach erlittener Strafe wieder schuldig macht, dann ist wegen 
Wiederholung Zuchthausstrafe von 6 — 12 Monaten zu erkennen. 

2. Welcher unbescholtene 9 ) Personen zu fleischlichen Ver* 
gehungen mit ändern verleitet. (§. 27. des Ges.) Ohne Zwei- 
fel soll durch diese Bestimmung namentlich auch die w Verlei- 
tung zur einfachen , natürlichen Unzucht (stuprum) verpönt wer- 
den. In der, erst durch die Stände beschlossenen 10 ), Wort- 
fassung des Gesetzes aber liegt dieses eigentlich nicht. Denn 
ein fleischliches Vergehen d. h. eine strafbare Unzucht 
ist nach unsrern Gesetze das Stuprum in der Regel nicht mehr. 
Dass aber hier unter fleischlichem Vergehen gegen den Sinn 
des Wortes nicht blos unerlaubte und strafbare Unzucht, 
sondern auch die nicht strafbare Unzucht zu verstehen sey, 
diess ergiebt sich aus dem Entwürfe und aus den ständischen 
Verhandlungen (ob. S. 238.). — Die verleiteten Personen 
sind nicht zu bestrafen, sofern nicht bei ihnen die Unzucht 
unter die Kategorie der im Gesetze für strafbar erklärten Un- 
zuchlsfälle (Inccst, Sodomie etc.) fällt. 

Daraus, dass das Gesetz zur Kuppelei ein Verleiten 
unbescholtener Personen zur Unzucht fordert, ergiebt sich* 

a. dass durch blosse Connivenz (ausser in dem bei Not. 5. 
angeführten Falle) eine Kuppelei nicht mehr begangen werden 
kann, eine Bestimmung, welche freilich sehr von dem abweicht, 

8) Nicht einmal innerhalb des Raumes von drei bis sechs Mona- 
ten. Denn dieser grössere Raum geht blos auf die Fälle von a. und 6. 
Wiederholung der Kuppelei und gewerbsmässige Kuppelei ist 
natürlich nicht dasselbe. 

9) Vgl. oben S. 376. Not. 23. 

10) Der Entwurf hatte eine richtigere Fassung in dieser Hin- 
sicht; s. ob. S. 238. 
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was bisher bestanden hatte, und welche namentlich in Bezie- 
hung auf Eltern rücksichtlich der Kinder grosses Bedenken gegen 
sich haben möchte. 

b. Dass durch Handlungen, welche der Unzucht nachfol- 
gen, eine Kuppelei nicht mehr begangen werden kann. Durch 
ein Schweigegeld also , selbst wenn es der Ehemann wegen des 
Ehebruches seiner Frau nimmt, wird keine Kuppelei verübt. 
Hierin schliesst sich das Gesetz an die Richtung der gemein- 
rechtlichen Praxis an (S. 209.); ob aber mit Recht, diess 
möchte wohl bezweifelt werden dürfen. 
. c. Dass die Beförderung und Unterstützung der nach dem 
Gesetze straflosen Unzuchtsfälle (z. B. Stuprum, Goncubinat, 
Quasiincest, u. s. w.) straflos ist, so fern sie nicht in eine V e r* 
1 ei t u n g unbescholtener Personen zur Unzucht übergeht. Selbst 

d, dann ist die Handlung straflos und nicht Kuppelei, wenn 
die Eltern ihre Kinder, (sofern nur die Kinder nicht ein Gewerbe 
von der Unzucht machen oder die Eltern sie nicht zur Unzucht 
verleiten) um eines Vortheils willen zur Unzucht preis- 
geben z. B. wenn sie für Bezahlung die Unzucht nicht hindern 
zu wollen versprechen ; und auf die gleiche Weise ist auch der 
Ehemann straflos, wenn er diess in Beziehung auf die Frau 
tbut. Denn als Gehülfe bei einem Ehebruche kann er hier 
nicht bestraft werden, weil beim Ehebruche nicht von Amts- 
wegen eingeschritten werden darf (S. 348.) , und als Kuppler 
nicht, weil er die Frau nicht verleitete. 

Dagegen wird zu der hier berührten Kuppelei nicht, wie 
zu dem S. 376. angeführten strafbaren Missbrauche zur Un- 
zucht, ein Verleiten durch Betrug oder Arglist erfordert, 
sondern ein blosses Verleiten, welches also auch durch Zu- 
reden , Ueberreden , Auffordern , Beschenken u. s. w. gesche- 
hen kann. 

Die Strafe für dieses Verleiten zur Unzucht besteht in der 
Regel (einfache Kuppelei) in Gefängniss von 3 — 6 Monaten. 
Qualificirt sind jedoch folgende Falle (ausgezeichnete Kup- 
pelei) , in welchen Zuchthausstrafe von 4 — 2 Jahren zu erken- 
ueii ist: 
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a, wenn das Vergehen wiederholt d. h. nach erlittener 
Strafe wegen einer solchen Verleitung wieder begangen wurde; 

b. wenn das Vergehen verübt wurde in Beziehung auf 
Ehefrauen, seyen es eigene oder fremde, oder auf nahe 
Verwandte 11 ) oder auf Personen, die dem Verleitenden zur 
Erziehung anvertraut gewesen. Jedoch müssen diese Personen 
(Ehefrauen , Verwandte u. s. w.) , wenn durch das Verleiten 
derselben eine strafbare Kuppelei begangen werden soll, vnbe- 
echoüen gewesen seyn 1 2 ). — Das Gesetz setzt übrigens seine 
Strafe sowohl bei der einfachen als der qualificirten Kuppelei in 
den zu Nr. 2. gehörigen Fällen auf das geschehene Verleiten 
zur Unzucht. Hier gehört also zur Consummation der Kup- 
pelei, dass die Unzucht wirklich verübt worden ist. Kam es 
noch nicht so weit: so kann (S. 265.) die Strafe unter dem 
gesetzlichen Minimum ausgemessen werden 13 ). — 

11) Diese, durch die ständischen Beschlüsse in das Gesetz gekom- 
mene, Bestimmung ist freilich sehr ungenau, und der Interprete hat hier 
gar keinen festen Anhaltspunkt, nach welchem er festsetzen könnte, 
welche Verwandte hier unter den nahen zu verstehen seyen. Freilich 
gehören jedenfalls hierher Adscendenten im Verhältniss zu den Descen- 
denten. Sie können aber nicht allein gemeint seyn; denn sonst wä- 
re^ sie wohl genannt worden. Im gemeinen Leben wird man zu den 
nahen Verwandten wenigstens auch noch Geschwister und diejeni- 
gen Verwandten, bei welchen der s. g. respectus parentelae eintritt 
(Oheime, Tanten etc.), rechnen. — Stiefeltern gehören nach dem Ge- 
setze nicht zu den Personen, welche qualiiicirte Kuppelei verüben kön- 
nen (denn sie gehören nicht zu den Verwandten), ausser das Stiefkind 
wäre ihrer Erziehung anvertraut oder sie begingen die Verleitung in 
Beziehung auf die verheirathete Stieftochter. 

12) Diess ergiebt sich aus der ganzen Fassung des §. 27. des Ge- 
setzes. Vgl. auch oben S. 238. Not 69. 

13) Ob nicht die Strafen unsres Gesetzes in diesen Fallen der 
Kuppelei für manche Falle, besonders bei seiner grossen Beschränkung 
dieses Verbrechens, viel zu gelinde sind? Das Preuss. L.R. II. 20. 
§. 996 folg. dehnt mit Recht den Begriff der Kuppelei weit mehr 
aus, als unser Gesetz, und straft weit strenger. Namentlich zeichnet 
es den Fall, wenn unschuldige Personen mit List in Hurenhänser 
gebracht werden, durch eine sehr hohe Strafe mit Recht aus, und die- 
sen Fall hätte auch unsre Gesetzgebung wohl noch besonders auszeich- 
nen sollen. Denn wenn wir gleich nicht concessionirte Häuser dieser 
Art haben: so könnten doch factisch solche sich finden. Das Oe- 
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Fassen wir zum Schlüsse 14 ) alle diejenigen Falle zusam- 
men, welche nach dem früheren Rechte zu den Fleisches ver- 
brechen gehörten, nunmehr aber nach unsrem Gesetze nicht 
mehr zu denselben gehören 1 5 ) d. h. keine Verbrechen oder 
Vergehen, keine strafbare Handlungen mehr sind : so sind es fol- 
gende: das einfache Stuprum in der Regel (S. 374 Not 17; nur 
in gewissen Fällen kann ein Theil hei demselben bestraft wer- 
den S. 375 f.), der concubitus anticipatus (S. 374 Note 
17.); der Concubinat(S.379.); die Hurerei, so fern sie nicht 
als Gewerbe getrieben wird (S. 378.)» Hbidinosae con- 
trcctationes, so fern sie nicht den Conat einer in dem 
Gesetze für Verbrechen erklärten Unzucht bilden, oder ohne Zu- 
stimmung der contrectirten Person begangen wurden (S. 307. 369.), 
der I nee st zwischen Verwandten oder Verschwägerten im 
zweiten Grade der gleichen oder ungleichen und im dritten 
Grade der ungleichen Seitenlinie , ferner zwischen illegitim Ver- 
schwägerten in gerader Linie (S. 374. Not. 16. vergl. mit S. 198. 
199.); derQuasiincest (374. S. Not. 16. vgl. mit S. 201.); 
das Quasiadultcrium (S. 354. vgl. mit S. 142.); die Qua- 
sibigamie (S. 360. vgl. mit S. 157.), und die Kuppelei 
ia den S. 383, unter a — d angeführten Fällen. 

sterr. G. B. §. 115. 116. setzt auf Kuppelei, wofern dadurch eine 
unschuldige Person verführt worden, schweren Kerker von 1 — 5 
Jahren. Der Hanno y. Entw. Art. 277. straft als Kuppelei die 
absichtliche Beförderung des Ehebruchs, der Blutschande, der wider« 
natürlichen Wollust und der oben S. 374. unter Nr. III. berührten 
Vergehen, ingleichen die gewerbsmässige Beförderung der Mos 
polizeilich strafbaren Schwächung (S. 375. Not 17. a. E.). Als regel- 
mässige Strafe setzt er geschärftes Geßngniss (bis zu 3 Monaten), hei 
besonders erhöhter Strafbarheit Arbeitshaus von 3 Monaten bis zn 3 Jah- 
ren fest, und den kupplerischen Ehemann und kupplerische Eltern 
straft er mit der eben angeführten Arbeitshausstrafe, und bei erschwe- 
renden Umständen mit Zuchthaus bis zu 4 Jahren. Der Württem- 
bergische Entwurf Art. 288. 289. dagegen und der Baierische von 
1831. Th. II. Art. 201. sind nicht strenger, als unser Gesetz. 

14) Eine Erläuterung der §§. 32. 33. und 35. unsres Gesetzes wird 
nicht nothig seyn, da sie blos transitorisches Interesse hatten. 

15) In wie weit das Verbrechen der widernatürlichen Unzucht durch 
unser Gesetz beschränkt wurde, ist zweifelhaft S. 368 f. 
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Druckfehler. 

8. 1A Zeile 5 v. ob. lies Verbrecher st alt Verbrechen. 

— 15 — 13 L i'/s «ta« «A. 

— 20 unt. Ut. c. L Cap. IV. und VT statt Cap. HL 

— 54 Not. 25 Zeile 14 lies verbrannt werden. 

— 62 Zeile fi v. unt ist statt des Comma ein Semkolon, und in der folgenden 

Zeile 1A statt des Semicolon ein Comma zu setzen. 

— fi9 Nr. 2. Z. 3, L werde st. wird. 

— 135 Z. 13 v. ob. sind die Worte : obne aber daraus eine Erwerbsquelle zn 

machen, zu streichen» 

— DO Not. 24 letzte Z. L Cornelia st. Julia. 

— 118 — 19 Z. 3_L Nov. Ui st. Iii 

— 119 — 5Ü — lü ist d e n zu streichen. • 

— 111 Z. 12 ist vor eingegangen zu setzen: in der Meinung, sie sey zu- 

— 139 Not. 89 Z. 8 L die st. seine. 

— IM ist nach der Rubrik: II. Bigamie einsuschieben : A. Römisches und 

gem. Deutsches Recbt. 

— 151 zweiter Abs. Z. 1 L sie st. er, und Z. 2 L sie st ihn. 

— 1£3 Not. 2 Z. 9_L Not. 8 St. 2. 

— 165. — 4 Z. 6_Jl Not. 8 st. 2. 

— 1££ Z. Ü L Friedrich August II. 

191 —iL Blutsverwandten st. Verwandten, und Z. 10 L Blutsverwandt 

st verwandt. 

— 222 Not. 11 Z. 3 L S. 219 folg. st. II. Capitel Nr. L 

— 261 — Z. 2. L Nr. III. 3, st. Nr. BX A. 



Erst bei dem Abdrucke der letzten Bogen erhalte ich das neueste Heft ons- 
res Archive« des Crimh.alrechts (Jahrgang 1834. Heft IV.). Jch erlaube mir, 
hier noch auf die In demselhen S. 660-667. enthaltene, in praktischer 
und theoretischer Hinsicht interessante Abhandlung von Kaemmerer über 
das zur Vollendung der Solhzudä erforderliche Hauptrequmt, welche am Gründ- 
lichsten über und gegen das Erfordernlss der immissio semima handelt, auf- 
merksam zu machen. Zugleich aber habe ich mich gegen Das, was Kaem- 
merer a. a. O. 8. 667. sagt, theilweise zu verwahren. Ich habe nie geleug- 
net, dass nach dem (neuesten) Römischen Rechte die Nothzucht zur vis pu- 
blica gehörte (s. ob. 8. auch die L *9. Jj. «I« adulter, wenn gleich in 
meiner früheren Abhandlung über crimejTvis, so viel ich finde, 
doch keineswegs ubersehen, wie ich sie auch oben S. **>m\ 3 angeführt habe. 
Nur Das behauptete ich, und halte es auch Jetzt noch für rlctTTig, dass die lex 
Julia de vi die Nothzucht nicht zur vi» publica zahlte, und dass es sehr 
zweifelhaft ist, ob sie in den folgenden Jahrhunderten, namentlich zu IIP'™* 
Zeiten, zur vis publica gerechnet wurde. Sind meine Ausfuhrungen (^jjer 
S. 23 Not. L angeführten Abhandlung) über die Justinianischen luerpoiaTtöTren 
beim crimen vis richtig : so macht in jener Hinsicht das Wortchen twbltca in 
der L 22. cit keine Schwierigkeit. 
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